
[image: image1.png]






Projekt: "Umsetzen von Nachhaltigkeitsstrategien im konziliaren Prozess in den Bereichen 'Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung' durch umfassende Beratung und Information im kirchlichen Bereich"

Abschlussbericht

Berichtszeitraum:
15.11.2000 - 31.12.2002

Berichterstatter:

Stiftung Ökumene, Projektbüro Berlin

Tag der Abgabe des Berichts beim Umweltbundesamt: 01.08.2003

Inhaltsverzeichnis



Seite Nr.

0.
Einleitung

4

1.
Die Kirchen und kirchlichen Basisgruppen als Zielgruppe des Projektes bei der Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie

5

1.1.
Vorgeschichte des Projektes

5

1.2.
Der Verknüpfungsprozess

6

1.3.
Die kirchlichen Akteure des Nachhaltigkeitsprozesses in Deutschland

6

1.4.
Etablierung des Projektes

8

1.5.
Der lokale Agenda21-Prozess in den Kommunen

8

1.6.
Ein neuer Politik-Ansatz als Bedingung für eine nachhaltige Entwicklung

8

1.7.
Die Verantwortung der Kirchen, christlichen Gruppen und einzelnen Christen für das Gelingen der nachhaltigen Entwicklung

9

1.7.1.
Die Kommune als Gestaltungsort kirchlichen Engagements

9

1.7.2.
Die Praxis einer nachhaltigen Lebensweise

9

1.8.
Kritische Würdigung der Projektarbeit

11

2.
Konkrete Arbeitsergebnisse des Projektes - Dokumentation der Projektarbeit

12

2.1.
Der Projektantrag

12

2.1.1.
Der erste Projektantrag in Kurzfassung gemäß Antrag und Projektkonzeption vom 6.9.2000 und Bewilligung vom 13.11.2000

12

2.1.2.
Der zweite Projektantrag in Kurzfassung gemäß Antrag und Projektkonzeption vom 30.6.2002, Erläuterung vom 11.10.2002 und Bewilligung vom 31.10.2002

14

2.2.
Allgemeine und spezielle Projektarbeit

16

2.2.1.
Operativer Teil

17

2.2.1.1.
Operative Projektarbeit im säkularen Bereich

17

2.2.1.1.1.
Dokumentation der operativen Arbeit (Dienstreise-Tabelle 1)

17

2.2.1.1.2.
Auswertung ausgewählter Beratungs- und Informationskontakte

24

2.2.1.1.2.1.
Dokumentation der Zusammenarbeit mit wichtigen Nicht-Regierungs-Organisationen (NGOs) und dem Kampagnenrat

24

2.2.1.1.2.2.
Dokumentation der Zusammenarbeit mit dem Büro des Rates für Nachhaltige Entwicklung (RNE)

26

2.2.1.1.2.3.
Dokumentation der Zusammenarbeit mit der CAF/Agenda-Transfer - der späteren Servicestelle Agenda 21 in Bonn

27

2.2.1.1.2.4.
Dokumentation der Zusammenarbeit mit der Servicestelle "Kommunen in der Einen Welt" in Bonn

28

2.2.1.1.2.5.
Dokumentation der Zusammenarbeit mit dem Erd-Charta-Projekt

28

2.2.1.2.
Operative Projektarbeit im kirchlichen und ökumenischen Bereich

31

2.2.1.2.1.
Dokumentation der operativen Arbeit (Dienstreise-Tabelle 2)

31

2.2.1.2.2.
Auswertung ausgewählter Beratungs- und Informationskontakte

43

2.2.1.2.2.1.
Dokumentation der Zusammenarbeit mit ökumenischen Netzen, Basisgruppen und Initiativen

43

2.2.1.2.2.2.
Dokumentation der Zusammenarbeit mit der ACK

46

2.2.1.2.2.3.
Dokumentation der Zusammenarbeit mit Kirchen und kirchlichen Einrichtungen auf institutioneller Ebene

48

2.2.2.
Dokumentation wichtiger bundesweiter Veranstaltungen im Rahmen der Allgemeinen Projektarbeit

54

2.2.2.1.
Dokumentation der Ratschläge der ökumenischen Basisgruppen und Initiativen

54

2.2.2.1.1.
Ratschlag März 2001

54

2.2.2.1.2.
Ratschlag November 2001

59

2.2.2.1.3.
Ratschlag November 2002

62

2.2.2.2.
Dokumentation der Schweriner Fachtagung vom 15. - 17. Februar 2002

63

2.2.2.2.1.
Einleitung

63

2.2.2.2.2.
Wortprotokoll des Plenums der Schweriner Fachtagung

64

2.2.2.2.3.
Referat Schmitthenner

96

2.2.2.2.4.
Referat Orth

99

2.2.2.2.5.
Beschluss zur Weiterarbeit der Arbeitsgruppen GFS

106

2.2.2.2.6.
Nachbetrachtung

107

2.2.2.3.
Dokumentation der Arbeit in Vorbereitung auf den Ökumenischen Kirchentag vom 28.05.2003 bis 01.06.2003

108

2.2.2.4.
Dokumentation der Arbeit in Vorbereitung auf die ökumenische Basisversammlung 2004

110

2.2.3.
Analytischer Teil

110

2.2.3.1.
Dokumentation einer besonders relevanten Initiative, die schon vor Projektbeginn den konziliaren Prozess mit dem Lokale-Agenda21-Prozess verknüpfte (Köpenick)

110

2.2.3.2.
Dokumentation von „Experteninterviews mit erfahrenen Aktiven im Bereich Umweltbildung und Umweltkommunikation im Hinblick auf noch ungenutzte Potentiale und entsprechende Verknüpfungen“

116

2.2.3.2.1.
Interview mit Dr. Axel Beyer am 15. Oktober 2002 in Hamburg

116

2.2.3.2.2.
Interview mit Prof. de Haan am 25. Oktober 2002 in Berlin–Dahlem

122

2.2.4.
Öffentlichkeitsarbeit

130

2.2.4.1.
www.ecunet.de

130

2.2.4.2.
www.global-denken-lokal-handeln.de

134

2.3.
Pilotprojekte

141

2.3.1.
Pilotprojekt 1

141

2.3.1.1.
Zur Genese der AG „Aufbruch“

142

2.3.1.2.
Vom Prozess der Begleitung der AG bis zum Antrag auf Projektförderung

142

2.3.1.3.
Der Prozess der Umsetzung

143

2.3.2.
Pilotprojekt 2

143

2.3.2.1.
Zur Genese der „Projektbörse Kommunale Ökumene / Lokale Agenda 21 Berlin-Mitte“

144

2.3.2.2.
Der Prozess der Umsetzung

146

2.3.3.
Pilotprojekt 3

151

2.3.3.1.
Zur Entwicklung der Idee einer Projektförderung im Raum Westliches Mecklenburg

151

2.3.3.2.
Vom Prozess der Begleitung der Akteure bis zum Antrag auf Projektförderung

152

2.3.3.3.
Die wichtigsten Eckpunkte des Förderantrags für Pilotprojekt 3

152

2.3.3.4.
Der Prozess der Umsetzung

153

3.
Anlagen zur Dokumentation

155

Gesamtbericht des Projektes

„Umsetzen von Nachhaltigkeitsstrategien im konziliaren Prozess in den Bereichen Gerechtigkeit – Frieden – Bewahrung der Schöpfung durch umfassende Beratung und Information im kirchlichen Bereich“ 

vom 15.11.2000 bis 31.12.2002
0.   Einleitung

Der vorliegende Gesamtbericht will Rechenschaft ablegen über die im Berichtszeitraum erzielten Ergebnisse der Projektarbeit und die sich daraus ergebenden Schlussfolgerungen.

Er gliedert sich in drei Teile:

1. Die Kirchen und kirchlichen Basisgruppen als Zielgruppe des Projektes bei der            

    Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie

2. Konkrete Arbeitsergebnisse des Projektes

    - Dokumentation der Projektarbeit –

3. Anlagen zu der Dokumentation

Das Projekt ist, was seinen Hintergrund betrifft, außerordentlich  geprägt von den globalen Entwicklungen seit Ende des 2. Weltkriegs. Seit dieser Zeit  breitete sich immer stärker sowohl in den Naturwissenschaften wie auch in den Geisteswissenschaften ein neuer Denkansatz aus, dem ein ganzheitliches, ein holistisches Denken zugrunde liegt. In der Einführung zu seinem Buch „Wendezeit“  sagt der amerikanische Physiker und Philosoph Fritjof Capra dazu folgendes: „Ich glaube, dass die Weltanschauung, die aus der modernen Physik hervorgeht, mit unserer gegenwärtigen Gesellschaft unvereinbar ist, weil sie den harmonischen Zusammenhängen, die wir in der Natur beobachten,  nicht Rechnung trägt. Um einen solchen Zustand des dynamischen Gleichgewichts zu erreichen, bedarf es einer völlig anderen sozialen und ökonomischen Struktur: einer kulturellen Revolution im wahren Sinne des Wortes. Das Überleben unserer ganzen Zivilisation kann davon abhängen, ob wir zu einer solchen Wandlung fähig sind...Die neue Sicht der Wirklichkeit beruht auf der Erkenntnis, dass alle Phänomene –physikalische, biologische, physische, gesellschaftliche und kulturelle – grundsätzlich miteinander verbunden und voneinander abhängig sind“ (aus: Fritjof Capra „Wendezeit – Bausteine für ein neues Weltbild“ 1982, S. 12 ff.).

Dieses ganzheitliche Denken hat auch seinen Niederschlag in der ökumenischen Bewegung des 20. Jahrhunderts gefunden. 1948 wurde in Amsterdam der Ökumenische Rat der Kirchen gegründet, dem außer der römisch-katholischen Kirche, die keinen vollen Mitgliedstatus hat, inzwischen weit über 300 Kirchen angehören. Gerechtigkeit und Frieden waren die zentralen Themen in den 60-er und 70-er Jahren. Auch auf der Versammlung des Ökumenischen Rats der Kirchen 1983 in Vancouver war zunächst davon die Rede, ein großes Friedenskonzil einzuberufen. Erst im Laufe der Verhandlungen wurde dieser Themenkreis erweitert und zu Frieden und Gerechtigkeit gesellte sich die Bewahrung der Schöpfung, die als Dreigestirn dann zukünftig die Tagesordnung des ÖRK bestimmten.

Beschleunigt wurde diese neue Einsicht in die Interdependenz der drei großen Problemkreise sicher durch die zunehmende Gefährdung der Schöpfung und einem immer wahrscheinlicher werdenden  Kollaps des globalen Ökosystems, hervorgerufen durch eine unverantwortliche Wirtschafts - und Finanzpolitik transnationaler Konzerne und Banken, die mehr und mehr den Frieden gefährdeten und die weltweite soziale Gerechtigkeit untergruben. Gesellschaftliche, soziale, wirtschaftliche und ökologische Prozesse lassen sich seither angemessen nur noch komplex und ganzheitlich gestalten und steuern, wenn man denn der Verantwortung gerecht werden will, das Leben auf dieser Erde zu bewahren.

1.   Die Kirchen und kirchlichen Basisgruppen als Zielgruppe des Projektes

bei der Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie

1.1. Vorgeschichte des Projektes

Als das Projektbüro Ende 2000 die Projektarbeit aufnahm,  konnte es schon auf eine länger andauernde Annäherung des konziliaren Prozesses für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung (im weiteren als GFS-Prozess bezeichnet) mit dem Agenda 21- Prozess zurückblicken.

Dabei ist es nicht uninteressant zu erwähnen, dass der GFS-Prozess schon fast 1 Jahrzehnt früher als der Rio- oder Agenda 21 Prozess das Licht der Welt erblickte.

Die VI. Vollversammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen beschloss auf ihrer Zusammenkunft 1983 in Vancouver (Kanada), alle Mitgliedskirchen einzuladen,  zu einem „konziliaren Prozess gegenseitiger Verpflichtung (Bund) auf Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung“ zusammenzukommen. Ein treibender Motor für diesen Beschluß war die Delegation aus der DDR, die maßgebliche Vorarbeit geleistet hatte. 

Ziel dieses Beschlusses war es, zukünftig die unterschiedlichen Aktivitäten des Ökumenischen Rates zu Fragen der Gerechtigkeit, des Friedens und der Schöpfungsbewahrung miteinander zu verbinden und aufeinander abzustimmen, um so den komplexen Herausforderungen durch  komplexe, ganzheitliche Antworten gerecht zu werden.
Nach dem Beschluss in Vancouver dauerte es einige Zeit, ehe der Zentralausschuss des Ökumenischen Rates 1985 beschloss, den konziliaren Prozess weltweit gemeinsam mit der katholischen Kirche durchzuführen. Zwei Jahre später wurde dann der zeitliche Ablauf für seine Vorbereitung und Durchführung beschlossen. Alles sollte auf die Weltversammlung im Sinne einer Weltkonvokation 1990 in Seoul (Korea) hinauslaufen. Um ihr möglichst große Bodenhaftung zu geben, wurde angeregt, zunächst auf nationaler und dann auf kontinentaler Ebene Vorbereitungsversammlungen für Seoul durchzuführen. 

Am intensivsten geschah dies zwischen 1987 und 1989 auf nationaler Ebene in einigen Ländern Europas.

Die beiden  „Arbeitsgemeinschaft(en) Christlicher Kirchen“ (fortlaufend als „ACK“ bezeichnet), in der auch die katholische Kirche Vollmitglied ist, nahmen in der Bundesrepublik wie auch in der DDR den Impuls von Vancouver auf und führten 1988 - 1989 je eigene Versammlungen zum GFS-Prozess zur Vorbereitung auf Basel durch. Dabei spielte besonders die Ökumenische Versammlung für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung in der DDR, die in drei Sitzungen zwischen 1988 - 1989 zusammen kam, in der sich zuspitzenden gesellschaftlichen und politischen Krise eine hervorragende Rolle, bündelten sich in ihren Beschlusspapieren doch Erkenntnisse und Forderungen, die kurze Zeit später bei der friedlichen Revolution im Herbst 1989 in der DDR eine wichtige Rolle spielten und teilweise auch in die programmatischen politischen Grundsätze der neu entstehenden politischen Bürgerbewegungen und Parteien eingingen. In dieser Versammlung, die ihre abschließende Sitzung 1989 kurz vor Basel  in Dresden hatte, spielten auch die Vertreter der unabhängigen Friedensbewegung eine wichtige Rolle, weil fast 1/3 der Delegierten aus ihrer Mitte kamen. Diese Bewegung, in der sich Umwelt-, Friedens-, Menschenrechts-, Frauen- und Zwei-Drittel-Welt-Gruppen zusammengeschlossen hatten und  auf die zunehmenden Bedrohungen massiv reagierten, hatte sich am Rande der verfassten Kirchen in den 70-er und 80-er Jahren Jahre etabliert und radikalisierte die innergesellschaftliche Diskussion. 

In dem Schlussdokument der Ökumenischen Versammlung wird die Trias von Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung ausdrücklich hervorgehoben und unter dem Begriff „Schalom“ zusammengefasst. Sie bildet die klassische Grundlage für alle Einzeltexte. In der theologischen Grundlegung heißt es dazu:

„Wir haben gesehen, dass Gerechtigkeit, Frieden und die Bewahrung der Schöpfung in unserer Weltsituation drei miteinander verflochtene Probleme sind. Sie stehen aber auch in einem theologischen Zusammenhang... Wir schlagen (deshalb) „Schalom“ als die alle drei Begriffe umfassende Orientierung vor.“ 

(aus: Ökumenische Versammlung für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung ; Dresden – Magdeburg – Dresden; Eine Dokumentation; Aktion Sühnezeichen/Friedensdienste, Pax Christi; Berlin 1990; S. 30)

An diese nationalen Versammlungen schloss sich im Mai 1989 für ganz Europa die erste europäische Ökumenische Versammlung in Basel an, zu der die Konferenz Europäischer Kirchen und die Konferenz katholischer Bischöfe in Europa eingeladen hatten. Sie stand unter dem Thema: „Frieden in Gerechtigkeit“.

 Es war das erste Mal seit der Ost-West-Kirchentrennung 1054, dass sich alle christlichen Konfessionen Europas wieder zu einer gemeinsamen Konferenz zusammenfanden. In dem Schlussdokument „Frieden in Gerechtigkeit für die ganze Schöpfung“ wird der im Konferenzthema noch nicht vorhandene Begriff der Schöpfung wieder aufgenommen und damit die Trias erneut hergestellt.

Auf globaler Ebene fand der GFS-Prozess einen ersten  Höhepunkt in einer Weltversammlung in Seoul (Süd-Korea). In den 10 Grundüberzeugungen bekräftigen die Delegierten, dass sie sich für Gerechtigkeit, Frieden und die Bewahrung der Schöpfung einsetzen werden, weil dies der Wille Gottes ist. In den Selbstverpflichtungen, zu denen sich die Delegierten bekannten, sprechen sie sich 

1. für eine gerechte Weltwirtschaftsordnung und für die Befreiung aus den Fesseln der Auslandschulden;

2. für eine wirkliche Sicherheit für alle Staaten und Völker und für eine Kultur der Gewaltlosigkeit;

3. für die Erhaltung der Erdatmosphäre und für die Schaffung einer Kultur, die in Harmonie mit der ganzen Schöpfung leben kann;

4. für die an den Wurzeln ansetzende Überwindung des Rassismus und der Diskriminierung

aus.

1.2. Der Verknüpfungsprozess

Gerade dieser sich neu entwickelnde ganzheitliche Denk- und Politikansatz spielte auch bei der Erstellung der Agenda 21 eine zentrale Rolle. Durch Personen wie Paul Albrecht, einem amerikanischen Theologen und Wirtschaftswissenschaftler oder der norwegischen Politikerin Gro Harem Brundtland, die auf globaler Ebene seit Jahren in beiden Prozessen gleichzeitig arbeiteten oder intensivere Kontakte hatten, wanderten Gedanken, Einsichten und Erkenntnisse hin und her und befruchteten die eine und die andere Seite.

Mit der 1984 erfolgten Einsetzung einer UN-Kommission für Umwelt und Entwicklung sollte ein zusammenfassender und vorausschauender Bericht über die zukünftigen Aufgaben der  Menschheit erstellt werden. Die zukünftigen Aufgaben der Industrie- und Entwicklungsländer sollen durch deren Vertreter in der Kommission „gemeinsam“, wie es der spätere Bericht sagen sollte oder wenigstens in Kenntnis voneinander formuliert werden. Zur Vorsitzenden wurde Go Harlem Brundtland gewählt. Mit ihr sowie weiteren Kommissionsmitgliedern, die durchaus mit den Diskussionen aus dem ÖRK-Programm über „Just, Participatory and Sustainable Society“ vertraut bzw. in Berührung gekommen waren, gelangten der Begriff „sustainability“ bzw. „sustainable“, nun um mehrere Dimensionen erweitert, als „Leitbegriff“ oder „Weltformel“ in den Kommissionsbericht „Unsere gemeinsame Zukunft“ (Brundtland-Bericht 1987). Ein von der ökumenischen Sozialethik nicht mehr geachteter Begriff erlangte nun „Weltgeltung“.

Danach bedeutet sustainable development eine Entwicklung, welche den Bedürfnissen der gegenwärtig lebenden Menschen entspricht, ohne die Möglichkeiten zukünftiger Generationen zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse zu gefährden. Eine derartige, nachhaltige, zukünftige Entwicklung steht vor der Herausforderung, im Rahmen dieses Prinzips ökologischen, ökonomischen und sozialen Zielsetzungen gleichgewichtig Rechnung zu tragen und damit die ethische Verantwortung für die Gerechtigkeit zwischen den heute lebenden Menschen und zukünftigen Generationen wahrzunehmen. Dies jedoch ist nur durch eine integrative, ganzheitliche Politik zu leisten.

1.3. Die kirchlichen Akteure des Nachhaltigkeitsprozesses in Deutschland

So gab es schon vor der Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung 1992 in Rio de Janeiro gerade auch in den Kirchen und kirchlichen Basisgruppen und Initiativen in Deutschland ein gewachsenes Verständnis für die Komplexität globaler Probleme und die Notwendigkeit, über sie nur noch in ihrer unauflöslichen Wechselwirkung nachzudenken und an entsprechenden komplexen Lösungen zu arbeiten und es nahm die Einsicht zu, dass es für diese umfassende Aufgabe einer neuen, weltumgreifenden Zusammenarbeit weit über die Kirchen hinaus bedarf, um zu befriedigenden Ergebnissen zu kommen.

Dazu hieß es schon im Schlusstext der Ökumenischen Versammlung der DDR: „Die Schritte der Umkehr in den Fragen der Weltverantwortung ... begegnen wachsender Sorge und einem Prozess des Umdenkens auch bei Nichtchristen und insbesondere bei solchen, die politische Verantwortung tragen... Sie können als Schritte eines Lernprozesses in einem kulturellen Umbruch angesehen werden. Viel Christen sehen in ihnen weltliche Entsprechungen zur Umkehr, Entsprechungen, die der dreieinige Gott in der Menschheit wirkt. Diese Schritte sind anders motiviert, decken sich mit der Umkehr nur teilweise, können aber in die selbe Richtung des Handels führen. Die umkehrende Gemeinde lässt sich von diesen Bewegungen anregen und findet in ihnen Verbündete. Sie sucht mit ihnen nach dem wahrhaft Lebensdienlichen und kämpft mit ihnen gegen die Mächte lebensbedrohlicher Unvernunft.“ (s.o. S. 29)

Auf der Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro 1992 wurde dann unüberhörbar der für das Leben und Überleben der Menschheit notwendige globale Paradigmenwechsel auf die politische Tagesordnung der Welt gesetzt.

In der Präambel heißt es dazu: „Die Menschheit steht an einem entscheidenden Punkt ihrer Geschichte. Wir erleben eine zunehmende Ungleichheit zwischen Völkern und innerhalb von Völkern, eine immer größere Armut, immer mehr Hunger, Krankheit und Analphabetentum sowie eine fortschreitende Schädigung der Ökosysteme, von denen unser Wohlergehen abhängt. Durch eine Vereinigung von Umwelt - und Entwicklungsinteressen und ihre stärkere Beachtung kann es uns jedoch gelingen, die Deckung der Grundbedürfnisse, die Verbesserung des Lebensstandards aller Menschen, einen größeren Schutz und eine bessere Bewirtschaftung der Ökosysteme und eine gesicherte, gedeihliche Zukunft zu gewähren. Das vermag keine Nation allein zu erreichen, während es uns gemeinsam gelingen kann: in einer globalen Partnerschaft, die auf eine nachhaltige Entwicklung ausgerichtet ist.“

(Aus: Umweltpolitik; Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung im Juni 1992 in Rio de Janeiro; Dokumente; Agenda 21; Eine Information des Bundesumweltministeriums; Bonn, o.J., S. 9)

In Rio war deutlich die Hoffnung zu spüren, dass dieser Paradigmenwechsel vielleicht gelingen könne, wenn alle Nationen bereit wären, für das Überleben aller Menschen entsprechende Anstrengungen zu übernehmen.

Von Rio ging auch die eindeutige Botschaft an die verschiedensten Vereinigungen und Institutionen der Zivilgesellschaft aus, sich an diesem weltweiten Prozess mit ihren Möglichkeiten zu beteiligen. Denn ohne die aktive Bereitschaft aller würde dieser Prozess nicht gelingen. Im Kapitel 27 wird diese Botschaft unter der Überschrift „Stärkung der Rolle der nichtstaatlichen Organisationen – Partner für eine nachhaltige Entwicklung“ im einzelnen entfaltet. ( aus: Umweltpolitik...s.o.; S. 228 ff.)

Als in den folgenden Jahren die Kirchen in Deutschland und Europa weitere Bemühungen um die Fortsetzung des konziliaren Prozesses unternahmen, nahmen sie ihre schon getätigten Aussagen über mögliche Verbündete im nichtkirchlichen Bereich wieder auf.

Zur Vorbereitung der zweiten Europäischen Ökumenischen Versammlung 1997 in Graz, die sich wiederum wie schon die erste 1989 in Basel dem GFS-Prozess widmete, wurden in Deutschland zwei Ökumenische Versammlungen durchgeführt:

eine von den ökumenischen Basisgruppen und Initiativen und die  andere von der ACK.

In allen drei Versammlungen, den beiden Erfurtern sowie der in Graz,  wurde auf den inzwischen begonnenen Agenda 21 –Prozess als einer säkularen Entsprechung des GFS-Prozesses Bezug genommen. Der erste Impuls ging von der Ökumenischen Basisversammlung im März 1996 in Erfurt aus. In ihrem abschließendem Votum „Was uns bewegt und was wir bewegen wollen“ erklärte die Versammlung:

 „Der konziliare Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung hat in der Agenda 21 der Rio-Konferenz für Umwelt und Entwicklung eine politische Entsprechung gefunden, die auf nationale und vor allem kommunale Ausgestaltung zielt. Lokale Agenda heißt, Leitlinien und Rahmenpläne zu konzipieren, die eine nachhaltige Entwicklung von Kommunen und Regionen im 21. Jahrhundert gewährleisten...Kommunale Leitlinien sind nur umsetzbar, wenn jede Bürgerin und jeder Bürger  in einem partizipatorischen Prozess von deren Richtigkeit und Zukunftsfähigkeit überzeugt ist und danach handelt. Dabei können Kirchen und Gemeinden eine maßgebliche Rolle spielen. Wir bitten daher die Kirchgemeinden, sich bei der Erarbeitung von Lokalen Agenden 21 aktiv zu beteiligen oder sie anzuregen und dabei die Erfahrungen aus Partnerschaften einzubringen und zu vertiefen.“ (aus: Unser Wirtschaftssystem – wider Gottes Geist?; Dokumentation I: Arbeitsthesen, Hauptreferat, Votum der Ökumenischen Basisversammlung 22.-24. März 1996 in Erfurt; hrsg. von der Vorbereitungsgruppe der Ökumenischen Basisversammlung, April 1996, S. 19).

Eine ähnliche Bitte an die Kirchgemeinden findet sich im Schlusstext der Versammlung der ACK vom Juni 1996, die ebenfalls in Erfurt durchgeführt wurde.

Darüber hinaus werden in diesem Schlusstext Kirchenleitungen gebeten, finanzielle und personelle Mittel bereitzustellen,  um die Initiativen aus dem kirchlichen Bereich zur Umsetzung der Lokalen Agenda 21 zu unterstützen und ihr breites Spektrum von Bildungsangeboten dafür zu nutzen. Kirchen sollten Lernorte für die Themen der Agenda 21 werden.

Diese Bitten und Anforderungen kehren schließlich auch im Abschlusstext der Europäischen Ökumenischen Versammlung von Graz 1997 als Empfehlung der Versammlung an die Christen, Kirchgemeinden, Gruppen und Kirchen wieder. Hier wird den Kirchen empfohlen, sich dem Agenda 21 Prozess anzuschließen und diesen mit dem GFS-Prozess zu verbinden. Als Begründung wird angeführt: „Die Agenda 21 bietet eine international vereinbarte Handlungsgrundlage, die wichtige gemeinsame Merkmale mit dem JPIC (GFS)-Prozess aufweist und besonders die Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen und politischen Kräften auf lokaler und kommunaler Ebene anregen und organisieren mithelfen kann. (aus: „Ökumenischer Informationsdienst; Aktuell 10; Zweite Europäische Ökumenische Versammlung vom 23. – 29. Juni 1997 in Graz; Dokumentation; hrsg. von der Ökumenischen Gesellschaft für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung e.V.; Frankfurt am Main, o.J.)

1.4. Etablierung des Projektes

Auf diesem Hintergrund und dem gewachsenen Bewusstsein in den Kirchen und Gruppen wurde dann, angeregt durch den  Koordinationskreis Ökumenischer  Basisgruppen und Initiativen, in engster Zusammenarbeit mit der Ökumenischen Gesellschaft e.V dieses Projekt konzipiert und beim Umweltbundesamt zur Durchführung beantragt. Es sollte einen eigenständigen Beitrag dazu leisten, die in den Kirchen, Gemeinden und Basisgruppen durch den GFS-Prozess entstandenen Potentiale für den Agenda 21 Prozess durch eine umfassende Beratung und Information zu mobilisieren und fruchtbar zu machen sowie neue Potentiale zu erschließen.

1.5. Der Lokale Agenda 21-Prozess in den Kommunen

Im 28. Kapitel des Schlussdokuments von Rio werden die Kommunen weltweit ausdrücklich dazu aufgefordert, von der Basis her die nachhaltige Entwicklung mitzugestalten. Es bedurfte einer gewissen Anlaufphase, ehe sich auch in Deutschland die Kommunen auf diese Herausforderung einließen. 

Wollten sich Kommunen dieser Aufforderung anschließen, mussten sie bei der Erstellung eines Leitbildes ihre bisherige Arbeit unter dem neuen Paradigma einer nachhaltigen Entwicklung neu ordnen. Das betraf zum einen die Strukturen und zum anderen die inhaltlichen Entscheidungen. Auf der strukturellen Ebene musste es zu ganz neuen kooperativen Arbeitsmodellen innerhalb der Verwaltung sowie zwischen der Verwaltung, den politisch gewählten Vertretern und den engagierten Gruppen und Einzelnen der Zivilgesellschaft kommen. In einer von Konkurrenz und Durchsetzung geprägten Gesellschaft war dies die erste große Herausforderung, der sich die Kommunen stellen mussten.

Die zweite große Herausforderung bestand in der inhaltlichen Abstimmung so unterschiedlicher Bereiche wie Ökonomie, Ökologie und Soziales, den drei zentralen Grundsäulen jeder nachhaltigen Entwicklung.

1.6. Ein neuer Politikansatz als Bedingung für eine nachhaltige Entwicklung

Um keine der drei Grundsäulen Ökonomie, Ökologie und Soziales zu gefährden oder gar zu zerstören, bedarf es eines neuen Denk- und Politikansatzes, der sich am besten als ein komplementärer  beschreiben lässt. Im Gegensatz zu dem traditionellen Ansatz, in dem die unterschiedlichen Bereiche oft als sich gegenseitig ausschließend, miteinander in Konkurrenz stehend oder zumindest uninteressiert nebeneinander herlaufend  begriffen werden, in denen stärker in den Alternativen ´entweder - oder ´gedacht und gehandelt wird, in der z. B. Ökologie und Ökonomie als schwer miteinander vereinbar wahrgenommen werden und in deren Folge dann ganze Ökosysteme zerstört und die menschlichen Lebensgrundlagen vernichtet werden, handelt es sich bei diesem neuen Politikansatz  darum, die jeweiligen Bereiche als sich je bedingende, einander ergänzende und aufeinander angewiesene Teile eines übergreifenden Ganzen zu verstehen. Bei diesem Ansatz dominiert das  ´sowohl als auch´.  

Eine nachhaltige Entwicklung wird zukünftig nur gelingen, wenn ihr dieser neue Denkansatz zu Grunde gelegt wird, wenn sich die je unterschiedlichen Interessenvertreter als Teil eines Ganzen begreifen und ihre eigenen Teilinteressen mit denen des Gesamtwohls in eine Balance bringen. Bei diesem Politikansatz müssen sich die einzelnen Akteure auch der Mühe unterziehen, darüber nachdenken, welche Folgen die Durchsetzung ihrer Interessen für die je anderen Bereiche haben und wieweit sie für diese anderen noch zumutbar sind und sie werden davon ihre Entscheidungen abhängig machen, sich also auf die Strukturen einer Interessenpartnerschaft einlassen. Das Ergebnis wird eine ökologisch und sozial ab- und ausgewogene Wirtschaftweise sein, die das sensible Ökosystem nicht über das zumutbare Maß belastet und allen heute und zukünftig lebenden Menschen ein Mindeststandard an Lebensqualität zugesteht, bei dem zumindest ihre elementaren  Grundbedürfnisse gesichert werden und ihre  Würde nicht angetastet wird.

 Diese Einstellung, die nicht auf dem nackten Egoismus und der Gewinnmaximierung Einzelner oder Gruppen beruht, bedarf eines ethischen Fundamentes. Im Menschen gibt es neben den egoistischen durchaus auch noch andere, altruistische Anlagen, die ihn zu einem solidarischen Verhalten befähigen. Diese Anlagen wieder stärker zu entfalten und ihnen einen hohen gesellschaftlichen Wert zu vermitteln, ist mit ein Anliegen und eine Bedingung,  ja die Voraussetzung einer nachhaltigen Entwicklung, die in einer nachhaltigen Lebensweise ihre konkrete Ausformung findet. Es ist dringend erforderlich, die immer größer werdende Ethiklücke im öffentlichen Bewusstsein wieder zu schließen.

1.7. Die Verantwortung der Kirchen, christlichen Gruppen und einzelnen Christen für das Gelingen der nachhaltigen Entwicklung

Um die nachhaltige Entwicklung als einen unumkehrbaren Prozess in der Gesellschaft zu verankern, bedarf es vieler Menschen guten Willens mit ihren Fähigkeiten und Begabungen, bedarf es neu entstehender sozialer und kultureller Bewegungen für eine nachhaltige Lebensweise, bedarf es starker zivilgesellschaftlicher Organisationen, Verbände und Institutionen, die sich gemeinsam auf den Weg machen, um dem neuen Denk- und Politikansatz zum Durchbruch zu verhelfen. Gerade die Kirchen sind mit  ihrer ethischen Kompetenz bei der Diskussion über Werte und gesellschaftliche Leitbilder für eine nachhaltige Entwicklung gefragt und gefordert. Darüber hinaus ergeben sich für sie unterschiedliche Möglichkeiten, in dem konkreten Prozess mitzuwirken.

1.7.1. Die Kommune als Gestaltungsort kirchlichen Engagements 

Einer der Bereiche, in dem dies geschehen sollte und auf die  das Projekt in besonderer Weise ausgerichtet ist, sind die Kommunen. In einem überschaubaren Bereich können die neuen Verhaltensmuster einer Nachhaltigen Entwicklung eingeübt und gefestigt werden.  Die Startbedingungen sind dabei für die verschiedenen gesellschaftlichen Akteure sicher sehr unterschiedlich.

Relativ problemlos sollten dabei die Startbedingungen für  Kirchgemeinden und kirchliche Gruppen und Initiativen  sein, sofern sie in den letzten Jahren im konzilaren Prozess schon aktiv waren. Denn hier konnten sie schon einüben, dass Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung nicht voneinander zu trennen sind, sondern nur als Ganzes wahrgenommen werden können. Sie waren damit auf den ganzheitlichen Ansatz im Agenda 21 Prozess schon vorbereitet und eingestimmt, der sich auch darum bemüht, Ökonomie, Ökologie und Soziales als drei Säulen unter einem gemeinsamen Dach zu vereinen. Das sollte sie in besonderer Weise befähigen, den Agenda 21 Prozess auf lokaler Ebene mit voranzubringen. Eine Vorreiterfunktion übte dabei der schon über viele Jahre sich bis heute immer weiter entfaltende Agenda 21 Prozess in Berlin – Köpenick aus. Die Erfahrungen vor allem dieser Kommune standen auch Pate bei der Konzipierung dieses Projektes. 

Zum Ende des Projektzeitraums starteten dann auf der kommunalen Ebene 2 unterschiedlich große Pilotprojekte, eines in Berlin Mitte und eines in der Region Schwerin in Mecklenburg-Vorpommern, die diese Ideen mit Hilfe und Unterstützung des Projektbüros modellartig umsetzten.

Aber auch in anderen Kommunen gab es im Agenda - Prozess sehr beachtliche Ergebnisse der Kooperation zwischen kirchlichen und kommunalen Akteuren. Stellvertretend genannt seien in diesem Zusammenhang die Orte Bordesholm (Schleswig-Holstein), Neukirchen-Vluyn und Gelsenkirchen (beide Nordrhein-Westfalen), Weissach (Baden-Württemberg) und Unterhaching (Bayern).

Teilweise gingen in den letzten Jahren sogar die Impulse für den Beschluss, eine Lokale Agenda 21 ins Leben zu rufen, von aktiven Kirchgemeinden oder ihnen nahe stehenden kirchlichen Gruppen und Initiativen aus. Eine wichtige Rolle spielten dabei vor allem die entwicklungspolitischen Gruppen, die vor allem in der Eine-Welt-Bewegung aktiv waren. Sie befruchteten den Agenda-Prozess, indem sie neben den Umweltfragen, die oft dominant den Prozess bestimmten, auch Fragen der internationalen Gerechtigkeit einbrachten und damit der sozialen Dimension im Agenda 21 Prozess Gesicht und Stimme gaben.

Der Erfolg für eine gute Zusammenarbeit hing oft auch von Personen ab, die in beide Bereiche integriert waren oder zumindest ganz enge Kontakte hatten und so ohne große Informationsverluste das gemeinsame Anliegen voranbringen konnten und zum Motor des Ganzen wurden.

1.7.2. Die Praxis einer nachhaltigen Lebensweise

Ein anderer Bereich des Einsatzes für eine nachhaltige Entwicklung war das Engagement für eine nachhaltige Lebensweise, in dem die Kirchen und kirchlichen Basisgruppen und Initiativen besonders ansprechbar und auch aktivierbar waren. Jeder einzelne sowie Gruppen und Gemeinden konnten damit sofort und ohne Umschweife beginnen, unabhängig von der politischen Weltlage, dem Aufbau bestimmter Strukturen, irgendwelcher kommunalen oder kirchlichen Beschlüsse oder der öffentlichen Meinung. Dieses Engagement gehört darüber hinaus zum Zentrum christlicher Verkündigung und christlicher Lebenspraxis und ist gültig, solange es Christen gibt. 

Es ist deshalb auch nicht verwunderlich, dass sich dieses Anliegen wie ein roter Faden durch alle Entschließungen und Aufrufe besonders seit der Ökumenischen Vollversammlung 1983 in Vancouver zieht.

Unter den 12 Texten, die zum Beispiel die Ökumenische Versammlung in der DDR 1989 verabschiedete, war auch der Text: „Auf der Suche nach einer neuen Lebensweise in der bedrohten Schöpfung“, aus dem im folgenden einige Gedanken vorgestellt werden sollen.

Solange der Regelkreis von Produktion – Konsumption – Bedürfnisse -Produktion anhält, werden weiterhin egozentrisch orientierte und ständig wachsende materielle Bedürfnisse hervorgebracht. Diese immer weiter ansteigenden Belastungen aber sind nicht natur- und sozialverträglich für das Leben anderer Menschen und Völker und der zukünftigen Generationen. Deswegen ist es notwendig, selber Veränderungen zu wagen. Dazu bedarf es  wieder solcher Werte wie Kommunikation und Toleranz, Kreativität und Phantasie, Liebe und Barmherzigkeit und veränderter Bedürfnisse,  die in eine neue Lebensweise münden. Diese Schritte in eine neue Lebensweise müssen sowohl von dem Einzelnen wie auch von den Kirchen und Gemeinden  vollzogen werden und sie müssen auch von der Gesellschaft eingefordert werden. (S. auch: Ökumenische Versammlung für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung; Dresden-Magdeburg-Dresden; eine Dokumentation; Aktion Sühnezeichen/Friedensdienste  Pax Christi, Berlin 1990)

Die ökumenischen Basisgruppen und Initiativen verabschiedeten auf ihrer ersten gemeinsamen Basisversammlung 1996 in Erfurt ein Votum, in dem es unter anderem heißt: 

„Quantitatives Wachstum in der bisherigen Form führt in die ökologische und soziale Katastrophe. Deshalb müssen wir anders leben, damit andere – in der 2/3 Welt – überhaupt leben können. Seit Jahrzehnten wissen wir, dass wir uns von materiellen zu kulturellen, spirituellen Werten umorientieren müssen, um erfüllter, reicher, kommunikativer leben zu können... Wir verpflichten uns, im Sinne dieses Textes zu arbeiten und in unseren Gemeinden und Gruppen wirksam zu werden. Wir fordern die Kirchen und Gemeinden auf, konkrete Schritte in Richtung eines neuen Lebensstils zu gehen...Eine andere Lebenskultur wird eine entscheidende Voraussetzung für eine veränderte zukunftsfähige Wirtschaftsweise sein.“  (aus: Unser Wirtschaftssystem – wider Gottes Geist? Dokumentation I: Arbeitsthesen, Hauptreferat, Votum der Ökumenischen Basisversammlung 22. – 24. März 1996 in Erfurt; Hrg. Vorbereitungsgruppe der Ökumenischen Basisversammlung , April 1996, S. 19).

Die europäische Christenheit verabschiedete auf ihrer 2. Europäischen Ökumenischen Versammlung 1997 in Graz auch eine Passage unter der Überschrift: Ökologisches Bewusstsein und ökologisches Fehlverhalten.  Darin heißt es u. a.: „Es mehren sich die Anzeichen dafür, dass der wirtschaftliche Druck den Aspekt ökologischer Verantwortung überall wieder in den Hintergrund drängt...Mit ökologischen Schönheitsreparaturen ist es längst nicht mehr getan. So schwer es uns auch fällt, das zu begreifen: Wir sind herausgefordert, unsere gesamte Wertordnung zu verändern. Unser gegenwärtiger Lebensstil und unsere gesellschaftlichen Grundwerte entsprechen unseren unmittelbaren Bedürfnissen und Interessen. Zu einem schöpfungsgerechten Lebensstil und einer schöpfungsgerechten Gesellschaftsordnung gehört deshalb eine schöpferische Neuordnung unseres Wertesystems: In Ausübung seiner Verantwortung hat der Mensch Rücksicht zu nehmen auf den Eigenwert der Mitwelt, der auf dem Willen des Schöpfers gründet.“ (aus: Ökumenischer Informationsdienst, Aktuell 10 Zweite Europäische Ökumenische Versammlung vom 23. – 29. Juni 1997 in Graz; Dokumentation 1997, S. 32f.)

In dem Sozialwort der Kirchen, das 1997 für größeres Aufsehen in der deutschen Öffentlichkeit  sorgte, gibt es auch eine Passage, die sich ausdrücklich einem neuen Lebensstil zuwendet. Dort heißt es: “Änderungen des Lebensstils ... sind notwendig. Notwendig ist der Übergang von Raubbau und Wegwerfgesellschaft zu langfristig tragbaren Wirtschafts- und Lebensweisen. Bei vielen der wohlhabenden Menschen in der westlichen Überflussgesellschaft ist überzogenes Konsum- und Wohlstandsdenken vorherrschend. Diese Haltung gerät zunehmend in Konflikt mit den Grenzen der ökologischen Belastbarkeit und geht zu Lasten der Lebensmöglichkeiten künftiger Generationen und zu Lasten der Menschen in den sich entwickelnden Ländern. So wird das Ziel der Nachhaltigkeit ganz sicher verfehlt, wenn das durchschnittliche Konsumniveau in den Industrieländern weiter steigt. Deshalb muss das Bewusstsein dafür steigen, dass mehr Lebensqualität heute kaum noch durch „mehr“ und „schneller“ zu erreichen ist, sondern in wachsendem Maße durch „weniger“, „langsamer“ und „bewusster“. Derart veränderte Lebensstile werden sich vermutlich nur dann verbreiten, wenn deutlich wird, dass ein Leben , das die Mit- und Umwelt schont, neue Qualitäten hat.“ (aus : Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit; Wort des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland und der Deutschen Bischofkonferenz zur wirtschaftlichen und sozialen Lage in Deutschland; Hannover/Bonn 1997 S. 91)

In dem Wort der deutschen Bischöfe  „Handeln für die Zukunft der Schöpfung“ von 1998 wird  der Erneuerung des Lebensstils ein ganzes Kapitel gewidmet. Hier wird zu Recht betont, dass ein umweltgerechter Lebensstil nicht nur Privatsache ist, sondern sich auch im zivilgesellschaftlichen Engagement für öffentliche Belange ausdrücken muss und das es eine durchaus lohnende, zutiefst humane und christliche Herausforderung ist, lebbare Alternativen zum konsumorientierten Lebensstil zu entwickeln. (S.: Die deutschen Bischöfe , Kommission für gesellschaftliche Fragen Heft 19, Handeln für die Zukunft der Schöpfung, Bonn 1998, S. 72 ff.)

Auch in jüngster Zeit haben sich Kirchen zur Frage des Lebensstils geäußert. In der Stellungnahme der beiden großen Kirchen in Deutschland zur UN-Konferenz für Nachhaltigkeit und Entwicklung 2002 in Johannesburg heißt es: “ Die Kirchen tragen dazu bei, eine Politik des ökologischen Strukturwandels möglich zu machen, wenn sie immer wieder dazu aufrufen, den eigenen Lebensstil zu überdenken. Das christliche Menschenbild bietet vielfältige Ansätze für einen Gewinn an Lebensqualität durch die Unterscheidung von „gut leben“ und „viel haben“. Ein nachhaltiger Lebensstil in Verbindung mit entsprechenden Strukturveränderungen im Welthandel ist heute entscheidend für eine Neuorientierung in den reichen Industrienationen selbst.“ (aus: epd Dokumentation Nr. 30 2002; Nachhaltigkeit als Aufgabe der Kirchen, S. 5)

1.8. Kritische Würdigung der Projektarbeit 

Die Zielgruppe für das Projekt war gut gewählt. Hier konnten die Projektmitarbeiter in der Regel davon ausgehen, dass sie auf Verständnis stoßen  und mit aktiver Mitarbeit rechnen konnten, wenn es um die Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie ging. Dabei entwickelte sich vor allem mit den Ökumenischen Basisgruppen und Initiativen eine gute Zusammenarbeit. Sie waren vor allem daran beteiligt, Leitbilder einer nachhaltigen Entwicklung in den Bereichen Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung zu entwickeln.

Sie erstellten  während des Projektzeitraums in den einzelnen Arbeitsgruppen dafür Thesenpapiere, die auf der Schweriner Fachtagung, einem der Höhepunkte des Projektes, sehr ausführlich beraten wurden. Diese Papiere waren die Arbeitsgrundlage für die Herstellung des Berliner Aufrufs, der dann auf dem Berliner Ökumenischen Kirchentag 2003 der kirchlichen Öffentlichkeit vorgestellt werden sollte. 

In einer dieser Gruppen entwickelte sich sogar etwas ganz Neues, aus dem dann ganz zum Ende des Projektzeitraums die Initiative „Aufbruch – anders besser leben“ hervorging. Sie versuchte, eine neue Bewegung in Gang zu bringen, wo der Einzelne damit Ernst machte, Anforderungen an eine nachhaltige Entwicklung nicht zuerst bei anderen einzufordern, sondern damit bei sich selber im ganz persönlichen Bereich zu beginnen. 

Diese sich entfaltende Bewegung ist zweifelsohne eines der kreativsten Ergebnisse dieses Projektes gewesen. Die Initiative, der als Pilotprojekt des Gesamtprojektes auch kurzfristig erhebliche finanzielle Unterstützung gewährt wurde, tut gut daran, die breite und immer wiederkehrende Bereitschaftserklärung der Kirchen, sich ganz aktiv für eine nachhaltige Lebensweise einzusetzen, einzufordern und sie bei den neu entstehenden Prozessen aktiv mit einzubeziehen. Darüber hinaus wird sie auch andere gesellschaftliche Gruppen der Gesellschaft zur Mitarbeit und zum Mitmachen einladen, damit es zu einer breiten alle gesellschaftlichen Gruppierungen einbeziehenden Bewegung kommen kann.

Bei vielen anderen kirchlichen Aktivitäten, die sich um ein nachhaltiges Verhalten im Bereich des Umweltschutzes, der Energieeinsparung, der nachhaltigen Landwirtschaft und anderer Bereiche  verdient gemacht haben, konnte das Projektbüro wegen der Kürze der Zeit nicht aktiv werden. Aber es hat auch zu Vertretern dieser Bereiche viele intensive Kontakte gegeben.

Es ist sehr erfreulich, dass es zu einer eigenständigen Fortsetzung dieses Projektes gekommen ist. Verschiedene Fäden konnten weitergesponnen , andere konnten ganz neu geknüpft werden. Damit konnte die sich im Projekt selber entwickelnde Dynamik konstruktiv aufgenommen und im Folgeprojekt umgesetzt werden. Die Schwerpunkte mussten neu ausbalanciert werden. So gab es ganz neue Einsichten und Erkenntnisse im umweltpolitischen Handlungsfeld „Nachhaltige Konsummuster“. Noch zu Beginn der Projektarbeit war nicht erkennbar, dass gerade dieses Handlungsfeld in den Mittelpunkt der gesellschaftspolitischen Debatte rücken würde. Um so höher ist es einzuschätzen, dass alle Partner an diesem Projekt bereit waren, sich dieser neuen Herausforderung  zu stellen und eine Diskussion darüber intensiv voranzubringen, sowie ein Modell für eine  gangbare Praxis zu entwickeln.

2. Konkrete Arbeitsergebnisse des Projektes

     - Dokumentation der Projektarbeit -

In diesem zentralen Teil des Projektberichtes wird die gesamte Projektarbeit ausführlicher dokumentiert. Der Bogen wird dabei vom Projektantrag (2.1.) über die allgemeine und spezielle Projektarbeit (2.2.) und die drei Pilotprojekte (2.3.) gespannt. Die dabei entstandene Modifizierung der ursprünglichen Projektidee ergab sich aus den sich ständig weiterentwickelnden Prozessen sowohl in der Gesellschaft als auch in den Kirchen und der ökumenischen Basisbewegung. Sie orientierte sich an den durch eine nachhaltige Entwicklung neu entstehenden politischen und gesellschaftlichen Herausforderungen.

2.1. Der Projektantrag

Im "Koordinationskreis Basisgruppen und Initiativen", dessen Mitglieder überwiegend aus der ökumenischen Basisbewegung kommen, z.T. aber auch in kircheninstitutionelle Strukturen eingebunden sind, wurde in den Jahren 1999/2000 die Idee entwickelt und diskutiert, die Arbeit dieses wichtigen Gremiums durch ein bundesweites Projekt zu profilieren. Dabei wurden verschiedene Vorschläge zur (finanziellen) Förderung des angedachten Projektes beraten. Mehrere Mitglieder des Koordinationskreises, die beruflich in entsprechenden Zusammenhängen arbeiten oder gearbeitet haben, brachten ihre diesbezüglichen Erfahrungen und Kenntnisse der Antragstellung und Antragsbearbeitung in Sachen Projektförderung in die Diskussion mit ein.


Daraus entstand Anfang des Jahres 2000 die Idee für das vorliegende Projekt. Es wurde eine Projektskizze erarbeitet und dem möglichen Projektträger Oekumenische Gesellschaft für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung (GFS) e.V. vorgelegt. Von Seiten der Oekumenischen Gesellschaft wurde Interesse an dem Projekt signalisiert, so dass letztlich mit Datum vom 6.9.2000 der Förderantrag mit der vorliegenden Projektkonzeption eingereicht werden konnte. Der Antrag wurde mit Bescheid vom 13.11.2000 vom UBA bewilligt. Mit Datum vom 15.11.2000 wurde die Initiierung des Projektes vom Träger offiziell veranlasst. Das war der Startschuss für die Umsetzung des Projektantrags: die Projektarbeit konnte beginnen.

2.1.1. Der erste Projektantrag in Kurzfassung gemäß Antrag und Projektkonzeption 
vom 6.9.2000 und Bewilligung vom 13.11.2000

Umsetzen von Nachhaltigkeitsstrategien im konziliaren Prozess in den Bereichen "Gerechtigkeit – Frieden – Bewahrung der Schöpfung" durch umfassende Beratung und Information im kirchlichen Bereich 

Die Formulierung des Projekttitels, des Antrags, der Projektkonzeption und der Auflagen im Bewilligungsbescheid liegen alle zeitlich weit vor der Veröffentlichung der "Nachhaltigkeitsstrategie für Deutschland", auf die sich in ihrer endgültigen, verbindlichen Form die Bundesregierung erst im April 2002 festgelegt hat. Die Projektarbeit hier setzt aber bereits im November 2000 an – zu einem Zeitpunkt, als die "Nachhaltigkeitsstrategie" als verbindliches Dokument noch nicht vorlag. Deshalb auch im Titel der etwas unscharfe Begriff "Umsetzen von Nachhaltigkeitsstrategien" (Plural), der alle die auf "nachhaltige Entwicklung" ausgerichteten Bestandteile des "Konsultationsprozesses" (im Sinne der Agenda 21) in die hier im Projekttitel genannten "Nachhaltigkeitsstrategien" einzubinden versucht. Mit dem Zeitpunkt der Veröffentlichung der "Nachhaltigkeitsstrategie für Deutschland" (April 2002) wird damit auch für das vorliegende Projekt der anfänglich (Projektstart: November 2000) noch etwas unscharfe Rahmen durch einen klar definierten Rahmen ersetzt. Bei dem Projekt geht es darum, einen Beitrag dafür zu leisten, dass die "Nachhaltigkeitsstrategie für Deutschland" im sog. "kirchlichen Bereich" ankommt, diskutiert und schließlich umgesetzt wird. Mit dem "kirchlichen Bereich" ist dabei sowohl der Bereich der "verfassten Kirchen" (kurz: Kirchen) als auch der ökumenischen Basisgruppen und Initiativen (kurz: Basisbewegung) gemeint. Der Schwerpunkt der Projektarbeit liegt im "konziliaren Prozess", dessen Wurzeln und Akteure sowohl in den Kirchen als auch in der Basisbewegung zu finden sind. Da das Projekt beim Projektträger Oekumenische Gesellschaft und bei dem für die Fachaufsicht zuständigen Koordinationskreis ökumenischer Basisgruppen und Initiativen verankert ist, liegt naheliegenderweise der Schwerpunkt der Projektarbeit im Bereich der ökumenischen Netze, Basisgruppen und Initiativen, ohne die Verbindung mit den Akteuren in den Kirchen zu vernachlässigen.

Der "Projektantrag in Kurzfassung" ergibt sich aus den in der Projektkonzeption (Antrag vom 6.9.2000) beschriebenen sieben Arbeitsfeldern sowie den im Bewilligungsschreiben vom 13.11.2000 genannten "Zusätzlichen Auflagen". Auf der Grundlage der Arbeitsfelder kann die Projektarbeit insgesamt in 2 große, einerseits relativ unabhängige, andererseits aber auch eng miteinander verflochtene Bereiche eingeteilt werden: 

· Allgemeine Projektarbeit (Arbeitsfelder 1 – 5) 

· Spezielle Projektarbeit (Arbeitsfelder 6 – 7) 

Zusammengefasst sind das die folgenden Aufgaben des Grundrasters der "sieben Arbeitsfelder" gemäß Projektkonzeption vom 6.9.2000. Es werden hier nur die Aufgaben genannt, die ab dem Zeitpunkt der Einrichtung des Büros relevant sind. Die "zusätzlichen Auflagen" vom 13.11.2000 wurden hier in das Raster an den Stellen, die dafür in Betracht kommen, ohne weitere Kommentierung eingearbeitet.

1. Es sind Kontakte mit allen für die Arbeit erforderlichen Institutionen herzustellen (Kirchen und Basisbewegung).

2. Es sind Beratungen mit kirchlichen Mitarbeitern, Laien, kirchlichen Institutionen und Gremien (Konvente, Mitarbeitertagungen, kirchliche Seminare, Synoden, Ausbildungsstätten, Rüstzeiten) durchzuführen. Die Zusammenarbeit mit den evangelischen und katholischen Akademien sowie dem Kirchlichen Forschungsheim Wittenberg ist zu organisieren.

· Es sind Experteninterviews durchzuführen mit erfahrenen Aktiven im Bereich Umweltbildung und Umweltkommunikation im Hinblick auf noch ungenutzte, aber theoretisch vorhandene Potentiale oder entsprechende Verknüpfungen.

· Es ist in Zusammenarbeit mit dem Koordinationskreis entsprechendes "Arbeitsmaterial über den konziliaren Prozess/Nachhaltigkeitsprozess" zu erarbeiten.

· Es sind die wichtigsten Institutionen, die im Rahmen der Aufgabe beraten werden sollen, zu erfassen. Die Beratungen sind durchzuführen.

· Mit dem Nachhaltigkeitsrat ist Kontakt aufzunehmen. Es ist eine Abstimmung über eine mögliche Kooperation herbeizuführen.

3. Die Arbeit der drei im Rahmen des Koordinationskreises gebildeten Arbeitsgruppen: Gerechtigkeit heute, Frieden heute, Bewahrung der Schöpfung heute ist zu intensivieren.

· Es ist eine Analyse des derzeitigen Standes der Arbeit der AG zu erarbeiten, dabei sind die Inhalte zu fixieren und deren weitere Bearbeitung zu beraten.

· Es sind Arbeitstreffen mit Leitern der AG organisieren. Es sind Arbeitspläne für die AG und darauf aufbauend ein Gesamtarbeitsplan zu entwerfen. Die Arbeitstreffen sollen in verschiedenen Regionen stattfinden.

· Es ist ein System elektronischer Vernetzung aufzubauen, um durch weniger Reisen Verkehr zu vermeiden.

· Die AG sind in mögliche Kommunikationsebenen des Nachhaltigkeitsrates einzubeziehen.

· In Abstimmung mit dem Koordinationskreis sind Ökumenische Ratschläge 2001/2002 zu organisieren und durchzuführen.

4. Im Jahre 2002 ist eine ökumenische Fachtagung durchzuführen. Diese ist entsprechend vorzubereiten, zu organisieren, durchzuführen und auszuwerten.

· In die organisatorische Vorbereitung sind die entsprechenden Gruppen/ Institutionen einzubeziehen.

· Die inhaltliche Vorbereitung ist mit Koordinationskreis abzustimmen.


· Für die ökumenische Fachtagung ist entsprechendes Arbeitsmaterial zu erarbeiten.


· Es ist ein Vorbereitungspapier für die Konferenz 'Rio+10' in die Fachtagung einzubringen.


· Es sind Vorschläge für die Ökumenische Basisversammlung 2004 vorzulegen.


5. Öffentlichkeitsarbeit


· ist eine entsprechende Aufgabenstellung zu erarbeiten, dabei ist der Einsatz elektronischer Mittel (Nutzung des Internet) zu berücksichtigen.

· Mit der Öffentlichkeitsreferat des BMU ist die Zusammenarbeit herzustellen und zu organisieren.


6. Initiierung von Projekten


· Es sind Informationen über wichtige Projekte im kirchlichen Raum weiterzugeben. (Es erfolgen keine eigenständigen Projektbearbeitungen.)

· Es sind Informationen über Möglichkeiten zur Förderung zu vermitteln.


· Es sind Projektbörsen für den ökumenischen Raum zu organisieren.


7. Unterstützung und Initiierung von Lokale Agenda 21-Prozessen in den Kommunen


· Es ist eine umfassende Analyse der kirchlichen Aktivitäten bei diesen Prozessen zu erarbeiten. Während der Projektlaufzeit ist eine umfassende Erhebung vorzunehmen, welche einschlägigen und besonders relevanten Initiativen im konziliaren Prozess des kirchlichen Bereichs im Nachhaltigkeitsprozess in der Industriegesellschaft ganz allgemein mit welchen Verknüpfungspotentialen zwischen beiden Bereichen bereits vorhanden sind (z.B. per Fragebogenaktion an Kirchengemeinden).

· Es ist eine exemplarische Untersuchung mehrerer ausgewählter einzelner Initiativen durchzuführen, v.a. in Bezug auf deren parallele Aktivitäten in Kirchengemeinden und lokalen/ regionalen Agenda21-Strategien.

· Es sind Vorschläge für die Einbeziehung des konziliaren Prozesses in Lokale Agenda 21-Prozesse zu erarbeiten.

· Es ist ein Workshop zu diesem Thema durchzuführen.


Zum Endbericht wird in den "Zusätzlichen Auflagen" noch folgendes festgelegt:

Der Endbericht sollte als kritischer Erfahrungsbericht angelegt sein, in dem auch die noch unausgenutzten Potentiale für wichtige umweltpolitische Handlungsfelder, wie z.B. "Nachhaltige Konsummuster" oder "Strategien der Popularisierung des Nachhaltigkeitsbildes in der breiten Bevölkerung" oder "Chancen und Barrieren der ökologischen Modernisierung" eine adäquate Berücksichtigung finden. - Diese Aufgabe ist der Allgemeinen Projektarbeit zuzuordnen.

2.1.2. Der zweite Projektantrag in Kurzfassung gemäß Antrag und Projektkonzeption 
vom 30.6.2002, Erläuterung vom 11.10.2002 und Bewilligung vom 31.10.2002

Der Antrag vom 30.6.2002 zielt ab auf eine Verlängerung der bis 14.11.2002 bewilligten Projektförderung. Es wird zunächst ein Aufstockungszeitraum bis 31.12.2002 beantragt; und es wird in diesem Zusammenhang gleich darauf hingewiesen, dass für die Zeit nach dem 31.12.2002 ein neuer Projektantrag gestellt werden wird.

In Punkt 9 (Kurzbeschreibung des Projektes) der Projektkonzeption (Antrag) vom 30.6.2002 wird ganz allgemein zunächst auf die Projektkonzeption (Antrag) vom 6.9.2000 als weiterhin gültige konzeptionelle Basis verwiesen. 

Es werden darüber hinaus die folgenden zusätzlichen Aufgaben genannt: 

1. Weiterarbeit an der Vorbereitung für den Ökumenischen Kirchentag im Mai/Juni 2003 in Berlin

2. Weiterarbeit an der Vorbereitung der Ökumenischen Basisversammlung 2004

3. Weiterarbeit an den wissenschaftlichen Projektaufgaben

4. Weiterarbeit an den Aufgaben der Speziellen Projektarbeit

Die Frage nach "vergleichbaren Projekten" (und in diesem Zusammenhang die Frage, welche Erfahrungen und Ergebnisse in das beantragte Projekt einfließen können), beantwortet die Projektkonzeption vom 30.6.2002 wie folgt:

Es gibt in Deutschland eine Vielzahl von Projekten, die sich als Teil des Nachhaltigkeitsprozesses u./od. des konziliaren Prozesses für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung (kurz: GFS-Prozess) verstehen. Diese werden im Rahmen des wissenschaftlichen Teils der Projektarbeit des Projektes UBA I 1.3 – 90 381/285 auszuwerten sein. Das vorliegende Projekt geht aber über diese – zumeist lokalen – Projekte hinaus, indem es den GFS-Prozess in seiner Gesamtheit in den gesellschaftlichen Nachhaltigkeitsdiskurs einzubinden versucht bzw. auch umgekehrt die Themen des Nachhaltigkeitsdiskurses bei den Trägern und Akteuren des GFS-Prozesses verankern will.


Bezug nehmend auf die "Nachhaltigkeitsstrategie" wird in der Konzeption auf das Dokument "Perspektiven für Deutschland – Unsere Strategie für eine nachhaltige Entwicklung" (Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, April 2002) verwiesen.


Die Frage nach den "angestrebten Zielen" beantwortet die Konzeption wie folgt:

Das Projekt verfolgt ausschließlich praktische Ziele - Vernetzung von Akteuren des GFS-Prozesses (vor allem aus dem Bereich der ökumenischen Basisgruppen und Initiativen) mit Akteuren des gesellschaftlichen Nachhaltigkeitsprozesses - an Hand konkreter Ereignisse (Ökumenischer Kirchentag, Ökumenische Basisversammlung) und mittels Initiierung von beispielhaften Pilotprojekten).


Die Zielgruppen sind die Akteure des GFS-Prozesses (vor allem aus dem Bereich der ökumenischen Basisgruppen und Initiativen) und die Akteure des gesellschaftlichen Nachhaltigkeitsprozesses (vor allem aus den Lokale Agenda 21 – Initiativen).


Die Konzeption hebt die besondere Bedeutung von Öffentlichkeitsarbeit im Zusammenhang mit der Vorbereitung von wichtigen Ereignissen (Ökumenischer Kirchentag, Basisversammlung), der Projektarbeit in den Pilotprojekten, der Präsentation im Internet sowie bei der Erarbeitung und Veröffentlichung von Publikationen hervor. Außerdem wird die Pressearbeit als Aufgabe genannt.


Die Konzeption hebt die "bundesweite Ausstrahlung des Projektes" hervor. Das Projekt erhebt den Anspruch, bundesweit die Akteure des GFS-Prozesses mit den (Haupt-)Akteuren des Nachhaltigkeitsdiskurses auf der Grundlage der "Nachhaltigkeitsstrategie für Deutschland" zu vernetzen.


Ein wichtiger Schwerpunkt der Projektarbeit im Zeitraum 15.11. – 31.12.2002 ist gemäß Konzeption vom 30.6.2002 die Weiterarbeit an den analytischen Projektaufgaben: Der Projektantrag UBA I 1.3 – 90 381/285 besteht aus einem umfangreichen analytischen Projektteil (Experteninterviews Umweltbildung, Erhebung über Verknüpfungspotentiale LA21/GFS-Prozess, Fragebogen an KiGmden usw.). In der Konzeption wird festgestellt, dass diese Arbeit im Rahmen des bis 14.11.2002 bewilligten Förderzeitraums über erste Ansätze nicht hinausgekommen ist und dass deshalb die begonnenen Arbeiten quantitativ und qualitativ in der gebotenen Differenziertheit fortzusetzen, zu vertiefen, auszuwerten und zu dokumentieren sind. Unter anderem auch von daher wird der Antrag auf Fortsetzung der Projektarbeit über den 14.11.2002 hinaus begründet.


Ein weiterer wichtiger Schwerpunkt der Projektarbeit gemäß Konzeption vom 30.6.2002 ist die Weiterarbeit an den Aufgaben der Speziellen Projektarbeit: Die Spezielle Projektarbeit (Initiierung regionaler/lokaler Projekte) gemäß Arbeitsfelder 6 und 7 (s.o.) wurde mit der Initiierung von Pilotprojekten begonnen. Die Initiierung kann aber im Rahmen des bis 14.11.2002 verbindlichen Projektantrags nicht über die Planungsphase hinausgehen. Für die Umsetzungsphase ist eine Fortsetzung der Projektarbeit über den Bewilligungszeitraum hinaus nötig. Weiterhin ist nötig, für die Pilotprojekte entsprechende finanzielle Mittel einzustellen, ohne die die Umsetzung nicht erfolgen kann.


Die Frage nach einer möglichen "Evaluierung des Projektes" beantwortet die Konzeption wie folgt:

Eine Evaluierung des vorliegenden Projektes ist bisher nicht vorgesehen, wohl aber eine Evaluierung der verschiedenen Modelle der Vernetzung von LA21- und GFS-Prozess.


Die "langfristige Wirkung des Projektes" sieht die Projektkonzeption in dem durch den Aufbau von Strukturen der Vernetzung von LA21- und GFS-Prozess erwarteten (erhofften) Verstetigungseffekt einer gemeinsamen Arbeit von LA21- und GFS-Akteuren. Dies gilt für den Umweltschutz ebenso wie für andere Bereiche (Entwicklungszusammenarbeit, Wirtschaft, Arbeitsmarkt, Soziales, Partizipation ...).


In den "Erläuterungen" vom 11.10.2002 zum Antrag vom 30.6.2002 werden darüber hinaus noch folgende Schwerpunkte gesetzt: 

1. Die inhaltlichen Schwerpunkte des Antrags stellen bereits die Weichen für einen Neuantrag 2003 


2. Das Projekt geht von der Zielstellung aus, dass sich in den nächsten 10 Jahren 10 % der Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland einer Bewegung für eine nachhaltige Lebensweise anschließen werden. Dazu sollen umgehend die ersten Schritte gegangen und die dafür nötigen Voraussetzungen geschaffen werden. Besondere Zielgruppen werden weiterhin Basisgruppen und Gemeinden im kirchlichen Bereich sein, aber sie werden auch weit darüber hinausgehen.

3. Mit Bewilligungsbescheid vom 13.11.2000 waren vom UBA aus fachliche Auflagen ("10 zusätzliche Auflagen") gemacht worden, die in wesentlichen Teilen abgearbeitet worden sind. Dabei hat sich gezeigt, dass eine Dokumentierung der dabei geleisteten Arbeiten, die in dieser Form ursprünglich nicht verlangt und vorgesehen war, auf großes Interesse in den beteiligten Kommunikationsinitiativen stoßen und den weiteren Prozess zu einer nachhaltigen Lebensweise erheblich befördern könnte. 

· Dokumentation von Verknüpfungspotentialen zwischen Nachhaltigkeitsprozess und konziliarem Prozess auf der Grundlage einer Auswertung von Fragebogenaktionen 

· Dokumentation von Experteninterviews im Bereich Umweltbildung und Umweltkommunikation 

· Dokumentation von exemplarischen Untersuchungen mehrerer ausgewählter Initiativen 

· Dokumentation von unausgenutzten Potentialen für wichtige umweltpolitische Handlungsfelder ("Nachhaltige Konsummuster", "Strategien der Popularisierung des Nachhaltigkeitsbildes in der breiten Bevölkerung", "Chancen und Barrieren der ökologischen Modernisierung")

4. Pilotprojekte
Mit der Aufstockung der Projektförderung bis 31.12.2002 und der Bereitstellung der mit Antrag vom 30.6. begründeten Mittel können die verschiedenen Pilotprojekte, die sich schon in einer ausgereiften Planungsphase befinden, umgehend in eine intensive Arbeitsphase überführt werden und auch schon kurzfristig eine erhebliche Außenwirkung entfalten. Dabei kommt der Öffentlichkeitsarbeit eine besondere Bedeutung zu. Diese Pilotprojekte sollen, nachdem sie im Rahmen des bisherigen Projektes herangereift sind, umgehend auf den Weg gebracht, intensiv begleitet, und nach der ersten Anlaufphase ausgewertet werden. 

Die drei ausgewählten Pilotprojekte sind unterschiedlich angesiedelt: bundesweit, in einer Großstadt und in einer ländlichen Region. Unterschiedlich ist deshalb auch die Herangehensweise und unterschiedlich sind die Akteure. Gleich sind sie alle in der Zielstellung, von den jeweils gegebenen Voraussetzungen die Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie zielstrebig voranzubringen. Alle drei Pilotprojekte sind Teil einer umfassenden Kommunikationsinitiative, die von vielen zivilgesellschaftlichen Akteuren, Vereinen und Verbänden sowie von staatlichen Institutionen und Organisationen getragen wird.

· Pilotprojekt 1: Initiative "Aufbruch: anders besser leben – Zukunftsfähig mit Körper, Geist und Seele" 

· Pilotprojekt 2: Projektbörse Kommunale Oekumene / Lokale Agenda 21 Berlin-Mitte 

· Pilotprojekt 3: Förderung eines Netzwerks von Akteuren aus dem kirchlichen und kommunalen Bereich in der Region Schwerin, um an der Umsetzung einer regionalen Nachhaltigkeitsstrategie mitzuwirken

2.2. Allgemeine und spezielle Projektarbeit

Das Projekt umfasst sieben Arbeitsfelder. Die Arbeitsfelder 1 - 5 werden hier unter dem Begriff "Allgemeine Projektarbeit" subsummiert, die Arbeitsfelder 6 und 7 als "Spezielle Projektarbeit".

Arbeitsfeld 
Thema 

1 
· Die Vorbereitung, das Einrichten und die Arbeit des Koordinierungsbüros 

2 
· Die Beratung und Information für kirchliche Mitarbeiter, Laien, kirchliche Institutionen und Gremien (Konvente, Mitarbeitertagungen, kirchliche Seminare, Synoden, Ausbildungsstätten, Rüstzeiten)

· Die Zusammenarbeit mit den evangelischen und katholischen Akademien sowie dem kirchlichen Forschungsheim Wittenberg 

3 
· Die Intensivierung der drei im Rahmen des Koordinationskreises gebildeten Arbeitsgruppen

- Gerechtigkeit heute,
- Frieden heute,
- Bewahrung der Schöpfung heute 

4 
· Die Vorbereitung, Durchführung und Auswertung der ökumenischen Fachtagung 2002 und die Vorbereitung der Ökumenischen Basisversammlung 2004 

5 
· Öffentlichkeitsarbeit 

6 
· Initiierung von Projekten 

7 
· Unterstützung und Initiierung von Lokale Agenda 21-Prozessen in den Kommunen 

2.2.1. Operativer Teil

Bei der Dokumentation der Beratungs- und Informationskontakte werden im folgenden zwei Arbeitsbereiche unterschieden: 

· säkularer Bereich 

· kirchlicher / ökumenischer Bereich


Infolge der Überschneidungen der beiden Arbeitsbereiche wird an mehreren Stellen dieser Dokumentation deutlich, dass sich diese in der Sache zwar notwendige getrennte Darstellung nicht immer trennscharf durchhalten lässt und dass sich die beiden Arbeitsbereiche schon von der Aufgabenstellung her wechselseitig durchdringen.

2.2.1.1. Operative Projektarbeit im säkularen Bereich

Ein zentrales Anliegen des Projektes ist die Vernetzung der im Nachhaltigkeits- bzw. Rio-Prozess tätigen Akteure mit den Akteuren, die im GFS-Prozess tätig sind. In den folgenden Gliederungpunkten wird versucht, den Aktionsradius zu beschreiben und abzustecken, den das Projekt für die wichtigsten Akteursgruppen im säkularen Bereich hat.

2.2.1.1.1. Dokumentation der operativen Arbeit (Dienstreise-Tabelle 1)

Die hier erstellte Dokumentation gibt einen Einblick in die vielfältigen Beratungs- und Informationskontakte, die der Projektleiter seit dem Projektbeginn am 15.11.2000 bundesweit im nichtkirchlichen Bereich durchführte. Sowohl Anliegen wie auch Ergebnis der Kontakte sind aus der Tabelle gut erkennbar. Das Projekt ermöglicht sehr unterschiedliche Anknüpfungen für die durchgeführten Kontakte.


Letzter Stand: 12. Februar 2003

Die wichtigsten Kontaktaufnahmen vor Ort im "säkularen Bereich" (s. folgende Seiten)

Nr. 
Termin 
Ort 
Anlaufstelle bzw. Veranstalter 
Anlass 
Dienstauftrag und Ergebnis 






Auftrag 
Ergebnis 
Anknüpfungspunkte für das Projekt 

2000

01 
04.12. 
Berlin 
Bundestagsfraktion B90/Grü 
Öffentl. Tagung: Nachh’strategien 
Teilnahme an der Tagung 
informiert und Kontakte geknüpft 
Betreuung des Handlungsfeldes EINE WELT, neues Politikverständnis

02 
05.12. 
Berlin- Köpenick 
Bezirksamt 
Feierliche Übergabe LA21 
Teilnahme an der Veranstaltung 
informiert und Kontakte geknüpft 
durchgehende strukturelle Verknüpfung beider Prozesse, kommunale Ökumene eigenständiger Akteur

03 
08.12. 
Leipzig 
Kommunales Agenda-Büro, Hr. Ralf Elsässer 
informelles Treffen 
Projekt vorstellen 
informiert, Zusammenarbeit verabredet 
Defizite kirchl. Aktivitäten 

04 
08.12. 
Leipzig 
Kirchl. Vertreter des kommunalen Agenda-Beirats, Hr. Dr. Pohler 
informelles Treffen Sitzung 
Projekt vorstellen 
zukünft. Beratungstätigkeit vereinbart 
strukturelle Verankerung kirchl. Vertreter im Agenda-Beirat 

2001

05 
01.02. 
Karlsruhe 
Agenda-Transferstelle Ba-Wü., Hr. Oelsner 
informelles Treffen 
Projekt vorstellen 
informiert und Kontakte geknüpft 
Hinweis auf große Aktivitäten der Akademien in Ba-Wü. bzgl. Prozesskoordinierung 

06 
09.02. 
Oldenburg 
Kommunales Agenda-Büro, Hr. Niko Paech 
informelles Treffen 
Projekt vorstellen 
informiert und Kontakte geknüpft 
Entwicklung von verbindl. Arbeitsstrukturen zw. Agenda-Prozess u. staatl. Organen 

07 
15.02. 
Berlin 
BMU, Abt.-ltr. Hr. Dr. Gallas 
informelles Treffen 
Projektarbeit besprechen 
Vermittl. v. Gesprächspartnern im BMU 
- 

08 
19.02. 
Güstrow 
Agenda-Transferstelle Meckl.-Vorp., Hr. Grossmann 
informelles Treffen 
Projekt vorstellen 
informiert, Zusammenarbeit verabredet 
Zusammenarbeit von KiGmden in M-V, die Projekte im Agenda-Prozess vor Ort durchführen 

09 
20.02. 
Berlin 
SPD-Bundestagsfraktion 
Öffentl. Tagung: Nachh’Strategien 
Teilnahme an der Tagung 
informiert und Kontakte geknüpft 
gesellschaftl. Konsens grundlegend. Umfassende Nachhaltigkeitsstrategie steht noch aus; einzelne Handlungs felder 

10 
05.03. 
Bonn 
Agenda-Transferstelle NRW, Hr.Hoffmann 
informelles Treffen 
Projekt vorstellen 
informiert, Zusammenarbeit verabredet 
guter gesamtdt. Überblick, Planungen für gesamtdeutsche Aktionen und Projekte, Weitergabe zentraler Informationen 

11 
07.03. 
Schwerin 
Umweltministerium Meckl.-Vorp., Minister Methling 
informelles Treffen 
Über Fachtagung 2002 in Schwerin reden 
Minister übernimmt Schirmherrschaft für Fachtagung 2002 
sehr interessiert am ökumen. Beitrag im Agenda-Prozess 

12 
08.03. 
Berlin 
Bundestagsfraktion B90/Grü, Winfried Herrmann, MdB 
informelles Treffen 
Projekt vorstellen 
partielle Zusammenarbeit möglich 
kompet. Gesprächspartner für Entwicklung von Nachhaltigkeitsstrategien 

13 
27./ 
28.3. 
Bad Honnef 
Forum Umwelt & Entwicklung 
Tagung Bundeskampagne Rio+10 
Teilnahme an der Tagung 
Mitarbeit in der Kampagne vereinbart 
NGOs haben vergleichbare Zielstellungen bei der Umsetzung von Nachhaltigkeitsstrategien 

14 
11.04. 
Berlin 
WEED-Büro, Frau Unmüßig 
informelles Treffen 
Projekt vorstellen, über Kampagne Rio+10 informieren 
mögliche Mitarbeit im Kampagnerat besprochen 
Zusammenbringen von persönl. und polit. Ebene 

15 
18.04. 
Bonn 
Agenda-Transferstelle NRW, Hr. A. Hoffmann 
Beratung Bundeskampagne Rio+10 
Zusammenarbeit organisieren 
Zusage für Mitarbeit in AG Kampagne und Ök. Fachtagung 2002 
NRW-Erfahrung betreffs Zusammenarbeit der beiden Prozesse bundesweit ausdehnen 

16 
23.04. 
Schwerin 
Umweltministerium Meckl.-Vorp., Hr. Arnold Fuchs 
Planungsgespräch 
Vorbereitung Ökum. Fachtagung 2002 
konkrete Zusage für eine umfassende Mitarbeit bei der technischen Vorbereitung u. Durchführung der Fachtagung 2002 
Konkrete Mitarbeit für Gesamtkonzept 

17 
07.05. 
Erfurt 
Gemeindebund Thüringen, Agenda21-Büro 
Tagung der Leiter der Länder-Agenda-Transferstellen 
Projekt vorstellen 
Textvorschlag erarbeiten für Kontakt mit Kirchen/Gemeinden/Gruppen 
Diskussion von Indikatoren (inhaltl. und Strukturelle) und Reich-Gottes-Verträglichkeit 

18 
05.07. 
Schwerin 
Friedrich-Ebert-Stiftung 
Sitzung 
Vorbereitung einer Tagung zu Agenda21-Aktivitäten in M-V 
inhaltl. Vorbereitung der Tagung abgeschlossen 
Tagung: Einbeziehung der Kirchengemeinden, Konfliktpotentiale aufdecken 

19 
18.9. 
Berlin 
Rat für nachhaltige Entwicklung 
Beratung 
Herstellung informeller Arbeitsstrukturen zwischen dem Büro des Nachhaltigkeitsrates und dem Projektbüro 
Vorbereitung des Workshops 
"Kultur und Nachhaltigkeit" am 12.12. 2002 in Berlin. 
Verbindliche Mitarbeit für diesen Workshop zugesagt. 
Projektauftrag Arbeitsfeld 2 

20 
27.9. 
Nordhausen 
Landkreis Nordhausen 
Redebeitrag bei der Eröffnung der 6. Umweltfesttage des Landkreises 
Bekanntmachen des Anliegens des Projektes 
Gute Resonanz bei den Teilnehmern 
Öffentlichkeitsarbeit 

21 
28.9. 
Berlin 
Rat für Nachhaltige Entwicklung 
bundesweite Eröffnungsveranstaltung 
Knüpfen von Kantakten mit Mitgliedern des Nachhaltigkeitsrates für die weitere Zusammenarbeit 
Zum Thema Ethik mit Sayer Kontakt aufgenommen (Erd-Charta) 
Projektauftrag 
Arbeitsfeld 2.3 

22 
9.10. 
Bordesholm 
Rathaus-Besuch 
Besuch eines gelungenen Projektes im Lokale Agenda 21-Prozess bezüglich der Kooperation zwischen politischer Kommune und Kirchgemeinde 
Genauere Recherche, um dieses Projekt bekannt zu machen 
Bereitschaft signalisiert, sich am regionalen Projekt in Schleswig-Holstein zu beteiligen. 
Projektauftrag 
Arbeitsfeld 6: 
Teilschritt 

23 
19.- 
21.10. 
Berlin 
Technische Universität 
bundesweiter ATTAC-Kongress 
Kontakt aufnehmen zu einer international wie national beachtenswerten sozialen Bewegung mit großem Engagement für eine nachhaltige Entwicklung 
Intensiver Kontakt hergestellt worden. 
Kontaktaufnahme zu Akteuren im zivilgesellschaftlichen Bereich 

24 
29.10. 
Berlin 
BUND 
Kampagnerat Forum U.u.E. 
Weitere Vorbereitung der Kampagne 
Aufgaben erledigt 
Öffentlichkeitsarbeit 

25 
1.11. 
Rostock 
Universität, Landeszentrale politische Bildung 
Auftaktveranstaltung zu Johannesburg 2002 
Absprachen treffen für die regionale Arbeit 
Vorbereitung für eine regionale Tagung am 24./25.11. fortgesetzt 
Arbeitsfeld 6 

26 
2.11. 
Berlin 
Katholische Akademie 
Gespräch mit Nachhaltigkeitsratsmitglied Sayer 
Forderung an den Nachhaltigkeitsrat, die Bedeutung der Erd-Charta für eine nachhaltige Entwicklung in der Nachhaltigkeitsstrategie zu betonen 
Bildung einer Initiativgruppe zu Fragen der Erd-Charta Unterstützung für diese Forderung wurde zugesichert 
Projektauftrag 
Arbeitsfeld 2.3 

27 
13./ 
14.11. 
Berlin 
BMU und BMZ 
Dialogforum 
Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung, 
Johannesburg 2002 
Einbringen von Projekterfahrungen in die Arbeitsgruppendiskussionen 
Forum 5 mit Beiträgen angereichert. 
Fazit der Diskussion: Der Nachhaltigkeitsprozess wird bei vielen politischen Entscheidungsträgern nicht erst genug genommen. 
Einbringen der gesamtdeutschen Diskussion in die Arbeitsfelder des Projektes 

28 
19.11. 
Kassel 
Agenda-Transfer-Stellen der Bundesländer 
Halb-Jahrestreffen 
Vorstellen des Projektes 
Zusammenarbeit mit den einzelnen Landesstellen vereinbart, weitere Mitarbeit im Gästestatus möglich 
Wichtige Kontaktpartner für die Projektarbeit 

29 
21.11. 
Schwerin 
Umweltministerium 
Gespräch mit dem Umweltminister 
Absprachen treffen über eine verbindliche Zusammenarbeit bei der Fachtagung 2002 
Der Minister erklärt sich zu verbindlicher Zusammenarbeit bereit 
Vertiefung der Zusammenarbeit mit politischen Institutionen 

30 
10.12. 
Berlin 
BUND 
Initiativgruppe Erd-Charta 
Gesprächskontakte mit Mitgliedern des Nachhaltigkeitsrates verstärken, um eine eindeutige Stellungnahme auf der kommenden Ratssitzung zu Gunsten der Erd-Charta herbeizuführen. 
Aufgaben wurden verteilt 
Verstärken der ethischen Dimension im öffentlichen Diskurs 

31 
12.12. 
Berlin 
Rat für nachhaltige Entwicklung 
Workshop Nachhaltigkeit und Kultur 
Mitwirken an der öffentlichen Meinungsbildung, um der Kultur den ihr gebührenden Platz in der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung zu geben. 
Es sind Empfehlungsbeschlüsse in diese Richtung gefasst worden. 
Die kulturelle Dimension muss verstärkt in die Arbeit des Projektbüros aufgenommen werden. 

2002

32 
3.1. 
Berlin 
Bundesumweltministerium 
Gespräch über die Rolle der Religionen zur nachhaltigen Entwicklung, insbesondere der Klimafragen 
Einbringen christlicher Erfahrungen zum Thema 
Vorstellung einer Veranstaltung mit Religionsvertretern im Mai in Göttingen 
Erweiterung über den christlichen Rahmen hinaus 

33 
22.1. 
Berlin 
Initiativgruppe Erd Charta 
Auswertung der Sitzung des Nachhaltigkeitsrates 
Erd-Charta und Gespräch der Religionen zusammenbringen 
Erd-Charta muss verstärkt in die öffentliche Diskussion eingebracht werden. 
Religions- und kulturübergreifende Ethik 

34 
25. -27.1. 
Bad Honnef 
AK Konziliarer Prozess 
Referat zum Thema „Gerechtigkeit und Frieden“ 
Einbringen von Projekterfahrungen in die Diskussion 
Kritische Bestandsaufnahme gegenwärtiger Trends in den Kirchen zur Weiterführung des Konziliaren Prozesses 
Frage nach der adäquaten Umsetzung zentraler Themen 

35 
28.2. 
Hannover 
Kampagnerat 
Beratung 
Fortsetzung der Vorbereitung für die Kampagne 
Weitere Absprachen getroffen 
Öffentlichkeitsarbeit 

36 
4.3. 
Ludwigslust 
Rathaus 
Gespräch mit Bürgermeister und Agenda-Beauftragten der Verwaltung 
Herstellung eines regionalen Netzes der Schweriner Region aus kirchlichen und kommunalen Akteuren und Gruppen zur Umsetzung einer nachhaltigen Entwicklung 
Bereitschaft zur Mitgestaltung vorhanden, In der ersten Phase zunächst Konzentration auf 1 - 2 Schwerpunkte 
Vernetzung von Orten unterschiedlicher Struktur 

37 
18.3. 
Berlin 
Initiativgruppe Erd-Charta 
Beratung 
Die Ideen der Erd-Charta weiter befördern. 
In dem Workshop „Ethik und Nachhaltigkeit“, der im Herbst vom Nachhaltigkeitsrat durchgeführt werden soll, sollte die Erd-Charta eine wichtige Rolle spielen. 
Beförderung der ethischen Dimension in der Nachhaltigkeitsdiskussion 

38 
22.3. 
Berlin 
BMU 
Vorbereitung des Gesprächs der Religionsvertreter im Mai in Göttingen 
Erfahrungen aus dem kirchlichen Bereich mit einbringen. 
Herstellung einer Verbindung des Religionsgespräches mit den Internationalen Gärten in Göttingen am 7. Mai. 
Erweiterung zu anderen Religionen 

39 
12. -13.4. 
Berlin 
Netzwerk Deutschland, Lokale Agenda 21 Forum Umwelt und Entwicklung 
Tagung: Zukunftsfähige Kommunen durch Lokale Agenda 21“ 
Teil der NGO-Kampagne 
Gute öffentliche Wahrnehmung der Kampagnebeiträge. 
Öffentlichkeitsarbeit 

40 
13.5. 
Berlin 
Rat für Nachhaltigkeit 
Tagung: Nachhaltigkeit - Der nächste Schritt – 10 Jahre nach Rio. 
Teilnahme an der Nachhaltigkeitsdiskussion 
Die Nachhaltigkeitsstrategie für Deutschland hat sich auf den Weg gemacht. 
Ab diesem Tag hat das Projekt endlich eine verbindliche, jedoch nicht abgeschlossene Geschäftsgrundlage. 

41 
17. -19.5. 
Poppau 
Ökodorf Sieben Linden 
Begegnungswochenende 
Kontaktaufnahme mit dieser Lebensgemeinschaft 
Gewinnung von Mitwirkenden an der Initiative „Anders besser leben“ 
Erweiterung des kirchlichen Bereiches stellt eine Bereicherung dar. 

42 
30.5. 
Berlin 
Initiativgruppe Erdcharta 
Besprechung 
Noch intensivere Verbreiterung der Erd-Charta anstreben 
Inhaltliche Mitgestaltung am Workshop „Ethik und Nachhaltigkeit“ 
Inhaltliche Bausteine und Literaturhinweise sowie gute Experten dem BUND für die Vorbereitung mitteilen. 
Vertiefung der Arbeit mit dem Nachhaltigkeitsrat 

43 
14.6. 
Stralsund 
Umweltministerium von M-V 
Lokale Agenda 21-Stralsund e.V. 
Festveranstaltung des Landes M-V anlässlich des 10. Jahrestages der Agenda 21 
Teilnahme an der Podiumsdiskussion 
Wichtige Aspekte der Nachhaltigkeitsstrategie wie stärkere Beachtung der kulturellen und ethischen Dimension in die Diskussion eingebracht 
Weitere wirksame Möglichkeiten des Projektes für eine Einflussnahme auf das öffentliche Bewusstsein sind wünschenswert 

44 
5.8. 
Bonn 
Bundesweite Service-Stelle Agenda 21 
Eröffnung der Service-Stelle 
Als Projektbüro präsent sein 
Wichtige Gespräche mit Vertretern des BMU, des UBA, der beiden Service-Stellen geführt für die Weiterführung des eigenen Projektes 
Für 2003 enge Kooperation zwischen beiden Projekten vorgesehen 

45 
26.8. 
Schwerin 
Friedrich-Ebert-Stiftung 
Zusammenkunft der AG Agenda 21 
Begleitung bei der Vorbereitung einer Werkstatt zum Thema: Die politische Dimension des Lokale Agenda21-Prozesses 
Erste Planungsschritte festgelegt 
Initiierung von Pilotprojekten in der Region Schwerin 

46 
2.9. 
Schwerin 
Staatliches Amt für Umwelt und Natur (STAUN) 
Besprechung 
Einladung zur Mitarbeit im Pilotprojekt 3 
Bereitschaft zur Mitarbeit ausgesprochen 
Initiierung von Pilotprojekten 

47 
3.9. 
Schwerin 
Büro Lokale Agenda 21 
Besprechung 
Einladung zur Mitarbeit am Pilotprojekt 3 
Bereitschaft zur Mitarbeit ausgesprochen 
Initiierung eines Pilotprojektes 

48 
11.9. 
Rostock 
Ökohaus e.V. Rostock 
Besprechung 
Einladung zur Mitarbeit am Pilotprojekt 3 
Mitarbeit zugesagt 
Initiierung eines Pilotprojektes 

49 
16.9. 
Ludwigslust 
Stadtverwaltung 
Besprechung 
Einladung zum Pilotprojekt 3 
Mitarbeit zugesagt 
Initiierung eines Pilotprojektes 

50 
19.9. 
Berlin 
BUND 
Zusammenkunft einer informellen AG 
Verankerung der ethischen Dimension in der Nachhaltigkeitsdebatte 
Mitarbeit zu einer Tagung zum Thema „Kommunikation und Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie“ verabredet 
Realisierung der Zusammenarbeit von kirchlichem und nichtkirchlichem Bereich 

51 
30.9. 
Banzkow 
Haupt- und Realschule 
Besprechung 
Kontaktaufnahme mit einer Modellschule des BLK-Programms „21“ 
Zusammenarbeit bezüglich dieses Bundesprogramms vereinbart 
Rolle der Erziehung bei der Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie 

52 
30.9. 
Schwerin 
Friedrich-Ebert-Stiftung 
Besprechung der AG- Agenda 21 
Weiterführung der Vorbereitung für die Werkstatt 
Präzisierung des Vorhabens 
Initiierung von Pilotprojekten in der Region Schwerin 

53 
1.10. 
Schwerin 
Landtag MV 
Ökohaus e.V. Rostock 
Ausstellungseröffnung Transfer-Handel 
Präsens des Projektbüros im Zusammenhang mit dem Pilotprojekt 3 in der Region Schwerin 
Initiierung von Pilotprojekten in der Region Schwerin 

54 
21.10. 
Banzkow/ Plate 
Schulen 
Besprechung 
Fortsetzung des Kontaktes mit einer Modellschule des BLK-Programms „21“ / Weiterführung des Pilotprojektes 3 
Auftrag umgesetzt 
Rolle der Erziehung bei der Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie 

55 
24.10. 
Berlin 
Rat für nachhaltige Entwicklung 
Besprechung 
Erkunden von Kooperationsmöglichkeiten für 2003 
Zusammenarbeit beim Ökumenischen Kirchentag anvisiert 
Herstellung der Verbindung von säkularem und kirchlichem Bereich 

56 
24.10. 
Berlin 
Friedrich-Ebert-Stiftung 
Tagung 
Kontaktaufnahme mit Teilnehmern des –Weltgipfels in Johannesburg und Diskussion der Ergebnisse 
Erkenntniszugewinn 
Erkenntnisse einbringen in den Diskussionsprozess über eine nachhaltige Lebensweise 

57 
25.10. 
Berlin 
Freie Universität 
Interview 
Interview mitProf. de Haan 
Interview durchgeführt 
Teil der UBA-Auflagen 

58 
6.11. 
Berlin 
BMU /BUND /DNR /NABU 
Workshop: Kommunikation und Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie 
Mitwirkung am Markt der Möglichkeiten mit der Initiative „Aufbruch – anders besser leben“ 
Großes Interesse an der Thematik einer nachhaltigen Lebensweise 
Kernbereich des Projektes umgesetzt 

59 
11.11. 
Bonn 
Bundesweite Service-Stelle Lokale Agenda 21 
Tagung der Landes-Agenda-Transferstellen 
Implementierung der ethischen Dimension in den Agenda-Prozess 
Beratende Mitarbeit in einer Tagung in Baden-Würtemberg 
Vertiefung der Kooperation zwischen Projekt und Landes- Agenda-Büros 

60 
18.11. 
Schwerin 
Friedrich-Ebert-Stiftung 
Vorbereitung einer Tagung 
Einbindung der kirchlichen AG-Frieden in den Agendaprozess in MV 
Vorbereitung zielstrebig fortgesetzt 
Koordinierung beider Prozesse 

61 
19.11. 
Berlin 
BUND – Bundesstelle 
Arbeitsbesprechung 
Erd-Charta in den Agenda 21-Prozess einbinden 
Nachbereitung der Tagung vom 6.11. zu nachhaltiger Lebensweise, Projekt „Anders besser leben“ fand gute Resonanz 
Pilotprojekt:Anders besser leben 

62 
17./ 18.12. 
Bonn 
Bundesweite Servicestelle Lokale Agenda 21 
Strategietagung nach Johannesburg 
Erfahrungen aus dem GFS-Prozess in den Agenda21 Prozess nach Johannesburg einbringen 
Planung gemeinsamer Unternehmen für 2003, z.B. Durchführung einer Tagung in MV 
Verknüpfung der Arbeit beider Büros 

2.2.1.1.2. Auswertung ausgewählter Beratungs- und Informationskontakte

Eine Auswertung der Beratungs- und Informationskontakte wird im Folgenden vorgenommen. Die Auswertung verlässt das in der Tabelle angewendete chronologische Ordnungsprinzip und ordnet neu nach folgenden Gesichtspunkten: 

Auswertung der Zusammenarbeit mit 

· wichtigen NGOs und dem Kampagnenrat 

· dem Büro des RNE 

· der Servicestelle Agenda 21 in Bonn 

· der Servicestelle Kommunen in der Einen Welt (Bonn) 

· dem Erd-Charta-Projekt 

2.2.1.1.2.1. Auswertung der Zusammenarbeit mit wichtigen Nicht-Regierungs-
Organisationen (NGOs) und dem Kampagnenrat

Entsprechend dem Projektantrag hatte das Projektbüro die Aufgabe, Arbeitszusammenhänge zwischen Vertretern der NGOs und den ökumenischen Basisgruppen und Initiativen herzustellen. Besonderes Gewicht sollte dabei auf die Kommunikation mit Akteuren gelegt werden, die an der Erarbeitung des deutschen Beitrags für die Folgekonferenz "Rio + 10" in Johannesburg 2002 durch eigene kritische Beiträge mitwirkten.

Eine gute Gelegenheit, den Kontakt zu den NGOs herzustellen, ergab sich auf der Zukunfts-Werkstatt Rio +10 am 27. / 28. März 2001 in Bad Honnef.

Zur Vorbereitung auf die Folgekonferenz von Rio de Janeiro in Johannesburg 2002 (Rio +10) wurde am 30.1.2001 ein erstes Verbändetreffen der NGOs durchgeführt.

Am Ende des Treffens konnte festgestellt werden, dass die meisten Organisationen bereit waren, sich an einer gemeinsamen Kampagne Rio+10 zu beteiligen.

Es wurden folgende wichtige Aspekte für eine gemeinsame Kampagne zusammengetragen für die weitere Bearbeitung vorgeschlagen:

1. Möglichkeiten erkunden, um kommunale Aktivitäten und Lokale Agenda 21-Prozesse mit einzubeziehen 

2. Verbraucherorganisationen und – interessen einbeziehen und für Alternativen zur heutigen nichtnachhaltigen Lebensweise in den Industrieländern werben (Suffizienzdiskussion voranbringen) 

3. die Rolle der NGOs und anderer Kräfte für Nachhaltigkeit stärken 

4. positive Alternativen zur heutigen Form von Globalisierung aufzeigen 

5. gesellschaftliche Debatte von Zukunftsmodellen zielgerichtet voranbringen 

Es wurde vereinbart, eine Zukunftswerkstatt im März 2001 durchzuführen.

Das Forum Umwelt & Entwicklung, ein Zusammenschluss deutscher Umwelt- und Entwicklungsorganisationen zur Förderung einer nachhaltigen Entwicklung in Nord und Süd, wurde gebeten, zu dieser Werkstatt einzuladen und dabei noch weitere kompetente und in der Sache engagierte Vertreter von NGOs, bundesweiten Verbänden, Lokalen Agenda 21-Prozessen und zentralen Koordinationsstellen mit einzubeziehen.

Dieser Einladung folgte auch das Projektbüro.

Auf der Zukunftswerkstatt, bei der auch das Projektbüro anwesend war, wurde beschlossen, einen Kampagnenrat zu bilden, der dann auch die Verantwortung für die weitere Vorbereitung und Durchführung der Kampagne übernehmen sollte.

Am 11. Juni 2001 kam der Kampagnenrat zu seiner konstituierenden Sitzung zusammen. Vorgeschlagen waren 15 Personen aus verschiedenen NGOs, Koordinationsstellen und Institutionen.

Für den kirchlichen Bereich waren je ein Platz für die katholische und evangelische Kirche vorgesehen. Da für die Ökumenischen Basisgruppen und Initiativen, vertreten durch den Projektleiter als Mitglied des Koordinationskreises (im folgenden: Projektbüro), jedoch kein weiterer (kirchlicher) Platz mehr im Kampagnenrat vorgesehen war, wurde er assoziiert, um trotzdem eine intensive Mitarbeit zu gewährleisten. Der Platz der katholischen Kirche blieb leider bis zum Schluss unbesetzt.

Hier wurden durch das Projektbüro erste intensive Kontakte zur "Arbeitsgruppe Lebensweise" des "Forum Umwelt & Entwicklung" geknüpft.

Unter den 10 Punkten für eine Nachhaltige Entwicklung, die sich im Laufe eines länger anhaltenden Diskussionsprozesses herauskristallisierten, wurde auch das Thema: "Konsum und Lebensstil nachhaltig gestalten" aufgenommen. Hier konnten die immer lebhafter werdenden Diskussionen der Ökumenischen Basisgruppen zu Fragen einer nachhaltigen, zukunftsfähigen Lebensweise eingebracht werden. Das Projektbüro wurde in Kooperation mit der AG Lebensweise vom Forum Umwelt & Entwicklung beauftragt, den Text für diesen Themenbereich zu erarbeiten. In ihm sind wichtige Gedanken der Initiative "Anders besser leben" aufgenommen worden, die auf diese Weise weit über den kirchlichen Bereich hinaus öffentlich bekannt wurden.

In den 10 Punkten spiegeln sich die ganze Vielfalt und Komplexität der nachhaltigen Entwicklung wider, ob es sich um Armut und Gerechtigkeit, um Klimawende und soziale und ökologische Globalisierung, ob es sich um Ernährung oder um biologische Vielfalt, um Bodenschutz oder Wassernutzung, um Geschlechtergleichheit oder bürgergesellschaftliches Engagement handelte.

Mit diesen 10 Punkten und den dazugehörenden Ausführungen sowie einem Kampagnenaufruf setzte der Kampagnenrat im Vorfeld des Gipfeltreffens von Johannesburg im öffentlichen Diskurs mit anderen gesellschaftlichen und politischen Akteuren eindeutige Akzente.

Das Dialogforum "Weltgipfel für Nachhaltige Entwicklung, Johannesburg 2002 - Unsere Verantwortung für eine zukunftsfähige Welt", das vom Bundesministerium für Umweltschutz und dem Ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung zusammen mit dem Forum Umwelt & Entwicklung am 13. November 2001 in Berlin durchgeführt wurde, war die bundesweite Auftaktveranstaltung zum Vorbereitungsprozess für den Weltgipfel (World Summit on Sustainable Development - WSSD).

Zentrale Themen auf diesem Forum waren:

1. Armut und Umweltzerstörung,

2. Ressourcenschutz und -effizienz, 

3. Globalisierung aktiv gestalten, 

4. institutionelle und finanzielle Aspekte der nachhaltigen Entwicklung sowie 

5. die Rolle der Zivilgesellschaft, der Kommunen und der Länder. 

Der Kampagnenrat machte auf diesem Forum zum ersten Mal auch seine 10 Punkte bekannt.

Eine erste kritische Auswertung des Dialogforums im Kampagnenrat ergab, dass das Forum zwar einige Höhepunkte, aber auch viele schwache Stellen hatte. Die inhaltliche Auseinandersetzung mit den globalen Themen war teilweise nicht sehr tiefgehend. Die Zielgruppe wurde weitgehend nicht erreicht. Unklar war auch, was eigentlich auf diese Auftaktveranstaltung folgen sollte.

Die Kampagne setzte mit der Konferenz, : "Countdown für Johannesburg – Drei Monate vor dem Weltgipfel für Nachhaltige Entwicklung – Anforderungen an die deutsche Politik", die von der Heinrich-Böll-Stiftung und dem Forum Umwelt und Entwicklung vom 31. Mai –1. Juni 2002 in Berlin durchgeführt wurde, ihren eigenen Höhepunkt.

Auf dieser Konferenz wurden aus den 10 Punkten der Kampagne für Nachhaltige Entwicklung folgende Themen in vier Foren besonders intensiv diskutiert:

1. Globalisierung gestalten 

2. Gesunde Nahrung für alle 

3. Positive Energie – Stabiles Klima 

4. Mobilität 21-Freie Fahrt in die Zukunft. 

Das Thema "Konsum und Lebensstil nachhaltig gestalten" rückte dagegen etwas in den Hintergrund. Es war überhaupt bei der Vorbereitung auf Johannesburg, und das nicht nur bei den NGOs, eine gewisse Zurückhaltung zu erkennen, diese Problematik offensiv anzugehen. Denn hier gingen die berechtigten Forderungen immer auch an die eigene Adresse und den eigenen Lebensstil und hätten um der Glaubwürdigkeit willen auch zu persönlichen Konsequenzen führen müssen. Außerdem befürchtete man vielleicht, mit dieser Thematik nicht ausreichend anschlussfähig zu sein.

Abgeschlossen wurde dieses lange und intensive Wochenende am Sonntag mit einem großen, schon traditionellen stadtoffenen Umweltfestival Unter den Linden. Auf diesem Festival, zu dem zwischen 50000 – 60000 Menschen kamen, präsentierte sich auch die Kampagne in einem eigenen "Dorf der Nachhaltigkeit". Viele NGOs waren auf Ständen mit ihren je spezifischen Anliegen Nachhaltiger Entwicklung vertreten. Das Projektbüro präsentierte sich mit der Initiative " Anders besser leben". Es kam an diesem Tag zu vielen interessanten Gesprächen am Stand über andere Lebensformen und um die Möglichkeit, sie zu realisieren.

Auf dem ersten großen Workshop nach Johannesburg mit dem Thema "Kommunikation und Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie", das die drei großen Umweltverbände BUND, DNR und NABU in Zusammenarbeit mit dem Bundesumweltministerium im November 2003 durchführten, gab es ein für alle Teilnehmer überraschendes und überaus reges Interesse an dem Dialogforum "Nachhaltige Lebensstile".

Auf diesem Forum spielte verstärkt die Frage der Suffizienz bei der Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie sowohl in den Beiträgen der Vertreter des Ministeriums, der NGOs sowie vieler engagierter Teilnehmer eine zunehmende Rolle.

Das Projektbüro was gebeten worden, auf dem Markt der Möglichkeiten die Initiative "Anders besser leben" zu präsentieren und konnte so ganz unmittelbar das Tagungsgeschehen mit beeinflussen und einige wichtige Akzente setzen. Es konnten auf diesem Workshop auch die guten Kontakte zu anderen Akteuren, wie z.B. dem Rat für Nachhaltige Entwicklung vertieft werden, der auf dem Markt der Möglichkeiten das Projekt "Nachhaltiger Warenkorb" vorstellte, in dem Positionen vertreten wurden, die mit denen der Initiative an sehr vielen Stellen übereinstimmten.

Hier sind gute Voraussetzungen gegeben, die schon vorhandenen Kontakte zu dem Rat für Nachhaltige Entwicklung sowie den NGOs gerade zu dieser Problematik weiter zu vertiefen und den öffentlichen gesellschaftlichen Diskurs zu verstärken. Damit wird sich eine Arbeitsgruppe, die im Zusammenhang mit der Erd-Charta-Diskussion entstanden ist, weiterhin befassen.

Aus der Rückschau lässt sich unbestritten festhalten, dass sich das Engagement im Rahmen dieser Kampagne gelohnt hat. Über ein Jahr ist dieses Thema immer wieder Gegenstand der Erörterungen innerhalb der Kampagnevorbereitung gewesen. Als in der ersten Phase sogar die Gefahr bestand, diesen wichtigen Punkt eines nachhaltigen Lebensstils aus dem 10-er Katalog zu streichen, konnte dies durch intensive Intervention des Projektbüros abgewendet werden. Der Einsatz hat sich gelohnt, denn spätestens der Workshop im Herbst 2003 machte deutlich, dass dieses Thema einer nachhaltigen Lebensweise inzwischen eine breite gesellschaftliche Öffentlichkeit erreicht hat und deshalb noch intensiver als bisher vorangebracht werden muss.

2.2.1.1.2.2. Auswertung der Zusammenarbeit mit dem Büro des Rates für Nachhaltige 
Entwicklung (RNE)

Der Rat für Nachhaltige Entwicklung (Rat) konstituierte sich 2001 als Beratungsorgan der Bundesregierung. Ihm gehören 17 bekannte Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens an, die vom Bundeskanzler Schröder persönlich für diese Aufgabe berufen wurden. Diese Mitglieder kommen aus den Bereichen Umweltschutz, Wirtschaft, Verkehr, Gewerkschaften, Länder/Kommunen, Verbraucherschutz/Ernährung/Landwirtschaft, Kirchen, Internationales/Entwicklung und Wissenschaft.

Der Rat soll ein Forum für die vielen Aktivitäten und Ideen sein, die es in der Gesellschaft gibt. Er soll innovative Vorschläge für die zu entwickelnde nationale Nachhaltigkeitsstrategie unterbreiten.

Der Rat für Nachhaltige Entwicklung will mit einer integrierten Sicht auf Ökologie, Wirtschaft und soziale Aspekte die nachhaltige Entwicklung vorantreiben. Er möchte dazu beitragen, dass aus dem Thema Nachhaltigkeit ein alle Menschen bewegendes Zukunftsthema wird. Der Rat leistet einen wesentlichen Beitrag zur Teilhabe gesellschaftlicher Gruppen an den Entscheidungsprozessen und stellt eine neue Form des Dialogs zwischen Bundesregierung und Gesellschaft dar.

Eine wichtige Aufgabe des Projektbüros bestand darin, mit dem Rat für Nachhaltige Entwicklung nach seiner Konstituierung frühzeitig Kontakt aufzunehmen.

So kam es am 18.9.2001 zu einem ersten Gespräch mit dem Leiter der Geschäftsstelle, Herrn Dr. Günther Bachmann, um gemeinsam interessierende Sachfelder zu benennen und Möglichkeiten der Zusammenarbeit zu erörtern.

In diesem ersten Gespräch wurden sich die Gesprächspartner sehr schnell darüber einig, dass in eine zu erarbeitende Nachhaltigkeitsstrategie die ethische und die kulturelle Dimension unbedingt Eingang finden müsse. Es wurde zu diesen beiden Themenbereichen eine Zusammenarbeit vereinbart.

Eine erste Möglichkeit bot sich bei der Durchführung des Workshops "Kultur und Nachhaltigkeit" am 12. Dezember 2001 in Berlin an.

Das Projektbüro nahm an diesem Workshop aktiv teil und unterstützte den Vorschlag, diesen Workshop wegen der außerordentlichen Bedeutung der Thematik in einem angemessenen Abstand fortzusetzen, zumal dieser Dimension bisher im Prozess der Nachhaltigkeit viel zu wenig Aufmerksamkeit entgegengebracht wurde.

Es schlug auf diesem Workshop zusammen mit anderen vor, sich intensiv dem Themenkomplex "Ethik und Nachhaltigkeit" zuzuwenden, da auch hier dringender Nachholbedarf besteht. Auf diesem Workshop sollte auch ausführlich über die Erd-Charta diskutiert und überlegt werden, wie sie in der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie verankert werden könnte.

Es ergaben sich sehr bald verschiedene Anlässe, in eine konkrete Diskussionsphase einzutreten.

Der Rat hatte beschlossen, die Erd-Charta auf einer seiner Sitzungen auf die Tagesordnung zu setzen, um darüber zu beraten, welche Rolle die Erd-Charta für die bundesdeutsche Delegation auf dem Weltgipfel in Johannesburg 2002 spielen sollte. Das Ergebnis dieser Beratung sollte der bundesdeutschen Delegation in Form einer Empfehlung für ihr Verhalten in Johannesburg mitgegeben werden.

Bedauerlicherweise konnte sich der Rat nicht dazu durchringen, eine Empfehlung zu verabschieden, die der Bedeutung der Erd-Charta auf dem Gipfel in Johannesburg gerecht geworden wäre.

Auch die intensiven Bemühungen einer im Vorfeld dieser Sitzung extra dafür vom Projektbüro gebildeten kleinen Arbeitsgruppe engagierter Vertreter ans verschiedenen Organisationen und Institutionen änderte daran nichts.

Die nächste größere Gelegenheit dazu sollte ein Workshop zum Thema "Ethik und Nachhaltigkeit" bieten, der im Herbst 2002 durchgeführt werden sollte. Dieser Workshop wurde jedoch nicht durchgeführt.

Auf den Großveranstaltungen "Nachhaltige Entwicklung: Vom Schlagwort zur politischen Strategie" im September 2001 und "Nachhaltigkeit - Der nächste Schritt" 10 Jahre nach Rio und 100 Tage vor Johannesburg, die der Rat seit seiner Konstituierung durchführte, war das Projektbüro regelmäßig vertreten und arbeitete in den verschiedenen Arbeitsgruppen aktiv mit.

Dazwischen fanden und finden immer wieder informelle Gespräche in der Geschäftsstelle des Rates statt, um sich gegenseitig über beide Seiten interessierende Fragen zu informieren und neue gemeinsame Vorhaben zu diskutieren.

Zusammenfassung:
Durch die zwar nur formelle aber dennoch recht verbindliche Kommunikationsstruktur mit dem Nachhaltigkeitsrat konnten viele Gedanken und Vorstellungen aus dem kirchlichen Bereich, insbesondere aus dem Umfeld ökumenischer Basisgruppen und Initiativen in den öffentlichen gesellschaftlichen Diskurs über das Projektbüro eingebracht werden. Gerade nach Johannesburg sollte der Rat die ihm zugewiesene zentrale Funktion im gesellschaftlichen Dialog für eine nachhaltige Entwicklung in der ihm noch verbleibenden Zeit wahrnehmen, um den Nachhaltigkeitsprozess gerade auch auf Bundesebene in seiner ganzen Breite weiter zu befördern.

Für das Projektbüro würden sich daraus wichtige Akzente ergeben, wenn es um die konkrete Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie geht. Das Projektbüro ist daran interessiert, auch zukünftig die Zusammenarbeit mit dem Rat intensiv fortzusetzen. Wichtig wird es dabei sein, die hier gewonnenen Ideen und Impulse, Einsichten und Erkenntnisse unmittelbar in die konkrete Arbeit der Arbeits- und Basisgruppen sowie der Initiativen einfließen zu lassen.

Leider ist eine intensive Zusammenarbeit zwischen den beiden kirchlichen Vertretern und dem Projektbüro über die ganze bisherige Zeit kaum bis gar nicht zustande gekommen. Während zumindest mit dem katholischen Vertreter im Zusammenhang mit der Erd-Charta eine kurzzeitige Kooperation gelang, verschloss sich die evangelische Vertreterin jeder Anfrage für eine kooperative Arbeitsweise. Das war um so bedauerlicher, als viele der im Rat besprochenen Themen gerade auch bei den ökumenischen Basisgruppen und Initiativen rege diskutiert werden und ein Gedanken- und Ideenaustausch sicher förderlich gewesen wäre.

2.2.1.1.2.3. Dokumentation der Zusammenarbeit mit der CAF/Agenda-Transferstelle - 
der späteren Servicestelle Agenda 21 in Bonn

Um sich einen guten bundesweiten Überblick über die Aktivitäten im Bereich der Lokalen Agenda 21 zu verschaffen, war es am besten, sich mit den Landes-Agenda-Transferstelle in Verbindung zu setzen. Sie hatten in ihrem Bundesland den besten Überblick, denn eine bundesweite Servicestelle gab es zu Beginn der Projektzeit noch nicht. Aber es kristallisierte sich schon bald heraus, dass die Bonner Stelle intensiv daran arbeitete, sich über ihre Kenntnisse in Nordrhein Westfalen hinaus einen bundesweiten Überblick zu verschaffen und ihre Landes-Agenda-Transferstelle zu einer bundesweiten Servicestelle auszubauen. Es lag deshalb nahe, festere Arbeitszusammenhänge gerade zu dieser Landes-Agenda-Transferstelle herzustellen.

Der erste Kontakt kam im März 2001 in Bonn zustande. Bei einem Arbeitsbesuch, der sich unmittelbar an die Teilnahme einer Agenda 21 Tagung in Schwerte (NRW) anschloss, wurden noch einmal wichtige Ergebnisse dieser Tagung reflektiert, auf der auch der Leiter dieser Transferstelle, Herr Hoffmann, über die Probleme und Spannungen des Lokale-Agenda-21-Prozesses referiert hatte. Interessante Erfahrungen vermittelte er über einige Kommunen, in denen auch ökumenische Gruppen und Kirchgemeinden aktiv im Agenda-Prozess eingebunden waren. Er war sehr daran interessiert, Kommunikationsstrukturen mit dem Projektbüro herzustellen, um über dieses Büro bessere Kontakte zu den ökumenischen Basisgruppen und Kirchgemeinden, die sich dem konziliaren Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung verpflichtet wussten, zu knüpfen. Sie sollten dafür gewonnen werden, mit ihren Aktivitäten die kommunalen Agenda 21 Prozesse in ihrer Kommune zu befördern bzw. sogar anzuregen. Er bot an, die vorhandenen Informationsstrukturen dafür zur Verfügung zu stellen. Außerdem wurde das Projektbüro in den E-Mail-Verteiler aufgenommen und erhielt so immer die neuesten bundesweiten Informationen über alle wichtigen Vorgänge im Agenda-21-Prozess.

Sehr viel intensiver wurde die Zusammenarbeit mit der Transferstelle Ende 2001 im Zusammenhang mit einer möglichen Projektverlängerung des Projektes "Umsetzen von Nachhaltigkeitsstrategien" über den 15.11.2002 hinaus. Mit der Transferstelle wurden intensive Gespräche über eine zukünftige Kooperation und über neue Schwerpunkte in der Arbeit des Projektes geführt. Die Transferstelle wurde auch von den Entscheidungsgremien bei den Planungen für eine Projektverlängerung zu Rate gezogen.

Das Projektbüro war am 6. August 2002 bei der Startveranstaltung der bundesweiten Servicestelle Lokale Agenda 21 in Bonn anwesend. Diese neu gegründete Stelle sieht ihre Aufgabe darin, Informationen zu verbreiten, Netzwerke zu bilden, Wissen zu transferieren, Impulse zu geben sowie konkrete Hilfe für die Lokale Agenda 21 anzubieten. Sie will zusammen mit der "Servicestelle Kommunen in der Einen Welt", dem "Projektbüro für Nachhaltigkeitsstrategien der Ökumenischen Gesellschaft e.V." den kommunalen Spitzenverbänden sowie den Landes-Agendabüros den bundesweiten Dialog zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie fördern.

Bei dieser Auftaktveranstaltung nutzte das Projektbüro die Gelegenheit, auch mit Vertretern des BMU und des UBA über weitere Perspektiven der Arbeit innerhalb des laufenden Projektes als auch darüber hinaus in Kooperation mit der Servicestelle zu beraten.

Zu diesem Zwecke fand einige Zeit später ein weiteres vertiefendes Gespräch in Bonn statt, in dem Modalitäten der Zusammenarbeit über das Projekt-Ende hinaus für ein neues Projekt im Jahr 2003 besprochen wurden. Es wurde noch einmal nachdrücklich unterstrichen, dass die Zusammenarbeit gerade mit den kirchlichen Gruppen im Agenda-Prozess so wichtig ist, weil sie die ethische Dimension in dem Nachhaltigkeitsprozess verstärken, eine Dimension, ohne die dieser Prozess nicht gelingen wird.

Gemeinsame Veranstaltungen wurden im Projektzeitraum immer wieder einmal geplant, z. B. ein Agenda-Workshop in Zusammenarbeit mit der Friedrich-Ebert Stiftung und der Landes-Agenda-Transferstelle in Mecklenburg-Vorpommern - konnten dann aber aus verschiedenen Gründen nicht realisiert werden.

Ein weiterer guter Schritt für eine intensivere Kommunikation war der bundesweite Strategieworkshop "Fortführungsprozess der lokalen Agenda 21 nach dem Weltgipfel zur nachhaltigen Entwicklung in Johannesburg" Mitte Dezember 2002 in Bonn, an der auch das Projektbüro teilnahm. Die Servicestelle war bereit, bei einer Agenda 21 Tagung in Güstrow im Mai 2003 über ihre bundesweiten Erfahrungen im Bezug auf die politischen Integrationsmöglichkeiten der lokalen Agenda 21 Aktivitäten zu referieren.

Nachdem sich die Servicestelle etabliert hat und das Projektbüro seine Arbeit auch über das Jahr 2002 fortsetzen kann, sind alle Voraussetzungen für eine intensivere Kooperation für das Jahr 2003 gegeben.

2.2.1.1.2.4. Dokumentation der Zusammenarbeit mit der Servicestelle "Kommunen in 
der Einen Welt" in Bonn

Diese bundesweite Servicestelle wurde am 17. Dezember 2001 in Bonn eröffnet. Sie will Kommunen in der Planung zukunftsfähiger Modelle mit Eine-Welt-Bezug ganz gezielt mit Informationen, Beratungsleistungen und Qualifizierungsmaßnahmen unterstützen. Sie will weiterhin bei der Umsetzung von Programmen der lokalen Agenda 21 helfen.

In diesem Arbeitsbereich befinden sich auch sehr viele kirchliche Eine-Welt-Gruppen, die intensive Kontakte zu Menschen in den Entwicklungsländern aufgebaut haben und sich um gute kooperative Beziehungen bemühen. Sie setzen sich u.a. massiv für ausreichende Bedingungen eines fairen Handels mit den unterschiedlichsten Gütern dieser Länder ein.

Erste Kontakte zu dieser Servicestelle wurden schon unmittelbar vor der Eröffnung der Stelle aufgenommen. Zu einer ersten engeren Zusammenarbeit kam es dann im Zusammenhang mit der Durchführung einer Fachtagung der Ökumenischen Basisgruppen und Initiativen im Februar 2002 in Schwerin. Der Leiter der Servicestelle wurde als Referent eingeladen, um ein vorbereitetes Arbeitspapier zu Fragen der Gerechtigkeit im 21. Jahrhundert kritisch auf dem Hintergrund seiner Erfahrungen zu reflektieren.

Eine gute Möglichkeit, die Servicestelle einmal etwas genauer vorzustellen, ergab sich auf dem Ratschlag der ökumenischen Basisgruppen und Initiativen im November 2002 in Kassel. Hier konnten auch direkte Kontakte für eine zukünftige gemeinsame Arbeit geknüpft werden.

Insgesamt muss aber kritisch angemerkt werden, dass die Zusammenarbeit bis zum Ende der Projektzeit nicht über die Anfänge hinausgekommen ist. Es gibt jedoch eine Absprache zwischen den drei Leitern der bundesweiten Büros (beide bundesweiten Servicestellen und das Projektbüro), falls es zu Bestätigung des neu beantragten Projekts der Ökumenischen Gesellschaft kommen sollte, Anfang 2003 zu einer Beratung zusammenzukommen, um die unterschiedlichen Arbeiten besser aufeinander abzustimmen und durch Synergieeffekte den Nachhaltigkeitsprozess weiter zu befördern.

2.2.1.1.2.5. Dokumentation der Zusammenarbeit mit dem Erd-Charta-Projekt

Als die Weltkommission der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung 1987 ihren Abschlußbericht, den sog. Brundtland-Bericht vorlegte, schlug sie schon damals eine Charta der Erde vor, die die Fragen von Umwelt und Entwicklung stärker miteinander vernetzen sollte. Der Zielvorstellungen einer nachhaltigen Entwicklung wurden in diesem Bericht weit über den internen Kreis von Fachleuten hinaus öffentlich gemacht und zum führenden Leitbild aller weiteren Weltkonferenzen über Rio de Janeiro 1992 bis Johannesburg 2002. Um einen grundlegenden und verbindlichen ethischen Rahmen für verschiedene Aufgaben und Anliegen herzustellen, bedurfte es einer gemeinsam erstellten und von allen akzeptierten Konsenserklärung.

In der Erd-Charta sollte dieser Konsens zusammengefasst und auf der UN-Konferenz in Rio beschlossen werden. Doch dazu kam es nicht, weil es noch zu viele inhaltliche Streitpunke gab und sich vor allem die Gruppen aus den Entwicklungsländern nicht ausreichend repräsentiert sahen.

Doch trotz des Rückschlags in Rio fanden sich einige Jahre später unter Federführung vom "Rat der Erde" und vom "Internationalen Grünen Kreuz" und unterstützt von der niederländischen Regierung erneut verschiedene Institutionen und Gruppen weltweit zusammen, um einen neuen Anlauf zu machen. So entstand nach jahrelanger intensiver Diskussion eine neue abschließende Fassung der Erd-Charta, die im Jahre 2000 in Den Haag veröffentlicht wurde.

Sie fand auch recht schnell große, weltweite Verbreitung. Ziel dieser erneuten Bemühungen sollte es sein, sie 2002 auf die Tagesordnung beim "Weltgipfel zur Nachhaltigen Entwicklung" in Johannesburg zu setzen, damit sie dort angenommen und bestätigt wird.

Bedauerlicherweise ist es nicht zu der gewünschten Bestätigung gekommen. Es gab nach wie vor zu viele Vorbehalte, die man nicht ausräumen konnte oder wollte. Damit wurde aber auch erkennbar, dass viele Vertreter aus Politik und Wirtschaft, die schon jetzt ein Lippenbekenntnis zu einer nachhaltigen Entwicklung abgeben, noch lange nicht bereit sind, sie in ihrer Alltagspraxis auch zielstrebig umzusetzen. Die 10 Jahre von Rio bis Johannesburg sind ein durchgehender Offenbarungseid für dieses schizophrene Verhalten.

Da es aber langfristig keine wirklich seriöse Alternative zu einer nachhaltigen Entwicklung gibt, wenn denn das Leben auf dieser Erde in seiner Vielfalt und Einzigartigkeit erhalten bleiben soll, muss der Kampf um eine zunehmende Akzeptanz der Ideen und Vorstellungen, wie sie in der Erd-Charta zusammengetragen wurden, mit aller Beharrlichkeit und Entschiedenheit fortgesetzt und die Schizophrenie beendet werden.

Es kristallisiert sich immer stärker heraus, dass allein mit ordnungspolitischen Instrumenten eine grundlegende Veränderung der Wirtschafts- und Lebensweise nicht auf den Weg gebracht werden kann. Es muss gleichzeitig damit auch eine grundlegende Veränderung menschlicher Grundhaltungen, menschlicher Gewohnheiten und menschlichen Verhaltens einhergehen. Ohne eine Besinnung auf neue Werte, neue Verhaltensweisen und neue Grundeinstellungen wird es nicht zu dem notwendigen Paradigmenwechsel kommen können.

Es ist ein großes Verdienst all derer, die an der Erstellung der Erd-Charta mitarbeiteten, dass sie in einem jahrelangen, kultur- und religionsübergreifenden, weltweiten Dialog eine solche ethische Basiserklärung zustande gebracht haben. Diese Erklärung versteht sich als eine inspirierende Vision grundlegender ethischer Prinzipien für eine nachhaltige Entwicklung. Die Autoren möchten erreichen, dass die Erd-Charta ein verbindlicher Vertrag der Völker auf der ganzen Welt wird, vergleichbar mit der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte. Einer der Mitautoren der Erd-Charta, der lateinamerikanische Theologe Leonardo Boff, schrieb über sie: "sie ist ohne Zweifel der überlegenste, universalste und eleganteste Entwurf einer Weltethik, den es bisher gegeben hat. Sollte die Charta der Erde eines Tages mit universaler Verbindlichkeit angenommen werden, wird sie den Bewusstseinsstand der Menschheit verändern".

An diesem Prozess wollte sich auch das Projektbüro entsprechend seiner zentralen Aufgabe, Nachhaltigkeitsstrategien umzusetzen, mit seinen Möglichkeiten beteiligen.

Die in der allgemeinen Diskussion oft sträflich vernachlässigten ethischen und kulturellen Aspekte gewannen für das Projektbüro eine immer größere Bedeutung. So war es nur folgerichtig, dass sich das Projektbüro auch stärker für die öffentliche Diskussion bezüglich der Erd-Charta und ihrer Bedeutung für den Nachhaltigkeitsprozess interessierte und sich in den laufenden Diskussionsprozess intensiver einbrachte.

Es nahm noch im September 2001 zu der Koordinierungsstelle für den Erd-Charta-Prozess in Deutschland Kontakt auf und verabredete für die kommende Zeit eine enge Kooperation.

Diese Koordinierungsstelle wurde im Juni 2001 von der Ökumenischen Initiative Eine Welt (ÖIEW), einem Verein, der 1975 aus einem Aufruf zur Überprüfung des eigenen Lebensstils entstanden ist, eingerichtet. Zeitgleich wurde die ÖIEW als "focal point organization", als Koordinierungsstelle der Erd-Charta in Deutschland vom internationalen Erd-Charta-Sekretariat in Costa Rica bestätigt und reihte sich damit in die bis dahin schon bestehenden 40 nationalen Komitees ein.

Von besonderem Vorteil für das Projektbüro war es, dass die ÖIEW seit Beginn des bundesweiten Netzes Ökumenischer Basisgruppen und Initiativen in den 70-er Jahren aktiv zu diesem gehörte und über Jahre auch die Infrastruktur für dessen Arbeit bereitstellte. So konnte es an eine schon vertraute Zusammenarbeit anschließen und diese um ein weiteres wichtiges Aufgabenfeld erweitern.

Das Projektbüro nahm kurz danach an der ersten bundesweiten Tagung zur Erd-Charta teil, die vom 28.- 30. September 2001 in der Evangelischen Akademie in Mülheim/Ruhr unter dem Thema : "Die Erd-Charta: Entwurf einer Ethik der Nachhaltigkeit. Herausforderungen und Perspektiven für Rio + 10" in Zusammenarbeit mit der Ökumenischen Initiative Eine Welt, dem INES Ethik-Komitee und dem BUND stattfand. Auf dieser Tagung wurde das erste Mal die Erd-Charta in einem öffentlichen Diskurs vorgestellt und in die politische Diskussion eingebracht.

Ein Jahr vor dem Weltgipfel in Johannesburg bestand durchaus noch die Hoffnung, dass die Erd-Charta dort auf die Tagesordnung gesetzt und als grundlegendes ethisches Basispapier für eine nachhaltige Entwicklung deklariert wird, faktisch als das Gründungsdokument einer globalen Zivilgesellschaft. Auf der Mülheimer Tagung schwang diese Hoffnung in allen Referaten und Diskussionen mit.

Diese Hoffnung schwang auch im Rat für Nachhaltige Entwicklung noch mit, als, angeregt durch einige Mitglieder, die Erd-Charta auf die Tagesordnung gesetzt wurde. In der eingebrachten Beschlussvorlage sollte der Rat erklären, dass er die Erd-Charta als wichtige Basis für eine internationale Ethik für nachhaltige Entwicklung unterstützt und es begrüßt, dass dieses Dokument als Ergebnis mehrjähriger zivilgesellschaftlicher Diskussionen von breiter interkultureller Übereinstimmung getragen wird. Der Rat sollte laut Beschlussvorlage die Bundesrepublik darum bitten, sich dafür einzusetzen, dass die Erd-Charta auf dem Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung von den Regierungen in Johannesburg beraten und in einen Verhandlungsprozess für eine weltweit staatliche anerkannte Ethik für nachhaltige Entwicklung eingebracht wird.

Außerdem sollte der Rat beschließen, dass auch die Nachhaltigkeitsstrategie Deutschlands eine ethische Fundierung, ausgehend von den Grundsätzen der Erd-Charta, erhält.

Dieses Anliegen wurde auch von einer kleinen vom Projektbüro extra zu diesem Zwecke gebildeten Arbeitsgruppe unterstützt. Zu ihr gehörten u.a. Mitarbeiter vom BUND, der Fraktion der Bündnisgrünen, von Misereor, dem BMU, dem Berliner Senat und der Koordinationsstelle der Erd-Charta. Sie nahm Kontakte zu verschiedenen Mitgliedern des Rates auf, um für eine Zustimmung entsprechend der Beschlussvorlage zu werben.

Es bestand zu diesem Zeitpunkt durchaus noch eine reale Chance, zusammen mit anderen Delegationen in Johannesburg einen Durchbruch zu erzielen.

Aber die Hoffnung der informellen Arbeitsgruppe, dass sich der Rat auf seiner Sitzung die Erd-Charta einmütig zu eigen machen und der Bundesregierung empfehlen würde, sich in Johannesburg für die Erd-Charta einzusetzen, erfüllte sich leider nicht. Der Rat konnte sich trotz intensiver Bemühungen zu keinem Konsens durchringen. Er bewertete die Erd-Charta lediglich als einen Diskussionsbeitrag für eine Ethik der nachhaltigen Entwicklung. Andererseits nahm er aber das Ergebnis mehrjähriger zivilgesellschaftlicher Diskussionen von breiter interkultureller Übereinstimmung durchaus wohlwollend zur Kenntnis und begrüßte es, wenn die Erd-Charta auf dem Weltgipfel für Nachhaltige Entwicklung in Johannesburg diskutiert wird. Erfreulicher war, dass der Rat auf dieser Sitzung auch beschloss, im Herbst eine Veranstaltung zur Ethik für eine nachhaltige Entwicklung durchzuführen.

Die informelle Arbeitsgruppe traf sich seit ihrer Gründung in regelmäßigen Abständen, um sich über den weiteren Prozess der Erd-Charta auf nationaler und globaler Ebene auszutauschen, über Möglichkeiten der Prozessverstärkung in den eigenen Organisationen zu beraten und die öffentliche Diskussion auf vielfältige Weise zu befördern. Interessanterweise kam es zum Ende der Projektzeit zu einer inhaltlichen Erweiterung der bisherigen inhaltlichen Arbeit.

Anlass dazu gab der im November 2002 stattfindende Workshop "Kommunikation und Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie". Hier wurden schon im Vorfeld Gedanken über die zu verhandelnden Themen ausgetauscht und Absprachen über Beteiligungsmöglichkeiten getroffen. Im Verlauf des Workshops stellte sich heraus, dass das Thema "Nachhaltige Lebensstile" und damit die zentrale Frage ethischen Verhaltens eine hervorragende Bedeutung bekam. Dieser Sachverhalt im Workshop spiegelte sehr deutlich auch den Sachverhalt in der Arbeitsgruppe wider.

Neben den globalen Aspekten einer ethischen Grundlegung für eine nachhaltige Entwicklung, wie sie sich vor allem in der Erd-Charta wiederfinden, traten immer stärker auch die ganz persönlichen, individuellen Aspekte einer nachhaltigen Lebensweise, wie sie besonders im Aufruf "Anders besser leben" zusammengefasst sind, in den Vordergrund.

Die Arbeitsgruppe brachte auf ihrer letzten Zusammenkunft sowohl die Ergebnisse des Workshops als auch die jeweiligen Diskussionsprozesse der einzelnen Gruppierungen ein, z.B. das Projektbüro die Initiative "Anders besser Leben". Diese Initiative wird ähnlich wie die Erd-Charta von der "Ökumenischen Initiative Eine Welt" als kooperierender Organisation begleitet. Damit trägt die ÖIEW erheblich dazu bei, zwei wesentliche Aspekte einer nachhaltigen Ethik, den persönlichen wie den globalen, durch ihr begleitendes Engagement beider Initiativen miteinander zu verbinden und als ein Ganzes zu vermitteln. Sie könnte deshalb, sofern dieses Engagement ausgebaut wird, bei der Realisierung einer nachhaltigen Lebensweise zu einer wichtigen bundesweiten Schnittstelle werden. Sie könnte zum einen ein offenes Forum für inhaltliche Diskussionen schaffen und zum anderen wesentlich dazu beitragen, gesellschaftliche Gruppen, die sich darum bemühen, das Leitbild eines nachhaltigen Konsums und einer nachhaltigen Lebensweise zu konkretisieren und auszugestalten, zu vernetzen.

2.2.1.2. Operative Projektarbeit im kirchlichen und ökumenischen Bereich

In diesem Punkt wird das bereits für den säkularen Bereich angewendete Prinzip des Dokumentierens der Allgemeinen operativen Projektarbeit auch für den kirchlichen und ökumenischen Bereich angewendet.

2.2.1.2.1. Dokumentation der operativen Arbeit (Dienstreise-Tabelle 2)

Die hier erstellte Dokumentation gibt einen Einblick in die vielfältigen Beratungs- und Informationskontakte, die der Projektleiter seit dem Projektbeginn am 15.11.2000 bundesweit im kirchlichen Bereich durchführte. Sowohl Anliegen wie auch Ergebnis der Kontakte sind aus der Tabelle gut erkennbar. Das Projekt ermöglicht sehr unterschiedliche Anknüpfungen für die durchgeführten Kontakte.

Letzter Stand: 12. Februar 2003

Die wichtigsten Kontaktaufnahmen vor Ort im "kirchlichen Bereich"
(siehe folgende Seiten)

Nr. 
Termin 
Ort 
Anlaufstelle bzw. Veranstalter 
Anlass 
Dienstauftrag und Ergebnis 






Auftrag 
Ergebnis 
Anknüpfungspunkte für das Projekt 

2000

01 
02.12. 
Hannover 
Ökumen. Netz Niedersachsen 
KoKrs-Sitzung 
Projekt vorstellen 
informiert, Zusammenarbeit verabredet 
Präventionsstrategien für Konfliktfälle 

02 
08.12. 
Leipzig 
Kirchl. Vertreter des kommunalen Agenda-Beirats 
informelles Treffen 
Projekt vorstellen 
zukünft. Beratungstätigkeit vereinbart 
Zusammenführung konfessioneller Aktivitäten für Agenda-Prozess 

2001

03 
09.01. 
Wittenberg 
Fachstelle U&E beim Kirchl. Forschungsheim, Hr. Döring 
inform. Treffen 
Projekt vorstellen 
über mögl. Zusammenarbeit gesprochen 
AG Ethik für Nachhaltigkeit 

04 
24.01. 
Berlin 
Evangel. Akademie 
Öffentl. Tagung: Nachhaltigkeit 
Teilnahme an der Tagung 
informiert und Kontakte geknüpft 
Beitrag d. Wissensch. f. d. Operationalisierung des Konzepts 

05 
31.01. 
Stuttgart 
Ökumen. Netz Württemberg 
KoKrs-Sitzung 
Projekt vorstellen 
informiert und Kontakte geknüpft 
Interreligiöser Dialog, Weltethos, Umwelt-Audit 

06 
05.02. 
Potsdam 
Zentralausschuss des ÖRK 
Tagung: Eröffnung Dekade zur Überwindung v. Gewalt 
Teilnahme an der Tagung (für 1 Tag) 
informiert und Kontakte geknüpft 
Entwicklung von Anti-Gewalt-Strategien 

07 
10.02. 
Oldenburg 
Ökumen. Netz Oldenburg 
3. Ökumenische Versammlung 
Teilnahme an der Versammlung 
informiert und Kontakte geknüpft 
übergreifender ökumenischer AK vorhanden, Bürgerbeteiligungsmodelle, Partizipation 

08 
13.02. 
Berlin 
Ökumenischer Rat B-B, Herr Dr. Lütz 
inform. Treffen 
Projekt vorstellen 
informiert und Kontakte geknüpft 
Projekt: Überwindung v. Rechtsextremismus 

09 
16.02. 
Berlin 
Ökumenischer Rat B-B, Ökumenischer Arbeitskreis 
Sitzung der Konsultativgruppe 
Projekt vorstellen 
informiert, Zusammenarbeit verabredet 
dito 

10 
28.02. 
Dresden 
Ökumen. Informationszentrum, Frau Randi Weber 
inform. Treffen 
Projekt vorstellen 
Zusammenarbeit mit Konsultativgruppe der ACK verabredet 
ACK: Zentrale bundesweite Koordinationsstelle für die Umsetzung des Projekts ‘Überwindung von Gewalt’ 

11 
2.- 
4.3. 
Schwerte 
LAG Agenda 21 NRW 
Agenda-Tagung NRW 
Teilnahme an der Tagung 
informiert und Kontakte geknüpft 
Modelle für Zusammenarbeit Konz. Proz. u. Agenda-Prozess : Neukirchen-Vlyn, Landkrs. Herford, Gelsenkirchen 

12 
06.03. 
Düsseldorf 
Amt für Sozialethik der Ev. Kirche im Rheinland 
Tagung der Umw’-Beauftr. der EKD 
Teilnahme an der Tagung 
informiert und Kontakte geknüpft 
NRW-Vorbildfunktion für Zusammenarbeit zw. Landeskirchen u. Agenda-Transferstelle 

13 
9./ 
10.3. 
Bentierode 
Ökumen. Netz Niedersachsen 
Mitgliederversammlung 
Projekt vorstellen 
Mitarbeit in AG Frieden zugesagt 
Präventionsstrategien zur Kriegsverhütung 

14 
15.03. 
Kassel 
Ökumen. Netz Nord+Ost-Hessen 
KoKrs-Sitzung 
Projekt vorstellen 
informiert, Zusammenarbeit verabredet 
Ökumen. Werkst. Koordinator für den Agenda-Prozess in Hessen 

15 
16.03. 
Kassel 
Ev. Kirche Kurhessen-Waldeck, Umweltbeauftragter, Pfr. Weiß 
informelles Treffen 
Projekt vorstellen 
Zusammenkunft in Hessen im Herbst mit kirchl. Akteuren 
Photovoltaik-Anlage in Kirchengemeinde 

16 
20.03. 
Berlin 
Evangel. Bildungswerk (Haus der Kirche), Umweltbeauftragter, Hr. Dalchow 
informelles Treffen 
Projekt vorstellen 
informiert. Zurückhaltung für stärkere Kooperation 
- 

17 
23.03. 
Berlin 
Kirchentagsbüro, Georgenkirchstraße, Pastor Volkmar Deile 
inform. Treffen zu Kirchentag 2001/ 2003 
Aktionsmöglichkeiten prüfen 
informiert, Informationsvermittlung zugesagt 
Projektvorstellung auf dem Kirchentag 2003 in Berlin für eine große Öffentlichkeit 

18 
26.03. 
Loccum 
AG der Umw’Beauftr. der Gliedkirchen der EKD 
Tagung 
Teilnahme an der Tagung 
Projekt vorgestellt, Zusammenarb. vereinbart 
Zusammenarbeit bezügl. Nachhaltigkeitsrat 

19 
29./ 
30.3. 
Eisenach 
Ev. Luth. Kirche Thüringen 
Synode 
Teilnahme 
Synodalbeschluss (Beteiligung am LA21-Prozess) mit umsetzen helfen. 
Intensive Beratungsarbeit in der Landeskirche erbeten 

20 
02.04. 
Kassel 
ACK-Konsultativgruppe 
Sitzung 
Projekt vorstellen 
Zusammenarbeit vereinbart 
Zentrale Koordinierungsstelle für den konziliaren Prozess 

21 
19.04. 
Neuwied 
Ökum. Netz Rheinland-Pfalz 
inform. Treffen 
Projekt vorstellen 
Zusammenarbeit vereinbart 
Entwicklungspolit. Landesnetz: Schwerpunkt u. Stärkung entwicklungspolit. Anliegen im Rahmen LA21 

22 
19.04. 
Leipzig 
Ökumen. Basisgruppe 
Sitzung 
Projekt vorstellen 
Projekt vorgestellt und Kontakte geknüpft 
Kirchl. Aktivitäten im Agenda-Prozess verstärken 

23 
08.05. 
Stuttgart 
Ev. Kirche Württemberg, Dr. Böhm 
inform. Treffen 
Möglichkeit für intensive Zusammenarbeit in Ba-Wü. beraten 
interessiert an Zusammenarbeit mit Kampagne "Anders besser leben" 
"Tag der Schöpfung" als "ökumen. Feiertag" ins Gespräch gebracht. Umwelt-Audit der Gemeinden 

24 
08.05. 
Stuttgart 
KoKrs Ba-Wü, Christiane Lung 
informelles Treffen 
Auskünfte über Arbeit des KoKrs und des Netzes Ba-Wü einholen 
gute Zusammenarbeit zwischen Basis und Institution 
Wie kann der KoKrs stärker in die Agenda 21-Prozesse einsteigen? Neue Plattform herstellen. 

25 
09.05. 
Weissach 
Ev. Methodist. Kirche, Pastor Klaiber 
informelles Treffen 
Informationsaustausch üb. Stand der Zusammenführung beider Prozesse 
Modellprojekt für Kleinkommunen beraten 
Kooperation lokaler Ökumene und LA21-Prozess vorbildlich 

26 
10.05. 
Kehl 
CGW, Prof. Geitmann 
informelles Treffen 
Zusammenarbeit mit CGW beraten 
Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit "Anders besser leben" und in "Geld"-Fragen 
Kampagne 

27 
11.- 
13.5. 
Weltenburg, Bayern 
Ökumen. Netz Bayern 
Tagung 
Vorstellen des Projekts und Mitwirken an der themat. Arbeit 
aktive Bereitschaft zur übergreifenden Zusammenarbeit 
Projekt Unterhaching soll in Auswertung berücksichtigt werden 

28 
28.5. 
Dortmund 
MÖWE (Mission ökumen. Weltverantwortung), Dr. Dechow 
Absprache 
Festlegungen treffen bezügl. Weiterarbeit in der AG Frieden 
Bedenkzeit erbeten, will sich melden 
Friedensstrategien beraten, Einbeziehung neuer Medien (Internet) in Fachtagung 

29 
29.5. 
Kassel 
Ökumen. Werkstatt, Bruno Inkermann 
Sitzung: Runder Tisch Fairer Kaffee/ Kirchen, Kirchentag 
Teilnahme 
gutes Einvernehmen hergestellt 
Einübung eines neuen Lebensstils für die reichen Länder, z.B. durch Aktionstag auf dem Kirchentag 

30 
29.5. 
Braunschweig 
TU, Prof. Orth 
informelles Treffen 
Arbeit der AG Theol. Grundlagen und Zusammenarbeit mit Nachhaltigkeitsrat beraten 
Bereitschaft zur intensiven Zusammenarbeit 
Erarbeitung von Kriterien (Indikatoren) für ein Nachhaltigkeitsstrategie beraten 

31 
16.- 
17.6. 
Frankfurt/M 
Kirchentag 
Sitzung 
Moderation eines Runden Tisches: Fairer Kaffee in den Kirchen 
Die Akteure werden an der Zielstellung weiterarbeiten, Verabredung für September 01 in Kassel 
Unterstützung gerechter Welthandelsstrukturen, Bewusstseinsveränderung bei kirchl. Verantwortlichen, Schulung von kirchl. Mitarbeitern für die Trans-Fair-Idee 

32 
26.6. 
Wittenberg 
Kirchl. Forschungsheim, H.-J. Döring 
Arbeitsbesprechung 
Vorbereitung einer gemeins. Tagung Konzil. Prozess-Agenda21-Prozess 
Tagung 26./27.10.01 in M-V 
Einbeziehung des konzil. Prozesses in den LA21-Prozess, Initiierung von Projekten 

33 
27.6. 
Erfurt 
Gemeindebund Thür., Agenda21-Büro 
Sitzung: Umsetzen Synodalbeschluss zu LA21 
Teilnahme 
Die Transferstelle bietet Mitarbeit bei kirchl. Tagung an. Vorbereitung der Tagung 
Tagung: Initiierung von Projekten 

34 
6.7. 
Kassel 
Ökumen. Werkstatt, Bruno Inkermann 
Sitzung 
Vorbereitung Runder Tisch Fair-Kaffee in den Kirchen 20.9.01 
inhaltl. Vorbereitung abgeschlossen 
Stabilisierung der wirtschaftl. Verhältnisse der Produzenten in den Entwicklungsländern sowie Vermarktungsstrategien für Europa beraten 

35 
13.- 
14.7. 
Stuttgart 
Tagungsstätte Bernhäuser Forst 
Tagung: Lokale Agenda 21 und kirchl. Engagement in der Einen Welt 
Teilnahme 
Verabredung für eine Vertiefung dieser Arbeit, Austausch von Projekten 
Projekt Böblingen (Deutsche/ Ausländer), Kontakt zu Akademie Bad Boll 

36 
17.- 
18.7. 
Breklum 
Christian-Jensen-Kolleg 
Sitzung 
Vorbereitung einer Landestagung 
Tagung für 11./12.4.2002 geplant 
Intensivierung kirchl. Aktivitäten im LA21-Prozess 

37 
23.7. 
Benediktbeuern 
Prof. Vogt, Clearingstelle 
informelles Treffen 
Zusammenarbeit mit Clearingstelle der dt. Bischofskonferenz beraten 
Bereitschaft zur Zusammenarbeit: Fachtagung 2002 und Kirchentag 2003 
langfristige Umstellung der Kirchen in Richtung Nachhaltigkeit in ihrer Lebens- und Wirtschaftsweise beraten 

38 
8.8. 
Kiel 
Dr. Heling, Nordelbisches Kirchenamt 
Informelles Treffen 
Besprechung eines in Vorbereitung befindlichen landesweiten Projektes zur Verknüpfung von kirchlichen und Agenda 21-Aktivitäten 
Bereitschaft zur Mitarbeit 
Einbeziehung der Nordelbischen Landeskirche in den landesweiten Agenda 21-Prozess 

39 
4.9. 
Dresden 
Ökumenisches Informationszentrum ÖIZ 
Arbeitsbesprechung 
Vorbereitung eines Werkstattgesprächs mit kirchlichen und staatlichen Vertretern auf Landesebene zur Verknüpfung kirchlicher und kommunaler Agenda 21 Aktivitäten 
Durchführung einer statistischen Erhebung kirchlicher Aktivitäten für die weitere Arbeit, Kontaktaufnahme mit staatlichen Stellen und dem Landesbüro der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen (ACK) 
Intensivierung kirchlicher Aktivitäten im Agenda 21-Prozess 

40 
10.9. 
Schwerin 
Umweltministerium/ Landtag/Domgemeinde 
Arbeitsbesprechung 
Vorbereitung der Fachtagung Februar 2002 
Weitere Klärung technischer Fragen zur Durchführung der Fachtagung 
(Raumnutzung, Quartiere, Gottesdienst, u.a.m.) 
Projektauftrag 
Arbeitsfeld 4 

41 
12.9. 
Frankfurt/Main 
Koordinationskreis/ Theologische AG 
Sitzung 
Erstellen eines Papiers für die Ökumenische Fachtagung Schwerin 2002 
Vorstellung und Diskussion einzelner Textbausteine 
Projekt, Arbeitsfeld 4 

42 
13.9. 
Wethen 
Ökumenische Initiative Eine Welt 
Kontaktaufnahme mit dem Fachreferat Erd-Charta 
Erkunden, wie eine sinnvolle Zusammenarbeit mit dieser Stelle gestaltet werden könnte 
Feste Zusammenarbeit verabredet worden. Einbeziehen der ethischen Aspekte in die theolog. AG 
Ethik als ein zentraler Punkt für die erfolgreiche Umsetzung der Nachhaltigkeits-Strategie 

43 
14.9. 
Köln 
Forum Umwelt und Entwicklung 
Sitzung des Kampagnerats für eine NGO-Kampagne aus Anlass des Weltgipfels in Johannesburg unter dem Thema:"Globale Gerechtigkeit ökologisch gestalten" 
Zentrale Mitwirkung an Punkt 8 der insgesamt 10 Punkte unter dem Thema: Konsum und Lebensstil nachhaltig gestalten 
Der eigene Beitrag findet Zustimmung bei den anderen NGO-Mitgliedern 
Mitstreiter für eine neue Lebensweise gewonnen 

44 
15./ 
16.9. 
Germete 
Ökumenische Initiative Eine Welt 
Workshop zum Thema "Nachhaltige Lebensweise" 
Klontaktaufnahme mit Akteuren für eine nachhaltige Lebensweise aus früheren Jahrzehnten und aus dem nichtkirchlichen Bereich 
Auswertung der früheren Erfahrungen und Verknüpfung mit Erfahrungen aus dem Bereich der Lebensgemeinschaften 
Verstärkung des eigenen Vorhabens 

45 
17.9. 
Heidelberg 
Büro Kairos Europa 
Besprechung 
Kontaktaufnahme mit dem Netz Baden, Anfrage auf Mitarbeit in der AG "Gerechtigkeit heute" 
Zusammenarbeit erwünscht mit dem Projektbüro; für die Mitarbeit in der AG "Gerechtigkeit heute" bereit 
Zusammenarbeit mit den Netzen 

46 
21.9. 
Mülheim 
Evang. Akademie 
Zusammenkunft der AG "Gerechtigkeit heute" 
Weiterarbeit für die Fachtagung an dem Text 2002 
ist umgesetzt worden, 
Kontaktaufnahme mit Prof. Geitmann "Christen für eine andere Wirtschaftsordnung" 
Projektauftrag 
Arbeitsfeld 4 

47 
22.9. 
Kassel 
Ökumenische Werkstatt 
Beratung des Koordinationskreises 
Vorbereitung des Ratschlags Nov. 2001 und der Fachtagung 2002 
Festegungen und Beschlüsse zur Weiterarbeit getroffen worden 
Projektauftrag 
Arbeitsfelder 3 u. 4 

48 
25.9. 
Berlin 
Büro des Ökumenischen Kirchentags 
Erste Kontaktaufnahme für den Ökumenischen Kirchentag Sommer 2003 in Berlin 
Beschluß des Koordinationskreises, ein erstes Sondierungsgespräch mit dem Kirchentagsbüro zu führen 
Es ist eine Basis für die Mitarbeit der Basisgruppen zum Kirchentag gelegt worden. 
Öffentlichkeitsarbeit: 
Präsentation wichtiger Anliegen des Projektes, die eine nachhaltige Entwicklung voranbringen sollen 

49 
28.- 
29.9. 
Mülheim 
Evangelische Akademie 
Tagung: Die Erd-Charta: Entwurf einer Ethik der Nachhaltigkeit 
Vertrautmachen mit weiteren zentralen Aspekten der Nachhaltigkeitsstreategie über die bekannte Trias "Ökonomie,Ökologie,Soziales" hinaus. 
Intensiver Meinungsaustausch mit kompetenten nationalen und internationalen Vertretern des Nachhaltigkeitsprozesses. 
Entscheidung, die ethische Dimension zentral in das laufende Projekt zu integrieren. 
Die Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie muß mit wesentlichen neuen Aspekten erweitert werden. 

50 
8.10. 
Breklum 
Christian-Jensen-Kolleg 
Beratung zur Vorbereitung einer Tagung im April/Mai 2002 zum Thema: Kirche und Lokale Agenda 21 
Initiierung eines regionalen Projektes, um kirchliche und kommunale Aktivitäten zusammenzuführen. 
Da von beiden Seiten genügend Interessierte kamen, konnte das Projekt in Angriff genommen werden. 
Projektauftrag: 
Initiierung von Projekten 
Arbeitsfeld 6 

51 
15.- 
18.10. 
Bonn 
Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen (ACK) 
Offizielle Kontaktaufnahme mit dem kirchlichen Gremium, das für den seit 1983 bestehenden konziliaren Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Schöpfungsbewahrung in Deutschland verantwortlich ist 
Die Anfrage des Koordinationskreises, in eine intensivere Kooperation mit den Ökumenischen Basisgruppen zu treten, ist mit großem Interesse aufgenommen worden. 
Eine Verknüpfung der Projektarbeit mit der Arbeit der ACK ist hergestellt worden und es besteht beidseitiges Interesse, ihn intensiver auszubauen. 
Projektauftrag 
Arbeitsfeld 2 

52 
23./ 
24.10. 
Murrhardt 
Kirchgemeinde, AG Initiative "Anders besser leben" 
Weiterarbeit an dem Papier "Anders besser leben" 
Dafür Sorge zu tragen, daß das Papier rechtzeitig zur Fachtagung in Schwerin im Februar 2002 vorliegt. 
Die Textbearbeitung macht intensive Fortschritte. 
Projektauftrag 
Arbeitsfeld 3 u. 4 

53 
26./ 
27.10. 
Güstrow 
Haus der Kirche 
Tagung zum Thema: "Nachhaltigkeit - Neuer Schaum oder neuer Schub?" 
Initiierung einer regionalen Kooperation zwischen kirchlichen und politischen Vertretern für eine nachhaltige Entwicklung. 
Es ist eine kontinuierliche, ergebnisoffene Kooperation in M-V zwischen Verbänden und Vereine, Vertretern der Basisgruppen hergestellt worden. 
Projektauftrag 
Arbeitsfeld 6 

54 
5.11. 
Dresden 
ÖIZ 
Besprechung 
Mit Vertretern der Kirchen und der Landestransferstelle eine regionale Tagung zur Stärkung lokaler Agenda 21-Prozesse vorzubereiten 
Bedarfsumfrage war in beiden Kirchen negativ. Derzeit sollte auf diesem Hintergrund keine landesweite Tagung angeboten werden. Eventuell sollen auf kommunaler Ebene Pilotprojekte gestartet werden. 
Projektauftrag 
Arbeitsfeld 6 

55 
6.11. 
Frankfurt/M
AG Theologische Grundlagen 
Besprechung 
Weiterarbeit am Text für die Ökumenische Fachtagung 2002 
Absprachen getroffen worden 
Arbeitsfeld 4 

56 
9./ 
10.11. 
Kassel 
Koordinationskreis 
Ratschlag 2001 
Zwischenbilanz der AG`s vornehmen, endgültige Festlegung von Inhalt und Ablauf der Ökumenischen Fachtagung 2002 
Beschlüsse getroffen worden. 
Arbeitsfeld 4 

57 
15.11. 
Breklum 
Christian-Jensen-Kolleg 
Fortsetzung der Vorbereitung der Tagung am 3./4. Mai 2002 
Einbringen der Landeskontakte und der bundesweiten Erfahrungen 
Planungsphase erfolgreich abgeschlossen, große Bereitschaft verschiedener Akteure vorhanden 
Arbeitsfeld 6 

58 
16.11. 
Kiel 
Dr. Heling, Nordelbische Kirche 
Planung einer die Ostseeanrainerstaaten umfassenden "Umweltstiftung deutsche Ostseekirchen" 
Einbeziehung der Agenda 21-Prozesse 
Gespräche mit den kirchenleitenden Stellen und dem Umweltminister in M-V führen 
Vernetzungsgedanken in die Stiftung tragen 

59 
17.11. 
Trier 
Ökumenisches Netz Rhein-Mosel-Saar 
Jahrestreffen 
Kontakt zwischen Projektbüro und Netz vertiefen 
Aktivitäten von ATTAC durch Kooperation mit den kirchlichen Basisgruppen verstärken 
Zusammenarbeit mit sozialen Bewegungen 

60 
28.11. 
Braunschweig 
Universität 
Planung eines interreligiösen Projektes mit Prof. Orth 
Unterstützung dieses Vorhabens durch das Projektbüro 
Projekt soll auf den Weg gebracht werden 
Ausweitung des Projektes in den interreligiösen Bereich 

61 
30.11./ 
1.12. 
Wolfenbüttel 
AG Frieden heute 
Weitere Überarbeitung des Papiers "Frieden heute" für die Fachtagung 2002 
Mitarbeit in dieser AG 
Arbeitsaufgabe wurde erledigt 
Arbeitsfeld 3 

62 
17.12. 
Erfurt 
Koordinationskreis 
Vorbereitung Fachtagung 2002 
Vorlegen des bisherigen Planungsstandes zu formalen und inhaltlichen Dingen der Fachtagung 
Der Ko-Kreis ist mit dem vorliegenden Ergebnis insgesamt zufrieden. 
Arbeitsfeld 4 

2002

63 
4.1. 
Frankfurt/M 
AG Theologische Grundsatzfragen 
Beratung 
Fertigstellung des Textes für die Fachtagung 
Verbindliche Absprachen getroffen worden 
Arbeitsfelder 3 u. 4 

64 
10.1. 
Hannover 
AG Gerechtigkeit heute 
Beratung 
Fertigstellung des Textes für die Fachtagung 
Verbindliche Absprachen getroffen 
Arbeitsfelder 3 u. 4 

65 
15.1. 
Breklum 
Christian-Jansen-Kolleg 
Planungsgespräch für das Gesprächsforum Lokale Agenda 21 im Mai 
Begleitung des Projektes 
Die Anregungen für eine Tagung mit internationaler Beteiligung waren erfolgreich, Zusagen sind eingegangen 
Ausstrahlung der Projektidee in andere Länder 

66 
15.-17.2. 
Schwerin 
Koordinationskreis 
Ökumenische Fachtagung 
Beitrag der Ökumeni-schen Basisgruppen für eine nachhaltige Entwicklung unter der besonderen Akzentuierung von Gerechtigkeit, Frieden und Schöpfungsbewah-rung (GFS) 
Die verabschiedeten Positionspapiere werden bei dem weiteren Engagement der Basisgruppen als Basispapiere eine wichtige Rolle spielen. 
Zwei wichtige Schritte der Projektarbeit – Vorbereitung und Durchführung der Ökumenischen Fachtagung – sind realisiert worden. 

67 
22.-24.2. 
Bad Boll 
Evangelische Akademie 
Werkstatt-Tagung 
Zukunftsfähig leben 
Strategien einer dringlichen Wende 
Das verabschiedete Positionspapier der Arbeitsgruppe „Anders besser leben“ in einem größeren Fachforum vorstellen und seine Zielstellungen diskutieren 
Es wurde ein produktiver Dialog mit Vertretern unterschiedlicher Positionspapiere durchgeführt und es wurden Verabredungen für eine zukünftige Zusammenarbeit getroffen. 
Dieses Positionspapier könnte in der zukünftigen Projektarbeit wegen seiner vielfältigen Anknüpfungspunkte im Nachhaltigkeitsprozess eine zentrale Bedeutung erhalten. 

68 
25.2. 
Leipzig 
Kirchlicher Beauftragter in der Lokalen Agenda 21 
Besprechung 
Verknüpfung von kirchlichen Aktivitäten mit dem Lokale Agenda 21 – Prozess in Leipzig 
Relative Zurückhaltung bei den kirchlichen Aktivisten wegen eigener Arbeitsbelastung vorhanden. 
Weitere Sondierungsgespräche deshalb erforderlich. 
Was sind ausreichende Bedingungen, um ein Projekt zu initiieren? 

69 
26.2. 
Wernigerode 
Kreis engagierter Christen und Kommunalpolitiker 
Besprechung 
Christliche Gruppen und kommunalpolitische Akteure bei der Zusammenarbeit für konkrete Aktionen beraten. 
Vorbereitung von Aktionen auf einem regionalen Kirchentag geplant 
Arbeitsfeld 6 

70 
6.-7.3. 
Giessen 
AG Initiative „Anders besser leben“ 
Besprechung 
Auswertung Bad Boll, Gestaltungsmöglichkeiten in der NGO-Kampagne für Johannesburg 
Besuch des Ökodorf Sieben Linden, Weiterarbeit an der Initiative, Ausweitung und Vertiefung der Kontakte 
Es zeichnen sich erste klare Schritte für eine Umsetzung des Positionspapiers ab. 

71 
8.-10.3. 
Meißen 
Evangelische Akademie 
Fachtagung: Von Rio nach Johannesburg 
Global denken und lokal handeln für die Zukunftsfähigkeit unserer Gesellschaft 
Kontaktaufnahme mit Akteuren aus dem sächsischen Raum 
In der Region Freiburg besteht Interesse an einer zukünftigen Kooperation mit dem Projektbüro 
Arbeitsfeld 6 

72 
11-12.3. 
Bad Boll 
Evangelische Akademie 
Workshop „Suchet der Stadt Bestes...“ 
Zu Perspektiven von konziliarem Prozess und Lokaler Agenda 21 
Kritische Bestandsaufnahme der Entwicklung des konziliaren Prozesses in den letzten 10 Jahren 
Im Bewusstsein der Kirchgemeinden und der Kirchenleitungen ist der Konziliare Prozeß in der Regel eher randständig geblieben. 
Ein größeres Engagement für den Einsatz für Gerechtigkeit, Frieden und Schöpfungsbewahrung geht eher von einzelnen Gruppen in oder außerhalb der Gemeinden oder von Einzelnen aus. Die Kirche muß intensiv neu über ihren Auftrag und ihr Selbstverständnis unter den Verhältnissen der Globalisierung nachdenken. 
Bei der Fortführung dieses Projektes müssen diese Ergebnisse in die neuen Zielstellungen mit einfließen. 

73 
18.-19.3. 
Berlin 
Erweiterter Koordinationskreis 
Turnusmäßige Sitzung 
Nachbesprechung der Fachtagung in Schwerin und Festlegungen für die Weiterarbeit 
Fachtagung wurde als gelungen bewertet. Die Arbeitsgruppen runden ihre Texte ab. 
Für den Kirchentag wird ein Kompaktpapier erarbeitet. 
Dafür wird eine neue Redaktionsgruppe gebildet. 
Arbeitsfeld 4 

74 
19.3. 
Wernigerode 
Kreis engagierter Christen und Kommunalpolitiker 
Besprechung 
Begleitung der weiteren Vorbereitungen auf den regionalen Kirchentag 
Die Beiträge auf dem Kirchentag nehmen klare Konturen an. Ein besonderer Schwerpunkt soll auf die soziale Dimension gelegt werden. 
Arbeitsfeld 6 

75 
20.3. 
Leipzig 
Diverse Gespräche mit kirchenleitenden Vertretern der Stadt 
Besprechungen 
Sondierung für eine breitere Zusammenarbeit mit der Lokalen Agenda 21 
Einladung des Ökumenischen Arbeitskreises zum Thema: Verantwortung der Christen für soziale Gerechtigkeit in der Stadt Leipzig 
Die soziale Dimension könnte im Agenda Prozess durch kirchliche Akteure eine wirkliche Bereicherung erfahren. 

76 
21.-22.4. 
Wethen 
AG Initiative „Anders besser leben“ 
Beratung 
Überlegungen, wie es am besten mit der Initiative weitergehen kann. 
Eine enge Kooperation mit der ÖIEW ist denkbar. 
Zentraler Punkt: Umsetzen einer guten Idee. 

77 
23.4. 
Fulda 
Büro des Ökumenischen Kirchentags 
Beratung 
Bedingungen für eine Teilnahme der Ökumenischen Basisgruppen am Ökumenischen Kirchentag 2003 abklären. 
Die ausreichenden Bedingungen für eine aktive Mitarbeit sowohl an den inhaltlichen Veranstaltungen wie auch auf der Agora sind gegeben. 
Präsentation der erarbeiteten Inhalte in der kirchlichen und gesellschaftlichen Öffentlichkeit 

78 
3.-4. 5. 
Breklum 
Nordelbische Landeskirche Eine-Welt-Agenda-Büro Christian-Jensen-Kolleg Nordelbisches Missionszentrum 
Gesprächsforum 
Mitwirkung bei der Durchführung eines Forums zum Thema: Lokale Agenda 21 in der Euroregion Schleswig-Holstein und südliches Dänemark 
Initiativen und Modelle zur Umsetzung von Nachhaltigkeitsstrategien in Kirche und Kommunen 
Verabredung einer zielstrebigen Weiterarbeit der anwesenden Akteure. Herstellung einer neuen Qualität der Zusammenarbeit. 
Gelungener Versuch einer aktiven Begleitung durch das Projektbüro. 
Gute Fokussierung bundesweiter Erfahrungen. 

79 
23.5. 
Frankfurt/M 
AG Theologische Grundsatzfragen 
Besprechung 
Abrundung des Textes 
Erarbeitung einer Arbeitsgrundlage für den „Kirchentagstext“ für die 1. Sitzung des Redaktionskreises 
Aufnahme und weitere Verarbeitung der Arbeitspapiere 

80 
29.5. 
Frankfurt/M 
Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen Ökumenische Zentrale der ACK 
Besprechung 
Beschluss des Koordinationskreises umsetzen, d.h. erkunden, ob für 2004 eine gemeinsame Ökumenische Tagung durchgeführt werden kann, in der die Ökumenische Basisversammlung aufgehen könnte. 
Dieses Anliegen ist grundsätzlich vorstellbar. Über die Bedingungen müssten weitere Abstimmungen in den beiden Gremien vorgenommen werden. Im Herst sollte eine Entscheidung getroffen werden. 
Projektauftrag 4 
Erweiterung über den Projektauftrag hinaus bietet interessante Varianten 

81 
31.5. 
Kassel 
Ökumenische Werkstatt 
Runder Tisch des „Arbeitskreises Fair-Kaffe in die Kirchen“ 
Moderation des Runden Tisches 
In der Region Hessen soll ein Pilotprojekt gestartet werden. 
Globale Dimension muss fester Bestandteil des Projektes sein 

82 
3.6. 
Erfurt 
Koordinationskreis 
Besprechung 
Langfristige Planung für die Basisversammlung 2004 und der wichtigen Zwischenetappe Ökumenischer Kirchentag 2003 
Entscheidung für die Struktur der Basisversammlung und mögliche Kooperationspartner auf die nächste Ko-Kreis-Sitzung festgelegt. 
Festlegungen für die Beteiligung am Kirchentag getroffen. 
Der Ökumenische Kirchentag bietet für das Projekt eine hervorragende Möglichkeit, wichtige Bausteine einer Strategie der Nachhaltigkeit einer großen Öffentlichkeit zu präsentieren. 

83 
7.6. 
Kassel 
Redaktionsgruppe 
Konstituierende Sitzung 
Erstellung eines aufrüttelnden Appells an die Teilnehmer und –innen des Ökumenischen Kirchentages 
Konzeptionelle Übereinstimmung erzielt. 
Erste Arbeitsschritte festgelegt und Aufgaben verteilt. 
Mitwirken an der grundlegenden Veränderung des öffentlichen Bewusstseins. 

84 
12.6. 
Plate 
Kirchgemeinde 
Besprechung 
Kontaktaufnahme mit Kooperationspartnern für Pilotprojekt 3 „Initiierung eines Netzwerkes in der Region Schwerin“ 
Mitwirkung in diesem Projekt zugesichert. 
Konkrete Umsetzung des Projektziels 

85 
20.6. 
Schwerin 
Verschiedene Ansprechpartner 
Besprechungen 
Kontaktaufnahme mit weiteren Kooperationspartnern für das Pilotprojekt 3 (s.o.), um die Voraussetzungen für dieses Projekt zu schaffen. 
Unter der Federführung des Diakonischen Werkes der Ev.-Luth. Landeskirche Mecklenburgs kann das Projekt vorbereitet und nach Bestätigung des Antrags realisiert werden. 
Wichtiger Baustein des neuen Projektes in Weiterführung der bisher gesammelten Erfahrungen und Erkenntnisse 

86 
27.6. 
Kassel 
AG Initiative „Anders besser leben“ 
Besprechung 
Voraussetzungen schaffen für die Realisierung des Pilotprojektes 1 im Neuantrag, der an die bisherige Projektarbeit anknüpft. 
Die Voraussetzungen für eine Antragstellung sowie deren Realisierung sind gegeben. 
Bei der Umsetzung dieses Pilotprojektes wird eine neue Trägergruppe bei der konkreten Realisierung einer nachhaltigen Lebensweise entstehen, die für die Verstetigung des Nachhaltigkeitspro-zesses von erheblicher Bedeutung ist. 

87 
7.8. 
Wernigerode 
Kreis engagierter Christen und Kommunalpolitiker 
Besprechung 
Planung der Weiterarbeit 
Festlegungen getroffen worden für das nächste Quartal, Stärkung der sozialen Dimension 
Begleitung eines regionalen Projektes für nachhaltige Entwicklung 

88 
23.8. 
Schwerin 
Diakonisches Werk 
Besprechung 
Pilotprojekt 3 vorbereiten 
Bereitschaft bekundet, für das Projekt die Federführung zu übernehmen 
Initiierung von Projekten für eine nachhaltige Lebensweise 

89 
26.8. 
Schwerin 
Oberkirchenrat 
Besprechung 
Pilotprojekt 3 vorbereiten 
Mitarbeit am Projekt zugesagt 
s. o. 

90 
27.8 
Kassel 
Redaktionsgruppe 
Besprechung 
Erstellung eines Aufruf-Papiers für den Kirchentag 
Fortsetzung des Arbeitsprozesses 
Kirchliche Öffentlichkeit für den Nachhaltigkeitsprozess gewinnen 

91 
4.9. 
Kassel 
AG Anders besser leben 
Besprechung 
Fertigstellung des Faltblattes „Aufruf – anders besser leben“ und Vorbereitung auf den Start des Pilotprojektes 1 
Für einen Start werden alle Voraussetzungen erfüllt sein 
Mitgestaltung des gesellschaftlichen Prozesses für eine nachhaltige Lebensweise 

92 
9.9. 
Kassel 
Ökumenische Werkstatt/Koordinationskreis 
Besprechung 
Vorbereitung des Ratschlags und des Ökumenischen Kirchentages 
Festlegungen für beides getroffen worden 
Beteiligung kirchlicher Basisgruppen am Nachhaltigkeitsprozess 

93 
16.9. 
Plate 
Kirchgemeinde 
Besprechung 
Einladung zur Mitarbeit am Pilotprojekt 3 -Region Schwerin 
Mitarbeit zugesagt 
Initiierung von Projekten für eine nachhaltige Lebensweise 

94 
9.10. 
Nordhausen 
Koordinationskreismitglieder 
Besprechung 
Klärung der Aufgaben für die Verlängerung des Projektantrags 
Absprachen getroffen worden für das weitere Verfahren 
Weiterführung des Projektes 

95 
14.10. 
Frankfurt/M. 
Ökumenische Zentrale 
Besprechung 
Mitarbeit in der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen 
Durch die Mitarbeit werden Ziele des Projektes in die christlichen Kirchen eingebracht 
Kontaktvertiefung mit einer zentralen kirchlichen Institution 

96 
18./20.10. 
Poppau 
Lebensgemeinschaft "Sieben Linden"
Werkstatt 
Kontakte herstellen zu einem zukünftigen Kooperationspartner für das Pilotprojekt 1 
Gemeinschaft "Sieben Linden" ist zu intensiver Kooperation bereit 
Erweiterung der Kooperationspartner für die Initiative „Anders besser leben“ 

97 
28.10. 
Plate 
Kirchgemeinde 
Besprechung 
Fortsetzung der Vorbereitung für das Pilotprojekt 3 mit der Kirchgemeinde 
Vorbereitungen für die Mitarbeit am Pilotprojekt abgeschlossen 
Initiierung von Projekten für eine nachhaltige Lebensweise 

98 
31.10. 
Kassel 
AG Anders besser leben 
Besprechung 
Vorbereitungen für die Initiierung des Pilotprojektes 1 abschließen 
Alle wichtigen Vorbereitungen abgeschlossen worden 
Mitgestaltung des gesellschaftlichen Prozesses für eine nachhaltige Lebensweise 

99 
1./2.11. 
Kassel 
Koordinationskreis 
Ratschlag 
Positionierung der Basisgruppen zu den globalen Herausforderungen und Erkunden eigener Gestaltungsmöglichkeiten 
Ökumenischer Kirchentag für die Präsentation der im Projektziel fixierten Aufgaben als eine wichtige Veranstaltung für die Öffentlichkeitsarbeit wahrgenommen 
Nachhaltige Lebensweise in der kirchlichen Öffentlichkeit breit bekannt machen 

100 
7.11. 
Fulda 
Ökumenischer Kirchentag 
Vorbereitung einer Veranstaltungsreihe 
Abstimmung mit der Kirchentagsleitung 
Abstimmung ist optimal gelungen 
Öffentlichkeitsarbeit für Nachhaltigkeit 

101 
12.11. 
Frankfurt 
ACK – Zentrale 
Planung der Ökumenischen Basisversammlung 2004 
Mitarbeit der ACK mit dem Koordinationskreis verfestigen 
Eine engere Zusammenarbeit ist definitiv verabredet worden 
Einen wichtigen Kooperationspartner im kirchlichen Bereich dazu gewonnen 

102 
15./16.11. 
Berlin 
ÖKT –Planungsgruppe „Agora“ 
Vorbereitung für den Agora-Bereich des ÖKT 
Vorbereitung für eine Zusammenarbeit im „Globalen Dorf“ auf der Agora 
Ca. 20 Gruppen sind zur Zusammenarbeit bereit 
Den Gedanken der Nachhaltigkeit auf dem Kirchentag verbreitern 

103 
23./24.11 
Nieheim 
Ökumenische Initiative Eine Welt 
Wochenendtagung 
Vertiefung der Kontakte zwischen dem Projektbüro und der am Pilotprojekt 1 mitwirkenden Organisation 
Große Bereitschaft zu einer konstruktiven Zusammenarbeit erzielt worden 
Sicherstellung der Voraussetzungen für einen reibungslosen Ablauf der Aufgaben in dem Verlängerungsantrag des Projektes 

104 
25.11. 
Kassel 
Redaktionskreis 
Besprechung 
Text des Aufrufes erstellen 
Wichtige weitere Einzelheiten erarbeitet. 
Kirchliche Öffentlichkeit für den Nachhaltigkeitsprozess gewinnen 

105 
30.11./1.12. 
Schwerin / Plate 
Diakonisches Werk 
Eröffnung der Aktion Brot für die Welt / Adventsfest der Kommune und Kirchgemeinde 
Realisierung des Pilotprojektes 1 
Zielstellung des Projektauftrags erreicht, Öffentlichkeit hat die vom Projektbüro initiierten Beiträge gebührend wahrgenommen 
Der Gedanke einer nachhaltigen Lebensweise ist von vielen Menschen wahrgenommen worden 

106 
2.12. 
Plate 
Kirchgemeinde 
Gesprächskreis der Kirchgemeinde 
Vorstellung der Initiative „Anders besser leben“ 
Intensive und vertiefende Diskussion 
Öffentlichkeitsarbeit für die Initiative 

107 
9.12. 
Schwerin 
Diakonisches Werk 
Besprechung 
Bilanzierung des Pilotprojektes 3 mit allen Akteuren 
Das Projekt hat Erfolg in den einzelnen Projektteilen gehabt 
Über eine Weiterarbeit einer nachhaltigen Lebensweise sind in der Schweriner Region erste Schritte verabredet worden. 

2.2.1.2.2. Auswertung ausgewählter Beratungs- und Informationskontakte

Eine Auswertung der aufgelisteten Beratungs- und Informationskontakte wird im Folgenden vorgenommen. Die Auswertung verlässt das in der Tabelle angewendete chronologische Ordnungsprinzip und ordnet neu nach folgenden Gesichtspunkten:


Auswertung der Zusammenarbeit mit 

· wichtigen ökumenischen Netzen, Basisgruppen und Initiativen 

· der ACK 

· Kirchen und kirchlichen Einrichtungen auf institutioneller Ebene

2.2.1.2.2.1. Dokumentation der Zusammenarbeit mit ökumenischen Netzen, 
Basisgruppen und Initiativen

Kontaktaufnahme

Für die Umsetzung des Projektantrags war es wichtig, zunächst einmal mit möglichst vielen Netzen, Basisgruppen und Initiativen Kontakt aufzunehmen, um vor Ort einen Eindruck über die bestehenden Verhältnisse bezüglich der Projektthematik zu bekommen. Für die Arbeit der Netze spielte bei Projektbeginn in der Arbeit der Netze die Verknüpfung zwischen dem konziliaren Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung und dem Lokale Agenda 21-Prozess keine zentrale Rolle. Sie waren, besonders in Westdeutschland, in ihrem Arbeitsstil und in der Themenauswahl sehr geprägt durch die Arbeitspraxis der 80-er Jahre, vor allem in der Friedens-, Umwelt- und Eine-Welt-Bewegung, und setzten ihre von daher geprägte Arbeit, die sich wesentlich anders organisierte als in der DDR, mit großer Intensität auch in den 90-er Jahren in den Schwerpunktbereichen Gerechtigkeit, Frieden und Schöpfungsbewahrung fort, ohne das seit 1992 in Rio beschlossene Agenda 21 Programm in der spezifischen Variante der Lokalen Agenda 21 in die Netzplanungen in hervorgehobener Weise zu berücksichtigen. 

Zusammenführung der ost- und westdeutschen ökumenischen Basisbewegungen

Während die Arbeit der Netze, in der Regel in Vereinsstrukturen und damit unabhängig von kirchlichen Institutionen, in Westdeutschland durch die Wende 1989 kaum in Mitleidenschaft gezogen wurde - 1991 führten sie nach der Vereinigung unter Einbeziehung einiger Vertreter der ostdeutschen Basisgruppen und der verfassten Kirchen eine große Versammlung Ökumenischer Basisgruppen in Erfurt unter dem Thema "Einheit, die wir meinen" durch -, brach in Ostdeutschland mit dem Zusammenbruch des Gesellschaftssystems auch die auf dieses System zugeschnittene informelle Struktur der ökumenischen Basisgruppen und Initiativen weitgehend zusammen. Viele Akteure gingen in die neu entstehenden politischen Bürgerbewegungen oder Parteien, andere wechselten in feste Vereine wie z.B. Grüne Liga oder BUND, noch wieder andere mussten sich so intensiv mit ihrem ganzen persönlichen Einsatz um eine neue berufliche Basis kümmern, dass ihnen für ehrenamtliche Tätigkeit keine Zeit mehr blieb.

Die trotz vieler Wandlungen weiterbestehenden oder sich neu gründenden Gruppen versuchten indes, wieder einen Neubeginn nach der Wende unter völlig anderen gesellschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen zu starten. Sie wollten nach einer größeren Pause zwischen 1990 und 1992 dem konziliaren Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung wieder neues Leben einhauchen. 1992 luden einige ehemalige Delegierte der Ökumenischen Versammlung in der DDR, zu denen auch der Projektleiter gehörte, die Delegierten der Kirchen in der Ökumenischen Versammlung der DDR und die Vertreterinnen und Vertreter der Frieden- und Menschenrechtsgruppen zu einer Konsultation, die im Februar 1993 in Eisenach stattfinden sollte, ein. Auf dieser Konsultation sollte darüber gesprochen werden, ob die friedensethischen Verpflichtungen des konziliaren Prozesses drei Jahre nach der friedlichen Revolution noch gültig wären. Ziel dieser Konsultation sollte es sein, "unsere Verpflichtungen zu Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfungsbewahrung öffentlich zu bekräftigen".

In der Folge wurden noch zwei weitere ostdeutsche Konsultationen zur Fortführung des konziliaren Prozesses im Oktober 2003 in Halle und im Dezember 2004 in Dresden durchgeführt. Am Ende dieser Konsultation wurde dann der Beschluss gefasst, alle Basisgruppen und Initiativen in Ost- und Westdeutschland aufzurufen, sich auf der ersten gemeinsam von ost- und westdeutschen Gruppen vorbereiteten Ökumenischen Basisversammlung, die im März 1996 in Erfurt stattfinden sollte, zusammenzuschließen. Auf dieser Ökumenischen Basisversammlung, auf der die Fusion der beiden bisher eigenständig arbeitenden Bewegungen beschlossen wurde, spielte das 1992 auf der Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro ins Leben gerufene Aktionsprogramm für das 21. Jahrhundert – die Agenda 21 - eine wichtige Rolle.

Die Netze im Spannungsfeld der beiden Prozesse

Schon in den Thesen zu dieser Versammlung wurden Kirchen, Gemeinden und Christen aufgerufen, in ihren Kommunen, Stadtbezirken und Landkreisen die Initiativen für Lokale Agenden mit allen Kräften zu unterstützen oder sie selbst in Gang zu bringen. Sonderlich sollten sie dabei darauf achten, dass neben dem technischen Umweltschutz auch die Fragen von Gerechtigkeit und Frieden sowie die Veränderung unserer Lebensweise unabdingbar in den Prozess der Lokalen Agenda 21 hineingehören. In dem Schlussvotum der Basisversammlung wurde dies noch einmal bekräftigt.

Dieser Aufruf hatte sicher eine Langzeitwirkung. Es gab sehr viele einzelne Christen aus den Basisgruppen und Initiativen, die sich aktiv vor Ort in ihre kommunalen Agenda - Prozesse einbrachten. Das konnte der Projektleiter bei seinen vielfältigen Besuchen vor Ort immer wieder feststellen. Die Netze waren jedoch als Ganze strukturell ungeeignet, diesen Annäherungsprozess in einem fixierten Schema umzusetzen. 

Möglich war ihnen aber, informelle Strukturen wie z. B. ein regionales Forum als öffentlichen Raum des Diskurses zu schaffen, zu dem sie verschiedene verantwortliche Akteure dieser Region zu einem intensiven Gedankenaustausch einladen konnten.

Das Ökumenische Netz Bayern demonstrierte einige Jahre später in einer besonders beeindruckenden Weise, wie man so etwas praktisch umsetzen kann. 

Es lud im Mai 2001 zu seiner Jahresversammlung unter dem Thema - "Zukunftsfähig werden" Lokale Agenda 21 und konziliarer Prozess - ein. In der Einladung wurde noch einmal ausdrücklich auf die sehr ähnliche Grundstruktur beider Prozesse verwiesen, nämlich die unauflösliche Zusammengehörigkeit der drei Aspekte Gerechtigkeit/Frieden/Schöpfungsbewahrung im konziliaren Prozess bzw. Ökologie/Ökonomie/Soziales im Agenda 21 – Prozess. 

Ziel der Versammlung sollte es sein, die Akteure dieser beiden Prozesse noch intensiver miteinander ins Gespräch zu bringen. Diese Versammlung fand in einem Landkreis statt, der sich selber dem Lokale Agenda 21-Prozess verschrieben hatte.

Eingeladen wurden zu dieser Veranstaltung von dem Ökumenischen Netz Bayern, dem Landkreis Kelheim, dem katholischen Bildungswerk im Landkreis Kelheim, dem evangelischen Bildungswerk Regensburg, dem Sachausschuss Mission, Entwicklung, Frieden Bewahrung der Schöpfung der Diözese Regensburg Verantwortliche aus den Kommunen des Landkreises, Kirchgemeinden, Initiativgruppen, Mitglieder des Ökumenischen Netzes sowie alle interessierten Bürgerinnen und Bürger. 

Eingeleitet wurde die Veranstaltung durch biblisch-theologische Überlegungen zu Agenda 21 und konziliarem Prozess von Prof. Marcus Vogt von der theologischen Hochschule Benediktbeuern, der seit Jahren schon federführend in der Katholischen Kirche über die Zusammenhänge dieser beiden Prozesse referierte und selber im Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen über die Clearingstelle Kirche und Umwelt mit der Begleitung und Koordination der Landkreis-Agenda beauftragt war. In 8 Arbeitsgruppen, die eine große Bandbreite der Nachhaltigkeitsproblematik wie Energie, Landwirtschaft, Mobilität, Eine Welt, saubere Kleidung, Armut und Reichtum beinhalteten, wurde intensiv über die eigenen Möglichkeiten der Mitgestaltung und Mitbestimmung nachgedacht.

Am Ende der Veranstaltung wurde sehr deutlich, welche Potentiale bei einer guten Kooperation und Vernetzung beider Prozesse frei- und umgesetzt werden können. Es wurde aber genau so deutlich, dass diese Umsetzung vor allem vor Ort in den Kommunen erfolgen muss, weil hier die konkreten Handlungsfelder liegen. 

In Baden-Württemberg waren es z. B. die Kontaktstelle für Umwelt und Entwicklung (KATE) sowie der Dachverband Entwicklungspolitischer Aktionsgruppen in Baden-Württemberg/Weltläden, die das Thema Agenda 21 und Eine Welt bei der Tagung "Ganz & Anders" im Juli 2001 in Stuttgart auf die Tagesordnung setzten. Mitwirkender bei dieser Tagung war auch der Leiter der Agenda-Transfer Stelle des Landes Baden-Württemberg.

Hier wurden besonders die Kontakte zwischen den Ortsgemeinden und Gemeinden der "dritten" Welt als wesentlicher Baustein für einen gut laufenden Agenda- Prozess hervorgehoben und an praktischen Beispielen dokumentiert. 

Wenngleich das Bewusstsein über die globalen Probleme mit ihren vielfältigen Verschränkungen in vielen einzelnen Gruppen und Netzen außerordentlich hoch ist, so war es doch an vielen Orten nicht möglich, das besondere Anliegen des Projektes im engeren, strukturellen Sinne in konkrete Arbeitsvorhaben umzumünzen. Trotzdem ist in vielen Netzen die Verpflichtung zur Weiterführung des konziliaren Prozesses außerordentlich hoch. So ist etwa in dem Werbefaltblatt des Ökumenischen Netzes Rhein Mosel Saar zu lesen: "Als Christen stellen wir unsere Arbeit in den Zusammenhang der jüdisch-christlichen Erinnerung. Wir setzen uns dafür ein, dass sich die Kirchen die Anliegen des konziliaren Prozesses zu Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung zu eigen machen."

Dahinter steht die häufig gemachte Erfahrung, dass der konziliare Prozess in den Kirchen noch immer nicht zur selbstverständlichen Agenda ihres Redens und Handelns gemacht worden ist.

Auch die anderen Netze wissen sich der Idee des konziliaren Prozesses verpflichtet, sind also ihrem Gründungsansatz treu geblieben. Sie setzen sich auch weiterhin intensiv dafür ein, dass Bedingungen für eine nachhaltige Entwicklung geschaffen und erste Schritte zu ihrer Realisierung getan werden, sei es im Bereich weltweiter Gerechtigkeit, sei es im Bereich gewaltfreier Konfliktlösungen von der persönlichen bis zur globalen Ebene. 

Sie gehen dabei jedoch oft eigenständige und unorthodoxe Wege, die nicht immer in die Strukturen der Lokale Agenda 21-Aktivitäten vor Ort eingebunden werden können. Dennoch leisten auch sie einen wichtigen Beitrag für eine nachhaltige Entwicklung.

Bundesweite Initiativen

Neben den Ökumenischen Basisgruppen, die in der Regel in den Netzen eingebunden sind, gibt es auch eine Anzahl von Initiativen, die ihre eigene bundesweite Organisationsform haben. Erwähnt werden müssen dabei auf alle Fälle Pax Christi , die Ökumenische Initiative Eine Welt (ÖIEW), Kairos Europa, die Initiative Kirche von unten (Ikvu), Christen für eine gerechte Wirtschaftsordnung (CGW) und der Weltladen Dachverband, zu denen das Projektbüro im Laufe der Berichtszeit einen mehr oder weniger intensiven Kontakt aufbaute.

Sehr intensiv gestaltete sich im Laufe der Berichtszeit die Zusammenarbeit mit der ÖIEW, die mit Ende der Berichtszeit sogar in eine förmliche Zusammenarbeit mit dem Projekt eintrat, indem sie für das Pilotprojekt "Aufbruch – anders besser leben" als beauftragte Organisation tätig wurde. In der Frage der nachhaltigen Lebensweise gab es fast übereinstimmende Arbeitsbereiche, die erst diese enge Kooperation ermöglichten.

Auch mit Kairos Europa gab es sehr viele thematische Überlappungen in der Arbeit. Viele ihrer Studien fanden Eingang in die Arbeitsgruppe "Gerechtigkeit heute", in der die Frage nach einer gerechten Finanzordnung eine zentrale Rolle spielte. Zeitweise gab es sogar eine direkte Zusammenarbeit. Im Hinblick auf den Kirchentag 2003 verstärkte sich noch diese Zusammenarbeit, weil das zentrale Thema "Eine andere Welt ist möglich", sehr stark durch die Mitwirkung von Kairos Europa getragen sein wird.

Auch die anderen Initiativen bringen sich jedes Jahr sehr intensiv in den Ratschlag ein, eine bundesweite Zusammenkunft von Vertretern dieser Initiativen sowie der Netze bzw. der in ihnen bestehenden ökumenischen Basisgruppen.

Bildung regionaler Initiativen

Während des Berichtszeitraums entstanden auch einige kleinere regional angesiedelte Initiativen, die nach einem Anstoß durch das Projektbüro eigenständig weiter existierten. Eine bildete sich z. B. in der Harzregion, eine andere in der Region Westliches Mecklenburg.

Da die letztere auch unter dem Stichwort Pilotprojekt 3 (2.3.3. dieses Projektberichtes) genauer beschrieben wurde, soll hier etwas ausführlicher auf die Initiative in der Harzregion eingegangen werden.

Ausgangspunkt ihrer Entstehung waren die 6. Umweltfesttage des Landkreises Nordhausen. Anlässlich eines Grußwortes durch den Projektleiter kamen durch die Vermittlung der Amtsleiterin dieses Landkreises, die ihn zu diesem Zweck eingeladen hatte und die zugleich auch Mitglied des Koordinationskreises der Ökumenischen Basisgruppen und Initiativen ist, Kontakte zu einigen Aktiven dieses Landkreises zustande. Da es auch im Nachbarlandkreis Wernigerode einige Interessierte gab, verabredete man ein Treffen unter der Schirmherrschaft des Oberbürgermeisters von Wernigerode im dem dortigen Rathaus.

Man verabredete nach einer interessanten Vorstellungs- und Diskussionsrunde unter dem Stichwort "Weiterführung des konziliaren Prozesses/Agenda 21" eine Weiterarbeit im regionalen Rahmen und wollte Aktivitäten, unter dem Thema "Gerechtigkeit" gebündelt, entfalten. In dieser Gruppe versammelten sich Personen, die z.B. schon zur DDR-Zeit im konziliaren Prozess tätig waren und nach vielen Jahren der Pause wieder aktiv werden wollten, Personen, die kommunalpolitisch entweder in der Verwaltung oder in den gewählten Vertretungen tätig sind und die aktiv den Agenda 21-Prozess in ihrer Region mitgestalten sowie Personen, die im kirchlichen Bereich hauptamtlich oder ehrenamtlich tätig sind. 

Nach einer weiteren Sitzung verständigte sich die Gruppe darauf, regelmäßige Gesprächsangebote zu machen und sich bei besonderen Terminen im Kalenderjahr mit ihren Themen und Aktivitäten einbringen. Der Text "Aufbruch – anders besser leben" sollte dabei eine wichtige Arbeitsgrundlage für die weitere Arbeit sein. 

Nach Ende des Berichtszeitraums hat die Initiative ihre Arbeit fortgesetzt.

Schlussbetrachtung

Anhand der erwähnten und ausgeführten Beispiele sowohl bei den Netzen wie auch bei den Initiativen lässt sich zeigen, dass die konkreten Formen einer Kooperation zwischen den beiden Prozessen sehr unterschiedlich sein können. Das hängt von den sehr unterschiedlich vorgegebenen Strukturen, von den Akteuren sowie von den Zielstellungen und Ausgangspunkten der Gruppen ab, in denen sie jeweils aktiv sind. Wichtig ist, dass die diesen Prozessen zugrundeliegende Idee wirksam wird und sich entfalten kann; dass sie Menschen inspirieren kann, nach neuen, ungewohnten, zukunftsweisenden Wegen zu suchen, die es ermöglichen, eine neue Balance zwischen den einzelnen, mitunter auch konträr zueinander stehenden ökonomischen, ökologischen und sozialen Interessen herzustellen. Diese neue Denk- und Gestaltungsweise wird sich dabei der unterschiedlichsten Formen bedienen, um möglichst effektiv an der nachhaltigen Entwicklung mitzuwirken.

2.2.1.2.2.2. Dokumentation der Zusammenarbeit mit der ACK

Auswertung der Arbeit mit der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland e.V. (ACK)

Die ACK wurde in Deutschland am 10. März 1948 in Kassel gegründet. Ihr gehörten damals als Gründungsmitglieder die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), 5 evangelische Freikirchen sowie die Alt-Katholiken an. In den Folgejahren vergrößerte sich die ACK. Heute gehören ihr 17 Vollmitglieder, darunter auch die Römisch-Katholische Kirche, 4 Gastmitglieder und 3 Beobachter an. Die ACK hat die Rechtsform eines eingetragenen Vereins und ist als gemeinnützig anerkannt.

Zu ihren Organen und Einrichtungen gehören neben der Mitgliederversammlung und dem Vorstand u.a. auch Ausschüsse, Kommissionen und Arbeitsgruppen der Mitgliederversammlung.

Der konziliare Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung

Die ACK war es, die nach der Vollversammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen in Vancouver 1983 in den 80-er und 90-er Jahren den konziliaren Prozess in den beiden deutschen Staaten, zunächst getrennt und dann vereinigt, entscheidend vorangebracht hat. Auf den beiden großen deutschen Ökumenischen Versammlungen der 80-er Jahre - 1988 das Forum "Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung" in Stuttgart (Bundesrepublik Deutschland und Berlin-West) und 1989 die Ökumenische Versammlung für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung" in Dresden (DDR) - wurden entscheidende Weichen für kirchliches Engagement im nationalen sowie im internationalen Rahmen gestellt. In der DDR hatte diese Versammlung eine ungeheure gesellschaftliche Sprengkraft angesammelt, die sich dann Monate später im Herbst 1989 in der friedlichen Revolution auch schöpferisch entlud. Viele Kirchen wurden zum Ausgangspunkt der friedlichen Demonstrationen in den Dörfern und Städten. Etwa ein Viertel der Delegierten kaum aus der unabhängigen Friedensbewegung der Basisgruppen und verschiedene von ihnen gehörten im Herbst zu den führenden Personen der neu entstehenden politischen Bürgerbewegungen und Parteien.

Die Konsultativgruppe

Einer der Ausschüsse der ACK ist die Konsultativgruppe (KG), der zum jetzigen Zeitpunkt auch 3 Personen aus dem Koordinationskreis ökumenischer Basisgruppen und Initiativen als Mitglieder angehören. 

Sie hatte im Auftrag der Mitgliederversammlung die Ökumenische Versammlung der ACK in Erfurt im Juni 1996 durchgeführt.

Nach der Auswertung der Ökumenischen Versammlung 1996 in Erfurt und der 2. Europäischen Ökumenischen Versammlung 1997 in Graz (Österreich) hatte die limitiert beauftragte Konsultativgruppe der ACK beschlossen, die Mitgliederversammlung der ACK zu bitten, das auslaufende Mandat für die Konsultativgruppe zur Fortführung des konziliaren Prozesses zu verlängern bzw. zu erneuern. Sie legte für die Weiterarbeit einen umfangreichen Themenplan vor, zu dem auch folgende Schwerpunkte aus den Themenfeldern des konziliaren Prozesses gehörten:

Die Frage der Verschuldung, die Forderung nach ziviler Konfliktregelung und die Agenda 21 – Problematik. 

Aufgabe der neuen Konsultativgruppe sollte es u.a. auch sein, die in verschiedenen örtlichen und regionalen Zusammenhängen bereits erprobten Modelle zur Umsetzung der Agenda 21 zu fördern und die Akzeptanz im kirchlichen Bereich zu stärken und vor allem die Konzepte für die Vermittlung und Umsetzung der Impulse von Erfurt und Graz und dabei die "durchlaufenden Perspektiven für diese Arbeit zu berücksichtigen bzw. einzubringen, wie z.B. die ökumenische Verpflichtung der Kirchen im konziliaren Prozess und die Kooperationsmöglichkeiten von Engagierten aus ökumenischen Netzen und Gruppen und von den Vertretern der "verfassten Kirchen".

Auf der Mitgliederversammlung der ACK im Mai 1998 wurde ihrem Antrag entsprochen und sie wurde erneut beauftragt, den konziliaren Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung auch weiterhin zu begleiten und zu gestalten. 

Zwei wichtige Empfehlungen aus den beiden Ökumenischen Versammlungen in Erfurt und Graz, die inhaltlich ganz dicht beieinander lagen, bestanden darin, die Kirchen, Gemeinden und Gruppen zu bitten, sich aktiv bei der Vorbereitung, inhaltlichen Gestaltung und Umsetzung der Lokalen Agenda 21 zu beteiligen. Begründet wurde diese Bitte damit, dass der konziliare Prozess seine politische Entsprechung in der Agenda 21 findet und damit den Kirchen die Chance gibt, vor Ort Vorbild und Lernort für die Themen der Agenda 21 zu werden.

Auf dem Weg zu einer gemeinsamen Konsultation

Als nach der deutschen Vereinigung in Erfurt 1996 die erste gesamtdeutsche Ökumenische Versammlung der ACK unter dem Thema "Versöhnung suchen – Leben gewinnen" durchgeführt wurde, trafen sich nur 3 Monate früher, ebenfalls in Erfurt, fast 200 Vertreter der verschiedensten Ökumenischen Netze, Gruppen und Initiativen zur Ökumenischen Basisversammlung unter dem Thema: "Unser Wirtschaftssystem – wider Gottes Geist?" Die damals noch vorhandenen Berührungsängste auf beiden Seiten führten leider zu keiner gemeinsamen Versammlung.

Das sollte sich, so das ausgesprochene Interesse der Ökumenischen Basisgruppen, bei einer nächsten größeren Ökumenischen Versammlung in Deutschland nicht wiederholen, zumal man auf gute Erfahrungen der Versammlung 1989 in Dresden zurückblicken konnte.

So nahm denn im Auftrag des Koordinationskreises das Projektbüro Kontakt mit der ACK auf und war als Gast bei der Mitgliederversammlung im Oktober 2001 in Bonn anwesend. Es konnte ein erstes Gespräch mit dem Vorstand geführt werden und es wurde vereinbart, auf beiden Seiten zu sondieren, unter welchen Bedingungen eine gemeinsam verantwortete Versammlung in den nächsten Jahren durchgeführt werden könnte.

Nach intensiven Beratungen lag zum Ende des Berichtszeitraums eine in der erweiterten Konsultativgruppe gemeinsam erarbeitete Vorlage vor, im Jahre 2005 gemeinsam eine Konsultation zur Dekade zur Überwindung von Gewalt unter dem Thema "Gerechter Frieden – verantwortete Zukunft für die eine Erde" durchzuführen. Eine unmittelbare Anknüpfung an die Ökumenischen Versammlungen von 1996 in Erfurt war zwar nicht möglich, aber der von der Mitgliederversammlung beschlossene Arbeitsauftrag für die Konsultativgruppe, "unter dem Fokus "Gewalt und Gewaltüberwindung" zu einer Bündelung und Verknüpfung der Handlungsfelder des konziliaren Prozesses beizutragen", lässt ausreichende Gestaltungsspielräume für die inhaltliche Ausfüllung zu. Der Ratschlag der Ökumenischen Basisgruppen hat zu dem grundlegenden Konzept bereits seine Zustimmung gegeben. Die Mitgliederversammlung der ACK wird dazu auf ihrer nächsten Sitzung mit großer Wahrscheinlichkeit auch zustimmen, nachdem der Vorstand dieses Vorhaben bereits befürwortet hat. 

Soviel ist jedoch schon sicher: Es wird keine Neuauflage der Ökumenischen Versammlungen der 90-er Jahre sein, auch wenn sich diese Konsultation genau wie ihre Vorgängerinnen von dem Geist des konziliaren Prozesses für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung inspirieren lassen wird.

Der neue Akzent: Ökumenische Dekade zur Überwindung von Gewalt

Mit dem Ausrufen der Ökumenischen Dekade zur Überwindung von Gewalt durch den Ökumenischen Rat der Kirchen 2001 ist eine folgenreiche Akzentverschiebung des konziliaren Prozesses eingetreten. Es sind nicht mehr die drei großen Themenbereiche, die neben- und miteinander die Tagesordnung bestimmen, sondern der neue Fokus ist die Gewalt in ihrer breiten Fächerung und deren Überwindung. Hier lassen sich nicht so gradlinig wie beim konziliaren Prozess die Entsprechungen zum Agenda 21- Prozess mit seinen drei Säulen ausmachen. Deswegen fallen die Empfehlungen von Erfurt und Granz diesbezüglich auch nicht mehr auf so fruchtbaren Boden wie noch in den 90-er Jahren. Das muss aber nicht bedeuten, dass nicht auf eine andere Weise die Bereitschaft, Verantwortung im Kleinen wie im Großen zu übernehmen, wahrgenommen werden könnte. 

Von diesen Voraussetzungen her und auf diesem Hintergrund mussten auch die Verhandlungen für eine gemeinsam verantwortete Konsultation geführt werden. Unter diesen Prämissen ist das Ergebnis der bisherigen Verhandlungen ein außerordentlicher Fortschritt und Zugewinn für beide Seiten im Vergleich zu den gescheiterten Versuchen in den 80-er und 90-er Jahren. Es hat sich inzwischen erfreulicherweise die Einsicht durchgesetzt, dass unterschiedliche Akzentsetzungen und Handlungsweisen zwischen den verfassten Kirchen und den Basisgruppen durchaus auch einen für beide Seiten erfreulichen Erkenntnis- und Orientierungsgewinn herbeiführen können. Als strukturelles Scharnierstück ist dabei die Konsultativgruppe in diesem Prozess ein gutes, vertrauensbildendes Element.

Aktivitäten auf regionaler Ebene

Neben den sich gut entwickelnden Kontakten auf Bundesebene gibt es auch auf Länderebene hier und da sehr gute Kooperationsmöglichkeiten zwischen verfasster Kirche und den Basisgruppen. In einzelnen Regionen sind auch die Empfehlungen von Erfurt und Graz sehr offen aufgenommen worden. In vorbildlicher Weise traf das auf die Regionale ACK in Baden-Württemberg zu. Im Jahr 2000 hatte sie z. B. ein Faltblatt mit dem Aufmacher: "Lokale Agenda – Eine Einladung an die Kirchen" herausgegeben. In diesem Blatt ging sie ausdrücklich auf die Empfehlungen von Erfurt und Graz ein und ermunterte Kirchgemeinden, unter den drei Stichworten Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung Ansatzpunkte für eigenes, konkretes Handeln zu finden. Fragen des Lebensstils und des Zusammenlebens spielten dabei ebenso eine Rolle wie praktische Bemühungen um Einsparung von Energie, Wasser und anderen Ressourcen.

Mit diesem Engagement hatte die ACK Baden-Württembergs auch anderen regionalen ACKs einen guten Impuls gegeben. Aber auch hier musste der Hauptakteur dieses Impulses ernüchternd feststellen, dass sich die Resonanz in den normalen Gemeinden zunehmend sehr in Grenzen hält. Aus anderen regionalen ACKs wie z. B. Bayern gibt es ähnliche Beobachtungen. Die Dekade zur Überwindung von Gewalt hat auch hier vor Ort eine Akzentverschiebung gebracht. Außerdem sind in der Prioritätenliste der Kirchgemeinden momentan noch andere Fragen wie Finanzen und Strukturen so hoch angebunden, dass dadurch viel Energie der verantwortlichen Mitarbeiter absorbiert wird und auch die aktiven Gemeindeglieder für Fragen des Lokale Agenda 21-Prozesses weniger ansprechbar sind.

2.2.1.2.2.3. Dokumentation der Zusammenarbeit mit Kirchen und kirchlichen 
Einrichtungen auf institutioneller Ebene

Eine wichtige Aufgabe des Projektbüros bestand darin, Ansprechpartner im kirchlichen Bereich über das Anliegen des Projekts zu informieren und zu beraten.

Die Information über die Existenz des Projektbüros und seines Anliegens erfolgte einmal über die bekannten bundesweiten Publikationen wie Ökumenischer Informationsdienst, Publik Forum, über viele bundesweite Informationsblätter kirchlicher Einrichtungen und Initiativen, über regionale Zeitschriften der Ökumenischen Netze sowie durch die Verteilung des Flyers auf vielen kirchlichen Veranstaltungen wie Synoden, regionalen Kirchentagen, Jahrestreffen der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen, Akademie- und anderen Tagungen, auf Zusammenkünften von Arbeitsgruppen wie dem Arbeitskreis der Umweltbeauftragten.

Im Laufe des Berichtzeitraums kam es auch zu vielen konkreten Beratungen zur Umsetzung des Projektziels.

Es sollen im folgenden die wichtigsten kurz vorgestellt werden, um an ihnen zu zeigen, wie die Umsetzungsmöglichkeiten im Einzelnen aussahen, wo es zu guten Ergebnissen kam, aber auch, wo bestimmte Faktoren, Umstände und Verhältnisse diese Umsetzung erschwerten oder gar verhinderten. 

Zunächst einmal war es wichtig, herauszubekommen, wo es mögliche Ansatzpunkte für das Projektanliegen gab. Es stellte sich sehr schnell heraus, dass die Agenda-Transferstellen der einzelnen Bundesländer den besten Überblick auch über kirchliche Aktivitäten im Lokale Agenda 21-Prozess hatten. Deswegen stellte das Projektbüro zu den jeweiligen Leitern dieser Stelle erste Kontakte her. Zu den regelmäßig stattfindenden bundesweiten Treffen der Länder-Transfer-Stellen wurde das Projektbüro im Gästestatus regelmäßig eingeladen, nachdem es sich dort gleich zu Beginn mit seinem Anliegen vorgestellt hatte. Diese Arbeitsgruppe wurde im Laufe des Berichtzeitraums ein wichtiger Ansprechpartner für das Büro bei der Realisierung des Projektvorhabens. Schon früh entwickelte sich besonders zur Transferstelle in Bonn ein besonders intensives Arbeitsverhältnis, weil hier schon 2001 der überregionale Informationsstand deutlich erkennbar war, der dann ja auch folgerichtig dazu führte, dass diese Stelle im Sommer 2002 zur bundesweiten Servicestelle für den Lokalen Agenda 21-Prozess wurde.

Aus dem sehr umfassenden Angebot an Orten und Regionen, in denen die Projektidee hätte vorangebracht und vertieft werden können, wählte das Projektbüro einige aus, in denen exemplarisch einige praktische Modelle entwickelt werden sollten. 

Wichtig war dabei die Zusammenarbeit zwischen der Landes-Agenda-Transferstelle, Vertretern der Kirche, wozu in der Regel der Umweltbeauftragte oder der Vertreter einer kirchlichen Einrichtung gehörte, Agenda 21 - Vertretern vor Ort und Vertretern aus dem politischen Bereich.

Der Einstieg in die einzelnen Vorhaben war sehr unterschiedlich, wie in den folgenden Beispielen unschwer zu erkennen ist. In jedem Falle aber war es wichtig, dann für die Vorbereitung und Umsetzung der Projekte möglichst viele unterschiedliche Akteure an einen Tisch zu bekommen.

Praxisbeispiele in einzelnen Bundesländern

In folgenden Bundesländern nahm das Projektbüro intensiver Kontakt zu Kirchen oder kirchlichen Einrichtungen auf:

Schleswig - Holstein, Mecklenburg – Vorpommern, Sachsen, Thüringen, Baden – Württemberg und Bayern

Schleswig – Holstein

Der erste Kontakt nach Schleswig Holstein (S-H) kam bei einer Tagung des Forum Umwelt und Entwicklung zur Vorbereitung der bundesweiten Kampagne Rio + 10 in Bad Honnef zustande, da an dieser Tagung auch die Regionalsprecherin des Bündnisses Entwicklungspolitischer Initiativen (B.E.I.) aus Nordfriesland teilnahm. Durch sie erhielt der Projektleiter einige detaillierte Informationen über S-H und über eventuelle Möglichkeiten, dort eventuell eine Tagung zum Projektthema durchzuführen.

Er nahm sodann Kontakt zu der Koordinatorin der Landes-Agenda-Transferstelle, der Promotorin von B.E.I. und einem Mitarbeiter des nordelbischen Missionszentrums Christian-Jensen-Kolleg in Breklum auf und verabredete einen ersten Termin in Breklumer Kolleg. Am Ende der Besprechung zeichnete sich ab, dass eine gemeinsame Tagung für das kommende Jahr über Möglichkeiten einer besseren Zusammenarbeit zwischen kirchlichen und Agenda 21-Akteuren durchgeführt werden könnte.

Im Laufe der nächsten Vorbereitungsgespräche wurden weitere Akteure wie z.B. der neu berufene kirchliche Umweltbeauftragte mit einbezogen. 

Am 3./4. Mai 2002 wurde dann in Breklum das Gesprächsforum Lokale Agenda 21 für haupt- und ehrenamtlich Tätige im Bereich Lokaler Agenda 21 für die Euroregion Schleswig-Holstein und südliches Dänemark durchgeführt. Veranstalter dieses Gesprächsforums waren die Nordelbische Kirche, das Eine-Welt-Agenda-Büro, das Christian Jensen-Kolleg und das Nordelbische Missionszentrum in Zusammenarbeit mit dem Projektbüro für Nachhaltigkeitsstrategien (Berlin).

Ziel dieses Forums sollte es sein, einmal genauer zu fragen, wie die Agenda 21 Projekte in den verschiedenen Kommunen in Schleswig-Holstein und im südlichen Dänemark politisch durchgesetzt und vermittelt wurden, ob und wie Kirchgemeinden und Kommunen bei Agenden und im "konziliaren Prozess" zusammen arbeiten, wie die Prozesse ablaufen, welche Handlungsfelder bearbeitet wurden und welche nicht und wie neue Impulse für die Lokale-Agenda-Arbeit und die sich entwickelnde "Landesnachhaltigkeitsstrategie" gegeben werden können.

Zu diesem Forum kamen Teilnehmer aus Schleswig-Holstein, aus Dänemark und aus den Niederlanden. 

Zu dieser Thematik gab es bisher noch keine ähnliche Konferenz, die so breit angelegt und mit so unterschiedlichen Teilnehmern besetzt war. Es konnten Kommunikationsbrücken gebaut, weitere Verabredungen getroffen und gemeinsame Perspektiven entwickelt werden.

Am Ende wurden folgende Ergebnisse in 8 Punkten für die Weiterarbeit festgehalten:

1. Das Fußabdruck-Modell, das von einem Niederländer vorgetragen wurde, muss erweitert werden.

2. Die Gesamtsynode sollte demnächst eine Themensynode unter dem Thema: Umwelt und Entwicklung durchführen.

3. Das "Kleine-Erde-Projekt" soll auch in S-H eingeführt werden.

4. Es soll eine Projektbörse eingerichtet werden.

5. Im kirchlichen Bereich sollen Multiplikatorenseminare durchgeführt werden.

6. Die internationale Dimension soll in diesem gemeinsamen Prozess verstärkt werden.

7. Es soll größerer Wert auf nachhaltige Bildung in den Kirchen gelegt werden.

8. In Zukunft sollen die kirchlichen und die kommunalen Probleme stärker miteinander verknüpft werden. 

Das Forum wurde in dieser engagierten Durchführung und mit den erreichten Ergebnissen zu einem wichtigen Baustein für den Aufbau und die Umsetzung einer Nachhaltigkeitsstrategie in S-H.

Mecklenburg – Vorpommern

In diesem Bundesland gab es nach der Wende 1989/90 immer recht gute Kontakte zwischen der politischen und der kirchlichen Ebene. Das hing mit bestimmten personellen Konstellationen zusammen. Der Projektleiter kommt aus diesem Bundesland, arbeitete jahrelang als kirchlicher Mitarbeiter in der mecklenburgischen Landeskirche, speziell auch in dem konziliaren Prozess, war nach der Wende über mehrer Jahre als Landesvorsitzender des NEUEN FORUM, von BÜNDNIS 90 und der BÜNDNISGRÜNEN aktiv in der Landespolitik tätig, war 9 Jahre Kommunalpolitiker mit Erfahrungen im Aufbau der Lokalen Agenda 21 und hatte so intensiven Kontakt zu den verschiedensten gesellschaftlichen und politischen Bereichen.

So konnten auch Kontakte zwischen der Arbeitsgruppe Frieden der Ev. Landeskirche und Vertretern der Politik und Verwaltung auf Landesebene problemlos geknüpft werden.

Der Synodalausschuss für Frieden, Umwelt und Gerechtigkeit der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs und die Fachstelle Umwelt und Entwicklung beim kirchlichen Forschungsheim Lutherstadt Wittenberg führten vom 26. 10. – 27. 10. 2001 in Güstrow ein Seminar unter dem Thema: Nachhaltigkeit: Neuer Schaum oder neuer Schub? Oder: Ist die Agenda 21 die Fortsetzung des konziliaren Prozesses im 21. Jahrhundert?" durch.

Eingeladen waren Synodale der Kirchen, ehren- und hauptamtliche Mitarbeiter in den Gruppen, Kirchen und Kommunen, Mitglieder der Arbeitsgruppe Frieden, Interessierte für Umwelt- und Entwicklungsfragen und die allgemein interessierte Öffentlichkeit.

Als Gesprächspartner waren zusätzlich eingeladen der Umweltminister aus M-V, der auch für den Agenda 21-Prozess im Land verantwortlich ist und der Projektleiter dieses Projekts.

Das Seminar sollte eine Plattform für Dialog und Diskussion sein. Förderungen des Landes und der Kirchen und Forderungen an Land und Kirchen sollten ausgetauscht werden. Das Seminar wollte nachfragen, was noch zeitgemäß ist und was Kirchen, Gruppen und das Land im Umfeld der Agenda 21 verbinden.

Die Resonanz auf die Einladung war eher verhalten, aber es war trotzdem eine sehr intensive Diskussion, in der der Umweltminister intensiv an die Christen appellierte, sich aus Verantwortung für diese Welt aktiv in die notwendigen gesellschaftlichen Prozesse einzumischen und an den notwendigen Veränderungen der gegenwärtigen Verhältnisse in Sinne einer nachhaltigen Entwicklung mitzuwirken.

Am Schluss des Seminars wurde eine Verabredung getroffen, sich in einem ähnlich zusammengesetzten Kreis wieder zu treffen und an den offenen Fragen weiter zu arbeiten.

Nach einigen Terminverschiebungen wegen Wahlen und anderen Ereignissen wird das Gesprächsforum über Chancen des konziliaren Prozesses und der Lokalen Agenda im 21. Jahrhundert Anfang 2003 zusammen mit dem Umweltminister fortgesetzt werden.

Der thematische Schwerpunkt dieses vorgesehenen Gesprächsforums heißt: "Anders besser leben – Einkaufen verändert die Welt." An dieser Gesprächsrunde werden u.a. auch Gesprächspartner/innen aus den Bereichen Fairer Handel, Ökologischer Landbau, Verbraucherschutz, Einzelhandel, Agenda 21 sowie dem Projektbüro dabei sein. Es soll gefragt werden, wie es zu Veränderungen des Verhaltens bei den Verbraucher/innen kommt und wie eine neue Bewegung zustande kommen könnte. Der Projektleiter wird in diesem Zusammenhang auch die Initiative "Aufbruch – anders besser leben" vorstellen und mit den Teilnehmern diskutieren.

Vorgesehen ist, dass dieses Forum auch über den nächsten Termin hinaus fortgesetzt werden soll.

Sachsen

Sehr viel schwieriger gestalteten sich die Bemühungen in Sachsen. 

Mit viel Hoffnung registrierte das Projektbüro eine Tagungsankündigung im Veranstaltungsprogramm der Sächsischen Landesstiftung Natur und Umwelt 2001 unter der Überschrift: Die Beteiligung der Kirchen im Agendaprozess. In der inhaltlichen Ankündigung hieß es u.a.:

   "Die Entwicklung Lokaler und Regionaler Agenden 21 in Sachsen kann durch die Mitwirkung der beiden großen Konfessionen wesentlich befördert werden...Den katholischen und evangelischen Kirchgemeinden kommt dabei eine besondere Rolle zu: Vertreter der Konfessionen sind Multiplikatoren im Agenda 21-Prozess und sie sind zunehmend auch Agierende.

Zusammen mit dem Bischöflichen Ordinariat des Bistums Dresden-Meißen wollen wir während des Workshops Möglichkeiten und Wege aufzeigen, die die Entwicklung von Kompetenzen zur Gestaltung der Zukunft ermöglichen und nachhaltig beitragen, die Schöpfung zu bewahren."

Zielgruppe dieses Workshops waren Vertreter der katholischen und evangelischen Kirche, Koordinatoren und Akteure im Agenda-Prozess sowie Interessierte.

Leider musste dieser Workshop aus Mangel an Teilnehmern ersatzlos abgesagt werden.

Auch die weiteren Bemühungen des Projektbüros mit den beiden Umweltbeauftragten der katholischen und der evangelischen Kirche in Sachsen sowie nochmalige Versuche direkt in Leipzig führten im Berichtszeitraum zu keinem Erfolg. So mussten die Aktivitäten in diesem Bundesland zunächst wieder eingestellt werden.

Festzustellen ist allerdings, dass es Aktivitäten im Sinne der Nachhaltigkeit durchaus im Lande auch in vielen Kirchgemeinden gibt, aber sie bewegen sich nicht in den angedachten und vorgegebenen Strukturen zweier sich annähernder und miteinander zu verbindender Prozesse.

Thüringen

In Thüringen ergriff die Landessynode der Evang.-Luth. Landeskirche Thüringen die Initiative, den konziliaren Prozess und den Lokale Agenda 21-Prozess miteinander zu verbinden.

Auf ihrer Tagung vom 29. März bis 1. April 2001 faßte sie folgenden Beschluss:

"Die Synode der Ev.-Luth. Kirche in Thüringen bittet die Kirchgemeinden, sich an den lokalen Agenda 21-Prozessen aktiv zu beteiligen und dort vor dem Hintergrund der christlichen Erwartung eines "neuen Himmels und einer neuen Erde" Projekte der Sozial-, Umwelt- und Entwicklungsarbeit in den Kommunen mit voranzutreiben."

In der Begründung heißt es u.a.:

   "Aus kirchlicher Sicht kann die Lokale Agenda 21als säkularer konziliarer Prozess bezeichnet werden. Im Kern geht es bei der Lokalen Agenda 21 um die Durchsetzung von ausgleichender Gerechtigkeit zwischen Starken und Schwachen ('Option für die Armen') sowie zwischen den heute lebenden und zukünftigen Generationen...

Die Kirchgemeinden können bei dem Engagement in den Lokalen Agenda 21-Prozessen 

6. einen 'anwaltlichen Schwerpunkt' setzen und dafür Sorge tragen, dass bestimmte Themen und Belange von Bevölkerungsgruppen, die kaum über eine Lobby verfügen (Kinder, Sozialhilfeempfänger u.a.) im Agenda-Prozess behandelt werden. 

7. Eine moderierende Funktion wahrnehmen; Kirche als akzeptierte und nicht vereinnahmte Institution kann dafür Sorge tragen, dass der Agenda-Prozess nicht von der fachlichen Elite dominiert wird. "

Um diesen Beschluss möglichst auch mit Unterstützung der kommunalen Vertretungen umsetzen zu können, arrangierte das Projektbüro in Zusammenarbeit mit der Gemeinsamen Transferstelle zur Lokalen Agenda 21 – GET Agenda 21 - ein Arbeitsgespräch auf Landesebene mit Vertretern der Evang.-Luth. Landeskirche Thüringen, des Thüringer Ministeriums für Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt sowie Agendabeauftragten, um Kooperationsmöglichkeiten zwischen den verschiedenen Partnern zu erkunden.

Nach einem intensiven Gespräch bot die GET Agenda 21 an, die Planung und Organisation einer gemeinsamen Veranstaltung mit den Thema "Kirche und Agenda 21" zu übernehmen.

Soweit dem Projektbüro bekannt, wurde dieses Angebot von Seiten der Kirche leider nicht aufgegriffen und angenommen. Eine gute Möglichkeit, den Synodalbeschluss mit Hilfe einer kompetenten Institution umzusetzen, wurde leider vertan.

Baden-Württemberg

In diesem Bundesland fand der Projektleiter eine sehr interessante Arbeitsstruktur vor, die sich der Zusammenführung der beiden Prozesse in einer so in Deutschland nicht vergleichbaren Weise angenommen hat: Die Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen (ACK) in Baden-Württemberg. In der ACK sind die Kirchen aller Konfessionen sowie auch ein Vertreter des Netzes der Ökumenischen Basisgruppen und Initiativen vertreten. Sie arbeitet im geographischen Rahmen des Bundeslandes, was ja sonst für kirchliche Strukturen in der Regel nicht zutrifft. Darüber hinaus gibt es in dieser ACK einen Umweltbeauftragten, der besonders engagiert dieses Thema verfolgt und umzusetzen versucht. Für zwei Jahre (1998 – 2000) wurde darüber hinaus extra eine Stelle im Fachbereich Umweltarbeit der Evang. Landeskirche in Württemberg eingerichtet. Die beiden eng miteinander verbundenen Themenbereiche "Nachhaltige Entwicklung" und "Lokale Agenda 21" (LA 21) bildeten den inhaltlichen Schwerpunkt dieses Mitarbeiters. Nachhaltige Entwicklung stellt ein implizites moralisches Prinzip kirchlichen Engagements in der Welt dar, z.B. im Zusammenhang mit Schöpfungsbewahrung oder in der Kontinuität des konziliaren Prozesses und ist zugleich ein grundlegender Wert- und Orientierungsbegriff der Lokalen Agenda 21. In dieser Zeit wurde auch eine kurze Informationsbroschüre der ACK mit dem Titel "LA 21 – eine Einladung auch an die Kirchen". Diese Broschüre steht allen Kirchgemeinden und kirchlichen Institutionen als kurze Erstinformation über LA 21 zur Verfügung, nennt Beispiele kirchlichen Engagements sowie Kontakte und verweist auch auf die spirituelle Dimension dieses Engagements. 

In dem Bericht über die Erfahrungen, die der Mitarbeiter in seiner 2-jährigen Arbeitszeit gemacht hat, heißt es u.a.:

Zahlreiche Kirchgemeinden und kirchliche Einrichtungen befassen sich mit "agenda-relevanten Aktivitäten, die allerdings nicht unter dem Label LA 21 laufen und eher selten in kommunale Agenda-Prozesse eingebunden sind. Knappe Zeitbudgets, z.T. negative Erfahrungen mit Bürgerbeteiligung, aber auch Angst vor Veränderung und Instrumentalisierung u.a. sind Faktoren, die einer Verbreitung des Themas im kirchlichen Bereich hinderlich sind. Hauptamtliche werden von ihrem "Alltagsgeschäft" absorbiert, aktive Ehrenamtliche sind bereits eingebunden und fühlen sich durch die mit der LA 21 verbundenen Vernetzungsarbeit zeitlich und/oder inhaltlich überfordert... Eine geplante prozessbegleitende Förderung und Unterstützung von Kirchgemeinden bei der Bestandsaufnahme, Erstellung und Umsetzung konkreter Handlungspläne für eine organisierte Mitarbeit bei der lokalen Agenda kam nicht zustande.

Eine Fortsetzung der Arbeit des Mitarbeiters war nicht möglich, da die Mittel zur weiteren Finanzierung fehlten.

Bei einer Umfrage des Agendabüros des Bundeslandes wurde festgestellt, dass in den Kommunen, die einen Agenda 21-Beschluss haben, sich in jeder 8. Gemeinde davon Kirchgemeinden an dem Lokale Agenda 21 Prozess beteiligen.

Aber auch hier muss wieder festgehalten werden, dass es weit darüber hinaus sehr viele außerordentlich erfolgreiche kirchliche Aktivitäten im sozialen und entwicklungspolitischen Bereich (Eine-Welt-Läden) gibt, die sich intensiv für eine nachhaltige Entwicklung einsetzen, ohne förmlich in einem Lokale Agenda 21-Prozess eingebunden zu sein.

Nordrhein – Westfalen

Die meisten Aktivitäten fand das Projektbüro in NRW vor. Hier gibt es vor allem zwei Stellen, die die kirchlichen Aktivitäten im Agendaprozess auf lokaler und Landesebene besonders voranbrachten: 

Das Institut für Kirche und Gesellschaft der Evangelischen Kirche von Westfalen und das Amt für Sozialethik, KDA und Ökologie der Evangelischen Kirche im Rheinland.

Schon 1998 brachten sie eine Arbeitshilfe zur Agenda-Arbeit für Kirchenkreise, Kirchgemeinden, Gruppen und Initiativen unter der Überschrift: "Lokale Agenda 21 - Zukunftsfähige Gemeinde" heraus.

Auf einer Tagung "Agendalust statt Agendafrust" die vom 2. 3. – 4.3. 2001 in Schwerte stattfand, konnte sich der Projektleiter einen unmittelbaren Eindruck davon verschaffen.

Der Leiter des Instituts für Kirche und Gesellschaft der Evangelischen Kirche von Westfalen, der gleichzeitig Umweltbeauftragter der Landeskirche ist, gehörte mit zu den Aktivisten des kommunalen Agendaprozesses. 

Auf dieser Tagung wurde auch das beachtenswerte Handbuch "Agenda 21 – acht Schritte zur zukunftsfähigen Kommune" als Gemeinschaftsprojekt des besagten Institutes, des DGB Bildungswerkes und des Landesverbandes der Volkshochschulen von NRW vorgestellt.

Darin ist auch ein ganzes Kapitel unter der Überschrift "Agenda 21 – eine Herausforderung für das Handeln der Kirchen?" der Zusammenarbeit mit den kirchlichen Gemeinden gewidmet.

Einleitend heißt es dazu:

"Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung" so lauten die Kernbegriffe des konziliaren Prozesses. Sie bestimmen auch denn "Geist" der Agenda 21. Dahinter steht die Vision einer Weltgesellschaft, die das "Recht des Stärkeren" zugunsten eines gelingenden Lebens abgeschafft hat: in Solidarität mit Schwachen und Benachteiligten, der Mitwelt und zukünftigen Generationen.

Vor diesem Hintergrund ist die kirchliche Mitarbeit an der Entwicklung und Umsetzung einer Lokalen Agenda von großer Bedeutung. Sie bietet die Chance, als "Christengemeinde" an der zukünftigen Gestaltung der "Bürgergemeinde" mitzuwirken, was letztlich bedeutet: Gemeinsam mit nichtkirchlichen Gruppen, Verbänden und Initiativen, mit Vertreterinnen von Kommunen und der Arbeitswelt, "der Stadt Bestes" zu suchen.


In diesem Handbuch wird auch beschrieben, wie die konkrete kirchliche Mitarbeit aussehen könnte und es werden vier Bereiche besonders angesprochen:

· Die Mitarbeit in Arbeitskreisen und Foren einer Lokalen Agenda 21. 

· Die Stärkung der Öffentlichkeitsbeteiligung/die Unterstützung von sogenannten "Randgruppen und Randthemen" im Agendaprozess. 

· Die Initiierung von Agendaprozessen/die Moderation von Teilbereichen der Lokalen Agenda. 

· Die konstruktiv-kritische Begleitung des Agendaprozesses. 

In der Tagung gab es auch eine Arbeitsgruppe unter dem Thema:

"Suchet der Stadt ihr Bestes - Kirche und Lokale Agenda 21", an der auch der Projektleiter teilnahm.

Drei Kirchgemeinden stellten ihre sehr unterschiedlichen Aktivitäten vor. Es wurde sich intensiv über Hemmnisse und Chancen im Agendaprozess ausgetauscht. Zentrale Aufgabe der Kirchen sei es, ethische Grundsätze im Agendaprozess zu vertreten. So sollte es als ein unverzichtbares ethisches Limit die "Option für die Armen" geben.

Die Gruppe einigte sich auf den folgenden Satz als Motto: Der Agendaprozess ist unvollständig ohne Beteiligung der Kirchen!

Durch diese Arbeitsgruppe inmitten säkularer Arbeitsgruppen wurde deutlich, dass Christen und Kirchen durchaus in einer sinnvollen Kooperation ihren Teil zum Gelingen des Ganzen beitragen können und auch beitragen sollen, damit der Agenda 21-Prozess vollständiger wird. An den Kirchen sollte dieser Versuch der Vollständigkeit wenigstens nicht scheitern.

Zu einer weiteren Vertiefung der Zusammenarbeit zwischen dem Projektbüro und dem Land NRW bzw. bestimmter aktiver Kirchgemeinden ist es vor allem aus Zeitgründen leider nicht gekommen. Aber hier war der Bedarf auch nicht so groß, weil es eine Reihe hochkompetenter Fachleute gab, die selber informieren und beraten konnten.

Bayern

In Bayern sind wichtige Impulse von der katholischen Kirche ausgegangen, insbesondere durch die Clearingstelle Kirche und Umwelt. Diese Clearingstelle, 1998 eingerichtet, ist ein Gemeinschaftsprodukt der Kommission VI der Deutschen Bischofskonferenz und der Philosophisch-Theologischen Hochschule der Salesianer Don Boscos in Benediktbeuern. Der Leiter dieser Stelle, der zugleich auch als Professor Sozialehtik an der dortigen Hochschule lehrt, hat mit einem außerordentlichen Engegement die Verknüpfung der beiden Prozesse auf der praktischen sowie auf der theoretischen Ebene vorangetrieben. Davon legt sein Buch "Der Zukunft Heimat geben - Pfarrgemeinden im Agenda -21-Prozess" beredtes Zeugnis ab. In Zusammenarbeit mit den Umweltbeauftragten der bayrischen Diözesen, dem Landeskomitee der Katholiken in Bayern, dem Bayrischen Landesverband des Katholischen Deutschen Frauenbundes, den Bayrischen Diözesanstellen Mission, Entwicklung, Frieden und dem Bischöflichen Hilfswerk Misereor will diese Arbeitshilfe dazu einladen, sich in den Agenda-21-Prozess einzubinden, um damit auch erfolgreicher die vorhandenen Kräfte zu bündeln. Im Geleitwort heißt es dazu: 

   "Diese Zusammenführung der Kräfte ist heute nötiger denn je. Vom konkreten Wortsinn her gesehen, suchen sie den Konsens der Vernunft des Haushaltens (Öko-logie), mit den Regeln des Wirtschaftens (Öko-nomie) in Verbindung mit den berechtigten persönlichen und gesellschaftlichen Lebenserwartungen (Soziales)."

In diesem Buch geht der Autor den Fragen nach, was die Kirche zur Nachhaltigkeit beitragen kann und wie die Pfarrgemeinden im Agenda-21-Prozess aktiv werden können.

Anhand verschiedener Erfahrungsberichte gibt er einen guten Einblick, was zu verschiedenen Themen bereits auf den Weg gebracht worden ist.

Einen zentralen Ort bei der kirchlichen Mitwirkung nimmt die ethisch-religiöse Dimension der Nachhaltigkeit ein. Die integrale Sichtweite des Nachhaltigkeitskonzeptes entspricht zutiefst dem Ansatz christlicher Schöpfungsverantwortung. Darin liegt wohl auch der Grund dafür, daß Christen einen nicht unerheblichen Beitrag zur Entwicklung des Leitbildes nachhaltiger Entwicklung geleistet haben. Vor allem der ökumenische konziliare Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung (GFS) war ein wichtiger Wegbereiter der Nachhaltigkeitsidee. In diesem Zusammenhang wird nicht zufällig noch einmal auf die Empfehlungen der Zweiten Europäischen Ökumenischen Versammlung in Graz von 1997 hingewiesen, die den Kirchen ausdrücklich empfiehlt, sich dem Agenda-21-Prozess anzuschließen und ihn mit dem GFS - Prozess zu verbinden.

Wichtig ist in diesem Zusammenhang auch das Einüben neuer, nachhaltiger Lebensstile und die Entfaltung der Schöpfungsspiritualität. Eine wirkliche Reform von Wirtschaft und Politik wird ohne einen Gesinnungswandel hinsichtlich der Wohlstandsvorstellungen und der Lebensstile erfolglos bleiben. Insofern ist ein nachhaltiger Lebensstil quasi das Eingangsportal in eine nachhaltige Entwicklung und muß von jedem einzelnen Akteur auch ganz persönlich gewollt und angestrebt werden. 

Der Projektleiter hat sich sehr genau vor Ort in der Clearingstelle mit den vielen Aktivitäten in Bayern vertraut gemacht und viele Anregungen für die bundesweite Arbeit erhalten. Eine enge Kooperation mit dem Leiter wurde bei diesem Besuch vereinbart.

Resümee

In einem ersten Resümee können folgende Punkte festgehalten werden:

1. Gute Ergebnisse sind immer dort anzutreffen, wo es eine kirchliche Einrichtung gibt, die im offiziellen Auftrag der Entscheidungsgremien dieser Arbeit einer Zusammenführung beider Prozesse zielgerichtet nachgehen kann und auch mit den entsprechenden personellen und finanziellen Ressourcen ausgestattet ist.

2. Es ist ein eindeutiges Gefälle zwischen ost- und westdeutschen Bundesländern festzustellen. Das hängt vor allem auch mit den unterschiedlichen Erfahrungen von Bürgergemeinde und Christengemeinde in den letzten 50 Jahren zusammen. Ein Vergleich z.B. zwischen Sachsen und Bayern würde da zu sehr interessanten Erkenntnissen führen. Da das Leben der Kirchgemeinden in der DDR sich in der Regel im Konflikt mit der politischen Gemeinde vollzog, haben sich über 40 Jahre Verhaltensweisen der Distanz, des Mißtrauens und der Abgrenzung herausgebildet, die nicht so schnell überwunden werden können, selbst wenn sich die politischen Verhältnisse seit der friedlichen Revolution von 1989 grundlegend geändert haben.

3. Der Erfolg eines Prozesses hängt entscheidend davon ab, ob es Personen gibt, die auf beiden Ebenen gleichzeitig tätig sind. Sie bilden quasi als Kommunikationsbrücke die Verbindung zwischen ihnen.

4. Ein weiterer Punkt für gute Erfolgsaussichten ist ein in der Kirchgemeinde verankertes Bewußtsein für politische Diakonie, d.h. die gewachsene Bereitschaft, Weltverantwortung im Kleinen wie im Großen wahrzunehmen.

5. Synodalbeschlüsse und die Hinweise auf und das Zitieren von Konferenzbeschlüssen auf nationaler oder internationaler Ebene sind relativ wirkungslos, wenn für ihre Umsetzung nicht eine konkrete innerkirchliche Infrastruktur geschaffen sowie ausreichende personelle und auch finanzielle Ressourcen bereitgestellt werden. Das gilt vergleichsweise genau so für die politischen kommunalen Strukturen.

6. Ein weiteres Handicap ist der zunehmend weiter in die Ferne rückende höchst aktive konziliare Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung der 80-er und 90-er Jahre im Arbeitsalltag vieler Kirchgemeinden, in denen häufig bedrängende Finanz- und Strukturfragen das geistliche Leben lähmen und den nötigen Blick über die Kirchenmauern verhindern.

7. Mit dem Ausrufen der Dekade zur Überwindung von Gewalt durch den Ökumenischen Rat der Kirchen 2002, der auch von den Kirchen in Deutschland adaptiert worden ist, hat es im öffentlichen Bewußtsein der Kirchen eine Schwerpunktverlagerung gegeben, die diese Dekade als eine legitime Fortsetzung und Konkretisierung des konziliaren Prozesses versteht. Mit der Veränderung des Vokabulars sind aber auch gewichtige Veränderungen in der konkreten Arbeit vollzogen worden. Es hat sich eine Verlagerung von der Weltverantwortung hin zur konkreten Verantwortung vor Ort vollzogen, die auch ohne den globalen Kontext wahrgenommen werden kann, aber faktisch zu einer gewissen Endpolitisierung führt.

8. Schließlich wird auch durch zunehmende Verunsicherung auf kommunaler Ebene über die politische Effizienz des Agenda-21-Prozesses das Interesse an einer Zusammenarbeit mit den Akteuren des Lokalen Agenda 21-Prozesses nicht gerade gefördert.

Aus all dem folgt, daß es wichtig ist, über diesen gesamten Komplex einmal eine etwas fundiertere Untersuchung anzustellen, um darauf aufbauend zu überlegen, wie die weitere Perspektive für den Fortgang dieser Vernetzungsarbeit aussehen könnte.

2.2.2. Dokumentation wichtiger bundesweiter Veranstaltungen im Rahmen der 
Allgemeinen Projektarbeit

Zum einen werden hier die Ratschläge der ökumenischen Basisgruppen und Initiativen sowie die Schweriner Fachtagung dokumentiert. Des weiteren schließen sich

· die Dokumentation der Projektarbeit in Vorbereitung auf den ÖKT 2003 sowie

· die Dokumentation der Arbeit in Vorbereitung auf die für 2004 geplante ökumenische Basisversammlung

an.

2.2.2.1. Dokumentation der Ratschläge der ökumenischen Basisgruppen und Initiativen

In der Regel werden jährlich Ratschläge der ökumenischen Basisgruppen und Initiativen durchgeführt, auf denen Erfahrungen ausgetauscht, zentrale gesellschaftspolitische Fragestellungen diskutiert und gemeinsame Verabredungen getroffen werden. Auf ihnen treffen sich Vertreter der ökumenischen Netze, bundesweiter Vereinigungen und Initiativen und interessierte Christinnen und Christen aus anderen Bereichen.

2.2.2.1.1. Ratschlag März 2001

Ergebnisprotokoll  des „Ratschlags der Basisgruppen und Initiativen für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung“  am 16./17. März 2001 in Kassel

Teilnehmer: Wilfried Becker, Neubrandenburg; Klaus Böhle, Kassel; Ilse und Markus Braun, Diemelstadt; Gerhard Breidenstein, Murrhardt; Hans Diefenbacher, Heidelberg; Erhard Dischler, Grevenbroich; Erika Drees, Stendal; Christa Duesberg, Wolfenbüttel; Hans-Jürgen Fischbeck, Joachimsthal; Josef Göbel, Berlin; Dieter Grande, Dresden; Paulander Hausmann, Wethen; Michael Held, Bad Hersfeld; Jürgen Holzheuer, Warburg; Friedrich Huth, Groß Beeren; Wolfgang Kowallick, Münster; Gerhild Kramer, Dassel; Hans-Jürgen Kuschel, Neubrandenburg; Heiko Lietz, Mühl Rosin; Johanna Moltmann-Hermann, Bad Wurzach; Josef Nievelstein, Wegberg; Verena Onken-v.Trott, Kassel; Gunter Pistorius, Berlin; Georg Pohler, Baalsdorf; Beate und Peter Schäfer, Reutlingen; Martin Schuler, Diemelstadt-Wethen; Franz Segbers, Daaden; Sepp Stahl, Teugn; Hans Alfred Treid, Ökumenische Werkstatt Kassel; Reinhard Voss, Wethen; Klaus Wazlawik, Berlin; Reiner Weiß, Baunatal; Bernd Winkelmann, Bodenstein. Protokoll: Gunter Pistorius (abgestimmt mit Heiko Lietz).

Tagesordnung 16.3.01, Abend: 

1. Begrüßung (Paulander Hausmann)

2. Kurze Vorstellungsrunde

3. Informationen zum Entwicklungsstand des Prozesses und zu den erreichten Ergebnissen seit dem letzten Ratschlag im November 1999 (Bernd Winkelmann)

4. Vorstellung des Projektes „Umsetzen von Nachhaltigkeitsstrategien im kirchlichen Bereich“ (Heiko Lietz)

5. Diskussion zu (3) und (4)

zu 1.

Paulander Hausmann eröffnet den Ratschlag, begrüßt die Anwesenden und erinnert an den letzten Ratschlag im November 1999. Leider können mehrere langjährige Akteure heute und/oder morgen nicht teilnehmen. Paulander Hausmann wünscht der Versammlung ein gutes Gelingen und einen gesegneten Verlauf.

zu 2.
Die Anwesenden stellen sich namentlich vor und gehen dabei auch kurz auf ihr jeweiliges (haupt- und/oder ehrenamtliches) Arbeitsgebiet im Prozess ein.

zu 3.
Bernd Winkelmann lässt den letzten Ratschlag vom November 1999 kurz Revue passieren. Eine wichtige Festlegung von damals konnte leider nur mit zeitlicher Verzögerung eingehalten werden: jährlich einmal einen Ratschlag der Basisgruppen und Initiativen durchzuführen. Das hat Gründe, die mit dem Projekt zusammenhängen, zu dem im Anschluss Heiko Lietz referieren wird. Im November 2000 fand anstatt des Ratschlags nur eine erweiterte Koordinationskreissitzung mit Vertretern der drei Arbeitsgruppen (s.u.) statt. Diese Koordinationskreissitzung sollte aber nicht als „Ersatz“ für den Ratschlag 2000 gewertet werden. Der fällige Ratschlag 2000 wird deshalb, wenn auch verspätet, ordnungsgemäß heute und morgen (16./17.3.2001) stattfinden, der Ratschlag 2001 dann im November 2001. Bernd Winkelmann erinnert an weitere Festlegungen des letzten Ratschlags, nämlich 

· Aktive Beteiligung von einzelnen Akteuren an der Fastenaktion 2001

· Vorbereitung und Durchführung einer Ökumenischen Fachtagung 2002

· Beteiligung am Ökumenischen Kirchentag 2003

· Vorbereitung der Ökumenischen Basisversammlung 2004

· Bildung von Arbeitsgruppen „Gerechtigkeit heute“, „Frieden heute“ und „Schöpfungsbewahrung heute“ und Organisierung der Arbeit dieser AGs; Erarbeitung von Diskussionspapieren

· Ausarbeitung eines Förderantrags für die (damalige) Projektidee, eine Anlaufstelle für Ökumene-Akteure sowie Akteure in den kommunalen Agenda-Prozessen zu schaffen, um den Agenda-Prozess mit dem konziliaren Prozess strukturell zu verknüpfen

Die „aktive Beteiligung an der Fastenaktion 2001“ konnte nicht so organisiert werden, wie dies ursprünglich geplant war. Der Grund liegt einfach darin, dass die Zahl der Akteure sich auf ganz wenige Einzelkämpfer beschränkt. Wir werden morgen dazu noch Näheres von Gerhard Breidenstein hören. Das ganze Thema „Konsumbefreiung/Lebensstil“ ist damit aber nicht „abgehakt“, es steht weiterhin ganz zentral in unserm Blickfeld.

An der Vorbereitung der geplanten Fachtagung 2002 und der großen Basisversammlung 2004 wird kontinuierlich gearbeitet. Der Koordinationskreis hat heute Nachmittag dazu entsprechende Festlegungen getroffen. Es ist noch viel Arbeit im Detail zu tun, aber es geht voran. Interessierte Akteure können das Protokoll der Koordinationskreissitzung vom Projektbüro anfordern und sich dort über die Einzelheiten informieren. 

Die drei o.g. AGs werden im einzelnen morgen noch ausführlich über ihre Arbeit berichten sowie mögliche Arbeitsergebnisse vorstellen. Zur o.g. Festlegung soll an dieser Stelle hier also nur folgendes gesagt werden: Die AGs wurden gegründet und arbeiten. Allen Anwesenden liegen die entsprechenden Diskussionspapiere der drei AGs vor, die mit der Bestätigung der Anmeldung verschickt wurden. Zusätzliche Exemplare liegen auf dem Büchertisch aus. Nach umfassender Diskussion auf diesem Ratschlag 16./17.3.2001 sollen dann als nächstes von den Arbeitsgruppen Zwischenberichte angefertigt werden, die in den Ratschlag im November 2001 einfließen werden. Daraus wird dann das entsprechende Arbeitsmaterial für die Fachtagung im Februar 2002 zu erarbeiten sein. 

Zur o.g. Festlegung bezüglich der damaligen Projektidee kann gesagt werden, dass die Idee inzwischen umgesetzt wurde. Von Akteuren aus dem Koordinationskreis wurde unter intensiver Mitarbeit der Köpenicker Lokale-Agenda-Akteure eine Projektbeschreibung erarbeitet. Ein dazu passender Förderantrag wurde im September 2000 beim BMU/UBA eingereicht. Die Organisierung und Koordinierung hatte Klaus Wazlawik in Händen. Es musste schnell reagiert werden. Innerhalb von 8 Wochen musste der Antrag unter Dach und Fach sein. Ansonsten wäre er im Jahre 2000 nicht mehr bestätigt worden und es hätte sowohl große zeitliche Verzögerungen als auch mögliche Abstriche - den Leistungsumfang betreffend - gegeben. Aus diesem Grunde musste der Ratschlag 2000 auf März d.J. verschoben werden. Es war ganz einfach wichtig, alle Kraft darauf zu verwenden, das Projekt bestätigt zu bekommen. Der Projektantrag von Anfang September 2000 wurde Mitte November 2000 vom UBA bestätigt. Die Aufgabenstellung ist darin umfassend konkretisiert. Träger ist die Ökumenische Gesellschaft für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung e.V. Die Fachaufsicht obliegt dem Koordinationskreis, der inzwischen auch Mitglied der Ökumenischen Gesellschaft geworden ist. Das Projekt hat eine Laufzeit von 2 Jahren. Lt. Stellenplan sind 2 Personen anzustellen. Mit Wirkung vom 15.11.2000 hat der Geschäftsführende Vorsitzende der Ökumenischen Gesellschaft mit den beiden Arbeitnehmern jeweils auf zwei Jahre befristete Arbeitsverträge abgeschlossen. Das Projektbüro befindet sich in Berlin. Soviel an dieser Stelle nur kurz zu den Rahmenbedingungen der Umsetzung der auf dem letzten Ratschlag formulierten Projektidee. Der Projektleiter Heiko Lietz wird das Projekt gleich im Anschluss vorstellen und auch einiges dazu sagen, was die beiden Mitarbeiter des Projektbüros bisher erreicht haben und woran z.Zt. gearbeitet wird.

zu 4.
Heiko Lietz gibt einen Bericht (Anlage) und stellt das Projekt darin ausführlich vor.

zu 5.
Im Anschluss an den Bericht wird die Diskussion für Fragen und Antworten zu den Ausführungen von Bernd Winkelmann sowie zum Projektbericht von Heiko Lietz freigegeben.

Hier nun die wichtigsten Fragen und Antworten:

Fragen: 

· Wie kann man das Projekt fruchtbar machen für das, was den Ratschlag und den Koordinationskreis bewegt? 

· Das Projekt will den konziliaren Prozess mit dem Agenda-Prozess verbinden. Gibt es den konziliaren Prozess überhaupt noch? 

· Wieso Anbindung an die Oekumenische Gesellschaft? 

· Wo ist der nötige Spielraum angesichts der erdrückenden Fülle von Aufgaben, die im Rahmen dieses bereits bis in kleinste Einzelheiten festgelegten Projektantrags festgelegt sind? 

· Wie kann eine zu starke Beeinflussung oder gar Abhängigkeit vom Geldgeber (BMU/UBA) vermieden werden? 

· Ein Plädoyer gegen die wild wuchernde „Projektitis“. Ist das Projekt überhaupt nötig? 

Zusammenfassung der Antworten: 

· Das Projekt kann nur soviel oder sowenig fruchtbar sein für das, was den Ratschlag und den Koordinationskreis bewegt, soviel oder sowenig Ratschlag und Koordinationskreis das Projekt als ihr Projekt begreifen und die Projektarbeit konstruktiv mitgestalten. 

· Der sichtbare Beweis dafür, dass es den konziliaren Prozess „noch“ gibt, ist dieser Ratschlag. Der konziliare Prozess ist zweifellos in einer Krise. Er ist keine lodernde Flamme, aber auch „noch“ nicht tot. Im übrigen verhält es sich mit dem Agenda-Prozess auch nicht viel anders. Die substantiellen Rückschläge auf internationalem Parkett sind – gelinde gesagt – für den Prozess existenzbedrohend. 

· Das Projekt ist an die Oekumenische Gesellschaft angebunden. Dafür sollten wir denjenigen bei der Oekumenischen Gesellschaft, die das möglich gemacht haben, dankbar sein. Es gab selbstverständlich auch noch Kontakte in anderer Richtung, allerdings fruchtlos. 

· Der Projektantrag enthält auf den ersten Blick eine erdrückende Fülle von Aufgaben. Auf den zweiten Blick wird aber demjenigen, der tiefer in die Inhalte einzusteigen versucht, klar, dass noch jede Menge Spielraum vorhanden ist. Natürlich nicht außerhalb der definierten Arbeitsfelder. Es kommt also darauf an, das entsprechende Arbeitsfeld zu finden, in das die gewünschte Konkretisierung eingebracht werden kann. 

· Die Abhängigkeit vom Geldgeber ist ohne Zweifel vorhanden. Es kann nicht Sinn der Sache sein, diese unterlaufen zu wollen. Der Geldgeber will alle 6 Monate einen ausführlichen Bericht sehen. Am Ende dann noch den Abschlussbericht. Natürlich muss streng darauf geachtet werden, dass die Berichterstattung korrekt erfolgt und dass mit den Geldern nur diejenigen Dinge getan werden, die der Projektantrag festlegt. 

· Der vermeintlichen oder wirklichen „Projektitis“ im Agenda-Prozess und vielleicht auch im konziliaren Prozess kann mit Hilfe dieses Projektes vielleicht insofern ein Stück weit entgegen gewirkt werden, da der Projektantrag für dieses spezielle Projekt die Erkundung und Umsetzung von geeigneten, d.h. erprobten und bewährten Strategien und Strukturen im Blickfeld hat. Im übrigen ist Projektförderung volkswirtschaftlich allemal eine sehr viel effizientere Investition als die herkömmliche Verteilung der Steuergelder auf die verschiedenen Ressorts, mit denen neben Sinnvollem bekanntermaßen auch viel Schlendrian, Filz, unnötige Subvention und sogar Korruption bedient wird.

Tagesordnung für Samstag, 17. März 2001: 

1. Morgenandacht

2. Zwei Impulsreferate 

· Franz Segbers: Die Reich-Gottes-Vision der Bibel und unser Suchen nach Zukunftsfähigkeit heute

· Hans Diefenbacher: Das Leitbild der Nachhaltigkeit in seiner Drei- bzw. Vierdimensionalität und seine
Umsetzung im kommunalen Bereich

3. Aussprache zu den Impulsreferaten 

4. Berichte aus den drei Arbeitsgruppen „Gerechtigkeit heute“ (Josef Göbel /Hans-Jürgen Fischbeck), „Frieden heute“ (Dieter Grande), „Schöpfungsbewahrung heute“ (Bernd Winkelmann). Im Anschluss an jeden Bericht jeweils nur kurze Verständnisfragen 

5. Aussprache zu den Berichten 

6. Aussprache zu Inhalt und Stategie für die weitere Arbeit mit entsprechenden Festlegungen 

7. Reisesegen

zu 2.
Die Kurzfassung des Impulsreferates von Franz Segbers ist als Anlage beigefügt. Eine Kurzfassung des Impulsreferates von Hans Diefenbacher wird nachgereicht.

zu 3.
Die Ausführungen von Franz Segbers werden mit breiter Zustimmung aufgenommen, wobei der Kontrast zur „real existierenden Welt“ durchaus wahrgenommen wird. Hans Diefenbacher gibt zu bedenken, dass dem „absolut gesetzten Markt“ nicht eine „absolute Kritik des Marktes“ entgegengesetzt werden dürfe. Zum Beitrag von Hans Diefenbacher meldet sich Klaus Wazlawik zu Wort und macht darauf aufmerksam, dass auch die vorgestellten Modelle die Wirklichkeit nicht vollständig abbilden können, z.B. fehlt in ihnen die kulturelle und die globale Dimension. Wichtig wäre es, immer wieder die inhaltlichen Verknüpfungen von konziliarem und Agenda 21-Prozess zu betonen. Beide Prozesse sind eine Kampfansage an die herrschende Vergötzung des Mammons. Ein anderer Beitrag betont, dass es nichts Un-Ökologischeres als die Missachtung ökonomischer Regeln gibt. Schon deshalb spielt die Ökonomie immer eine ganz entscheidende Rolle und darf niemals an den Rand der Betrachtung gerückt werden. In einer weiteren Wortmeldung wird darauf hingewiesen, dass außergewöhnliche gesellschaftliche Situationen außergewöhnliche Maßnahmen verlangen. In einer revolutionären Situation können z.B. zeitweilig sowohl ökonomische Gesetze als auch ökologische Maßnahmen völlig außer Kraft gesetzt werden, d.h. die einzelnen Seiten des „Dreiecks“ haben nicht immer und überall dieselbe Wichtung. Hans Diefenbacher unterstreicht abschließend noch einmal die Notwendigkeit eines differenzierten Herangehens an das komplexe Beziehungsgeflecht von Ökonomie, Ökologie, Sozialem und Partizipation.

zu 4.
Den Teilnehmern des Ratschlags liegen die Arbeitspapiere der drei Arbeitsgruppen vor. Die o.g. Referenten berichten aus ihrer Arbeit in den Arbeitsgruppen und stellen die derzeitigen Arbeitsergebnisse vor.

Für die AG ‚Gerechtigkeit heute’ betont Josef Göbel, dass es eine die 3 AGs übergreifende Einleitung geben müsse. Des weiteren müsse es eine gemeinsame Systematik für die Texte der 3 AGs geben. Er plädiert dafür, dass Ansprechpartner der Texte die Kirchen, Gemeinschaften und wir selber sind, verbunden in der Frage, was wir in unserer Gemeinschaft umsetzen können. Er schlägt vor, dass sich die Gesamtsystematik an die Texte der ökumenischen Versammlung Dresden 1989 anlehnen sollte.

Für die AG ‚Frieden heute’ führt Dieter Grande aus, dass der Begriff der Nachhaltigkeit bisher in der Friedensdiskussion keine Rolle spielt. Es ist zu überprüfen, wie weit die bisher getane Arbeit der AG in das Projekt ‚Nachhaltigkeitsstrategien’ hineinpasst. Welche Rolle kommt heute dem Militär zu? Ist es dazu da, ökonomische Interessen mit anderen Mitteln fortzusetzen?

Ilse Braun und Gerhard Breidenstein stellen für die AG ‚Schöpfungsbewahrung heute’ das Buch „Genuss und Nachhaltigkeit“ von Dan Jakubowicz vor. An einer zweiten überarbeiteten Auflage dieses bisher nur in einem Verlag in Österreich erschienenen Buches wird gearbeitet. Die Gruppe „Schöpfungsbewahrung heute“ hat es sich zur Aufgabe gemacht, die in diesem Buch entwickelte Idee einer „Kampagne“ in ihre Arbeit zu integrieren. Wenn die Kampagne fruchten soll, müssen aber noch viele weitere Mitstreiter gewonnen werden. Es müssen Finanzmittel dafür akquiriert werden und das Buch muss auf „deutsche Verhältnisse“ umgeschrieben werden. Dafür sollte das Wuppertal-Institut gewonnen werden. Es ist außerdem daran gedacht, die spirituelle Dimsension in einem eigenen Kapitel zu thematisieren. Gerhard Breidenstein fragt an, inwieweit die „erdrückend gefüllte“ Aufgabenstellung für das Projekt überhaupt noch Chancen offen lässt, dass das Projektbüro in Berlin in diese Kampagne mit eingespannt werden kann. Die Akteure für die Kampagne wollen mit einem eigenen Logo in Erscheinung treten, eine große Plakatierungsaktion in Angriff nehmen und eine eigene website im Internet erstellen. Die Akteure bitten um ein Votum (einen „Tendenzbeschluss“) des Ratschlags. 

zu 5.
Aussprache zu den Berichten: 

Zum Beitrag der AG ‚Gerechtigkeit heute’: Es wurde angemerkt, dass die Punkte 2 bis 4 des AG-Berichts noch stärker inhaltlich ausgefüllt werden müssen. Zu den Vorschlägen, eine alle AGs übergreifende Systematik für die Texte festzulegen, konnte sich das Plenum zu diesem Zeitpunkt noch nicht entschließen. Es wurde intensiv darüber beraten, ob es ratsam ist, eine alle Arbeitsgruppen einschließende Systematisierung vorzunehmen. In dem Text müsste deutlicher die Nord-Süd-Dimension sowie die damit verbundenen Ungerechtigkeiten in der globalisierten Welt verankert werden. Es wurde hervorgehoben, dass das vorliegende Papier eine gute Ausgangsbasis für die weitere Arbeit ist.

Zum Beitrag der AG ‚Frieden heute’:

Da im vorgelegten Text erst in Umrissen erkennbar war, wie sich die weitere Arbeit der AG gestalten würde, wurden vom Plenum noch einige wichtige Empfehlungen gegeben, die auch eine Erweiterung der bisherigen Themenschwerpunkte einschlossen. Sie sollen hier kurz im einzelnen wiedergegeben werden: 

Fragen und Empfehlungen: 

· Es lohnt sich, bei fehlendem Konsens den Dissens zu verbalisieren.

· Zu prüfen ist, ob die Intervention im Kosovo berechtigt war.

· Zu klären ist, wodurch sich militärische Interventionen von Polizeieinsätzen unterscheiden.

· Welche UNO- und OSZE-Einsätze verliefen mit welchen Ergebnissen?

· Welche Bedingungen sind an einen neuen Militärseelsorge-Vertrag zu stellen?

· Wer kontrolliert kirchliches Reden zur Kosovo-Intervention?

· Das bisherige Thema sollte weiter bearbeitet werden.

· Den Begriff der Nachhaltigkeit in der Friedensarbeit einführen, da Nachhaltigkeit ohne Frieden nicht denkbar ist.

· Klare Regelungen für eine internationale Polizei entwickeln.

· Hilfen zur Bewältigung der Gewaltfrage in die lokalen Agenda-Prozesse einbringen.

· Thema der sog. ‚humanitären Interventionen’ und ‚rechte Gewalt’ gleichzeitig bearbeiten.

· Probleme des Waffenhandels und der Friedensdienste behandeln.

· Die Begriffe Nachhaltigkeit und Frieden in Zusammenhang bringen, z.B. im Blick auf vergeudete Ressourcen und zerstörte Infrastrukturen.

Zum Beitrag der AG ‚Schöpfungsbewahrung heute’:

Der Ratschlag gibt den „Tendenzbeschluss“ für die Kampagne ab. Auf dem Ratschlag im November 2001 soll der „Startschuss“ für eine entsprechende Kampagne im Jahre 2002 gegeben werden, die bis zum Ökumenischen Kirchentag 2003 gehen soll. Der Ratschlag im November 2001 wird thematisch mit zwei wichtigen Tagesordnungspunkten ausgefüllt sein: Erstens die Vorbereitung der Fachtagung; zweitens die Vorbereitung der „Kampagne“. Die Kampagne muss aber nicht nur organisatorisch und logistisch gut vorbereitet werden, sondern auch inhaltlich. Dazu wird die AG auf Hans Diefenbacher zugehen, um das mit ihm abzustimmen. Neben der sich neu konstituierenden AG ‚Kampagne’ setzt die AG ‚Schöpfungsbewahrung heute’ die Arbeit fort. Für beide AGs werden noch weitere Mitstreiter gesucht. 

Es wurde auch Kritik an der bisherigen Arbeitsweise der Gruppen geübt. Der ursprünglich vorgeschlagene Versuch, die Gruppenarbeit möglichst über Internet abzuwickeln und so zu brauchbaren Ergebnissen zu kommen, fand bei verschiedenen Gruppenmitgliedern nicht die nötige Zustimmung. Auf diese Einwände soll zukünftig Rücksicht genommen werden.

zu 6.
Aussprache zu Inhalt und Stategie für die weitere Arbeit mit entsprechenden Festlegungen:

Insgesamt befinden sich die AGs auf dem richtigen Weg, die zentralen Schwerpunkte des konziliaren Prozesses zu aktualisieren. Bevor es zu einer übergreifenden Systematisierung kommt, sollten die AGs bis zum nächsten Ratschlag erst einmal eigenständig weiterarbeiten. Spätestens dann muss auch geklärt werden, wer Adressat der Texte ist und welche konkrete Aufgabe sich die ökumenische Basisversammlung 2004 stellt.

Folgende Festlegungen wurden getroffen: 

· Der Ratschlag bestätigt den vom Koordinationskreis ins Auge gefassten vorläufigen Termin für die Fachtagung 14.-17.2.02 (in Schwerin, sofern möglich)

· Der Ratschlag bestätigt das Konzept des Koordinationskreises, für die Fachtagung nicht breit einzuladen, sondern sie als „Fachtagung“ mit Experten (Verwaltung, Wissenschaft, Kirchen, ACK, NGO) durchzuführen. Absolute Obergrenze: 75 Teilnehmer.

· Der Ratschlag beauftragt den Koordinationskreis, zusätzlich zu den 3 AGs eine vierte Arbeitsgruppe „Theologische Grundlagen / Reich Gottes“ (Arbeitstitel) einzurichten. Er bestätigt die Bildung der 5. AG ‚Kampagne ANDERS BESSER LEBEN’

· Der Ratschlag beauftragt den Koordinationskreis, die in den (jetzigen und neuen) Arbeitsgruppen erarbeiteten Arbeitsergebnisse (Papiere) in die Vorbereitung der deutschen Gruppe (Federführung „Forum Umwelt und Entwicklung“) auf „Rio+10“ (September 2002) einzubringen. Diese Aufgabe soll vom Projekleiter Heiko Lietz wahrgenommen werden. Des weiteren soll er entsprechende Kontakte mit dem Nachhaltigkeitsrat aufnehmen.

· Der Ratschlag unterstützt die Arbeit der sich entwickelnden Arbeitsgruppe „Kampagne“ mit Blick auf die Fastenzeit 2002 als erster öffentlichkeitswirksamer Aktion. Markus Braun wird bis zum Termin des Ev. Kirchentages (Juni 2001) ein Papier erarbeiten, das im Auftrage des Ratschlags dann auf dem Kirchentag in Frankfurt verteilt werden soll.

· Der nächste Ratschlag wird am 9./10.11.2001 wieder in Kassel stattfinden.

Die nächsten Termine noch einmal im Überblick:

4./5. Mai 2001 Koordinationskreis Berlin 

13.-17. Juni 2001 Ev. Kirchentag Frankfurt/Main 

8. September 2001 Koordinationskreis 


9./10. November 2001 Ratschlag Kassel 

14.-17. Februar 2002 Ökumen. Fachtagung Schwerin 

2.2.2.1.2. Ratschlag November 2001

Ergebnisprotokoll des „Ratschlags der ökumenischen Basisgruppen und Initiativen für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung“ am 9./10. November 2001 in Kassel

Teilnehmer: Reinhard Adelhelm, Ralf Becker, Winfried Becker, Ilse Braun, Gerhard Breidenstein, Sylvia Dieter, Christa Duesberg, Urs Eigenmann, H.-Jürgen Fischbeck, Jens Freiwald, Dieter Grande, Gisela Hartmann, Paulander Hausmann, Ortrud Heimberg, Michael Held, Christine Hoffmann, Friedrich Huth, Wolfgang Kowallick, Gerhild Kramer, H.-Jürgen Kuschel, Heiko Lietz, Johanna Moltmann-Hermann, Eberhard Müller, Verena Onken-v.Trott, Gunter Pistorius, Beate Schäfer, Brigitte Schmeja, Martin Schuler, Sepp Stahl, Reinhard Voß, Klaus Wazlawik, Reiner Weiß, Bernd Winkelmann. Protokoll: Gunter Pistorius (abgestimmt mit Heiko Lietz).

Tagesordnung 

Freitag, 9.11.2001

TOP 


18:00 Uhr 
Gemeinsames Abendbrot 


19:00 Uhr 
Spiritueller Impuls (Bernd Winkelmann) 


19:15 Uhr 
Begrüßung (Paulander Hausmann)

anschließend: Vorstellungsrunde 


20:00 Uhr 
Tagesordnung vorstellen, erläutern und ggf. zur Diskussion stellen (Paulander Hausmann) 

1.
20:15 Uhr 
Blitzlicht: Berichte aus der Basisbewegung, aus den Netzen und Regionen (Moderation: Paulander Hausmann) 

2.
21:15 Uhr 
Was geschieht weltweit? (Kurze Betrachtung von Heiko Lietz) Im Anschluss daran Reinhard Voß, Pax Christi 


21:45 Uhr 
Rückfragen 


22:00 Uhr 
Abendsegen (Ilse Braun) 

Samstag, 10.11.2001

TOP 


09:00 Uhr 
Spiritueller Impuls (Bernd Winkelmann) 

3.
09:20 Uhr 
Berichte (Moderation: Heiko Lietz) 

· AG „Gerechtigkeit heute“ 

· AG „Frieden heute“ 

· AG „Schöpfungsbewahrung heute“ 

· Initiative für Basisbewegung „Aufbruch: Anders besser leben“ 

· AG „Theologische Grundlagen“ 


11:00 Uhr 
Kaffeepause anschl. Fortsetzung Berichte: „Erd-Charta“ und „Projektbüro“ 


12:15 Uhr 
Diskussion anschl. Spiritueller Impuls (Bernd Winkelmann) 


12:45 Uhr 
Mittagessen 

4.
13:30 Uhr 
Was wollen wir – wo stehen wir – wohin gehen wir? (Moderation: Bernd Winkelmann) 

· Fachtagung 2002 

· Ökumenischer Kirchentag 2003 

· Ökumenische Basisversammlung 2004 

5.
14:45 Uhr 
Schlussfolgerungen, Aufträge (Moderation: Bernd Winkelmann) 


15:00 Uhr 
Reisesegen (Gerhard Breidenstein)

zu 1.
In dem „Blitzlicht“ (20:15 - 21:15 Uhr), das keine „Bestandsaufnahme“ aller einschlägigen Aktivitäten der Ratschlagteilnehmer sein soll, sondern als Einstimmung in die Arbeit des Ratschlags gedacht ist, melden sich einzelne anwesende Vertreter der Netze, Regionen und Initiativen u.a. aus Württemberg, Niedersachsen, Berlin, Mecklenburg-Vorpommern, Nord- und Osthessen, Rhein-Mosel-Saar, Thüringen, von Pax Christi und anderen Initiativen der Friedensbewegung jeweils in Form kurzer Beiträge zu Wort, berichten über aktuelle Ereignisse (Veranstaltungen, Mitarbeit in örtlichen, regionalen und landesweiten LA21-Prozessen, Mitarbeit in Bündnissen zur Überwindung von Gewalt, Mitarbeit in Projekten), stellen einzelne Projekte vor und werben um Mitarbeit in örtlichen bzw. regionalen Gruppen der Friedensbewegung, im „attac“-Netzwerk sowie in der „Initiative für einen Politikwechsel“ auf der Grundlage der „Erfurter Erklärung“.

zu 2.
Im Anschluss an das „Blitzlicht“ gibt Heiko Lietz seine Eindrücke wider, die er aus den Kontakten mit Akteuren der nationalen Nachhaltigkeitsdebatte gewonnen hat und stellt die Zusammenhänge zu den jüngsten politischen Ereignissen her (Anlage). Daran schließt sich eine kurze Fragerunde (Verständnisfragen, kurze Anmerkungen und Ergänzungen). Im Anschluss daran verliest Reinhard Voss die Erklärung „Aufhören jetzt!“ des Geschäftsführenden Vorstands der Deutschen Sektion von „pax christi“ zum sofortigen Stopp der Bombardierung Afghanistans (Anlage). Es folgt eine lebhafte Diskussion mit Vorschlägen und Empfehlungen zu verschiedenen Aktionen (Mahnwachen, Aktionstage) und Aktivitäten. Der Ratschlag erklärt sich mit dem Aufruf von pax christi solidarisch, stellt sich insgesamt hinter diesen Aufruf und beauftragt das Projektbüro, in Form einer eMail-Aktion noch vor der Abstimmung im Bundestag alle 666 MdBs anzuschreiben und ihnen den Text von pax christi zur Kenntnis zu geben. [Dazu an dieser Stelle folgende Vollzugsmeldung: Das Projektbüro hat den Auftrag fristgerecht umgesetzt (Anlage). Mehrere MdBs haben geantwortet.].

zu 3.:
Berichte 

AG „Gerechtigkeit heute“

H.-Jürgen Fischbeck stellt das Papier „Gerechtigkeit im 21. Jahrhundert“ (Anlage) vor. Daran schließt sich eine z.T. kontroverse Diskussion an. Es wird die Frage gestellt, ob es vielleicht ratsam sein könnte, die Aspekte „nationale Gerechtigkeit“ und „internationale Gerechtigkeit“ jeweils in getrennten Papieren zu behandeln. Vorerst beabsichtigt die Arbeitsgruppe eine solche Trennung nicht.

AG „Frieden heute“
Dieter Grande stellt das Papier „Nachhaltiger Friede: Zum Paradigmenwechsel in der Friedensarbeit“ (Anlage) vor und macht dabei insbes. deutlich, dass es innerhalb der Mitglieder der Arbeitsgruppe unterschiedliche Bewertungen zum Pazifismus gibt. Dieser Dissenz soll nicht verschleiert, sondern offen ausgesprochen werden. In der anschließenden Diskussion werden einzelne inhaltliche Fragen besprochen (Gewaltmonopol des Staates, Kritik an der Nato-Strategie, Schuldfrage) und Empfehlungen zur Überarbeitung gegeben. Dieter Grande bittet darum, dass Vorschläge schriftlich bei ihm eingereicht werden, damit sich die Arbeitsgruppe dann damit eingehend beschäftigen kann.


AG „Schöpfungsbewahrung heute“
Bernd Winkelmann stellt den 4. Entwurf seines Papieres „Schöpfungsbewahrung – Paradigmenwechsel in Politik, Wirtschafts- und Lebensweise. Versuch einer Fokusierung 2001“ vor (Anlage). Das Papier war zum Zeitpunkt, als die Einladungen mit den entsprechenden Anlagen (Arbeitspapiere der AGs) zur Vorbereitung auf den Ratschlag an alle Teilnehmer versandt wurden, noch nicht fertig, deshalb wird es als Tischvorlage verteilt. Bernd Winkelmann hebt hervor, dass an dem Papier noch weiter intensiv zu arbeiten sein wird. In der Diskussion wird deutlich, dass die AG vielleicht noch stärker als die beiden andern vor der Frage steht, in welcher Richtung sie weiterarbeiten will: theoretisch-analytisch – oder mit dem Ziel, zu konkreten Handlungsempfehlungen zu kommen? Oder beides? In dem Zusammenhang fallen Stichworte wie „lokale Arbeitsmärkte“, „Regionalmärkte“, „Produktion, Distribution und Konsum als mögliche Gliederungspunkte“ und dergleichen mehr – und daran wird deutlich, wie eng das Thema auch mit den Themen verflochten ist, die in der AG „Gerechtigkeit heute“ behandelt werden. Am Ende der Diskussion gibt es eine Verständigung zwischen Bernd Winkelmann, Gisela Hartmann und Johanna Moltmann-Hermann darüber, dass letztere einen neuen Entwurf für diese AG erarbeiten wird, der dann von den Genannten und Gerhard Breidenstein diskutiert und für Schwerin abgestimmt werden soll.


Initiative für eine Basisbewegung „Aufbruch“: ANDERS BESSER LEBEN
Gerhard Breidenstein stellt die Arbeitsergebnisse der neuen Arbeitsgruppe bzw. Initiative sowie das Papier der Initiative (Anlage) vor. Die Initiative plant die Herausgabe eines Buches. Darüber wurde bereits auf dem Ratschlag im März d.J. gesprochen. Die Arbeit ist inzwischen ein gut Stück vorangekommen. Es gibt Kontakte zum Autor, zu möglichen Referenten, die sich speziell mit inhaltlichen Ergänzungen befassen werden und zu möglichen Geldgebern. Es wurden diesbezüglich auch bereits Förderanträge formuliert und bei den entsprechenden Stellen eingereicht. Unabhängig von der Arbeit am Buch arbeitet die Initiative auch direkt mit in der Kampagne „Rio+10“.


Die Initiative bringt in den Ratschlag eine zwei-teilige Beschlussvorlage (Anlage) ein, die in beiden Teilen vom Ratschlag angenommen wird. Darin stellt sich der Ratschlag voll inhaltlich hinter die Arbeit der Initiative und macht sich das vorgelegte Papier der Initiative zu eigen.

AG „Theologische Grundlagen“
Eberhard Müller stellt das Papier der AG vor, das in 5 Einzelteile (Einführung, Tora, Weisheit, Apokalyptik, Reich Gottes) gegliedert ist (Anlage). In der anschließenden Diskussion wird die Frage aufgeworfen, ob sich nach Ansicht der Mitglieder der AG in den o.g. 4 theologischen Traditionssträngen schon die ganze Bandbreite von „theologischen Grundlagen“ erschöpft oder ob es noch weitere gibt. Explizit wird die Mystik angesprochen. Weiterhin wird die Frage des interreligiösen Dialogs als Erfordernis für unsere Zeit in den Raum gestellt. Es wird die Notwendigkeit angesprochen, eine europäische „Theologie der Befreiung“ zu entwickeln.


Erd-Charta 
Martin Schuler berichtet aus der Arbeit des Erd-Charta-Teams, die von der ÖIEW Wethen organisiert wird. Der Koordinator Hermann Garritzmann, der am Ratschlag leider nicht teilnehmen kann, ist speziell mit diesem Aufgabengebiet beschäftigt. Für alle Teilnehmer des Ratschlags liegen Druckexemplare für den Eigenbedarf und zum Weiterreichen aus. In Wethen können bei Bedarf weitere Exemplare bestellt werden.


Die Erd-Charta-Bewegung kommt aus dem Rio-Prozess und thematisiert sozusagen eine „Ethik der Agenda 21“. In Costa Rica befindet sich das internationale Büro. In Deutschland sind der BUND und die ÖIEW Wethen diesbezüglich federführend. Die vorliegende „Endfassung“ wurde auf dem Kirchentag 2001 erstmalig im größeren Umfang in die Öffentlichkeit gebracht. Das langfristige Ziel der Erd-Charta-Akteure ist, mit dieser Charta analog der Menschenrechts-Charta ein internationales Vertragswerk zu schaffen. Kurzfristig wird angestrebt, das Dokument auf dem „Weltgipfel für Nachhaltige Entwicklung“ im September 2002 in Johannesburg auf die Tagesordnung zu setzen. Ob das gelingen wird, ist noch nicht sicher. In den Prozess sind sowohl Vertreter des „Weltparlaments der Religionen“ als auch die „Stiftung Weltethos“ (Küng) involviert.


Projektbüro 
In Anbetracht der knappen Zeit wird der vorgesehene Bericht des Projektbüros von der Tagesordnung gestrichen.

zu 4. und 5.
In Anbetracht der Zeitknappheit (mehrere Teilnehmer haben sich bereits verabschiedet) müssen die beiden TOPs zusammengezogen werden und es können deshalb jeweils ganz kurz nur noch folgende wichtige Einzelpunkte besprochen werden: 

· Fachtagung Februar 2002 

· Ökumenischer Kirchentag 2003 

· Basisversammlung 2004

Fachtagung Februar 2002
Dazu berichtet Heiko Lietz: Zur Fachtagung im Februar 2002 in Schwerin werden alle aktiven AG-Mitglieder (d.h. alle diejenigen, die an den Texten mitgearbeitet haben) eingeladen; außerdem zahlreiche Experten und Kooperationspartner. Es handelt sich also nicht um eine öffentliche Veranstaltung, sondern um eine Fachtagung, zu der explizit eingeladen wird. Leider haben bisher nur wenige von den angeschriebenen Experten ihre Teilnahme zugesagt. Wir sind noch am Suchen nach weiteren Experten. Ein grober Ablaufplan für die Tagung wurde bereits auf der KoKrs-Sitzung im September erarbeitet. Am 17.12. wird sich der KoKrs ausschließlich mit dieser Frage befassen.


Ökumenischer Kirchentag 2003
Heiko Lietz berichtet: Dieser Kirchentag wird vom 28.-5.-1.6.2003 unter dem Motto „Ihr sollt ein Segen sein“ in Berlin stattfinden. Zu den Organisatoren wurde bereits Kontakt aufgenommen. Die ökumenische Basisbewegung (Netze) sollen dabei genügend Raum zur Darstellung ihrer Arbeit erhalten.

Ökumenische Basisversammlung
Dazu kann z.Zt. nur gesagt werden, dass bisher weder Ort noch Termin festgelegt sind. Bis zum nächsten Ratschlag (November 2002) wird das Gesamtkonzept erarbeitet und dem Ratschlag zur Beratung vorgelegt. Dann sind noch anderthalb Jahre bis zur Umsetzung. Veranstalter dieser Versammlung ist der KoKrs (Ratschlag) als Vertreter der Ökumenischen Basisgruppen und Initiativen. Es wäre wünschenswert, wenn die ACK an dieser Versammlung mitarbeiten würde. Der KoKrs wird sich darum bemühen. Auch der interkulturelle und interreligiöse Aspekt muss mit berücksichtigt werden. 

Am Schluss wird der Termin für den nächsten Ratschlag festgelegt: 1./2. November 2002 - voraussichtlich wieder in Kassel.

2.2.2.1.3. Ratschlag November 2002


Pressemitteilung

Am 1. und 2. November 2002 trafen sich in Kassel zu ihrem jährlichen Ratschlag Vertreter ökumenischer Basisgruppen, Initiativen und bundesweiter Organisationen, die sich nach wie vor dem Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung verpflichtet wissen. Er stand unter dem Thema: Widerstand und Einmischung. Martin Gück, Mitarbeiter von Kairos Europa, sprach in seinem Einleitungsreferat von ermutigenden Zeichen einer sich neu formierenden nationalen und internationalen Protestbewegung. Sie ist nicht mehr an Ideologien gebunden und führt die sozialen, ökologischen, ökonomischen, entwicklungspolitischen und emanzipatorischen Themenbereiche und die darin angesiedelten Bewegungen zusammen. 

Er forderte die Gruppen und Initiativen auf, sich aktiv in die vorhandenen globalisierungskritischen Bewegungen einzuklinken, sie zu stärken sowie stärker in die Kirchen hineinzuwirken, um dort den processus confessionis, d.h. die Bekenntnisfrage zu den verheerenden Auswirkungen der neoliberalen Wirtschafts- und Finanzpolitik unverzüglich auf die Tagesordnung zu setzen. 

Weitere wichtige Punkte waren: der Stand der Vorbereitungen für den Ökumenischen Kirchentag 2003 in Berlin, an dem sich die ökumenische Basisbewegung thematisch mit einem eigenen, mehrtägigen Beitrag unter dem Thema "Eine andere Welt ist möglich" sowie auf der Agora mit einem vielfältigen Angebot beteiligen wird; die Zusammenarbeit mit der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen (ACK) sowie Vorüberlegungen für die nächste ökumenische Basisversammlung 2004. 

Zum Abschluss verabschiedete der Ratschlag folgende Erklärung:

Kasseler Erklärung vom 2.11.2002 der ökumenischen Basisgruppen und Initiativen

Die Welt ist in Not! 

· Wir stehen vor weltweiten Fragen zu Gerechtigkeit, Frieden und Schöpfungsbewahrung. Die Gerechtigkeit ist verloren gegangen. Der Frieden ist vielfältig bedroht! Gottes gute Schöpfung wird missachtet und verbraucht. 

· Wir übernehmen auch heute Verantwortung, wie wir sie zum Teil 1989 in der DDR gelebt haben. Als ökumenische Basisgruppen wenden wir uns an alle Menschen, an die Ohnmächtigen wie an die Mächtigen: 

· Überwindet die Ungerechtigkeit durch Widerstand und Einmischung. Vernetzt Euch - auch mit uns und mit allen, die eine Hoffnung für eine solidarische, friedliche und schöpfungsbewahrende Welt in sich tragen. Wir beteiligen uns an der Suche nach Lebensformen, die alle reich machen, die eine Welt aufbauen, in der viele Welten Platz haben. 

· In Deutschland sollen sich heute Wirtschaft, Wissenschaft, Politik, Verwaltung, Kirchen und die Öffentlichkeit im AGENDA-21 Prozeß für eine nachhaltige, zukunftsfähige Entwicklung verbünden. Wir sind ein Teil davon. Auch für uns gehören Weg und Ziel zusammen. Stationen auf unserem Weg sind der Ökumenische Kirchentag 2003 und die Ökumenische Basisversammlung 2004. Vernetzung ist das Gebot der Stunde 

Berlin, 5.11.2002 Heiko Lietz (V.i.S.d.P.)

Unterzeichner:

Initiative / Netzwerk / Gruppe
Namen 



Koordinationskreis ökumenischer Basisgruppen und Initiativen in Deutschland 
Gisela Hartmann (Nordhausen), Bernd Winkelmann (Kirchohmfeld), Dr. Klaus Wazlawik (Berlin), Heiko Lietz (Berlin), Paulander Hausmann (Wethen) 

Kairos Europa e.V. 
Martin Gück (Heidelberg) 

Ökumenische Initiative Eine Welt 
Dr. Frank Meyberg (Hamburg), Martin Schuler (Wethen), Jürgen Holzheuer (Wethen), Horst Fritsch (Warburg) 

Freundeskreis Eine Welt e.V. 
Iris Dörsam-Winter (Mörlenbach) 

Ökumenisches Netz Bayern 
Inge Ammon (Fürstenfeldbruck) 

Köpenicker Initiativgruppe Eine Welt 
Dr. Hannelore Schmidt (Berlin) 

Ökumene e.V. Christophorus 
Andreas Weber, Margrit Perlich, Gunhild Schmidt, Gudrun Lemm (Rehmsdorf) 

Ökumenisches Netz Württemberg 
Sylvia Dieter, Beate Schaefer 

Ökumenische Gesellschaft 
Gunter Pistorius 

Plädoyer für eine ökumenische Zukunft 
Reiner Weiß (Baunatal) 

Ökumenisches Netz Nordhessen 
Verena Onken-v.Trott 

Arbeitsstelle Praktische Schritte 
Michael Held (Bad Hersfeld) 

Christen für gerechte Wirtschaftsordnung e.V. 
Karl Gundlach (Baunatal) 

Arbeitsgemeinschaft Schöpfung und Spiritualität 
Dr. Winfried Becker (Neubrandenburg) 

Pax Christi 
Dr. Georg Pohler (Leipzig), Peter Schönhöffer (Mainz), Wilma Weymann (Idstein), 

BUND Hessen 
Herwig Winter (Mörlenbach) 

AG "Aufbruch" 
Ilse Braun (Tübingen), Gerhard Breidenstein (Murrhardt), Ortrud Heimberg (Wethen) 

Ökumenisches Netz Niedersachsen 
Gerhild Kramer (Dassel) 

Kommunität Grimnitz 
Dr. Jürgen Fischbeck 

Förderverein Lokale Agenda 21 Berlin-Mitte e.V. 
Matthias Schnauss 

Ökumenisches Netz Mittelrhein 
Erhard Dischler 

Weitere engagierte Persönlichkeiten 
Henning Schierholz (Hannover), Jürgen Kuschel (Neubrandenburg)

2.2.2.2. Dokumentation der Schweriner Fachtagung vom 15.-17. Februar 2002

2.2.2.2.1. Einleitung

Als die Ökumenischen Basisgruppen und Initiativen 1999 auf ihrem jährlich stattfindenden Ratschlag beschlossen, eine Fachtagung im Jahre 2002 durchzuführen, lagen genau 10 Jahre zwischen diesem Beschluss und der Verabschiedung der Texte auf der Ökumenischen Versammlung für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung 1989 in Dresden. Diese aufrüttelnden Texte hatten eine inspirierende Energie, die viele Menschen damals bewegte und die sich bei den entstehenden politischen Bürgerbewegungen in der DDR in politische Energie verwandelte.

Die ökumenischen Basisgruppen und Initiativen, die von dieser Erfahrung geprägt bzw. beeindruckt waren, wollten versuchen, 10 Jahre später ähnlich inspirierende Texte zu den großen Themen Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung, jetzt unter den Bedingungen der Globalisierung, zu erstellen.

Es bildeten sich zunächst 3 Arbeitsgruppen unter dem Motto:

· Gerechtigkeit heute, 

· Frieden heute, 

· Bewahrung der Schöpfung heute. 

Später kamen noch eine

· Arbeitsgruppe zu theologischen Grundsatzfragen und eine 

· Arbeitsgruppe zu Fragen einer neuen Lebensweise 

hinzu.

Die Gruppen machten sich an die Arbeit und erlebten streckenweise erhebliche Turbulenzen auf ihrem Weg. Einige kamen trotz allem im Schweriner Etappenziel mit recht abgerundeten Ergebnissen an, andere brachten nur Bausteine mit, einmal mehr, einmal weniger gut aufeinander abgestimmt. 

Die entstandenen Arbeitstexte wurden auf dieser Fachtagung kritischen Fachexperten vorgelegt, in einzelnen Arbeitsgruppen weiter diskutiert um dann zu einem späteren Zeitpunkt endgültig beschlossen zu werden. Sie sollen zum einen der eigenen Standortbestimmung und Selbstvergewisserung dienen, zum anderen aber auch wichtige Impulse in Kirche und Gesellschaft senden.

2.2.2.2.2. Wortprotokoll des Plenums der Schweriner Fachtagung

Paulander Hausmann:
Mein Name ist Paulander Hausmann. Ich gehöre zu dem Vorbereitungskreis, der die Tagung verantwortet. Mir ist die Ehre zugeteilt, Sie und Euch zum Anfang der Tagung zu begrüßen.

Diese Tagung ist Bestandteil des Projektes der ökumenischen Basisbewegung "Umsetzung von Nachhaltigkeitsstrategien im kirchlichen Bereich". Dieses Projekt wird dankenswerterweise vom Bundesumweltministerium gefördert. Unsere Tagung selbst findet in Zusammenarbeit mit dem Umweltministerium des Landes Mecklenburg-Vorpommern statt. Der Herr Umweltminister Professor Methling wird morgen Abend auch zu uns kommen. Schirmherr dieser Tagung ist der Landtagspräsident des hiesigen Landtags, Herr Kuessner.

Wenn ich diese Liste aufzähle, ein Bundesumweltministerium, ein Landes-Umweltminister, ein Landtagspräsident, frage ich mich: Wo sind wir eigentlich? Wir, die wir ausgezogen sind als Basisbewegung, von unten natürlich, wo sind wir plötzlich gelandet? Bei Hofe! [Heiterkeit].

So ist das manchmal mit den Überraschungen. Ich überlege, ob dies denn nun der "Lange Marsch durch die Institutionen" sei, dass wir jetzt endlich angelangt sind, hier im Landtagsgebäude. Nun, der Marsch war nicht so sehr lange. Vom Bahnhof nach hier habe ich knapp eine Viertelstunde gebraucht. Aber ernsthaft gesagt: ich finde es schön, dass nicht nur wir, die wir versuchen, uns unten zu engagieren, den Mut aufbringen, uns hier in einem solchen Schloss, nahe dem Hofe, zu treffen, sondern dass wir auch eingeladen wurden, unsere Fachtagung hier abzuhalten. Wir scheuen diese Nähe keineswegs. Wir suchen sie. Wir geben unsere eigene Unabhängigkeit deshalb nicht auf. Aber ein kritisches Gespräch ist uns wichtig. Um etwas zu bewegen, muss die ökumenische Basisbewegung aus der Enge kirchlicher Räume hinauskommen und sich in eine größere Öffentlichkeit hinein begeben. Das zum Ersten.

Zu Anderen möchte ich denen meine Dankbarkeit ausdrücken, die die Arbeitspapiere der fünf Arbeitsgruppen erarbeitet haben, welche nun die Grundlage unserer Tagung bilden. Nicht weniger dankbar bin ich jenen, die nicht zu den Arbeitsgruppen zählten, die von außen kommen. Denn uns ist es wichtig, dass wir das, was wir zunächst intern erarbeitet, angedacht haben, nun zur Diskussion stellen mit Außenstehenden, die andere Perspektiven einbringen, die das, was wir intern vorgedacht haben, noch einmal kritisch unter die Lupe nehmen. Denn gerade darauf kommt es uns an. Diese Tagung soll ein Schritt sein auf einem längeren Weg hin zu einer ökumenischen Basisversammlung - in zwei Jahren, wie wir hoffen. Ein Schritt auch in Richtung auf den ökumenischen Kirchentag. Was wir dort inhaltlich einbringen werden, wird hier schon vordiskutiert. Ich will nicht sagen: vorgekaut. Aber aufbereitet. Dafür sind wir hier zusammengekommen.

Komplizierte Sachverhalte brauchen Zeit, wenn man sie nachhaltig verändern will. Das sagte neulich der Präsident des niedersächsischen Landtags bei einer Feier zur Verabschiedung von Examenskandidaten am Institut für Sportwissenschaften der Universität Göttingen. Nun sind wir hier kein Universitätsinstitut, und erst recht sind Sie keine Sportstudenten. Höchstens schauen wir uns im Fernsehen Salt-Lake-City an. Aber immerhin: es sagte ein Landtagspräsident, der hier auch unser Schirmherr ist. Und vor allem: er sagte es im Hinblick auf komplexe Sachverhalte. Und um höchst komplexe Sachverhalte geht es auch uns auf dieser Fachtagung. Es geht uns um nicht weniger als um die Perspektiven dieser ungerechten, friedlosen Welt, um die Bedrohung der Schöpfung. Alles drei ist höchst komplex. Komplexe Sachverhalte brauchen Zeit. So lasst uns nun hier zwei Tage Zeit nehmen. Vielleicht gelingt es uns - nicht nur hier - einen kleinen Schritt hinzugehen auf eine Veränderung der Welt. Ein großes Ziel! Vielleicht aber können wir wenigstens ein ganz kleines bisschen dazu beitragen. Und das wäre schon viel. In diesem Sinne eröffne ich diese Fachtagung hier in Schwerin. [Beifall]

Heiko Lietz:
Liebe Freundinnen und Freunde, an dieser Stelle sollte eigentlich der Landtagspräsident Hinrich Kuessner stehen. Er ist vor zwei Tagen krank geworden und kann deshalb heute nicht unter uns sein. Da ich ein alter Schulfreund von ihm bin, möchte ich in seinem Namen die herzlichsten Grüße übermitteln. Er wäre gerne hier gewesen. Aber er wird uns auch aus der Ferne schützend begleiten und wünscht uns für die Tagung gutes Gelingen.

Paulander sagte eben in seiner Ansprache, wir sind zu Hofe gekommen. Vor 12 Jahren haben wir hier in Schwerin - direkt auf dem Platz - unsere erste große Demonstration gemacht, am 23. Oktober 89. Und wir haben gerufen: "Wir sind das Volk!" Ich war selbst dort leitend mit tätig gewesen - ich war Sprecher der Bürgerbewegung hier - und sehe: Wir sind heute nicht zu Hofe gekommen. Wir haben damals die Stätten der politischen Entscheidung zu unseren Stätten gemacht. Ein bisschen des Geistes, der Respekt vor dieser Bürgerbewegung ist in dieser Stadt und auch in diesem Land immer noch erkennbar. Und der Einzug unserer Basisversammlung in diesen Landtag ist für mich ein Stückchen realisierter Bürgerbewegung im Vollzug. [Beifall]

Aber da wir nicht so vermessen sind zu meinen, alles alleine machen zu können, haben wir den Umweltminister gebeten, mit uns zusammen zu arbeiten und auch den Landtagspräsidenten gebeten, uns ein Stück begleitend zu unterstützen. Und sie sind dem gerne nachgekommen. Was die politischen Proportionen betrifft, orten sie sich aus den Erfahrungen unserer friedlichen Revolution heraus vielleicht manchmal etwas anders, als bei denen, die diese schöne Erfahrung leider nicht machen konnten. Aber auch da ist womöglich nicht aller Tage Abend. Doch das ist eine Vision der nächsten 50 Jahre. Wir sind heute hier angekommen. Ich freue mich ganz besonders, unter uns Horst Schmitthenner begrüßen zu dürfen. Er ist geschäftsführendes Vorstandsmitglied der IG Metall. Sei ganz herzlich willkommen. [Beifall] Ich finde es sehr schön, dass der Schulterschluss mit der Gewerkschaft auch in den Basisgruppen gelingt. Und es ist auch ein Stück neuer politischer Kultur, die in den letzten Jahren allerdings auch schon erkennbar geworden ist. Wir haben in der Vorbereitung gesagt: Wenn wir unsere Themen behandeln und sie verhandeln, dann kann das nur in einem politischen Kontext geschehen, und zwar in einem Kontext, in dem die ganzen Spannungen unserer Zeit und unserer Geschichte erkennbar werden. Deshalb hielten wir es für nötig, ein politisches Referat an den Anfang unserer Zusammenkunft zu stellen. Damit wir wissen, in welchem brisanten politischen Umfeld wir unsere Überlegungen und unser Nachdenken stellen müssen. In diesem Sinne darf ich Horst Schmitthenner jetzt herzlich bitten, das Wort zu nehmen.

Horst Schmitthenner:
Referat - siehe 2.2.2.2.3. -

Paulander Hausmann:
Herr Schmitthenner, vielen Dank für diese eindrücklichen und Perspektive eröffnenden Ausführungen. Wir haben jetzt die Möglichkeit, zu einem Gespräch über das Vorgetragene einzutreten. Ich eröffne die Aussprache.

Hans-Jürgen Fischbeck:
Unlängst ist in Publik-Forum ein Artikel von Professor Rademacher aus Ulm erschienen, in dem er in groben Zügen eine ähnliche Analyse andeutet und erklärte. Dem amerikanischen Modell des Neoliberalismus und der Weltwirtschaftsordnung solle man den europäischen Weg entgegensetzen. Damit meint er die Sozialstaatlichkeit wie sie - natürlich in verschiedener Form - in Europa verwirklicht worden ist und dass die EU zu ein Bollwerk gemacht werden müsse gegen den Neoliberalismus, wie er aber auf der anderen Seite von Blair oder in gewisser Weise auch von der Bundesregierung - im sozialdemokratischen Gewand - zumindest Eingang gefunden hat auch in die europäische Politik. Ich möchte Sie fragen, Herr Schmitthenner, wie Sie das einschätzen. Wie sehen Sie die Chancen dafür, dass in Europa der Sozialstaatsgedanke in einem sehr viel größeren Wirtschaftsraum, wo ja auch schon ein Stück, ich will nicht sagen Globalisierung, aber Europäisierung, stattfindet, erhalten bleiben kann. Wie er in einem Wettbewerb um die bessere Gesellschaftsordnung mit dem sonstigen amerikanischen Modell treten kann?

Joseph Göbel:
Ist es verwunderlich, dass der Politikwechsel nicht stattgefunden hat? Ist nicht doch eine grundsätzlichere Frage an unser Wirtschaftssystem nötig, um aus diesen Zwängen herauszukommen, der sich keine Partei, nicht einmal die PDS, zu stellen traut? Es ist vielleicht nicht nur böser Wille derer, die jetzt dran sind, weil wir zu diesen Zwangsläufigkeiten förmlich gezwungen scheinen, solange wir nicht grundsätzlichere Fragen stellen, bis es - da bin ich fast ein bisschen im marxistischen Analysebereich - zur nächsten Katastrophe kommt. Und diese grundsätzliche Frage, ob wir diese Eigentumsfixierung rechtfertigen können. Gerade Bush hat ja in seiner unsäglichen Rede wieder diese Werte herausgestrichen, und hat nicht vergessen, an das Eigentum zu erinnern. Ich glaube, es waren nur drei Punkte, aber das Eigentum war dabei. Also meine Frage: Müssen wir, die wir nicht in den geordneten Bahnen des Parlamentarischen leben, nicht diese grundsätzlichen Fragen stellen dürfen, die über die jetzige Verfassung hinausgehen?

Dieter Grande:
Ich glaube, ein Politikwechsel wird immer unmöglicher, je höher die Staatsverschuldung im Bund, in den Ländern, in den Kommunen wird. Denn die Handlungsfähigkeit schwindet ja mit jeder Neuverschuldung, die man eingeht. Es bleibt ja nichts mehr, das man mit den herkömmlichen Mitteln überhaupt noch bewerkstelligen kann, es sein denn, man stellt eben ein ganzes System in Frage wie etwa das Sozialsystem oder das Gesundheitssystem. Wie will man sonst aus den Schuldenbergen herauskommen? Wir müssen sehen: die Amerikaner haben - wegen der Abhängigkeit der Weltwährungen vom Dollar - andere immer mitbezahlen lassen für ihre Staatsverschuldung. Das können wir leider nicht. Wir werden irgendwann an die Frage kommen, ob wir nicht bereit sind, durch eine entsprechende Steuer Staatsverschuldung zu tilgen und nicht immer jedes Jahr neue Kreditaufnahmen zu bewilligen. Denn die Handlungsunfähigkeit der Parlamente aus ihrer finanziellen Abhängigkeit und Misere heraus ist heute schon sehr deutlich.

Paulander Hausmann:
Das waren jetzt drei Fragen, die Herr Schmitthenner zunächst beantworten sollte. Danach eröffnen wir eine neue Fragerunde.

Horst Schmitthenner:
Ob der von Professor Rademacher gedachte Weg richtig ist, eine europäische Regierung zu schaffen um einen europäischen Weg der Sozialstaatlichkeit gehen zu können und nicht den amerikanischen, würde ich immer erst einmal sagen: ja. Wenn man sich die Unterschiede ansieht in den europäischen Ländern, etwa in ihrer Politik im Verhältnis zur Sozialstaatlichkeit, - ich denke gerade an Frankreich, - dann hätte das sicher auch seine Auswirkungen auf die Bundesrepublik. Wenn es so wäre. Ich würde aber gerade darauf hinweisen wollen, dass das, was in Europa passiert, die Regelungen, die aufgestellt werden, nicht eigenständig - sozusagen - von einer europäischen Institution entwickelt werden. Sondern es sind die Regeln, die von den Nationalstaaten aufgestellt werden. Man sieht es gegenwärtig an der peinlichen Auseinandersetzung um den Blauen Brief. Man muss daran erinnern, dass gerade die Bundesrepublik nun jenes europäische Land war, das mit einer großen Vehemenz diese Kriterien für die Haushaltspolitik in Europa durchgepeitscht hat. Gegen den Widerstand der Länder, die sich nicht so sehr einengen lassen wollten! Das weist nur darauf hin, dass das, was wir unter einer europäischen Regierung kriegen würden, nicht frei sein würde von den Politiken, die in den Nationalstaaten sind. Aber nichts desto weniger: Einen so großen Wirtschaftsraum unter einer einheitlichen politischen Gestaltung zu haben, erschiene mir schon ein sinnvoller Weg zu sein. Wobei verwunderlich ist, dass wir, was bezogen auf Europa das wirtschaftliche gemeinsame Handeln ausmacht, meilenweit in der Entwicklung dem voraus sind, was Politik ausmacht. Allgemein oder auch in einzelnen Politikfeldern wie etwa die Sozialpolitik sehe ich sehr wenig in Richtung Harmonisierung. Ich sehe wesentlich mehr Einigkeit darin, dass man mehr Privatisieren soll. Aber prinzipiell würde ich diesen Weg unterstützen, weil Nationalstaaten mit ihren nationalstaatlichen Egoismen meiner Einschätzung nach nicht in der Lage sind, die Vereinigung in Europa weiter zu betreiben. Ganz wohl ist mir dabei andererseits - darauf möchte ich auch hinweisen - nicht. Ich kenne ja die Spekulationen und Diskussionen, nach denen man die Aufgabe der NATO völlig verändert hat und dabei ein bisschen auf Schwierigkeiten gestoßen ist und irgendwie auch meint, dass die USA da viel zu sagen hätten, über eine europäische - sogenannte - Verteidigungseinheit. Ich sehe, dass es eine große Bereitschaft gibt, in den Nationalstaaten, einen - sozusagen - weiteren, eigenständigen europäischen Militärblock zu entwickeln. Und wenn sich das alles mit einem Politikkonzept des Neoliberalismus verbindet, schlafe ich schlecht ein, um das einmal so banalisiert zu sagen.

Zur Frage, ob es denn wirklich verwunderlich sei, dass es nach 1998 keinen Politikwechsel gegeben hätte: das sehe ich so nicht. Immerhin trat die SPD unter dem Slogan "für Arbeit und soziale Gerechtigkeit" für die Übernahme der Regierung an. Das war ja die Kurzform eines Bekenntnisses, die Sozialstaatlichkeit in der Bundesrepublik nicht zu zerstören. Und wenn man sich die Zeit dieser Regierung anschaut bis zu dem Punkt, wo Oskar Lafontaine sich davonmachte ohne irgendwen zu fragen, ob er das denn tun solle, sieht man, dass es eine Auseinandersetzung gab, welche Politik man eigentlich betreibt. Ob es stärker eine Politik im keynesianischen Sinne ist, ob es stärker eine Politik im Sinne öffentlicher Wohlfahrt und nicht so sehr eine Politik sein sollte, die Bedingungen des Kapitals so zu verbessern, dass die Unternehmen möglichst viele Gewinne machen, weil man hofft, dass dann auch investiert wird und wieder Arbeitsplätze entstehen. Etwas, das man in den 16 Jahren der vorherigen Regierung schon gesehen hatte, dass es nicht funktioniert. Von daher war es meiner Einschätzung nach keine Dummheit, zu glauben, dass eine andere Politik möglich gewesen wäre. Ich habe nie die Hoffnung gehabt, und viele mit mir auch nicht, dass es eine radikal andere Politik gibt, die beispielsweise wieder von der Utopie einer anderen Gesellschaft ausgeht, heißt die nun Sozialismus, gerechte Gesellschaft oder so, eine Alternative, wo wir, wie Sie es ansprachen, an die Verfassung ran müssten und etwas anderes zugrunde legen als das, was wir jetzt haben. Ich hatte aber doch gehofft, dass es möglich war, das neoliberale Konzept nicht so zu übernehmen, wie diese Regierung es übernommen hat. Wer hat denn die Regierung getrieben, beispielsweise die Rentenversicherung stärker zu privatisieren? Da wäre eine andere Politik ja durchaus möglich gewesen. Und ich weiß auch nicht, ob man nicht die Kraft hätte aufbringen können, den mächtigen Finanzinstituten, die natürlich ein Interesse an einer solchen Privatisierung haben, nicht entgegenzukommen. Vielleicht ist uns nicht aufgefallen, das kann sein, dass das, was uns während der Wahlkampfzeiten und vorher gesagt wurde, vielleicht nur machtpolitisch ausgedacht war, um möglichst viele Wählerstimmen zu kriegen. Ob der Weg dieser Regierung weiterhin erfolgreich sein wird, obwohl der Politikwechsel nicht gekommen ist, oder nur in bestimmten Bereichen, das kann man ja mindestens seit drei Monaten bezweifeln. Es sieht ja so aus, als sei der Wahlausgang im September ziemlich offen geworden. Und das, was diese Regierung macht, führt ja nicht dazu, dass diese Gesellschaft stärker einen Ausgleich findet, sondern es führt ja wohl mehr dazu, dass Unzufriedenheit entsteht, die sich allerdings nicht - und da läge vielleicht unsere Chance - im politischen Einmischen ausdrückt. Sie drückt sich aus in Unzufriedenheit. Sie drückt sich aus in der Abwanderung der Wähler in die Nichtwählerschaft. Allein bei der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen gut eineinhalb Jahre nach dem Regierungsantritt der sozialdemokratischen Regierung gehen 600.000 ehemalige SPD Wähler nicht mehr zur Wahl. Das ist Ausdruck von Unzufriedenheit mit dieser Politik. Und dahinter würde ich doch ein Potenzial vermuten, das sich einsetzen könnte für eine andere Politik, so es uns gelingt, miteinander Alternativen formulieren und auch realistische Wege aufzeigen zu können, und man nicht einfach nur zuhause bleibt, sondern als Teil einer sozialen Bewegung aus der Gesellschaft heraus Druck erzeugt auf die jeweilige Regierung. Wobei das eine persönliche Überzeugung von mir ist. Ich will nicht sagen, dass es mir egal wäre, wer am 22. September vom Volk zum Regieren aufgefordert wird. Aber ein Teil ist mit klar, - gleichgültig, welche Regierung das ist: wenn wir nicht in der Lage sind, für unsere Auffassungen von Politik zu mobilisieren und Druck zu organisieren, dann werden wir - von den Parteien im Bundestag oder wo auch immer - keine andere Politik präsentiert bekommen. Von daher glaube ich, dass wir eine ganz wichtige Aufgabe haben, die unter der Überschrift "Aufklärung" darüber steht, dass eine Alternative möglich ist. Das Politische in der Bundesrepublik oder - ich sage mal - die politische Klasse ist ja dermaßen verkommen, dass sie uns über Jahre eingetrichtert hat, dass es nur diese Politik geben kann. Wegen der Globalisierung und so weiter und so fort! Und ich glaub, dass es unsere Aufgabe als allererstes ist, deutlich zu machen, dass es zu dieser Politik eine Alternative gibt, die da heißt: Frieden, gerechte Entwicklung und dergleichen mehr.

Der dritte und letzte angesprochene Punkt war: lässt die Staatsverschuldung überhaupt eine andere Politik zu? Das Spannende an dieser Frage ist ja, dass die Politik, die gemacht wird, zunächst einmal dazu geführt hat, dass die Kommunen und Länder und auch der Bund ständig darüber klagen, dass sie keine Mittel mehr zur Verfügung haben und dass sie deshalb das Bildungssystem verrotten lassen müssen und so weiter. Ich denke, dass auch da eine andere Politik möglich ist. Wenn man sich nur anschaut, wie sich die Verteilungsverhältnisse alleine in den letzten 10 Jahren verändert haben. Es ist ja nicht so, dass der gesellschaftliche Reichtum nicht weiter gewachsen wäre. Reichtum jetzt einmal gesagt, nur als Zunahme. Darüber, ob das alles ökologisch verträglich ist und so weiter, will ich nichts sagen. Er ist gewachsen. Nur die Aufteilung von dem, was übrig geblieben ist, was wir erwirtschaftet haben, zwischen denen, die die Kapitalbesitzer sind, den Erwerbstätigen und dem Staat, das ist einseitig zugunsten des Kapitals geleitet worden. Die haben Zuwachsraten bei ihren Gewinnen oder Einkommensanteilen an dem gemeinsam Erwirtschafteten, die dreistellig sind. Bei den Arbeitnehmerínnen und Arbeitnehmern ist die Quote ihres Anteils wesentlich zurückgegangen. Und das trifft dann natürlich auch den Staat mit seinen Steuereinnahmen. Aber würde diese Bundesrepublik wirklich kaputt gehen, wenn wir den Faktor Kapital mit einer höheren Steuer belegen, als wie wir es jetzt tun? Würden wir kaputt gehen, wenn wir so etwas wie eine Vermögenssteuer einführen würden? Und würden wir wirklich als Wettbewerbsstandort Bundesrepublik Schaden nehmen, wenn wir für jede Finanztransaktion, die auf den internationalen Märkten passiert, wenigstens ein viertel Prozentpunkt an Steuereinnahmen haben? Ich glaube nicht. Es würde lediglich heißen, dass wir uns auseinandersetzen und erzwingen müssten, dass das Kapital mit niedrigeren Renditen und niedrigeren Entnahmen reagieren müsste. Für mich ist es Teil einer anderen Politik, die wir versuchen müssen, zu erzwingen, dass man den Staat nicht arm macht indem man auf Steuereinnahmen verzichtet. Denn hier gilt immer noch die alte These, dass die Reichen sich einen armen Staat leisten können. Die Armen können es nicht. Sie brauchen Sozialstaatlichkeit und so weiter.

Gerhard Breidenstein:
Ich bin mit allem, was Sie bisher gesagt haben, einverstanden. Aber wenn das die Ouvertüre sein soll zu unserer ganzen Tagung, dann fehlen mir noch wesentliche Horizonte, und ich fände es schön, wenn Sie diese noch mit einbeziehen könnten. Sie haben ganz stark gesprochen von der sozialstaatlichen Dimension in unseren reichen Ländern und der Umverteilung von unten nach oben, die sich bei uns abspielt. Das ist auch klar, weil es Ihre gewerkschaftliche Perspektive ist. Dafür werden Sie schließlich bezahlt. Und es ist auch unser aller Sorge. Aber wenn wir wirklich auf die ganze Welt schauen, und der Titel heißt ja "Wohin treibt die Welt?", dann ist ja die Verarmung, die in den Ländern Afrikas, Asiens und Lateinamerikas durch die kapitalistische Globalisierung betrieben wird, von ganz anderer Dimension als die Verarmung bei uns. Ich sage übrigens ganz bewusst nicht "neoliberal", weil ich das für einen Verschleierungsbegriff halte, so wie "soziale Marktwirtschaft". Denn mit Liberalität hat das, was da läuft, überhaupt nichts zu tun. Wir sollten ruhig sagen, dass es die kapitalistische Globalisierung ist. Früher haben wir imperialistische und kolonialistische Globalisierung gesagt, und gemeint war immer dasselbe. Da bin ich für Klarheit, auch wenn das für manche vielleicht abgenutzte Worte sind. Wir müssen also die Nord-Süd- Ungerechtigkeit einbeziehen in unser Denken und Diskutieren. Wir müssen einbeziehen, dass die Kriege, die heute geführt werden, um Rohstoffe geführt werden. Das ist kaum gesagt worden. Aber in Afghanistan ging's um die Planung einer Erdgasleitung. Die ist schon seit Jahren verhandelt worden von US-Firmen und den oppositionellen Exilafghanen. Und es ging darum, dass man sie unter den Taliban nicht bauen konnte, weil das zu unsicher war. Jetzt soll sie gebaut werden und es sollen Milliarden dort hinfließen. Wenn die Amerikaner den Irak angreifen, was sie jetzt offen planen, dann wird's um eine der dichtesten Erdöllagerstätten der Welt gehen. Die Medien werden das wahrscheinlich kaum sagen. Also müssen wir es sagen. Genau wie's beim Golfkrieg war. Da ging's nicht um die Befreiung einer von einem Diktator besetzten Kolonie und auch nicht um die Wiedereinsetzung eines Diktators sondern um Erdöl.

Der dritte Horizont, der uns hier beschäftigt, ist der der Naturzerstörung, das heißt der Zerstörung unserer Lebensräume und der Lebensräume der Zukünftigen - unser Kinder und Enkel und all der Generationen nach uns. Die kapitalistische Globalisierung ist auch hier das, was die Natur ausbeutet, was die Zukünftigen ausbeutet. Und ich glaube, wir sollten das heute schon in unsere Diskussionen einbeziehen. Vielleicht können Sie uns da ein paar Tipps geben.

Reinhard Grobell [?], Stuttgart:
Ich wollte in eine ähnliche Richtung argumentieren, wie mein Vorredner. Das für mich am meisten Erschreckende daran sind ja die Konsequenzen der amerikanischen Rüstungspolitik. Wenn man sich vorstellt, dass der Nachtragshaushalt 48 Milliarden US-Dollar umfasst! Das ist genauso viel, wie weltweit derzeit von allen Ländern für die Entwicklungshilfe ausgegeben wird. Und wenn ich mit Bundestagsabgeordneten diskutiere, dann sagen sie, selbst die von der SPD, dass die Bundeswehr auch modernisiert werden muss! Wir können aber wahrscheinlich nicht einmal den Afghanistaneinsatz bezahlen. Es kommt also noch einmal ein Druck auf den Bundeshaushalt zu von der militärischen Seite. Nicht nur durch die Steuererleichterungen! Und ich denke, dass dies die Konsequenz ist der amerikanischen Politik nach Gutsherrenart. Die USA stellen sich immer mehr außerhalb der Weltgemeinschaft, Kyotoprotokoll, jetzt hat der Bush gesagt, dass er das ganz auf seine Weise macht, gestern dann der internationale Gerichtshof, wenn man den Umgang mit den Gefangenen in Kuba sieht! Die USA wollen stets nach ihren Interessen bestimmen, und für mich ist die Frage, welche Kraft denn Europa wirklich hat. In vielen Zusammenhängen haben die europäischen Staaten ja auch ein Trauerspiel gespielt. Und wenn ich die EU-Bürokratie sehe, - ich kenne sie beruflich aus der Entwicklungszusammenarbeit - dann kann ich nur sagen: Es ist ein Skandal. Die kann die Mittel gar nicht ausgeben, die auf europäischer Ebene zur Verfügung stehen. Und wenn man weiß, wie schwer es dagegen oft kleine Nichtregierungsorganisationen haben, mit der Brüsseler Bürokratie zurecht zu kommen, fragt man sich: was da das europäische Modell ist? Aber als Mitglied der Gewerkschaft möchte ich auch sagen, dass es angebracht wäre, sich auch selbstkritisch zu fragen, welche innovativen Kräfte wir in der Gewerkschaft haben, die wirklich politische Alternativen diskutieren. Als Mitglied der ÖTV in Stuttgart bin ich verzweifelt gewesen, weil es dort doch manchmal nur sehr kleine Minderheiten waren. Vielleicht ist jetzt bei ver.di eine etwas andere politische Perspektive drin, und es sind mehr, die politische Alternativen wirklich wollen.

Paulander Hausmann:
Hier ist noch nicht das Wort "Porto Alegre" gefallen. Es ist naheliegend es zu nennen, denn das Motto dort war: "Eine andere Welt ist möglich". Das war ja die Antwort auf das, was die Thatcher in London gesagt hatte: "There is no alternative" - "Es gibt keine Alternative." Etwas irreführend finde ich das, was Gerd Breidenstein gesagt hat, dass Kolonialismus, Neokolonialismus usw., dass das alles das Gleiche sei. Für mich gibt es schon erhebliche Unterschiede. Und ich glaube, dass wir hier präziser argumentieren müssen und die Unterschiede benennen, auch wenn es kleine Unterschiede sind. Es macht einen Unterschied, ob das Deutsche Kaiserreich einen Aufstand in Südwest-Afrika, den Hereroaufstand, niederschlägt oder ob es eine korrupte eigene Regierung in Sambesi macht oder im Kongo, ob es eigenständige afrikanische, korrupte Eliten sind. Sicher kooperieren diese mit europäischen korrupten Eliten. Das weiß ich wohl. Aber es ist doch ein Unterschied. Ich finde es auch irreführend zu sagen: der Afghanistankrieg ist eine Sache von Öl. Behauptet man denn auch, dass das Öl dazu geführt hat, dass die Türme des World Trade Center gesprengt wurden? Das halte ich tatsächlich für ein Märchen. Dass so etwas irgendwie auch mitspielt und damit verwoben ist, dass die Amerikaner sicherlich auch die Chance nutzen werden, wenn es gelingt, nun hier eine Öllinie zu bauen durch Afghanistan... [Zwischenruf - auf dem Band unverständlich] Nein! Die Behauptung war, dass der Afghanistankrieg geführt wurde, weil (!) eine Ölpipeline gebaut werden sollte. Nein! Erdölinteressen sind vorhanden, aber nach dieser Behauptung wäre der Angriff auf das Word Trade Center wohl nur der Vorwand gewesen, nun endlich die Ölleitung bauen zu können. Nein, das ist eine Verkürzung der Weltgeschichte. Da würde ich Widerspruch einlegen.

Bernd Winkelmann:
Ich finde es sehr gut, dass Sie noch einmal Mut machen zum Politikwechsel und erinnern, was war und was sein soll. Auch dass Sie auch als Entscheidendes kurz dargestellt haben, wie wichtig Aufklärung darüber ist: Was ist verkehrt? Warum Politikwechsel und wohin? Dass Alternativen glaubwürdig aufgezeigt werden! Ich sehe die Wachstumsideologie als einen entschiedenen Knackpunkt in unserer Gesellschaft an, also immer mehr Profit, immer mehr Konsum, damit eben ein Rest Sozialstaat noch bezahlt werden kann und dergleichen. Ich habe das Gefühl, dass dieses Problem des Wachstums in der bisherigen Weise und wie es der Neoliberalismus versteht und forciert, nicht nur eine Ideologie ist, sondern auch ein Tabuthema, an das sich die meisten Menschen, unterschiedlicher politischer Couleur wenig herantrauen. In unserer Arbeitsgruppe hatten wir als einen Knackpunkt Wachstum und Konsumismus herausgefunden. Für alle Fragen, soziale und ökologische! Die Frage an Sie und an die Gewerkschaft: Ich habe das Gefühl, dass die Gewerkschaft auch dieses Thema nicht konsequent angeht. Ich glaube, dass wir nur weiterkommen, wenn wir den öffentlichen Diskurs da wagen und wirklich das Tabu brechen.

[Beifall]

Schmitthenner:
Ich wollte in keiner Weise den Blick nur auf die Nationalstaaten und die Verteilungspolitik und dergleichen hier richten, habe mich aber dennoch ein wenig beschränkt, die Alternative, die möglich ist, auch am nationalen Beispiel deutlich zu machen. Aber die Fragen, an denen die Initiative für einen Politikwechsel arbeitet, enthalten natürlich auch die Frage, wie eine gerechte Weltwirtschaftsordnung, wie eine Friedensordnung, ein paar Aussagen dazu habe ich gemacht, beschaffen sein könnte. Dazu gehört etwa die Frage, ob wir die UNO stärken und ihr das Gewaltmonopol zurückgeben, ob wir einen Gerichtshof bilden, der sich mit der Verfolgung von Verbrechen beschäftigen kann und auch der UNO die Möglichkeit gibt, mit polizeilichen Maßnahmen auch zur Ergreifung zu schreiten, wenn es nicht anders geht. Nur das alles wird nichts anderes bedeuten, das ist mir auch völlig klar, dass wir einen großen Apparat schaffen müssen. Solange es uns nicht gelingt, die sozialen Grundlagen zu ändern, die dazu führen, dass Menschen keine Perspektive mehr haben und dass es ihnen relativ gleichgültig ist, ob auch anderswo Menschenleben zerstört werden, ist klar, dass unsere Überlegungen zur UNO nicht ausreichen. Ich habe ja gesagt: wer den Terror bekämpfen will muss auch den Terror der Ökonomie bekämpfen. Damit meine ich auch, dass die Metropolen in der Tat, ... das ist ja das Riesenproblem: die Metropolen prosperieren ja oder haben diesen Reichtum, wenn man mal in diesen Begrifflichkeiten bleibt, zu einem großen Teil, weil sie diese Länder, in die sie hin und wieder wenigstens auch ein bisschen Entwicklungshilfe geben, halt ausbeuten. Von daher halte ich es schon für ein dickes Brett, das wir bohren müssen. Da geht's nicht darum, ob es 0,3 Prozent des Bruttoinlandsprodukts für die Entwicklungshilfe gibt oder ob es 0,5 Prozent sind. Und da geht's auch nicht nur darum, nach welchen Kriterien der IWF, die Weltbank und so weiter handeln. Sondern da geht's wirklich darum, zu sagen, wie wir die Welt in Zukunft ordnen wollen, damit in diesen Ländern ebenfalls Entwicklung möglich ist und nicht diese Waage ist, wo wir hier oben weil die da unten sind. Das ist völlig richtig.

Zu den Kriegen. oder...? Ja doch: man muss schon "Kriege" sagen. Natürlich ist das so, dass da vorbereitet wird, den nächsten Schlag zu machen, und damit bin ich bei dem, was Herr Hausmann eben gesagt hat. Ich würde auch nicht ganz zur Seite legen wollen, dass bei diesem Krieg in Afghanistan auch ökonomische Interessen eine Rolle spielen. Auch! Ob man diesen Krieg gegen Afghanistan nur wegen der Gasleitung geführt hätte, darüber kann man heftig streiten. Aber ich halte es auch für zu kurz gegriffen zu glauben, dass es lediglich die ökonomischen Interessen im engeren Sinne sind, also eine Pipeline zu kriegen, damit man nicht mit den großen Gastankern irgendwo hinten herum fahren muss. Man muss genau hinhören. In der letzten Rede hat Bush auch wieder gesagt, dass es mindestens drei Schurkenstaaten gibt, die wir nicht weiterhin ihre Politik und ihre Entwicklung machen lassen dürfen. Und dann hat er die genannt: Nordkorea, Iran und Irak. Ich glaube schon, dass hinter dem Krieg, der von den USA in Afghanistan geführt wird, mehr steht als ökonomisches Interesse. Es geht meiner Einschätzung nach um, - ja wie nennt man das nur ohne in die Gefahr zu geraten, hier irgendetwas gleichsetzen zu wollen, - es geht um Weltherrschaft. Es geht darum, dass die USA eben in allen Ländern der Welt das Sagen haben. Ob ihre Positionen, die sie haben, also die Weltmacht zu sein, was ja am 11.September - aber auf diese ganz fürchterliche Weise - angeknackst war, ob sie diese Weltmacht sein können oder nicht! Ich glaube, dass sie diesen Krieg in Afghanistan auch zur Etablierung einer anderen Regierung führen, die genauso verbrecherhaft - füge ich mal hinzu - ist, wie die Taliban, die vorher dran war.[Zwischenruf: Das steht dahin!] Nein! Das steht nicht dahin. Also das steht für mich nun nicht dahin. Was wir trotz Zensur, die verhangen ist, mitbekommen, was es dort für Verbrechen, - jetzt, ja! - gegenüber der Menschlichkeit gegeben hat, wie sie die Menschen abgeschlachtet haben dort... [Zwischenruf: Nach den Taliban!) Ja, nach den Taliban. Meine ich! Also jetzt, während dieses Krieges! [Zwischenruf: Die Nordallianz!] Das will ich sagen. Die wird doch genau dort etabliert. Das ist doch nicht die Etablierung einer Regierung oder einer politischen Klasse, die also nun für eine demokratische wirtschaftliche und wohlfahrtstaatliche Entwicklung in Afghanistan eintritt. Es sind ja andere Möglichkeiten gegeben. Wenn man jetzt mal überlegt, wie man das dort hätte befrieden können und wie hätte man auch in Afghanistan eine Entwicklung einleiten können, dann wäre möglicherweise das geschehen, was vorgeschlagen wurde, was die UNO auch überlegt hat, nämlich die verschiedenen Gruppierungen, die es dort gab, Stammesfürsten und so weiter, zu unterstützen. Zunächst also eine Regierung bilden zu lassen oder einen Rat für die Regierung, wäre eine denkbare Alternative gewesen. Aber die ist ja überhaupt nicht überlegt worden. Sondern es wurde gesagt: die machen wir weg und die machen wir hin. Ich will nur sagen, dass die anderen, die hingemacht worden sind, nicht so sehr unter dem Gesichtspunkt ausgewählt wurden, was für das Land Afghanistan am Besten ist, sondern für die Absicherung der Position, welche die USA in der Welt haben. Von daher glaube ich auch nicht, dass es engere ökonomische Interessen sind. Es sind geopolitische Interessen, die die USA dazu bringen. Deshalb fürchte ich, genau wie das eben gesagt wurde, dass sie diesen Krieg gegen den Irak nicht nur vorbereiteten. Wir werden - leider - Zeugen werden müssen, dass irgendwann die Sender melden, dass sie dort eingezogen sind.

Darf ich vor dem Hintergrund nur noch ganz kurz sagen, weil ja auch die Frage gestellt wurde, dass es einen Riesendruck gibt, weil die USA ja in der Tat das gigantischste Rüstungsprogramm seit dem zweiten Weltkrieg aufgelegt haben, obwohl sie mit ihren Militärausgaben schon so weit sind, soviel ausgeben, wie die neun nachfolgenden Staaten zusammen. Aber wäre diesem Druck nicht auszuweichen? Ich hatte den Eindruck, dass die USA nicht so sehr danach gerufen haben, dass die Bundesregierung ihnen bei der Terrorbekämpfung, wie sie das nennen, helfen sollen. Ich hatte den Eindruck, dass die Bundesrepublik sich angedient hat und gesagt hat: würdet ihr bitte so freundlich sein, uns mit einzubeziehen, damit wir ein bisschen an dieser Weltgeltung und so weiter abbekommen. Ich formuliere das mal so hart. Das würde also heißen, dass man sich den Druck auf den Haushalt für Rüstungsausgaben doch selbst organisiert hat. Möglicherweise weil die Bundesrepublik als ökonomischer Riese militärpolitisch nicht mehr das kleine Licht sein will, sondern in Bezug auf die Rolle, die sie in der Welt spielen kann, das Militärische der ökonomischen Potenz etwas anpassen will! Ich jedenfalls hatte diesen Eindruck, obwohl ich nirgendwo, auch in keinem Gutachten oder so etwas gefunden habe, dass die Bundesrepublik in irgendeiner Weise völkerrechtlich berechtigt wäre, das zu machen, was sie jetzt macht. Es gibt keine Grundlage dafür, dass deutsche Soldaten nach Afghanistan geschickt werden. Das sind politische Entscheidungen, die man außerhalb oder entgegen diesen Regelungen macht. Ganz abgesehen davon, dass die USA, auch wenn das immer wieder gesagt wird, kein (!) UNO-Mandat haben. Die UNO hat sich ausdrücklich vorbehalten, zu überlegen, was sie tun kann. Im Ministerrat! Alles andere sind Interpretationen. Von daher meine ich schon, dass wenn es denn also diesen Druck auf den Bundeshaushalt geben sollte, mehr Transportflugzeuge und was weiß ich sonst noch zu kaufen, dieser Druck dann selbst organisiert ist. Wir hätten es nicht machen brauchen.

Ich frage ja immer, ob es eine Alternative zu dieser Politik geben kann, und hier kann man es augenfällig machen. Natürlich wäre eine Alternative möglich. Und sie wäre gar nicht so schwer. Wir würden doch unsere Beziehungen zu den USA nicht verlieren, wenn wir jetzt sagen würden: Ne, wir sind mit dem Haushalt so knapp, wir tun nichts mehr. Wenn wir sagen würden: Wir beobachten, was ihr dort macht, aber wir sind nicht dabei. Ich glaube nicht, dass die USA dann gesagt hätten, dass sie dann nicht mehr mit uns reden wollen. Selbst wenn man sich zum Teil anschaut, was die Bundesrepublik im Afghanistankrieg mit den Soldaten macht, kann man, wenn man Militärexperten zuhört, ja nicht sagen, dass die USA für das, was sie in Afghanistan jetzt machen, die Bundesrepublik gebraucht hätten. Dass wir zum Beispiel da irgendwo mit Schiffen präsent sind und sollen da am Kap - Sowieso gucken, ob irgendwelche Terroristen mit Ruderbooten oder so vorbeigeschwommen kommen! Also ich kann mir nicht so recht vorstellen, dass es diese militärische Notwendigkeit gegeben hätte. Selbst nicht in der Sichtweise der USA! Von daher will ich nur sagen, dass der Druck selbst organisiert ist und mit etwas anderem zu tun hat, als damit, dass wir gute Freunde der USA sind.

Das, was Sie zu den Gewerkschaften gesagt haben, dass man diese auch kritisch angucken sollte, da sprechen Sie mir natürlich aus dem Herzen. Wobei es auch in den Gewerkschaften so ist, dass doch wieder etwas kritischere Überlegungen dazu stattfinden, ob man das so unterstützen soll, was in dieser Welt passiert und was diese Politik in der Bundesregierung macht oder ob man doch nicht wieder stärker auch eigene Wege gehen sollte. Ich will das nicht nur auf die Tarifbewegungen beziehen. Ich könnte auch fragen: Die IG Metall organisiert jetzt einen Zukunftskongress, warum organisiert sie den? Das hat etwas damit zu tun, dass sie sich natürlich damit auseinandersetzt, wie sie die Bindewirkung zu den Mitgliedern erhalten oder verstärken kann und wie sie attraktiv wird für Nochnichtmitglieder. Immerhin fehlten bis zum letzten Jahr, Jahr für Jahr über 40.000 Mitglieder, die wir verloren haben trotzdem neue hinzugekommen sind. Das hat einfach etwas damit zu tun, für welche Politik und für welche Themen und Inhalte die Gewerkschaften stehen. Ob sie attraktiv sind oder nicht, hat unter anderem damit zu tun, welche Position in dieser Gesellschaft sie einnehmen. Und siehe da, in dieser Zukunftsdebatte, die von einer Befragung begleitet war, kommt eben heraus, dass die Menschen von den Gewerkschaften mehr erwarten als alle Jahre eine Tarifrunde. Sie erwarten von ihnen die Wahrnehmung des politischen Mandats. Und das heißt, sich auch um andere Fragen als nur um die Tarifpolitik zu kümmern. Das heißt zum Beispiel, etwas zu sagen zu der Ordnung in der Welt, zur Sozialstaatlichkeit und auch zu der Regierung die dran ist. Ob man da lammfromm guckt, was die machen oder ob man eigenständig Positionen vertritt. Die Zeiten für die, die wie ich und Sie etwas über den Tellerrand hinausgucken, werden von daher gesehen etwas besser.

Zur Wachstumsideologie:

Ich habe das Papier gelesen. Ich sehe auch die Beschränkung, wenn der Konsumismus, wie Sie das nennen, so bestehen bleibt. Es gibt keine Alternative zu einer nachhaltigen Entwicklung. Das ist in dem Papier deutlich und klar gesagt. Wenn man also nachhaltige Entwicklung fordert und dass wir mit dieser Umweltverschmutzung aufhören, dann kann man mit dem Finger auf die Politik zeigen. Aber man muss wissen, dass dann mindestens drei Finger zurück zeigen. Das bedeutet, dass wir unsere Verhaltensweisen verändern müssen. Völlig richtig! Das macht es aber auch gleichzeitig so schwierig, sich dort nun auch zu engagieren. Man wird die Autos wohl nicht so verändern können, dass sie die Umwelt nicht mehr kaputt machen können, trotz allem, was man da noch einbauen wird. Man wird andere Verkehrssysteme machen müssen, in denen es nicht mehr so viel Autos gibt. Wenn ich mir überlege, was das bedeutet, dann glaube ich, dass das mindestens einer neuen Definition dessen bedarf, was wir heute "individuelle Beweglichkeit" nennen. Ich glaube nicht, dass wir zu einer anderen Entwicklung kommen können, ohne dass sich in unserem Verhalten auch etwas ändert. Das sehe ich. Aber das ist auch gleichzeitig so eine Sache, die das etwas schwierig macht. Das ist wie bei der Rentenversicherung. Das ist so vielen Menschen, wenn sie jünger sind, noch so weit weg, dass sie glauben, dass es ihnen eigentlich egal sein kann ob das privat oder gesetzlich ist. Und so ist es natürlich mit dieser Frage, dass wir die Welt zerstören wegen dem Verbrauch und so weiter. Dass scheint natürlich auch so, dass das weit weg ist, weil wir's wahrscheinlich nicht mehr erleben. Wir kriegen immer nur Teile davon mit. Um eine solche Solidarität zu entwickeln, die 100 oder 150 Jahre vorausschaut, das ist schon ein schönes Stück Arbeit. Damit will ich nicht gesagt haben, dass wir da nicht dran bleiben müssen. Gerade die Art und Weise, wie in diesem Papier versucht wird, mit dieser Sache umzugehen, finde ich sehr hilfreich.

Heiko Lietz:
Es ist in der letzten Zeit immer deutlicher geworden, dass dieser gewaltige und gewalttätige Anspruch auf Weltherrschaft von den USA auch ganz starke religiöse Hintergründe und Motive hat, nämlich das Bewusstsein, dass mit Hilfe einer ganzen Reihe konservativer amerikanischer Sekten, die dahinter stehen und es hochhalten, dass hier das Gute gegen das Böse - fast in einer endzeitlichen letzten Schlacht - auftritt. Und es kann Opfer kosten, was es will, wenn es in dieser dualistischen Sicht von Gut und Böse gilt, das Gute durchzusetzen. Ich bin überzeugt, dass es ohne dieses Bewusstsein bei sehr vielen amerikanischen Menschen gar nicht möglich wäre, diese Politik in der Art zu unterstützen. Nun, ich denke und hoffe, dass diese Art ideologischer Rechtfertigung im europäischen Rahmen so nicht da ist. Aber ich kann mir auch nicht vorstellen, dass es ohne ideologischen Hintergrund etwas gibt, das uns hindert, diesen doch absolut einleuchtenden Weg der weltweiten Gerechtigkeit zu gehen. Was ist das für eine Ideologie? Mir begegnet immer wieder, besonders im kirchlichen Rahmen, die absolute Resignation. Politisch lässt sich die Welt sowieso nicht verbessern. Man muss sie durch feste Gesetzesgrenzen so halten wie sie jetzt ist. Und wer eine wirklich bessere Welt versucht, wer versucht Weltverbesserer zu sein, der ist hochmütig, der greift Gott, der doch seinen Heils- und Unheilsplan schon hat, in die Arme. Welcher Art, denken Sie von ideologischer Indoktrination, ist es, die uns hindert, den Weg ins Freie zu gehen?

Fischbeck:
Ich habe unlängst auch, so wie Du Heiko, den Aufruf "Wir haben es satt" unterschrieben. In den nicht wenigen Reaktionen darauf waren nicht wenige, die sagten: Na schön, ihr habt das alles satt. Aber wofür seid ihr denn nun eigentlich. Das steht dort nicht drin. Konnte wohl auch nicht drinstehen! Wird ja auch als ein Aufschrei registriert! Und der war es auch. Aber selbstverständlich sind wir gefragt. Wie soll's denn dann sein? Wir sind ja auch hier zusammen, um nach Alternativen zu fragen. Und die Initiative für einen Politikwechsel fragt nach einer alternativen Politik. Nun hat Joseph Göbel mit Recht gesagt, dass wir, wenn wir nach Alternativen fragen, auch Tabus berühren müssen und auch das Eigentumstabu. Wenn man nach Alternativen fragt, muss man das meiner Meinung nach in zwei Horizonten tun. Einmal vor dem Horizont praktisch möglicher Politik! Ich denke mal, dass erst einmal vor diesem Horizont die Initiative für einen Politikwechsel fragt, der ich mich ja auch verbunden fühle. Welche Politik wäre hier und heute anders möglich. Dazu kann man einiges sagen. Und Horst Schmitthenner hat das ja auch getan. Aber ich denke, dass das nicht reicht. Wir müssen auch vor einem weiteren Horizont nach Alternativen fragen. Und da wird man denn feststellen, dass es nicht eigentlich um eine Wachstumsideologie geht, sondern dass es systemische Zwänge gibt, die das Wachstum einfach erfordern. In dem vorhandenen System geht es gar nicht ohne das Wachstum. Durch politische Alternativen kann man den Wachstumszwang mildern. Aber man kann ihn nicht beseitigen. Er steckt eben tief drin in diesem System. Und das hängt wiederum, wie Joseph Göbel es ja schon sagte, mit der Eigentumsordnung zusammen, die wir haben und mit der Geldordnung, die damit aufs Engste zusammenhängt. Ich meine nicht, dass das Grundgesetz geändert werden muss. Da steht nämlich in Artikel 14 nur drin, dass das Eigentum gewährleistet ist. Und das ist alles. Aber was ist Eigentum genau? Wenn man beispielsweise auch die Kommentare zum Grundgesetz liest, so steht dort, dass Eigentum all das ist, was jeder sich durch eigene Arbeit erworben hat. Aber Eigentum sind auch vermögenswerte Rechte. Und die vermögenswerten Rechte sind es, die nämlich leistungslose Einkommen erfordern. Wer viel hat, dem wird, proportional zu dem, was er schon hat, leistungslos dazu gegeben. Das wissen wir. Das brauche ich auch hier nicht zu erklären. Darin steckt des Pudels Kern des Kapitalismus. Und dann kommen wir natürlich um die Systemfrage nicht herum. Das ist gerade nach der Geschichte, die wir gehabt haben, wo eine sozialistische Revolution versucht hat, hier gewissermaßen eine Alternative zu entwickeln und damit gescheitert ist, eine höchst politische und brisante Frage. Deshalb ist die Auffassung tief verwurzelt und weit verbreitet, dass es keine Alternative gibt. Im gewissen Sinne ist die Behauptung von Margret Thatcher auch nichts anderes als zu sagen: es gibt keine Alternative. Und auch Gerhard Schröder hat ja, als er noch nicht Regierungschef war, gesagt, dass es keine sozialdemokratische Wirtschaftspolitik gibt. Dann gibt es auch keine Alternative. Dann gibt es nur noch eine Politik und es ist auch egal, wen man wählt. Und das hängt mit den Wettbewerbszwängen eines globalisierten Kapitalismus zusammen. Alle müssen mitlaufen. Sonst gehen sie im Wettbewerb unter. Wohin dieser Wettbewerb führt, darüber brauchen wir uns hier nicht zu unterhalten. Das ist klar. Das ist aber der weitere Horizont. Und wir versuchen in unserem Papier natürlich auch, dem weiteren Horizont gerecht zu werden. Es ist nur so, dass historisch gesehen ..... da kritisiere ich auch einen Satz in dem Entwurf der Arbeitsgruppe "Bewahrung der Schöpfung heute" wo drin steht, dass man die Macht des Großkapitals brechen muss. Die kann man nicht brechen, denn die Macht des Großkapitals ist die größte Macht, die wir haben. Die politische Macht ist ihr inzwischen untergeordnet. Die lässt sich nicht mehr brechen. Und so ist die Frage, zu welcher Alternative man kommen will. Ich denke, dass sich die Frage beantworten lässt. Ich möchte nur auf ein Buch hinweisen, dass viele von Euch wahrscheinlich kennen, nämlich das Buch von Bernhard Lietear "Das Geld der Zukunft". Er entwirft dort vier Zukunftsszenarien oder eigentlich sogar fünf, das fünfte Szenarium wäre: "weiter so wie bisher". Doch er meint, dass es nicht so weiter gehen wird wie bisher, weil er in 10 bis 15 Jahren einen Währungszusammenbruch kommen sieht. Ein Szenario nennt er "nachhaltigen Wohlstand" und auch "gerechten Wohlstand". Der sieht allerdings tatsächlich eine systemische Alternative vor. Die anderen Szenarien möchte ich hier nicht beschreiben, weil die nämlich schrecklich sind. Um es zusammenzufassen. Die Frage nach den Alternativen muss man in zwei Horizonten sehen. Hier und heute gilt es, nach der Notwendigkeit einer alternativen Politik zu fragen. Ob man sie durchsetzen kann, ist eine andere, eine große Frage. Da muss man den weiteren Horizont wählen. Und da kommt man um die Systemfrage einfach nicht herum. Und wir kommen auch nicht drum herum und sollten auch wagen, diese Frage auch wirklich zu stellen und nicht um diesen heißen Brei herumreden. [Beifall]

Sylvia Lorek:
Es kreist jetzt allmählich um das, was auch mir am Herzen liegt: Gibt es Alternativen? Es gibt Alternativen. Und es muss Aufklärung darüber geleistet werden. Meine Frage zu dem Punkt ist, wo ich mir absolut unsicher bin: Wer will denn die noch hören? Was ich wahrnehme, ist, dass die Leute irgendwo unzufrieden sind und ein bisschen schimpfen. Aber das sind irgendwo doch Stammtischecken. Die Masse ist satt und zufrieden und hat Brot und Spiele in Form von Fernsehen, Video, Internet. Die Gewerkschaften verlieren Mitglieder. Kirchen verlieren Mitglieder. Überall läuft es auseinander. Aber wo ist das kritische Potenzial, das man greifen kann, um wieder Bewegung auch in die politische Diskussion zu bringen?

Erika Drews:

Hans Jürgen Fischbeck hat's eigentlich schon gesagt. Die Politiker stecken in solchen Zwängen, dass die nicht mehr ihre Politik machen. Sie sind vom Kapital strukturell vereinnahmt. Ich denke, dass der erste Schritt, den wir hier bedenken müssen, nicht Aufklärung ist. Tatsächlich hören nur noch wenige Leute hin. Stattdessen müssen wir unseren Politikern Mut machen, eine Bankrotterklärung abzugeben: Wir können nicht mehr Politik machen. So könnte eine außerparlamentarische Bewegung an Boden gewinnen. Unsere Aufgabe wäre, dafür zu sorgen, dass die gewaltfrei bleibt. Auch die Leute, die die Türme kaputt gemacht haben, sind ja im Grunde eine solche Basisbewegung. Jedenfalls die dahinter stehen. Aber sie sind davon überzeugt, dass es nur noch mit Gewalt geht. Christen haben da jetzt ihren Auftrag zu zeigen und wirklich auch von der Bergpredigt her deutlich zu machen, dass es ohne Gewalt geht. Deutschland hätte sagen können, dass wir bereit sind, die USA in ihrem Anti- Terrorkampf zu unterstützen - aber mit gewaltfreien Mitteln. Und wir haben bereits solche Mittel.

Es ist einmal ein Buch herausgekommen mit dem Titel: "Welche Dinge braucht der Mensch wirklich." Die meisten Menschen haben mehr Sachen im Haus als sie wirklich brauchen. Es werden zu viel Sachen hergestellt, und es verrotten zu viele Sachen. Selbst die Abfallwirtschaft läuft nicht richtig. Deshalb haben wir in unserer Gruppe festgestellt, dass ein Wachstum nicht mehr möglich ist. Es ist ökologisch nicht zu vertreten und es ist sozial nicht zu vertreten. Es sollte endlich mal versucht werden, die Dinge einfacher und qualitätsmäßiger zu machen. Ich habe zum Beispiel einmal eine Sendung über ein Druckluftauto gesehen, das in Frankreich erfunden und in Deutschland bereits in Frankfurt und irgendwo in Bautzen hergestellt werden soll. Aber warum macht die Bevölkerung nicht mit, wenn es gilt, Dinge einfacher zu machen? Man beobachtet ja und wir haben es erlebt, dass man, will man diese Dinge voranbringen, nicht zu viel reden und alles nicht so breit fassen sollte. Wir sollten alles etwas straffer fassen und Ballast abwerfen.

Ich nenne einmal Stichworte. Wir haben im ökonomischen Bereich gesehen, dass es ohne Politikwechsel sehr eng wird in Zukunft. Die Eigentumsfrage spielt hinein. Wir haben uns in den letzten Monaten von den Medizinern und Biologen etwas diktieren lassen, was Gewalt über Leben und über zukünftiges Leben in noch viel größeren Maßstab heraufbeschwört. Und das führt letztlich auch zu einem Kollaps in diesem Bereich. Im letzten Jahr haben wir vom Weltkirchenrat die Dekade zur Überwindung von Gewalt ausgerufen und von der UNESCO die Dekade für eine Kultur des Friedens. Doch mit deutscher Beteiligung haben wir diese Dekade mit einem Krieg begonnnen, mit dem ersten großen Krieg mit deutscher Beteiligung. Meine ganze Lebenszeit ist auch die Lebenszeit der Bundeswehr. Und in all diesen 50 Jahren hat sich nicht mehr getan, als dass es immer schlimmer geworden ist. Alle Bemühungen der Friedensbewegung waren umsonst. Ich konnte das in den letzten 30 Jahren aus eigener Anschauung verfolgen. Es hat sich nichts Bahnbrechendes getan. Kein Politikwechsel hat sich umgeschlagen. Mit einer Ausnahme vor dreizehn, vierzehn Jahren, die wir auch hier in Schwerin erlebt haben! Wir müssten erkennen, dass all die angelegten Trends notwendig zum Kollaps führen. Oder zum Konkurs! Zum Staatskonkurs! Wir müssten uns also für einen Politikwechsel nach dem Zusammenbruch vorbereiten. Es hat sich 50 Jahre nichts getan außer dass es immer noch schlimmer geworden ist. Ein kleines Hoffnungszeichen sehe ich allerdings im Energiebereich. Ich bin ja seit 25 Jahren im Bereich Erneuerbare Energien tätig. Und da kann ich sagen, .... - da kommt der Kollaps auch. Es wird die fossile Energie und die Atomenergie gemolken und die Leute damit getriezt und ausgenutzt, bis es auch dort zum Kollaps kommt und eine Stromversorgung nicht mehr möglich ist. Das Gesetz über erneuerbare Energien wäre schon ein Ansatz. Aber das wird schon wieder ausgehöhlt und angefeindet. Dieser Energiebereich ist also ein weiterer Kollapsbereich. Da gibt's ja Prognosen.

... deshalb müssen wir intensiv danach schauen, wie wir einen Politikwechsel nach dem Kollaps organisiert kriegen.

Gisela Hartmann:
Nachdem ich im konziliaren Prozess ökologischer Berater in der DDR war, habe ich mich aus der Politik und der kirchlichen Welt in die Verwaltung begeben und leite dort seit 12 Jahren die untere Wasserbehörde, die untere Naturschutzbehörde, die untere Abfallbehörde. Ich bin also mit allem beschäftigt, was Sie sich vorstellen können und was Ihnen auch Beschwerden macht. Während wir hier diskutierten, stellte ich mir vor, dass wir eigentlich eine gute Talkrunde bei Sabine Christiansen wären. Jeder sagt seine politische Meinung. Wir beklagen den Zustand der Welt. Wir beklagen die Misere in unserem Land. Und wir beklagen unsere Hilflosigkeit. Und ich war mit einer solchen Lust hierher gekommen, weil ich dachte, dass ich Sie hier alle mit einem enormen Ideenpool vorfinde, den Sie füllen wollen. Oder jeder bringt seinen eigenen mit und wir füllen gemeinsam einen Ideenpool. Ich fand es zwar sehr interessant, dass der Herr Schmitthenner aus der IG-Metall kommt. Aber es passiert immer dasselbe, dass wir nämlich wieder verkürzte Antworten geben. Sie sagen ja auch nicht, dass es nicht genügend Arbeit gibt, um für alle Arbeitsplätze zu schaffen. Es gibt diese Arbeit nicht in einem Wohlstandsland. Und da müssen wir mal ganz ehrlich sein und sagen, dass wir ein ganz anderes Wachstum brauchen. [Beifall] Wir brauchen Wachstum in Bezug auf die Bildung. Ich bin so orientiert, dass ich sage: geistig nach oben und materiell nach unten. Aber umgekehrt passiert es. Wie ist es denn mit der Bevölkerung? Ich finde keine Bevölkerung, die sagt, dass sie keinen Krieg will. Und ich finde auch nicht die Bevölkerung, die sagt, dass sie kein Auto und keine Flugreisen will. Ich halte den Zustand, den wir jetzt haben, für hoch spannend. Ich will ihn nicht beklagen. Wir haben ihn selbst herbeigeführt. Ich find ihn hochspannend und finde es reizvoll, sich ans Werk zu machen, um eine Antwort auf das zu finden, worauf Politiker und reiche Leute keine Antwort finden. Also lasst uns doch die Antworten finden. [Beifall]

Paulander Hausmann:
Ich werde stets etwas allergisch, wenn gesagt wird, dass die Politiker ihren Bankrott erklären sollen, weil sie keine Möglichkeiten mehr haben. Es gibt ein chinesisches Sprichwort, das heißt: "Nichts ist so schwer, wie jemanden zu wecken, der sich schlafend stellt." Ich glaube, dass sich unsere Politiker schlafend stellen. Sie tun so, als ob sie nicht könnten und machen es sich bequem. [Zwischenruf: Das ist sehr wahr!]. Und in der Regel sind sie durchaus einverstanden mit dem, was sie "die Fesseln" nennen und "die Sachzwänge". Zum Teil ist es Einverständnis, zum anderen Bequemlichkeit, weil es leichter ist, mit dem Mainstream mitzuschwimmen, und der Rest ist Phantasielosigkeit und Dummheit. Wir haben ja jetzt gesehen, dass die Politik plötzlich viel mehr machen konnte, als sie uns vorher glauben machen wollte. Sie konnten Gesetze machen gegen Schwarzgeld. Früher hieß das immer, dass das gar nicht geht. Die Globalisierung verhindert, dass wir uns gegen Steuerhinterziehung wehren. Plötzlich war alles möglich. Ich glaube, dass wirklich viel mehr möglich ist. Wir legen uns selber im Kopf Schranken an, wenn wir annehmen, dass sich Politiker nicht ändern können.

Ein Letztes noch: Ich fürchte, dass manche unter uns sich wundern werden, wenn eine CDU/FDP-Regierung kommt. Dann werden sie vielleicht erkennen, dass doch einiges anders gewesen ist in den jetzigen vier Jahren. Ich fände es schade, wenn die kleinen Veränderungen, Ökosteuer..., es gibt ne ganze Reihe, Doppelstaatsbürgerschaftsgesetz, Einspeisungsgesetz für erneuerbare Energie. Man könnte sicher noch anders aufzählen. Ich glaube nicht, dass eine Stoiber-Regierung so etwas macht. Wir dürfen die kleinen Erfolge nicht klein reden. Das macht nur mutlos und ergibt eine defätistische Stimmung. Damit erreichen wir überhaupt nichts.

Horst Schmitthenner:
Es ist nicht so, dass wir als außerparlamentarische Bewegung oder als Menschen, die sich der gegenwärtigen Politik nicht so einfach unterordnen wollen, schon in der Situation wären, die Ideentöpfe zu füllen. Wir alle kennen Selbstzweifel, ob wir es denn wirklich hinbekommen, an dieser Welt noch irgend etwas zu verändern oder fehlenden Mut zu sagen, in welche Richtung wir nun gehen sollen. Und das zeichnet die Diskussionen auch ein bisschen aus. Meine Erfahrungen sind aber, auch in den letzten drei Jahren, dass der Mut zugenommen hat. Es wird zwar geklagt. Aber ich habe Situationen mitgekriegt, wo zwar geklagt wurde und der Mut dann gar nicht mehr kam. Jetzt kriege ich das Klagen aber stärker mit als Begründung, warum man dennoch Mut haben sollte.

Diese Geschichte mit dem Druckluftauto möchte ich zum Anlass nehmen, daran zu erinnern, dass die Zerstörung der Umwelt ja nicht nur über das Fahren passiert. Wenn man auf so etwas wie das Auto setzt, muss man die halbe Bundesrepublik beziehungsweise die halbe Welt zubetonieren. Das ist ja auch im engeren Sinne Umweltzerstörung. Mit Autos, die hinten überhaupt keinen Dreck mehr ablassen, kommen wir alleine nicht hin. Wir müssen überlegen, wie der Wunsch der Menschen nach Mobilität auch anders erfüllt werden kann, als dadurch, dass jeder ein Auto hat oder, wohin derzeit die Tendenz geht, auch noch ein zweites für sonntägliche Fahrten in die Berge mit dem Landrover oder wie diese modischen Dinger alle heißen.

Ich habe Probleme mit der Einschätzung, dass man Vorstellungen für die Zeit nach dem Kollaps entwickeln sollte. Eher würde ich nach Verbündeten suchen wollen, die helfen, den Zusammenbruch noch zu verhindern. Ich glaube, dass solche Zusammenbrüche nicht automatisch dazu führen, dass die Menschen befreit und willig "jetzt geht's vorwärts" rufen. Meine Erfahrungen sind andere. Ich erlebe schon eine ganze Reihe von Zusammenbrüchen. Für die Jugendlichen, die bei der Bundesanstalt für Arbeit ankommen und dort irgend so eine kleine Maßnahme angeboten bekommen statt einer Ausbildung, für diese Jugendlichen ist Zusammenbruch da. Und wenn Sie in dieser Situation sind, die Ausbildungsstelle nicht zu bekommen, ich will das einmal an diesem Beispiel deutlich machen, sind Sie weniger für Veränderungen und politisches Engagement motivierbar als wenn Sie sie hätten. Für Arbeitslose gilt das Gleiche. Obwohl wir Arbeitslosengruppen haben, Koordinationsstellen und dergleichen mehr, sind die vier Millionen - nur registrierten - Arbeitslosen, die wir haben, sehr viel schlechter dafür zu aktivieren, ihre Situation zu verändern, als diejenigen, die noch am Arbeitsleben teilnehmen können. Dass wir einen Ideentopf haben müssen, sehe ich allerdings auch. Wir werden nicht zur Vollbeschäftigung in der Bundesrepublik kommen können, wenn wir nicht auch eine andere Form des Wirtschaftens, eine andere Ökonomie entwickeln. Und auch hier dürfen wir uns nicht erzählen lassen, dass es keine Alternative gäbe. Wir brauchen den Mut zum Beispiel zu sagen, dass, wenn Arbeit wirklich so produktiv geleistet wird, wir das dann eben so machen, dass jeder nur noch 20 Stunden im Betrieb verbringt. Wir sind aber nicht ganz so nebendran, weil wir noch in diesem Jahr drei arbeitszeitpolitische Konferenzen haben, wo der Versuch gemacht werden soll, die im Augenblick kaum noch diskutierbare Forderung nach Fortsetzung der Arbeitszeitverkürzung wieder zu aktivieren.

Wer will die Alternativen überhaupt? Zum Beispiel Sie! Sie werden jetzt hier zwei Tage an Alternativen arbeiten. Also muss es so sein, dass Sie die Hoffnung noch nicht aufgegeben haben. Sie sind ja, wie ich es eben in dem Diskussionsbeitrag gehört habe, direkt begierig darauf, Ihre Informationen auszutauschen und herauszufinden, was man machen kann. Natürlich ist die Frage, wie wir Potenzial in dieser Gesellschaft kriegen, das so stark wird mit seinen Gedanken, dass es in der Lage ist, den nötigen Druck zu machen. Da stimme ich Ihnen zu. Politiker sind beeinflussbar, und die Frage ist, ob wir sie so beeinflussen können, wie es beispielsweise die Autobauer tun. Diese Hoffnung habe ich längst nicht aufgegeben, und wenn man sich die historische Entwicklung einmal anschaut, so kann man da schon eine Menge an Anleihen machen, wo so etwas ging. Wenn ich mir die Zeit zwischen 1945 und heute anschaue, stelle ich fest, dass das Kapital die herrschende Klasse schon zu sehr viel mehr Zugeständnissen bereit gemacht hat gegenüber der "nichtherrschenden Klasse", Bevölkerung, Arbeiterbewegung oder wie immer man das jetzt nennen will. Und sei es nur unter dem Gesichtspunkt, den sozialen Frieden zu halten und möglichst ungestört Gewinne zu hecken. Das hing stets davon ab, ob es entsprechende Bewegungen gab oder nicht. Es gab ja nicht nur die Studentenbewegung 1968. 1969 und folgende gab es ja sogar einmal spontane Arbeitsniederlegungen, die natürlich auch zu Ergebnissen geführt haben. Und nicht alles ist zurückgeholt worden. Auch daraus ziehe ich die Überzeugung, dass nicht alles weg ist und jetzt vielleicht nur etwas anders ist. Wir können nicht mehr so kämpfen wie noch in den 60er Jahren. So leicht ist das nicht mehr. Aber offensichtlich gibt es Alternativen, wenn also auch nicht der große Wurf. Es sind Zugeständnisse zu erwirtschaften. Kann man, wenn man zum Beispiel auf Attac guckt, wirklich sagen, dass keiner die Alternative noch hören will? Im Gewerkschaftshaus in Frankfurt sollte Attac-Rhein/Main gegründet werden. Das war in zwei so kleinen Anzeigen angekündigt. Vielleicht wurden auch ein paar Briefe verschickt und so. Doch der Saal platze aus den Nähten. Es waren 400 Leute da. Sie wollten beteiligt sein an Attac. Wenn ich mir Porto Alegre angucke, dann stelle ich fest, dass die Bewegung auch international nicht kleiner geworden ist. Da waren Tausende, die in über 100 Foren - von wegen "Ideenproduktion" - nichts anders gemacht haben als sich darauf zu verständigen, dass Alternativen möglich sind.

Damit zu dem letzten Punkt. Fischbeck hat natürlich Recht. Wenn man über Alternativen redet, muss man immer zwei Ebenen denken. Die eine ist das, was politisch praktisch möglich wäre. Und das andere ist in der Tat die Frage, was von dem Notwendigen, um zu einer besseren Welt zu kommen, unter den Bedingungen des heutigen Systems geht. Wo stößt es an Grenzen? Es ist klar, dass es an Grenzen stößt. Diese zweite Ebene, also über die Grenzen des Systems nachzudenken, ist natürlich immer zu berücksichtigen. Da gibt's auch eigentlich wenig Hemmnisse, wenn wir denn die Macht hätten zu gestalten. Ich könnte ja jetzt darauf hinweisen, dass es neben dem Grundgesetz auch noch eine hessische Verfassung gibt und im Übrigen auch noch eine bayrische, wo sogar die Enteignung des Kapitals zum Zwecke gemeiner Wirtschaft in der Verfassung drinsteht. Natürlich würde heute ein Bundesverfassungsgericht sofort entscheiden, dass das alles untergeordnet ist. Ich will nur darauf hinweisen, dass das alles bereits einmal gedacht worden ist. Und es muss ja auch einen Sinn gehabt haben, dass die Mütter und Väter des Grundgesetzes in dieses Grundgesetz reingeschrieben haben, dass die Bundesrepublik Deutschland ein demokratischer und sozialer Rechtsstaat ist. Die müssen offensichtlich begriffen haben, dass ein ungezügelter Kapitalismus auch zum Faschismus führen kann und dass man diesen Kapitalismus durch sozialstaatliche Systeme zügeln muss, wenn man so etwas verhindern will. Deshalb ist meiner Meinung nach ein Eintreten für den Erhalt des Sozialstaates und der sozialen Sicherungssysteme in der Bundesrepublik nicht nur ein Eintreten für Systeme, die einen persönlich gegen Risiken absichern. Es ist auch ein Eintreten für den Erhalt - mindestens parlamentarischer - Demokratie. Also man ist dann schon an einem Punkt dran, der mit "System" etwas zu tun hat. Wenn wir verwirklichen, was in diesen Papieren steht, wird das nicht mehr dieses kapitalistische System sein. Es wird nicht mehr dieses ökonomische und es wird auch nicht mehr dieses politische System sein. Was es für ein anderes System sein wird, wüsste ich allerdings nicht zu definieren. Das weiß ich nicht. Meine Frage ist, wie wir am besten dorthin kommen, die Grenzen des Systems zu erkennen und zu fragen, ob es nicht ein menschlicheres System gibt. Es ist sinnvoll, dass Leute Bücher darüber schreiben, warum wir vielleicht ein anders System brauchen. Aber gerade unter dem Gesichtspunkt, wer denn noch etwas von einer Alternative hören will, bin ich da eher praktischer und sage: lasst uns bei dem ansetzen, was die Menschen bedrückt und bei dem, was realistisch darüber gesagt werden kann, wie es anders gehen könnte. Und lasst sie uns dazu auch auffordern. Da müssen wir ganz, ganz offen sein. Für das Memorandum der Initiative für einen Politikwechsel haben wir - glaube ich -über 50 Sitzungen gehabt. Jede Initiative hatte ganz bestimmte Vorstellungen, wie die andere Welt denn aussehen sollte. Das muss man auch alles aushalten. Man muss sich darauf einlassen, um diese und jene Alternative in diesem und jenem Bereich von Politik gemeinsam zu erkämpfen. Ich glaube, dass wir dann über die praktische Arbeit zu der Frage vorstoßen, ob das nun eigentlich in diesem System noch geht oder ob sich die Frage nach einem anderen System in der Bundesrepublik sich auftut. Meine Hoffnung ist, dass diejenigen, die sich zum Beispiel für den Erhalt der sozialen Sicherungssysteme einsetzen, das auch mit der Frage tun, was das alles mit Demokratie zu tun hat. Ich glaube, dass das auch diejenigen sein werden, die keine Angst vor einer Utopie haben und nicht sagen werden, dass man so etwas nicht mehr denken darf oder "da war doch mal was, aber 89 ist das alles kaputt gegangen". Diesen Weg halte ich für sehr erfolgversprechend. Wir sollten es so machen, ohne die Diskussion wegzulassen, dass dieses System ganz bestimmte Grenzen hat und bestimmte Entwicklungen nicht möglich macht. Die Frage sollte einbezogen sein, aber ansetzen sollte man an dem, was die Menschen bedrängt und wo wir auch in der Lage sind, mit ihnen Alternativen formulieren zu können, für die es sich lohnt, sich einzusetzen in dem Sinne, dass eine andere Welt möglich ist. [Beifall]

Heiko Lietz:
Ganz herzlichen Dank für diese sehr lebhafte Diskussion. In der ökumenischen Bewegung der DDR gab es ein Schlüsselwort: "Hoffnung". "Eine Hoffnung steht wieder auf. Eine Hoffnung lernt gehen." Unter solchen Varianten unseres Mottos "Hoffnung" führten wir unsere ökumenischen Versammlungen durch. Gerade durch das, was zum Schluss noch einmal gesagt wurde, ist das Prinzip Hoffnung wieder unüberhörbar deutlich geworden. Und wenn es irgendwelche Träger von Hoffnung gibt, dann sollten es die sein, zu denen Du heute gesprochen hast. Man muss ja diejenigen, die Hoffnung auf ihre Fahnen geschrieben haben, nicht eigentlich daran erinnern, dass sie eine Fahne in der Hand halten, auf der "Hoffnung" steht. Es ist aber gut zu hören, dass es Weggefährten gibt, die auch Hoffnung haben und die sich mit ihrer Hoffnung nicht irritieren lassen und sagen, dass eine andere Welt möglich ist. (Ich zitiere Dein letztes Wort). Die andere Welt ist wirklich möglich. Und es geschieht ja auch manchmal das Wunder, dass ganze Systeme zerfallen. Während der Wende hatten wir nicht gewartet, bis alles kollabiert, sondern in der Phase der Kollabierung versucht, die Dinge zu retten, damit sie nicht endgültig kaputt gehen. Durch die runden Tische hatten wir versucht, den Zusammenbruch aufzuhalten. Und das ist, so glaube ich, auch heute die Rolle, die wir zu spielen haben. Den Zusammenbruch aufhalten und Kräfte organisieren, mit denen man den Übergang schafft. Ich glaube, wir haben heute genau das geleistet, was wir wollten, nämlich präzis die politischen Orte zu beschreiben, an denen wir stehen und auch, uns unsere Befindlichkeiten mitzuteilen. Ich erinnere an das, was Gisela sagte. Wir haben heute eine gute Voraussetzung dafür geschaffen, uns morgen dem Referat von Christoph Orth zuzuwenden, der darüber sprechen wird, was Christen genau zu tun hätten. ------------------------------------------------------------------ 16.2.2002:

Frau Schmeija:
In der Hoffnung, dass Sie alle innerlich und auch äußerlich zur Ruhe gekommen sind, möchte ich Sie am heutigen Morgen ganz herzlich begrüßen. In der Diskussion, die wir im Anschluss an das Einleitungsreferat des Herrn Schmitthenner geführt haben, waren wir ja ein bisschen in Gefahr, in der Wüste zu landen. Wir mussten erst etwas aufgerüttelt werden, um wieder Hoffnung auf Quellen zu gewinnen. Danach ging die Diskussion etwas positiver weiter. Am heutigen Morgen möchte ich in besonderer Weise Herrn Professor Orth begrüßen. Er ist aus Braunschweig zu uns gekommen. Er lehrt dort an der Technischen Universität. Aber er gehört vor allem, und es ist ihm ein Anliegen, dass ich das hier betone, zum Ernst-Lange-Institut für ökumenische Studien. Er wird uns ein Grundsatzreferat zu der Verantwortung von Christinnen und Christen in den Globalisierungsprozessen halten. Hinterher werden wir, wie gestern, wieder eine Diskussion haben. Ich denke, dass es sehr wichtig ist, dieses Referat gut aufzunehmen und dann auch Fragen gut zu überlegen, damit wir dann anschließend in der Gruppenarbeit zusammen mit den vorbereiteten Texten, die hoffentlich auch alle gelesen haben, eine gute Ausgangsbasis haben. Ich möchte Sie darauf aufmerksam machen, dass Herr Professor Orth ein Thesenpapier zusammengestellt hat, was im Anschluss alle bekommen können. Aufmerksam machen möchte ich Sie auch auf ein Buch, das er mitgebracht hat: Forschen... 

[Rest unverständlich ....] 

Und nun darf ich Sie, Herr Professor Orth herzlich bitten, mit dem Referat zu beginnen. 

[Referat] (siehe2.2.2.2.4.)

[Beifall]

Frau Schmeija:
Herzlichen Dank, Herr Professor. Sie haben es am Beifall sicher schon gemerkt, dass Sie ein Thema angesprochen haben, das uns alle berührt. Sicher wird es im Einzelnen dazu auch sehr unterschiedliche Meinungen geben.

Professor Orth:
Ein kurzer Hinweis: ich bin gerne bereit, hinterher noch oder auch in Einzelgesprächen die Embryonenfrage zu diskutieren. Aber wir sollten uns jetzt erst einmal um die fünf ersten Teile kümmern, in denen ich versucht habe, die Position der theologischen Arbeitsgruppe zu begründen und darzustellen. Das heißt nicht, dass ich mich vor dieser Diskussion drücken will. Ich hab's ja ganz bewusst hier angesprochen.

Siegfried Böhringer:
Ich bin froh, dass mit dem Stichwort "Verantwortung" etwas ganz Zentrales gesagt wurde, das für alle unsere Themen sehr wichtig ist. Ich möchte geschwind auf zwei sensible Punkte aufmerksam machen, die ich gestern schon angesprochen hatte, dass nämlich in unserer christlichen, kirchlichen Tradition "Verantwortung" weitgehend sehr stark auf das individuelle Verhalten, die Innerlichkeit, auf die Dogmatik und das Gebetsleben des Einzelnen bezogen wird, nicht aber auf Strukturen und Prozesse im ganz Großen. Es ist ganz wichtig, diese Kontroverse im Auge zu behalten und in Solidarität und Widerstand daran zu arbeiten. Der zweite Punkt betrifft Hans Jonas, den Autor des Buches "Prinzip Verantwortung". Er macht darauf aufmerksam, dass an der Schwelle, wo ein Geschöpf beginnt, Verantwortung zu übernehmen, "der göttliche Grund zum Menschen hin erzittert". Zum ersten Mal können verschiedene Antworten gegeben werden und werden auch immer (!) gegeben, nämlich ein Ja zum göttlichen Weg oder auch ein Nein. Wir haben also nicht die Entscheidung darüber, ob wir die Verantwortung übernehmen oder nicht. Wir sind immer in der Zwiespältigkeit. Rechtfertigung und Versöhnung bestehen darin, dass wir immer von Neuem gefragt werden. Die Begnadung ist, dass nicht ein Ende der Frage kommt, sondern dass wir immer weiter die Gefragten sind, obwohl wir - auch in unserem Kreis - schon viel zu oft und zu lange Nein statt Ja gesagt haben.

Arndt Heling:
Ich möchte auch daran anknüpfen, was Sie in Bezug zur Verantwortung gesagt haben, nämlich, dass das Gefühl der Verantwortung allein nicht ausreicht. Insbesondere in unserem Verhältnis zur Schöpfung muss sich auch so etwas wie Faszination dazu gesellen. Erst aus der Verbindung von beidem kann etwas werden. Mich stört allerdings, dass, wenn wir von der Schöpfung reden und ihrer Intention folgen, sehr schnell bei dem Staunen und der Faszination sind, aber den Begriff der Liebe oft vermeiden. In christlicher Tradition hat sogar die Liebe zur Natur oder die Tierliebe schon fast etwas Pathologisches, wie es in Konkurrenz zur Liebe zum Nächsten und zur Liebe zu Gott tritt. Da sehe ich ein spezifisches Defizit. Das betrifft auch zum Beispiel die Verantwortungsethik gegenüber den Armen, den Benachteiligten und den Opfern der Gesellschaft, die Sie erwähnt haben. Analog zu dem Einsatz für die Natur und die Schöpfung kann man auch für die Benachteiligten und die Opfer nichts ohne Menschenliebe tun. Man kann sich nicht immer und ausschließlich bei den Opfern aufhalten und bei den Schreienden und Benachteiligten und Gequälten. Woher soll man bitteschön die Ressourcen aufbringen. Da scheint mir die Darstellung ein wenig einseitig zu sein.

Hans-Jürgen Kuschel:
In Deutschland und in anderen Industrieländern werden angeblich zu wenig Kinder geboren. Das ist zwar ein Widerspruch, aber teilweise ein verständlicher. Die Menschen haben sich in diese Gesellschaftsordnung integriert, haben viele Dinge, die sie horten und mit denen sie umgehen. Ich habe einmal ein Buch gelesen von Dagmar Steffen mit dem Titel: "Welche Dinge braucht der Mensch?" Das sollte man sich als Christ überlegen und auch, was mit den Dingen und was bei deren Produktion passiert. Das Problem der Wegwerfgesellschaft ist nicht gelöst, aber angeblich brauchen wir Kinder, um die Rente zu finanzieren. Einerseits ist das nötig, um, ...damit ... Leute, die nach Deutschland kommen, Ausländer, die ganze Problematik spielt dort auch hinein.

Professor Orth:
Das Reden über die Liebe zur Natur und zu den Tieren wird vermieden und kommt in der evangelischen Ethik praktisch nicht vor. Ich bin dabei, es nachholend zu lernen, und ich glaube, dass es vielen so geht wie mir. Ich habe eine Sozialisation hinter mir, in der Tiere keine Rolle spielten. Wir haben jetzt eine Katze in der Familie. Gegen meinen erbitterten Widerstand! Und ich beginne tatsächlich, diese Katze zu lieben. Es ist eine seltsame Entwicklung. Ich denke aber, dass das ganz stark mit der Faszination zu tun hat. Ich beginne zu lieben, was mich fasziniert und anrührt. Vielleicht kann man sogar etwas lernen aus orthodoxeren oder... Sicher kann man etwas lernen! Aber vielleicht kann ich (!) auch aus orthodoxen Traditionen etwas lernen im Blick auf ein sakramentales Verständnis von Natur. Mir ist jedenfalls deutlich geworden, dass dieser protestantische Ansatz der Verantwortung und der Appelle zur Verantwortung ganz sicher nicht ausreicht. Es muss etwas dazukommen wie Begeisterung, Faszination, Gott in der Schöpfung entdecken, was uns im letzten Jahrhundert ja auch theologisch ausgetrieben wurde. Nicht ganz deutlich geworden ist mir, was Sie mit "nicht nur bei den Opfern verweilen" meinen könnten. Heißt das, dass wir Rückzugsgebiete brauchen? Heilige Räume ohne den Blick auf die Opfer? Oder was meint das?

Arndt Heling:
Ich stimme Ihnen vollkommen zu in der Hinwendung zu den Opfern und im Einsatz für die Benachteiligten. Das darf aber nicht zu einer Denunziation intakter Verhältnisse oder zwischenmenschlicher Beziehungen führen in dem Sinne, dass dies eine Liebe minderen Ranges sei, wenn ich mich nicht gleichzeitig in den Krisenregionen dieser Welt als Christ bewähre. Ich spüre darin einen gesetzmäßigen Zug. Ich kann es jetzt nicht so auf den Punkt bringen, aber vielleicht spüren Sie, worauf ich hinaus will.

Professor Orth:
Gesetzmäßigkeit möchte ich nicht aufkommen lassen. Ich sagte ja auch, dass wir niemandem etwas voraushaben, auch wenn wir die ganze Bibel auf unserer Seite wüssten. Aber ich denke, dass es eine klare Richtung und Linie gibt. Und es gibt die Frage an den reichen Jüngling. Der reiche Jüngling geht weg. Und Jesus schaut ihm traurig nach. Nicht mehr und nicht weniger! Keine Verurteilung! Er schaut ihm traurig nach.

Herr Breidenstein:
Ich war um die Klarheit sehr froh, mit der die Verantwortungsethik entfaltet wurde. Für uns Christen ist es selbstverständlich, dass wir uns vor Gott verantworten wollen und glauben, heute und auch nach dem Tod verantworten zu müssen. Aber wie ist das, wenn wir in den Dialog treten mit nichtchristlichen Religionen oder auch mit atheistischen Menschen, die diese Verantwortungsdimension nicht selbstverständlich übernehmen wollen und können? Da habe ich sehr viel von buddhistisch-mystischer Spiritualität gelernt, die keinen Unterschied macht zwischen Verantwortung vor dem Göttlichen und der Verantwortung vor den Mitmenschen, den Lebewesen, den Mitlebewesen oder auch den noch nicht lebenden Zukünftigen. In den letzten Jahren habe ich sehr stark das Gefühl gewonnen, dass ich auch für die mit verantwortlich bin, die in Zukunft noch leben wollen. Es ist eine Verantwortung, die ich sehr gut gegenüber allen erklären kann, ob sie nun Christen sind, Buddhisten oder Atheisten. Wenn ich das richtig verstehe, wie Christus sich identifiziert hat mit den Opfern, den Armen, den Kindern, mit den Bedürftigen, brauche ich auch nicht mehr zu unterscheiden, ob ich vor Christus oder den geschundenen verantwortlich bin. Wenn Gott mit allem was ist, eins ist, wie ich es bei den Buddhisten gelernt habe, brauche ich nicht mehr zu unterscheiden, ob ich vor Gott verantwortlich bin oder vor den Mitlebewesen. Das ist dann alles eine einzige Verantwortung. Ich würde gern hören, was Sie dazu meinen.

Günter Reinboth:
Ich fand gut, dass Sie herausgestellt haben, dass es bei der Verantwortung oder auch bei anderen Sachverhalten immer um unser Miteinander geht und dass wir uns nicht als Einzelne sehen. Wir müssen auch einmal unsere Sprache überprüfen, wenn wir sagen: "Ich bin verantwortlich". Ich habe mehr herausgehört, dass wir (!) verantwortlich sind und dass wir unsere Kirchen wieder mehr daran erinnern müssen, dass eine Kirche dies in all ihrem Tun wie Verkündigung, Unterricht und so weiter, berücksichtigen sollte. Ich kann gar nicht glauben, ohne vom Glauben, der Tradition der Mütter und Väter zu leben. Das ist schon ein "Wir" und ein Hineingestelltsein in einen großen Zusammenhang. Und wir sollten auch mehr betonen, dass wir zum Beispiel im Gebet nicht, "mein Vater" sondern "unser Vater" sagen, und dass es uns immer alle betrifft, wenn es um Gottes Reich geht. Dass wir also wieder auf die biblischen Traditionen zurückschauen! Ich war Ihnen dankbar, dass Sie den Weg dafür geöffnet haben. Aber wir sollten das auch in unserer Sprache und im Tun der Kirche bedenken.

Hans-Joachim Döring:
Ich möchte drei Annmerkungen machen. Die eine betrifft die biblischen Profile. Ich fand es ziemlich interessant, das einmal auf vier oder fünf Punkte zusammengefasst zu hören. Mir fehlen aber zwei! Der eine ist die gesamte Exodustradition - zumal die unter einem anderen Begriff in dem Text immer wieder angesprochen wird. Wir können das also erst einmal aus der Bibel aufnehmen, bevor wir zu einer Konsumbefreiungsbewegung kommen. Das scheint mir etwas ganz wichtiges zu sein, zumal das dann auch im Neuen Testament nicht nur eine Echoform hat, sondern etwas Exemplarisches für Jesus ausdrückt. Den anderen Punkt nenne ich mal "die Entgrenzungstradition von Jesus", wie er auf andere zugeht und über alle nationalen, ethnischen oder sozialen Schranken hinweg die Liebe Gottes in sich hineinnimmt. Das müsste noch einmal gefasst werden. Das ist meiner Meinung nach ein Punkt, der sowohl von der Verantwortung her als auch gesinnungsethisch zu fassen ist. Die zweite Anmerkung ist, dass man das noch deutlicher auf einer eschatologischen Ebene als eine andere Ausformung des "Reich Gottes"-Begriffes beschreiben und da auch eine transzendente Tradition aufnehmen sollte. Da scheint mir der Fünferauswahl-Kanon noch nicht ausreichend zu sein. Der letzte Punkt: Ich fand es schön, dass Sie in Ihrem sechsten und letzten Beispiel den geführten Dialog an Ihrer Universität und der ganzen gentechnologischen und humangenetischen Debatte einführen. Ich finde es auch für uns hier wichtig, weil wir durch Sie daran erinnert werden, das der konziliare Prozess, den wir auf unsere Fahnen schreiben, ursprünglich etwas breiter gefasst war als er sich hier wiederfindet. Es war die synodale Ebene dabei und die kirchenleitende Ebene mit ganz unterschiedlichen Einflüssen und Erfahrungen. Auch mit anderen Barrieren, die wir auch haben! In Ergänzung war auch bewusst die Expertenebene eingeladen worden, um eine tiefere und auch breitere Diskussion zu haben. Unabhängig von den Sachpunkten war der sechste Exkurs ausgesprochen wichtig. Mich hat er daran erinnert, was hier fehlt. Sind wir ausreichend nüchtern und selbstbegrenzend, um unsere Grenzen erkennen und um zu sehen, in welchem Milieu und was für einer Diskussionskultur, die seelsorgerlich sicher richtig ist, wir hier eigentlich stecken. Zuletzt: Ich finde es schön, wenn wir den konziliaren Prozess mit Karl Barth erden und in ihm einen Bezugsvater sehen. Aber dann müssten auch noch ein paar andere genannt werden aus zum Beispiel dem ganzen katholischen Bereich, die Geschichte um Johannes XXIII. und dem Konzil. Ich möchte das nur erwähnen, um unsere Kommunikation weiter zu fassen. Sonst bliebe sie wirklich zu eng. Und das möchte ich nicht mit tragen.

Professor Orth:
Herr Breidenstein, ich habe theologische Schwierigkeiten mit der Identifikation von Gott und den Armen oder Gott und Natur. Ich habe in meinem Vortrag ganz bewusst von einem Bündnis gesprochen. "Wir können Gott für einander spielen," hat Dorothee Sölle einmal formuliert, "aber Gott ist immer noch mehr als unser Spiel, als unsere Stellvertretung." Wir können Gott in den Armen wahrnehmen. Aber Gott ist immer noch mehr als die Armen. Ich meine, dass wir theologisch an der Differenz von Gott und Natur und nicht pan-theistisch - vielleicht pan-en-theistisch - denken sollten. Das versucht ja Jürgen Moltmann ganz stark. Meine andere Frage an Sie betrifft die Verantwortung gegenüber denen, die zukünftig leben wollen. Da haben Sie gesagt, und - jetzt bin ich mal ein bisschen frech - das war vielleicht verräterisch. Sie haben gesagt: "Das kann ich gut erklären." Das glaube ich, dass man das gut erklären kann. Meine Frage ist, ob man das auch gut fühlen kann, so dass es für mein Handeln relevant wird. Und da sagen die Evolutionsbiologen: "Liebe Menschen, damit seid ihr etwas überfordert." Wir können das eine Generation, vielleicht auch zwei Generationen, aber wir können das nicht viel weiter. Deshalb werden solche Appelle auch nicht handlungsrelevant. Wenn ich diese Frage in meine Pädagogik mit einbeziehen will, wird mein Argument zumindest nicht stärker.

"Die Fünferauswahl genügt nicht" Ich habe nicht "dieses und nichts anderes" gesagt. Ich denke aber, dass sich diese beiden Gesichtspunkte, die sie genannt haben, nämlich Exodustradition und Entgrenzungstradition Gottes, zumindest implizit in den Papieren finden. Die Tora ist die Tora der Befreiten.

...dann gibt's auch keine Tora. Dann steht erst einmal Befreiung an. Ich denke also, dass die Exodus-Tradition zumindest implizit in dem Tora-Kapitel enthalten ist. Und die Frage der Entgrenzung würde ich für mich an Prophetie und Reich Gottes festmachen. Das heißt nicht, dass dazu nicht Ergänzungen und Erklärungen notwendig wären. Aber hier würde ich das verorten.

Herr Müller:
Ich muss es stichwortartig machen. Zunächst: Herzlichen Dank, dass der Horizont "offen zum Dialog mit anderen Religionen und mit Religionslosen" nicht ausgegrenzt wurde. Zum zweiten: Ergänzungen! Ich denke, dass sie es wert sind, ausdrücklich benannt und dann trotzdem mit eingegliedert zu werden bei der Tora, wie das gerade gesagt wurde. Man sollte es jedenfalls nicht zu schnell wegschieben. Zum Beispiel ist die Entgrenzungstradition im Wesentlichen ausgegrenzt. Das gilt sogar für unser Glaubensbekenntnis. Wenn wir dran denken, denken wir an: empfangen, gelitten und gestorben. Die Jesus-Tradition ist in unserem Bekenntnis nicht (!) enthalten. Das können wir nicht weiter verschweigen, sondern müssen weiter daran arbeiten. Und es muss auch zum Hauptthema werden. Ich denke, dass noch ein dritter Aspekt fehlt, der jetzt auch schon in "Weisheit" enthalten ist, nämlich der Ansatz, der stärker schöpfungstheologisch herangeht. Zum Dritten: Wenn wir über christliche Verantwortung reden, müssen auch die christlichen Positionen klar werden. Trotz allem und auch im Dialog mit anderen Religionen! Und es muss eine klare Grenzziehung zu einer christlichen Tradition möglich werden, die in der Gewalttradition und blutverwandtem Verständnis der Bibel steht. Wie sieht hier die klärende Grenzziehung aus? Zum Beispiel gibt es eine Tradition, die Richterstuhl und Strafe ins Zentrum stellt, statt das Herrichten, das "In-Ordnung-bringen" durch Gott. Es ist für mich ein wesentlicher, ein Kernpunkt der Abgrenzung, wenn Strafe und Verurteilung durch diesen gewalttätigen Gott immer im Vordergrund steht, was ich nicht als gute christliche Tradition erkennen kann. Auch nicht in eine Tradition, wo Jesus Christus nur assoziiert ist mit "gestorben", "gelitten", Opfer", "Sühnetod", "Blut". Da wird mir Angst und Bang, und es läuft mir kalt den Rücken herunter. Auch hier müssen wir eine Grenzziehung machen aus der Perspektive: "Jesus, der auf der Seite der Armen war, war ohnmächtig und hat doch überlebt."

Zum Schluss möchte ich mich noch als Evolutionsbiologe outen. Ich denke, dass Rückblick und geschichtliche Wahrnehmung verbunden werden muss mit dem Zugehen auf eine neue Welt, auf eine neue Politik mit neuen Menschen. Doch diesen neuen Menschen gibt es meines Erachtens noch nicht. Bisher hat die Menschheit nur unter Beweis gestellt, dass sie in der Lage ist, sich zu vernichten. Wir brauchen eine neue Fähigkeit, die den Menschen wirklich zum Menschen macht. Und dran müssen wir auch arbeiten.

Bernd Winkelmann:
"Appelle alleine reichen nicht" und "Spiritualität ist nötig" (Psalm 104). Für mich sind dies die wichtigsten Sätze, die Sie gesagt haben. Zu dem, was Sie inhaltlich dazu sagten, habe ich Fragen. Abwehr der religiösen Innerlichkeit! Betonung der Spiritualität meint Verbundenheit mit den Armen! Richtig! Aber ich behaupte, dass wir auch eine Spiritualität brauchen, die Innerlichkeit neu entdeckt. Also Rückzug und mit Abstand hinausgehen! So dass wir das Leiden an der Politik empfangen und dadurch (!) politische Leidenschaft leben können! Psalm 104, Liebeslied für die Schöpfung! Und dann dieser Vers: "Aber die Frevler an dieser Erde sollen verschwinden." Politische Leidenschaft als Schöpfungsspezialität!

Sylvia Dieter:
Vielen Dank, Gottfried, für Deine theologischen Ausführungen! Grundsätzlich Einigkeit! Das möchte ich dem vorausschicken, was ich anmerken möchte. Ich möchte als Erstes die Fragen nach den Tabus aufgreifen. Wir sind sehr schnell dabei, in Taburichtung zu gehen, wenn es um Ökonomie geht. In Richtung "Soziales" sind wir sehr schnell dabei, vereinfachend "Armut" zu sagen, obwohl es mehr um Armutsbekämpfung geht. Wir müssen aber genau hinschauen, ob wir Armut wirklich bekämpfen oder ob wir sie uns nicht auch in einem gewissen Maß erhalten wollen. In diesem Zusammenhang finde ich es wichtig, die theologische Frage nach der Vergänglichkeit zu stellen. Der sechste Punkt hat uns wieder deutlich vor Augen geführt, dass wir uns manchmal scheuen, das zu tun. Unsere ökonomisierte Gesellschaft tabuisiert Vergänglichkeit, die Auseinandersetzung mit Tod und dass es möglicherweise noch etwas anderes als uns gibt. Das hat Konsequenzen für die Art, wie wir mit manchen Dingen umgehen und auch für unsere protestantische Ethik. Ein zweiter Punkt: Ich bin mit Ihnen einig, wenn Sie sagen, dass wir Frieden anhand vieler biblischer Traditionen erkennen können. Der Knackpunkt ist, dass man die Bibel auch als Kriegshandbuch lesen kann. Und da sind wir bei der Theodizee-Frage.

Hans ?:
Ich bin sehr dankbar für den Teil, in dem Sie eine Kultur des Fragens angemahnt haben und einen etwas experimentelleren Denkstil. Genau das habe ich in diesen Papieren vermisst. Ich habe viele Antworten, viele Theorien und Urteile (!) gefunden, aber wenig Fragen, um nicht zu sagen: "wenig Geist des Fragens". Das vermisse ich sehr, und ich wäre froh, wenn sich das nachholen ließe. Ein Zweites: Im Sinne einer konstruktiven Auseinandersetzung, ich glaube, dass ich bei Ihnen da offene Türen einrenne, würde ich doch darauf aufmerksam machen wollen, dass die Position, die Sie im sechsten Punkt kritisiert haben, nicht - jedenfalls nicht in jeder Hinsicht und von allen - , rein dogmatistisch eingeführt wird, sondern auch Begründungen mit sich bringt. Die kann man falsch finden, aber man sollte nicht übersehen, dass es sie gibt. Sie haben auf die römisch-katholische Position hingewiesen. Die kann auch falsch sein. Aber sie ist jedenfalls begründet. Da müssen wir uns über die Begründungen streiten und nicht einfach "dogmatistisch" und "offen" einander gegenüberstellen.

Michael Held:
Ich habe eine Verständnisfrage zur Logik Ihres Vortrages. Am Ende des Punktes vier haben Sie Bulmann zitiert, und ich hatte das Gefühl, dass dies ein Scharnier sein sollte - ein Übergang in die Konkretisierung unserer Aufgaben als Gruppen und als Kirche. Sie haben das sehr kurz und wissenschaftlich formuliert, und es ist mir nicht so recht klar geworden. Ich möchte Sie bitten, noch einmal ein bisschen verständlicher zu formulieren, was diese Nahtstelle betrifft zu dem, was unser Beitrag in den Kirchen sein müsste.

Herr Fischbeck:
Nur ein kleiner Kommentar zum Gebrauch der Worte "Verantwortungsethik" und "Gesinnungsethik", wie sie in der Diskussion erfolgt sind. Ich stimme mit allem überein, was Sie zur Verantwortung gesagt haben und finde das auch erhellend. Aber unter Verantwortungsethik versteht man in der allgemeinen Diskussion, nach den Folgen des Handelns zu fragen, nach Folgen, die verantwortet werden müssen. Das nennt man auch konsequenzialistische Ethik, der man mit Max Weber die Gesinnungsethik entgegensetzt, welche nach vorgefassten Prinzipien handelt wie etwa den 10 Geboten. Ein Plädoyer für Verantwortungsethik in diesem Max Weber'schen Sinne sollte man nicht herauslesen. Denn die sollte angesichts der nahezu Unmöglichkeit, die Folgen des Handelns vorherzusehen, sehr infrage gestellt werden. Die Chaostheorie hat uns gelehrt, dass man fast nie weiß, welche - zumindest langfristigen - Folgen das hat, wenn man heutzutage handelt. Wir können im Grunde genommen kaum Folgen verantworten. Wir sind dringend auch auf die ontologische Gesinnungsethik im Sinne der 10 Gebote angewiesen. Es gibt keine Ziele, die falsche Mittel rechtfertigen. Deshalb müssen wir immer beides haben. Selbstverständlich müssen wir uns auch für die Folgen unseres Tuns verantworten. Aber wir haben uns nicht allein nach den Folgen zu richten. Das schaffen wir nicht.

Professor Orth:
Vielen Dank Herr Fischbeck. Ich hätte das ansonsten auch noch gesagt, denn in der Diskussion war das ineinander übergegangen. Ich möchte Ihnen nicht Ihre Kaffeepause nehmen und sage nur etwas zu dem Thema Prüfen und Lernen. Bisher benutzten Kirchen und Gruppen gegenüber ihrem menschlichen Gegenüber eher normative und vorschreibende Redeformen. Kirchen und Gruppen sind da gar nicht so weit voneinander entfernt. Was wir aber lernen müssten, wäre, erst einmal gemeinsam mit den Menschen Fragen zu stellen und Antworten zu prüfen. In Clodovis Boffs Aufzählung, "was wir von der Bibel lernen können" kommt das Wort "Frage" überhaupt nicht vor. Wörter, die vorkommen sind: Antwort, Hinweis, Richtung, Perspektive. Aber der oder ein entscheidender Punkt ist, dass wir das Fragen lernen und dass die fremden Geschichten uns fragen lehren. Der andere entscheidende Punkt ist, dass wir Möglichkeiten, Wirklichkeit zu interpretieren frei geben, damit die Menschen sie ausprobieren können. Damit sie schauen können, ob es sie trägt! Zu welchem Leben hilft mir das? Der Punkt ist, dass wir nicht festhalten an unseren Interpretationen und biblischen Erkenntnissen, sondern dass wir sie zu subjektiver Aneignung frei geben. Im Sinne der Institution ist das nicht ungefährlich. Aber für den Menschen könnte es relevant sein. Denn dann wären diese auch in der Lage, solche Modelle für sich in Situationen wahrzunehmen und zu rezipieren, ohne sich permanent gegenüber der Kirche oder irgendwem sonst legitimieren zu müssen. [Beifall]

[Arbeitsgruppen]

Dieter Grande:
Liebe Mitstreiterinnen und Mitstreiter in der Basisgruppenbewegung, ich heiße Sie zu diesem letzten Abschnitt unserer gemeinsamen Tagung ganz herzlich willkommen. Wir haben wieder herrlichen Sonnenschein draußen. Er möge uns beflügeln, das letzte Stück Arbeit, das vielleicht steinig wird, mit einer gewissen Leichtigkeit und Freude zu bewältigen. Doch bevor wir an die neuen Aufgaben herangehen, möchte ich ein herzliches Wort des Dankes für den gestrigen Abend sagen. Es war ja für uns alle eine große Überraschung und eine große Freude, dass uns dieses vorzügliche Programm mit diesen wunderbaren Speisen ermöglicht wurde. Wir haben das Vielen zu verdanken: Zunächst einmal natürlich ganz hinten am Horizont Frau Schwarz! [Beifall]. Und wenn Sie gestern Abend viel getrunken haben, verdanken Sie das dem Landtagspräsidenten von Mecklenburg-Vorpommern [Beifall].

Die Speisen verdanken wir dem Bundesumweltministerium.

[Beifall] 
Und das ganze Ambiente verdanken wir dem Umweltminister von Mecklenburg-Vorpommern, den Sie gestern kennen gelernt haben. [Beifall] Ihnen allen möchten wir herzlich danken, denn es ist für uns hier eine große Chance gewesen, unsere Arbeit hier in einem solchen Ambiente zu leisten und ein Stück vorwärts zu kommen. Dank auch an alle, die in dem Team tätig waren und auch für den Gottesdienst heute morgen, der uns das Staunen gelehrt hat. Ich glaube, dass dies eine gute Einführung für das war, was wir heute noch tun müssen. Wir werden noch Grund haben zum Staunen. Staunen über das, was wir alles geschafft haben und darüber, was uns sonst noch beschert werden wird! Einen herzlichen Dank auch an Herrn Winkelmann, der die anderen Gottesdienste, die kleinen Andachten oder Gebetsmomente gestaltet hat. Das ist auch deshalb eine große Leistung, weil er auf der Herreise das Pech hatte, seinen Koffer stehen zu lassen. Und in diesem Koffer waren seine ganzen Papiere, Texte und alles drin. Für die Andachten musste er sich hier erst eine Bibel und ein Gesangbuch leihen und aus seinem guten Gedächtnis heraus die ganzen Texte rekonstruieren. Er hat das meisterhaft geschafft.

[Beifall]

Und damit kommen wir zur heutigen Arbeit. Das Ziel dieser Tagung war, mit Hilfe von Experten das auf den Prüfstand zu stellen, was in gut einem Jahr in Arbeitsgruppen bedacht und dann zu Papier gebracht worden war. Außerdem wollten wir auch mögliche Kooperationspartner für die dort formulierten Anliegen gewinnen. Die Zahl der Experten und Kooperationspartner war nicht sehr groß. Es wurden eine große Zahl von ihnen eingeladen. Das war eine immense Arbeit, aber leider eine Arbeit, die nur mit sparsamen Erfolg gesegnet war. Um so dankbarer sind wir allen, die der Einladung gefolgt waren, die dabei waren und uns ein Stück geholfen haben. Denn wir wollten ja bewusst nicht im eigenen Saft braten und dabei womöglich blind werden, sondern wir wollten, dass uns andere ein Stück die Augen öffnen und uns Wege zeigen, wie wir sinnvoll weiterarbeiten können.

Ziel dieser jetzigen Runde ist, dass wir Berichte aus den Arbeitsgruppen hören und zwar zunächst nur in dem Sinne, dass wir die Ergebnisse der inhaltlichen Diskussion und Weiterentwicklung der Arbeitspapiere hören. Unbeschadet der Tatsache, ob die Arbeit an den Papieren fortgesetzt wird, ob sie weiter geändert werden oder nicht, müssen wir wissen, was in den Gruppen passiert ist. Sonst geht uns Wichtiges aus dieser Tagung verloren. Damit wir die Zusammenhänge nicht verlieren, habe ich mir gedacht, dass es unmittelbar nach den kurzen Beiträgen Raum für Rückfragen, Ergänzungen geben soll. Es soll aber nicht erneut in die Diskussion über die Inhalte eingestiegen werden. Das würde nichts bringen. Wir sollten einfach informiert (!) werden durch diese Berichte aus den Gruppen.

Wir beginnen mit der Arbeitsgruppe Gerechtigkeit.

Professor Roland Geitmann:
Guten Morgen auch meinerseits! Ich war mit dieser Arbeitsgruppe im Vorfeld der Tagung lose verbunden und habe jetzt das Vergnügen, über die Ergebnisse dieser Arbeitsgruppe von gestern berichten zu dürfen. Wir waren 13 Teilnehmer. Als Experten waren unter uns Helmut Creutz, Schriftsteller, Autor des Buches "Das Geldsyndrom", dann Herr Hans-Jürgen Döring, Umweltbeauftragter der Kirchenprovinz Sachsen und Ulrich Nitschke. Ich höre gerade, dass Herr Döring schon wegfahren musste, aber Herr Nitschke ist noch unter uns. [Beifall] Er ist aus Bonn von der Servicestelle "Lokale Agenda 21 und Eine Welt". Er war auch als Kooperationspartner hier für diese Servicestelle wie auch Christoph Bautz von Attac, der aber auch bereits abreisen musste. Moderiert wurde die Arbeitsgruppe von Dr. Fischbeck, der auch die wesentliche Arbeit an diesem Papier geleistet hat und dafür wiederholtes - und sehr berechtigtes - Lob bekam. Das Co-Referat hielt Ulrich Nitschke. Obwohl Theologe, erwies er sich doch als Vertreter der jüngeren Generation insofern, als er - gar nicht so sehr zu den Inhalten, sondern - mehr zur Verpackung Stellung nehmend sagte, dass es in dem Papier viel zu viele "Ismen" gäbe. Das würde Besserwisserei signalisieren. Das stößt ab. Das muss man ganz anders aufbereiten mit Beispielen glaubwürdigen Reden und Tuns.

Diese Seite, wie wir die Dinge vermitteln, werden wir in einer zweiten Runde beleuchten, jetzt geht es erst einmal um die wesentlichen Diskussionsergebnisse. Erstens: inhaltliche Zustimmung zu dem, was das Papier - gerade auch in der vorzüglichen Analyse - bietet! Zweitens: eine gute Grundstruktur! Sie erinnern sich vielleicht, dass dieser Dreischritt, "Sehen, Urteilen, Handeln" erkennbar ist, beginnend mit dem ersten Abschnitt "Zeichen der Zeit", der Analyse, welche die Gefahr eines neuen Totalitarismus aufzeigt, dem Mammonismus. "Urteilen" folgt in der Weise, dass im Abschnitt 2 unter der Überschrift "Verweigerung des Mammondienstes" gefragt wird, welche Herausforderung sich für Kirchen und Christen stellen. Hierzu wurde gewünscht, dass das Kernanliegen dieses Abschnittes noch deutlicher herauskommt, nämlich die soziale Gestaltung des "Dritten Sektors" jenseits von öffentlicher und kommerzieller Wirtschaft. Dass hier eine Schwerpunktaufgabe der Kirche liegt! Ganz wesentlich haben wir uns mit dem dritten Abschnitt beschäftigt, wo es darum geht, sich in die Politik einzumischen, und wo es um konkrete Forderungen geht. Neben der Zustimmung zu dem, was drin steht, wurden wesentliche Ergänzungen gewünscht, nachdem wir zu der Meinung kamen, dass die Fragestellung der Eigentumsdogmatik, des Eigentumdenkens vielleicht eine Herausforderung gerade an die Kirchen sei und deshalb im zweiten Abschnitt Platz fände, bei der Forderung an die Politik unter den zwei Oberbegriffen "Verteilungsgerechtigkeit" und "Regulierung der Märkte". Zur "Verteilungsgerechtigkeit" wurden mehrere zusätzliche Unterabschnitte gewünscht. Zum Einen "Nord-Süd"! Und hierbei auch, was dazu schon in der Diskussion ist, wie dass man die Inanspruchnahme globaler Gemeinschaftsgüter, Meere, Luftraum, Energie...zur Besteuerungsgrundlage nimmt! Wobei die Einnahmen entweder zur Finanzierung von UNO-Aufgaben genommen werden sollen oder sogar ins Auge gefasst wurde, dass letztlich alles pro Kopf an die Menschen zurückverteilt wird, damit bei jedem Menschen dieser Erde dieses wunderbare Geschenk Erde auch ankommt. So dass jeder gut leben könnte, wenn er nicht mehr als der Durchschnitt beanspruchen würde! Zweitens dann: Geschlechtergerechtigkeit, Benachteiligung der Frauen! Im Handel und so weiter! Drittens: soziale Sicherungssysteme! Da sei wesentliches aufzugreifen und zu bearbeiten wie "faires Steuersystem" oder im nationalen Rahmen die berechtigte Forderung, die Steuerlast von der Arbeit wegzunehmen und hin zur Inanspruchnahme natürlicher Ressourcen. Einschließlich Wertschöpfungsabgabe wie Maschinensteuer, von der gesagt wurde, dass sie nicht deshalb zu verschweigen sei, weil die PDS dafür ist! Und ein vierter Abschnitt: Verteilung der Arbeit!

Über den zweiten Bereich, der als Ergänzung gewünscht wurde, nämlich "politische Regulierung der Märkte" möchte ich nur die Stichworte nennen: Finanzen, Handel, Dienstleistungen, Investitionen! Herr Bautz von Attac versprach hierzu Textangebote zu machen.

Die vierte Fragestellung in dieser ersten Runde war "offene Fragen", von denen ich zwei erwähnen will. Einmal tauchte immer wieder die Frage auf, inwieweit wir das, was andernorts auch schon gefordert und zu Papier gebracht ist, noch einmal aufgreifen sollten - oder nur neues für uns spezifisches. Das stellt sich natürlich bei jedem Punkt neu. Das zweite war hoch brisant, nämlich die Verortung und Konkretisierung des Themas Geld, das ja schon in der Analyse unter dem Stichwort "Mammonismus" und auch im zweiten Abschnitt unter "Verweigerung des Mammondienstes" auftaucht - ein starkes Wort - und auch im dritten Abschnitt mit der Forderung nach Rahmenbedingungen für regionale Zweitwährungen zu schaffen. Es wurde erwogen, diesem Thema, weil doch zentral, einen eigenen Abschnitt zu widmen in dem Teil "politische Forderungen". Man schreckte aber dann doch davor zurück, weil dies das ganze Papier der Gefahr der Ablehnung ausgesetzt hätte. Das sei zu kühn, zu utopisch. Es ist sicher eine realistische und pragmatisch vernünftige Haltung, dies eher zu verstecken. Dennoch möchte ich hier eine persönliche Frage anschließen: Ist angesichts der Fakten, die Helmut Creutz dargelegt hat, der historischen Erfahrungen, der sichtbaren Ausbeutung, der klaren Analyse von Dr. Fischbeck, der Tatsache, dass auf regionaler Ebene in Tauschringen dies schon praktiziert wird, der Tatsache, dass wir im Islam sehr bemerkenswerte Versuche haben, mit Geld anders umzugehen, ist also angesichts dieser Tatsachen diese Ängstlichkeit ausgerechnet in unserem Kreise, nach vorne zu denken, nicht ein Zeichen dafür, dass das Problem gar nicht bei den mächtigen Konzernen liegt und bei den Politikern, die durch die Konzerne manövriert und manipuliert werden, sondern vielleicht bei uns? In unserem Denken, das mammonistisch geprägt ist, in unseren Denkgewohnheiten, in unserer Geldvermehrungssucht, die so tief in uns steckt, dass wir uns Denkverbote geben? Das ist mir eine Frage. Diese Denkverbote zu überwinden, erfordert zunächst einmal einige geistige Anstrengungen. Dafür ist es sicher hilfreich, wenn Sie sich draußen auf dem Tisch vielleicht nur dieses weiße Faltblatt mitnehmen: Bücher über Geldreformen. Dann werden Sie sehen, dass sich damit ein faszinierendes Feld des Denkens durch die Jahrtausende eröffnet. Es geht von der Apokalypse bis zu dem wunderbaren Buch von Binswanger "Geld und Magie - Deutung unserer Wirtschaft anhand von Goethes Faust". Ich denke, dass in unserer Runde Menschen sitzen, die damit umzugehen wissen, die sich auch einem Buch stellen, das ganz neu erschienen ist, von [Alfred Ratzeck???] mit dem Titel "Befreiungsphilosophie des Geldes." Wenn wir (!) die Anstrengung nicht leisten wollen, wer dann? [Beifall]

Herr ???:
Ich habe eine Frage zum Komplex, wie Christen mit dem Geld umgehen. Ob die Anlagebedingungen so gesichert sind, dass man mit den Zinsen ökologisch oder für die Dritte Welt etwas bewegen kann und ob das nicht, von der Kirche ausgehend, eine Massenbewegung werden könnte. Das sollte einmal ehrlich erforscht werden zum Beispiel auch in den Gemeinden, wo es darüber viel Unklarheit gibt.

Beate Schaefer:
Ich habe eine kleine Ergänzung zum dritten Punkt. Wir waren uns in der Gruppe einig, zu den verschiedenen Punkten und Unterpunkten auch Querverweise zu machen, aus denen hervorgeht, welche Basisgruppen dazu schon in fachlich-sachlicher Weise gearbeitet haben.

Professor Roland Geitmann:
Es wird ja in einer zweiten Runde über Vermittlung geredet werden, in der diese Dinge dargestellt werden. Ein Verstecken der großen Frage der Geldreform ist es vielleicht nicht. Wir meinten, dass es unter "Herausforderungen für die Kirchen" im zweiten Punkt in einem etwas größeren Zusammenhang dargestellt werden sollte, der sich mit der Eigentumsfrage beschäftigt. Würden wir es als aktuelle politische Forderung unter dem dritten Punkt hineinschreiben, wirkte es an der Stelle utopisch und könnte zur Konsequenz haben, dass man all das, was dort gesagt ist, unter dem Verdikt des Irrealen stellt. Aber ein Verstecken ist es eigentlich nicht und ich wäre schon dafür, das auch sehr klar zu sagen.

Moderation:
Das kann dann in der Arbeitsgruppe sicher noch weiter vertieft werden. Ich möchte jetzt Herrn Dr. Huth für die Arbeitsgruppe "Frieden heute" nach vorne bitten:

Dr. Friedrich Huth:
Wie ich heute hörte, waren für die Arbeitsgruppe "Frieden heute" als Kontakt- und Kooperationspersonen sowie als Co-Referenten 15 Personen angeschrieben. Von den gewünschten Kooperationsteilnehmern hatte sich niemand gemeldet. Aber wir hatten wenigstens das Glück, als Co-Referent Herrn Professor Dr. Heinrich Missalla von der Essener Universität gewinnen zu können. Professor Missalla ist schon seit 12 Jahren Emeritus. Aber hat Religionspädagogik und praktische Theologie gelehrt, und er hat seine Emerituszeit dazu verwandt, sich mit den Fragen der Friedensforschung, der Aufarbeitung von Schuld und Verantwortung der Kirchen und dem speziellen Verhältnis der Kirchen zum Krieg im 20. Jahrhundert auseinander zu setzen. Er ist Mitherausgeber von Publik-Forum, einer Zeitschrift, die für mich und wahrscheinlich für viele von Ihnen wirklich die Standardlektüre ist. Dafür müssten wir ihm vielleicht einmal ganz besonders danken [starker Beifall]. Nun also zu seiner Einschätzung unseres Papiers: Zu unser aller Freude, denn immerhin hat es auch eine Menge Arbeit gemacht, es zu erarbeiten, hat er sich mit dem Papier weitgehend identifizieren können. Ich will kurz vorlesen, wie er das in seiner Zusammenfassung kurz beschreibt: "Die Vorlage ist überschaubar in 10 Kapitel mit jeweils mehreren Abschnitten gegliedert. Der Gedankengang und die Argumentationsketten, die Thesen und Begründungen halte ich für überzeugend, lesefreundlich und leicht nachvollziehbar. Die Arbeitsgruppe hält sich strikt an die in der Einleitung ausgesprochene Empfehlung zu einer ideologiefreien, behutsamen und differenzierenden Sprache und wirkt schon deshalb einladend. Was die Aufnahme dieses Papiers durch die innerkirchliche Öffentlichkeit betrifft, so will ich angesichts der Erfahrungen mit anderen Dokumenten meine Skepsis nicht verhehlen. Das sollte uns aber nicht hindern, das zu sagen, was wir für notwendig erachten." Noch einmal vielen Dank für dieses Lob. Im Einzelnen hielte er aber an manchen Stellen eine schärfere Begriffsbestimmung und -schärfe für nützlich und vorteilhaft. Zum Beispiel wünscht er sich in der Präambel einen noch deutlicheren Hinweis auf die uneinheitliche Stellung der einzelnen Gruppen innerhalb der Friedensbewegung zu den Fragen "Pazifismus" und "Gewalt". In der Vergangenheit hat diese Frage oft zu schlimmen Verletzungen geführt, die heute noch nachwirken. Ihm ist aufgefallen, dass im Papier eine behutsame Sprache gefunden wurde, diese Sachverhalte darzustellen, wobei sicher eigene Erfahrungen innerhalb der Arbeitsgruppe mit eingeflossen sind. In der Präambel sollte diese Pazifismusdiskussion angerissen werden. Hier und auch in späteren Kapiteln würden in mancher Hinsicht prophetischer Pazifismus und weisheitlicher Pazifismus aufeinenderstoßen, weshalb die behutsame Sprache sehr vorteilhaft ist. Mit prophetischem Pazifismus ist ein Pazifismus gemeint, der auf die Zukunft gerichtet ist und in dieser Hinsicht seine Möglichkeiten, Erfahrungen und Visionen darstellt, während sich der - nach Ziemer - weisheitlicher Pazifismus auf die Tagespolitik bezieht, sich bei der Suche nach praktischen Lösungen an kürzeren Fristen orientiert. Wir können diese Verletzungen vermeiden und einen wirklichen Dialog herbeiführen, wenn wir uns darüber klar werden, dass beide (!) Positionen auch Gefahren in sich bergen, sich andererseits womöglich aber auch auf eine hervorragende Art ergänzen. Möglicherweise auch durch die Funktionen, die Vertreter der einen oder anderen Richtung in der Gesellschaft haben! Ich muss eigentlich sagen, dass dies in unserer Gruppe sehr gut geklappt hat. Wir hatten diese beiden Richtungen nämlich durchaus auch in unserer Arbeitsgruppe und haben es geschafft, ein Papier zu erstellen, ohne dass wir auseinandergelaufen sind oder dass sich jemand überfahren fühlt. Das ist schon mal ein positives Ergebnis. Im Weiteren ging es mehr um einzelne Punkte innerhalb dieser verschiedenen Thesen. Zum Beispiel hatte er darauf aufmerksam gemacht, dass die Kirchen über ihre Präsenz vor Ort effektiv ihre Möglichkeiten zur Verhinderung von Kriegen ins Spiel bringen können, weil sie im Sinne von Frühwarnsystemen Spannungen wahrnehmen können, bevor sie einen kriegerischen Verlauf nehmen. Dann hat er angeregt, dass, wenn man über Schuld oder über Möglichkeiten der Kirchen spricht, auch angeben muss, wie in der Vergangenheit sowie auch heute das Verhältnis der Kirchen zur Gewalt war. Wie ist ihre Stellung und inwieweit verschweigen sie diese?

Wir hatten also gute Vorlagen, auf die wir aufbauen konnten, aber an manchen Stellen ist eine Anschärfung erforderlich. Paulander hat zum Beispiel vorgeschlagen, auch uns und die Kirchen zu fragen, ob wir uns bewusst sind, dass wir einem Militärbündnis angehören, dessen militärische Grundsätze nach wie vor die Erstschlagskonzeption einschließen. Das wäre ein Anlass für so eine Anschärfung. Ein anderer beträfe eine ganz gegenwärtige Situation. Die Bundeswehr wird aus Sparsamkeitsgründen, aus Finanzgründen, aber vielleicht auch aus Gründen der Strategie, reduziert. Das heißt, dass Standorte frei werden. Und was passiert? Die Gemeinden vor Ort, die Bürgermeister und Landräte drängen darauf, dass diese Standortsreduzierungen nicht passieren und die Militärpräsenz erhalten bleibt. Genau genommen steht die Friedensbereitschaft hier gar nicht im Vordergrund. Solche Fragen! Hier ist eine mögliche Antwort die Konversion. Ich spreche als Fachmann auf diesem Gebiet. Eine Möglichkeit ist, dass die Standorte ermutigt und dabei auch finanziell vom Staat unterstützt werden, diese militärischen Liegenschaften einer Konversion zu unterziehen für eine zivile Nachnutzung, die dann auch den Kommunen zugute kommt. In diesem Sinne gibt es also noch eine Menge zu erarbeiten und zu diskutieren. Aber grundsätzlich bestand Zustimmung zu unserem Papier. Offene Fragen gibt es vor allem in Sachen Rezeption, die dann noch eingearbeitet werden sollten in das Papier, so dass es dann eine Basis für unterschiedlich ausgerichtete Friedensfreunde bieten kann. [Beifall]

Erika Drews:
Ähnlich wie Herr Geitmann das von dem Geldproblem gesagt hat, wurden auch in unserer Gruppe Themen sehr, sehr vorsichtig behandelt, die uns unter den Nägeln brennen. Die Positionen zur "Soldatenseelsorge" oder zum Thema "Umwidmung von Kriegssteuern in Friedenssteuern" haben wir ganz vorsichtig formuliert. Eine totale Harmonie in unserer Gruppe würde ich an der Stelle nicht bestätigen wollen.

Herr ???:
Eine Ergänzung: Herr Missalla wies uns darauf hin, dass wir auch etwas sagen müssten zur Mitschuld der Kirche im Blick auf Obrigkeitsdenken und Kadavergehorsam und dass das seine Auswirkung hat auf Gewissensbildung, auf die Gewissensschärfung von Soldaten bei Einsätzen, die im Hinblick auf die Völkerrechtsfrage und andere Fragen höchst umstritten sind. Dieser Punkt erscheint mir so wichtig zu sein, dass er hier bekannt gegeben wird und dass wir Menschen aus der Kirche uns selber auch an die eigene Brust fassen.

Herr Creutz:
Nur ein kurzer Hinweis! Draußen liegen zwei Schriften, die speziell auch für die Gruppe, die sich mit "Frieden" befasst hat, von Interesse sein dürfte. Die eine ist von Werner Oncken und heißt "Frieden schaffen - für soziale Gerechtigkeit", die andere ist mehr eine Sammlung von Aufsätzen zum Thema "Frieden und Krieg". Darunter befindet sich auch ein längerer Aufsatz von mir zum Thema "Wirtschaftliche Triebkräfte von Rüstung und Krieg". Beide Schriften können mitgenommen werden.

Herr Breidenstein:
In dem Papier und anscheinend auch in der Diskussion hier hat die Unterscheidung zwischen militärischer und polizeilicher Gewalt noch keine Rolle gespielt. Ich halte das aber für eine ganz wichtige Unterscheidung. Auf staatlicher Ebene ist das geläufig.

Herr ???:
Das wurde gestern ausführlich diskutiert und wurde nur vergessen zu erwähnen.

Herr Breidenstein:
Es kam aber nicht rüber und ich halte das auch für sehr viel weiterführend.

Fischbeck:
Mir ist aufgefallen, dass in dem Papier nicht Bezug genommen wurde auf die Veränderung der NATO-Strategie nach dem Ende des Ost-West-Konfliktes, der wesentlich politischer Natur war. Jetzt gibt es keinen wesentlichen Gegner mehr. Dass nichts gesagt wurde in dem Papier zu der neuen Doktrin und der neuen Strategie, die zum 50. Jahrestag des Bestehens der NATO im Jahre 1999 festgelegt wurde, ist meines Erachtens nach eine Lücke. Aber man könnte sie möglicherweise leicht füllen, wenn wir vereinbaren, den drei Papieren, also "Frieden", "Gerechtigkeit" und "Bewahrung der Schöpfung" einen gemeinsamen analytischen Teil voranstellen. Dort würde das dann hineingehören.

Bernd Winkelmann:
Zur "inneren Gewalt" habe ich im Papier zu wenig gefunden. Meine Frage ist, ob in der Gruppe das Thema "innergesellschaftliche Gewalt" mit bedacht wurde.

Moderator:
Auch dieses ist gestern besprochen worden, zumal wir ja auch die Dekade gegen Gewalt in die Formulierungen mit hineinbringen wollen. Ich danke für die Rückfragen und Anregungen . Wir müssen jetzt im Eiltempo zu der dritten Arbeitsgruppe kommen, für die jetzt Bernd Winkelmann den Bericht abgeben wird, der Arbeitsgruppe "Schöpfungsbewahrung heute".

Bernd Winkelmann:
Wir waren fünf Teilnehmer in der Arbeitsgruppe und hatten einige Experten und mögliche Kooperationspartner unter uns. Ich will sie kurz nennen: Helmut Creutz kam nachmittags auch noch in unsere Arbeitsgruppe. Fand ich sehr gut, ich brauche ihn nicht noch einmal vorstellen. Frau Katja Vaupel, sie ist Praktikantin beim BUND, Ricarda Wenzel vom Umweltausschuss von der Evangelischen Akademie Mecklenburg-Vorpommern der Landessynode Mecklenburg-Vorpommern, Aenne Lange, sie ist in Sachen [unverständlich] engagiert, Dr. Thomas Heling, er ist Oberkirchenrat in der nordelbischen Kirche und Herr Niewöhner (???) vom Umweltamt hier in Schwerin. Als Co-Referent hatten wir Gotthard Dobmeier aus München unter uns. Er ist Umweltpastor in der bayrischen Kirche und in der katholischen Kirche Gesamtdeutschlands Sprecher aller Umweltpfarrer. Damit komme ich zu seinem Co-Referat. Kurz die fünf für uns wichtigsten Dinge: Die Situationswahrnehmung, wie sie im ersten Arbeitspapier unserer Gruppe dargestellt ist, hat er weitgehend bestätigt. Also einerseits Paradigmenwechsel, ökologischer Aufbruch, andererseits Ermüdung, Schwund von Kräften und so weiter! Er nimmt wahr, dass die Lebensstilfrage in den Gruppen und bei solchen Leuten, die nach den ökologischen Problemen fragen, zunehmend wieder als Frage nach dem Woher und Warum deutlich wird. "Was ist an unserer Lebensweise fragwürdig? Hier muss gearbeitet werden." Dann hat er die Frage nach Ursachen gestellt, die in unserem Wirtschaftssystem liegen. Er ist da zurückhaltender als das erste Arbeitspapier. Er hält es für eine offene Frage, ob wirklich das System im Wesentlichen geändert werden muss oder ob Veränderungen innerhalb des Systems ausreichen. Dann machte er deutlich, dass es nach seinen Erfahrungen nicht die Zeit ist, die Leute durch Provokationen zu motivieren, sondern eher durch positive Erfahrungen, die sie dabei machen, anders zu leben, anders mit Natur umzugehen und dergleichen. Nicht so sehr mit Appellen! Ein sehr guter Abholbegriff auf allen Ebenen, bis hinein in die Institutionen oder die Wirtschaft, sei der Begriff der Nachhaltigkeit. Natürlich immer wieder von uns richtig interpretiert und vor Missbrauch geschützt! In dem Zusammenhang betonte er, dass "Schöpfungsspiritualität" gerade von unserer Seite aus im Sinne des Abholens und der Nachhaltigkeit als starker Impuls eingebracht werden sollte und zwar "Schöpfungsspiritualität" im Zusammenhang mit positiven Erlebnissen und Erfahrungen mit der Natur und so weiter. Letzter Punkt: Er hat sich selbst und auch uns Mut gemacht, wieder mehr in die Institution der Kirche hineinzuwirken. Mit Forderungen, Herausforderungen, Beispielen und so weiter! Die Institution Kirche mit all ihren Ämtern nicht abzuhängen oder aufzugeben!

Aus der sehr intensiven Arbeit in unserer Gesamtgruppe will ich nur vier Punkte nennen, die meines Erachtens wichtig sind und wesentlich für unsere Arbeit. Von vielen kam, auch ein Stück im Gegensatz zum ersten Arbeitspapier, die Forderung nach weniger Antikonsumismus und Anklage. Schon gar keine Suchtvorwürfe, wie "ihr seid alle konsumistisch, süchtig" oder "wir sind alle konsumsüchtig!" Hier gab es also ein Stück Abwehr oder Infragestellung. Es würde abschrecken und man solle die Mitmenschen mehr beim positiven Wollen abholen und bei ihren positiven Erfahrungen. Als zweites wurde gefragt, auf welchen Feldern diese positiven Erfahrungen gemacht werden könnten. Und wo müsste auch von unserer Gruppe aus dazu mehr gesagt werden in dem Arbeitspapier. Folgende Felder wurden genannt: Einmal Spiritualität, Schöpfungsspiritualität als ein Schwerpunkt des Umlernens! Auch als ein Schlüsselfeld in der Wertefrage des "anders Lebens", um eben dem Konsumismus nicht so sehr zu verfallen! Als zweites Feld wurde "Kreativität" genannt. Neuentdecken! Entfalten! Die Phantasie anregen! Kommunikation! Statt zum Beispiel nur Konsum der Fernsehprogramme! Kreativität wäre ein wichtiges Feld bei der Suche nach einer anderen Lebensweise und zum Freiwerden. Das dritte Feld heißt "von Natur lernen!" Dazu gab es ein zweites Arbeitspapier, das Sie sicher zur Kenntnis genommen haben, von Johanna Moltmann-Hermann: "Was von der Natur gelernt werden könnte?" Wir waren uns dann in der Gruppe einig geworden, dass noch deutlicher werden müsste, was "von der Natur lernen" eigentlich für uns Menschen heißt. Zum Beispiel wird Natur als positiver Konsum wahrgenommen, ohne den das Leben nicht funktionieren kann. Aber es geht um einen Lebensstil, wo das nicht als Austausch geschieht im Sinne der Wirtschaft, sondern als Kreislauf, "Vielfalt statt Monokultur" und dergleichen. Das Lernfeld Natur soll also wesentlich stärker in unser menschliches Lernen hineingebracht werden. Das also zu dem ganzen Bereich der Erfahrungen und positiven Ermutigungen! Das dritte Feld war ein sehr großer Schwerpunkt, der vom Vormittag bis in den Nachmittag hinein eine Rolle gespielt hat, nämlich die Frage nach dem System. Wir sehen alle sehr deutlich, dass es in unserem System Wachstumszwänge und Wachstumsideologie gibt, die für die Zerstörung von Natur wesentlich sind. Diskutiert wurde darüber, was es denn sei, das diese Wachstumszwänge verursacht. Genannt wurden die Werbung, das ständige Ankurbeln der Überflussgesellschaft, Scheinbedürfnisse und so weiter. Nicht mehr Bedarfsdeckung, sondern Bedarfsweckung zu betreiben! Und dann wieder die Schlüsselfrage "Geldwesen"! Herr Creutz war ja bei uns, und so sind wir wieder intensiv in die Problematik hineingegangen. In der Gesamtgruppe blieb aber offen, ob das Geldwesen die (!) Schlüsselfunktion hat für die Pervertierung unserer Wirtschaftsweise und dann auch die Zerstörung der Natur. Einig war man sich darin, dass "Geldwesen, Wirtschaftswachstumszwang und Naturzerstörung" auf jeden Fall einen großen Stellenwert hat. Aber hieran müsste weiter gearbeitet werden. Es gibt andere Strukturzwänge in unserem System, die in dem Zusammenhang sicher genauso zu bedenken sind.

Wir haben zwischen drei Ebenen unterschieden, auf denen etwas in unserem System grundlegend anders werden muss. Erstens die Strukturzwänge! Systemelemente aufdecken, die verkehrt sind! Zweitens die mentale Ebene! Vielleicht die geistige Grundlagenebene der Frage, wovon und auf Grund welcher Werte wir leben! Und die dritte Ebene: Lebensweise!

Als letztes möchte ich erwähnen, dass Herr Heling, der ja Oberkirchenrat in Nordelbien ist und für den Umweltbereich verantwortlich, regelrecht darum gebeten hat, mehr gegenüber der Kirche zu machen: "Fordert sie mehr heraus! Sorgt mehr dafür, dass in den Kirchenverwaltungen, Ausbildungsstätten und -häusern die Umwelterziehung und so weiter mehr eingeklagt wird!" Und dass auch Leute wie er ermutigt werden, die das ja eigentlich auch selbst wollen, aber dann doch oft alleine sind in den Institutionen.

Die offenen Fragen brauche ich nur noch einmal erwähnen. Weitergearbeitet werden muss an der unter uns noch relativ unklaren Frage der Strukturzwänge, Systemfehler, Geldwesen. Aber, und das kam auch in den Pausengesprächen heraus, mit den anderen Gruppen zusammen! Es sind ja Grundfragen, die überall hineinspielen. Was ist in unserem System verkehrt? Wenn wir hier etwas erkennen, darf es nicht tabuisiert werden. Wir müssen aber auch mit Bedacht herangehen und nicht in Richtung Ideologie und Schwarz-weiß-Malerei. [Beifall]

Moderation:
Vielen Dank! Darf ich um Ihre Anerkennung für diese Arbeit bitten. [Beifall] Jetzt bitte wieder Rückfragen und Ergänzungen! Ich sehe, dass Sie glücklich sind mit dem Vorgetragenen. Das hilft uns, Zeit zu sparen und im Programm zu bleiben. Denn wir haben noch eine Menge vor. Ich darf deshalb gleich zur nächsten Arbeitsgruppe übergehen. Es ist die "Initiative für eine Basisbewegung Aufbruch - anders besser leben.".

Frau Dr. Schmidt:
Ich darf als Nichtmitglied dieser Arbeitsgruppe, aber aktive Interessierte, zu Ihnen sprechen. Ich bin Leiterin des Köpenicker Ökumenischen Büros und gestern als Externe mit noch anderen Externen in der Gruppe gewesen. Die Arbeitsgruppe ist eine Ausgründung aus der Arbeitsgruppe "Schöpfungsverantwortung." Vor einem Dreivierteljahr hatten sich dort all die, die ganz persönliche eigene Erfahrungen in sowohl der "Eine Welt Arbeit" als auch dem "Alternativen Leben" gemacht haben, zu einer ganz konkreten Aktion entschlossen, die ausging von dem österreichischen "Aufruf zu einem genussvollen, solidarischen und ökologischen Lebensstil" von der Organisation "Menschen für Solidarität, Ökologie und Lebensstil". Der wurde innerhalb der Gruppe in Expertenrunden diskutiert. Unter anderem unter Mitwirkung von Frau Braun, Frau Hoffmann, Herrn Schuler, Herrn Breidenstein wurden Workshops und Zusammenkünfte durchgeführt.

Gestern in der Gruppe hatte Herr Breidenstein die textliche Einführung gemacht und die Schwerpunkte gesetzt. Frau Braun hat moderiert. Und das Co-Referat durften wir von Sylvia Lorek hören, die insbesondere auf Dinge hingewiesen hat, welche, wenn sie beachtet werden, eine stärkere Wirksamkeit dieses Papiers erbringen sollen. Dabei ist insbesondere der Akzent der Sprache zu nennen. Die Sprache muss inspirierender und weniger appellierend sein. Es sollte überlegt werden, ob die Wahl des Wortes "müssen" immer so gut ist oder eine andere Wortwahl nicht besser wäre. Wenn ein "Wir" auftaucht, sollte überlegt werden, wer sich dahinter verbirgt. Sind es die Initiatoren dieses Papiers in der Gruppe? Oder sind die Zieladressaten gemeint wie etwa die allgemeine Öffentlichkeit? Das Papier sollte stärker strukturiert werden, das heißt, dass dessen positive Botschaft herausgestellt werden sollte. Deshalb sei besonders die Entschließung im Mittelteil einer besonderen Würdigung zu unterziehen. Der Teil Drei, das Spirituelle, ist stärker voranzustellen, um auch jede und jeden eine Ermutigung für eine Entscheidung zu diesem Weg mitzugeben. Bedeutende Diskussionsergebnisse betreffen einmal die Zielsetzung. Es geht darum, andere, bessere Lösungen und nicht Verzicht zu predigen. Darum steht in dem Aufruf auch das Wort "besser". Es geht um eine gesamtkulturelle, epochale Wende, ein anders, kooperatives Verhalten - und nicht nur um einen Verhaltenskatalog für das Verzicht-üben. Deshalb sollte das Material auch gestalterisch verbessert werden. Es ist kein Flugblatt, das man schnell lesen kann, sondern hat einen fundierten Inhalt, den man richtig durcharbeiten und persönlich verinnerlichen muss. Es ist die Zielgruppe zu prüfen. Da es viele Gruppen gibt, die sich schon auf den Weg gemacht haben, sollte dieses Papier in kurzer Zeit möglichst viele Menschen erreichen. Es sollen sich zunächst die Fortgeschrittenen in diesen Netzwerken angesprochen fühlen, die als Multiplikator wirken können. Das heißt, dass es notwendig ist, diese Grundlage in diesen Gruppen stärker zu beraten und zu besprechen, wie damit "Politik von unten" gestaltet werden kann. Die Anforderung, die Sprache zu überprüfen und eventuell zu vereinfachen, wurde auch noch einmal in der Gruppe diskutiert. Auch sie eventuell im Sinne einer charismatischeren Sprache zu verstärken, die visionäre Elemente aufnehmen sollte, um die Emotionalität anzuregen bei den Angesprochenen und sie zu motivieren! Weil es so wie bisher nicht weitergehen darf! Andererseits sollten wir auch gelassener sein. Der Text kann noch so vollkommen und von noch so versierten Experten überarbeitet werden. Vor allem sollte er verständlich und in unserer Sprache einladend sein.

Es wurde auch über die Umsetzung des Papiers beraten und zwar besonders die Frage der Gruppenbildung. Es muss in einer Gruppe diskutiert werden, damit sich der Einzelne nicht so allein fühlt. Es gibt die Möglichkeit, eine Gruppe neu zu gründen und dort seine kreativen Ideen einzusetzen oder seine Gedanken in die bestehenden Gruppen im kirchlichen Raum oder darüber hinaus hineinzutragen. Es gibt die Möglichkeit, sich einer Gruppe anschließen, die ein persönliches Bekenntnis zur Änderung des Lebensstils voraussetzt. Oder man ist noch nicht so weit, kann sich das noch überlegen, steht aber grundsätzlich zu diesem Papier. Offen blieb, wie man, schon wegen der persönlichen Entscheidung, die notwendig ist, sehr schnell an die Verbände, seine Mitglieder und Organisationen herankommt. Offen ist auch das Problem der Differenz zwischen dem, was man sagt, und dem, was man dann daraufhin tut. Eine andere Frage ist die nach der Verbindung zur Agenda 21-Arbeit. Diese Strukturen haben sich, wie in der Gruppe gesagt wurde, schon so sehr stark bürokratisch zum Teil verfestigt, dass sie diese Initiative nicht unbedingt so schnell voranbringen. Deshalb sei es notwendig, die Arbeit des Aufbruchs und damit diese Initiative "Anders besser leben" unabhängig zu gestalten, um ihr aus dieser Sicht mehr Schlagkraft zu geben. [Beifall]

Moderator:
Auch Ihnen, Frau Dr. Schmidt, herzlichen Dank! Ich hatte immer gehofft, dass diese Arbeitsgruppe "Aufbruch" schon am Ende ihrer Arbeit ist. Aber es ist ja deutlich geworden, dass auch hier noch wieder eine Menge zu tun ist. Das tröstet vielleicht die anderen Arbeitsgruppen, die noch einen viel weiteren Weg vor sich haben.

Herr???:
Ich möchte eigentlich nur fragen, warum es so drängt. Warum ist so eine große Eile geboten? Ich kenne die selben Ansätze von vor 25 Jahren mit der "Aktion E - einfacher leben".

Paulander Hausmann:
Ich möchte hervorheben, dass der sprachliche Stil dieses Aufrufes von den Papieren, die vorliegen, doch eine besondere Qualität hat. Das habe ich dankbar registriert und finde es auch ein Beispiel (!) für die anderen Gruppen, wie man doch anders mit Sprache umgehen kann. Sie wirkt leichtfüßig und inspiriert dadurch und erdrückt nicht. Vielen Dank für diesen Sprachstil Eurer Arbeitsgruppe!

Herr???:
Ich möchte nur fragen, inwieweit die ökonomischen Konsequenzen dieses Aufbruch-Aufrufes bedacht wurden. Denn die liegen ja auf der Hand und sind auch wichtig.

Gerd Breidenstein:
Wir haben sie in unserer bisherigen Arbeitsgruppe und auch heute hier nicht besprochen. Mir ist klar, dass es Konsequenzen gibt, dass es auch Lösungen gibt, wie Arbeitszeitverkürzungen, wenn der Konsum zurückgeht. Aber wir können nicht alles behandeln. Wir wollen erst einmal die erreichen, die wirklich etwas tun. Über die Auswirkungen müsste man dann in der zweiten Runde diskutieren und nicht vorher sagen, dass das alles nicht geht.

Moderator:
Wir kommen zur letzten Arbeitsgruppe. Es werden uns jetzt die theologischen Grundlagen beschäftigen. Ich bitte Herrn Professor Eigenmann ans Mikrofon.

Dr. Eigenmann:
Ich kann mich kurz fassen. Wir waren neun, acht Leute. Herr Eberhard Müller hat die Runde moderiert und Professor Stoppe war als Experte bei uns. Er hat vier Fragen gestellt: Wozu sind die fünf Profile, also Tora, Prophetie, Weisheit, Apokalyptik und Reich Gottes gedacht? Er regte an, vielleicht aus aktuellem Anlass, das Kapitel über Apokalyptik noch etwas ausführlicher zu gestalten. Schließlich sprach er die Frage an, wie diese fünf Profile und die ethische Urteilsbildung zusammenhängen. Im Anschluss an sein Votum führten wir eine längere, ausführliche, nicht immer ganz harmonische Debatte über die Frage, an wen sich dieses Papier richtet. Welches sind die Zielgruppen? Welches sind die Adressaten? Wie wäre dann die entsprechende Sprache zu wählen? Die Sprache wurde ziemlich bemängelt, als "fachchinesisch" und so. Alles sei auch eine Frage der literarischen Taktung! Wir haben dann die ganze Bandbreite möglicher Adressaten mal aufgelistet und durchdiskutiert. Das ging von den Kirchentagsleuten im Jahre 2003 über die Jugend oder einem Teil davon, über die Frage, ob es einfach Notgepäck eines Christen und einer Christin auf dem Weg sei. Ist das Papier für das Gespräch mit den anderen Arbeitsgruppen gedacht? Ist es einfach ein Fachpapier für uns? Sollen wir irgendwo andocken mit diesem Papier oder irgendjemanden damit vielleicht sogar anfüttern? Wir haben diese Debatte ausführlich geführt und sind zu einem Ergebnis gekommen. Das werde ich aber nicht jetzt bekannt geben, sondern in einem Antrag, den wir für die nächste Runde formuliert haben.

Moderator:
Vielen Dank! Das war kurz, knapp und verständlich, und ich kann mir gar nicht vorstellen, dass hierzu noch Fragen existieren. [Heiterkeit] Ich werde in dieser Meinung bestätigt. So können wir jetzt in die zweite Runde hineingehen. Diese Papiere verfolgen ja keinen Selbstzweck. Sie waren ja nicht dazu gedacht, irgendein Buch herauszugeben und sie irgendwie groß zu publizieren. Sie sind ja zunächst einmal als Arbeitsmittel gedacht, als eine Hilfe, sich miteinander zu verständigen. Und sie sollen auch ein Mittel sein, sich mit anderen zu verständigen, die bislang nicht zuhause sind in unseren Gruppierungen, die ihren anderen, eigenen Weg gehen. Also eine Art Gesprächsgrundlage! Wir müssen uns daher fragen, wie es mit diesen Papieren weitergehen soll. Sie sollen ja eigentlich nicht nur schön formuliert und dann abgeheftet werden. Sie sollen ja einen Impuls geben, einen Anstoß für verändertes Handeln, für Aktionen, für Bemühungen, diese vielen Anliegen in die Gesellschaft hineinzutragen. In die Politik wie auch in die Kirchen! Deshalb wollen wir jetzt in dieser zweiten Runde rückfragen, ob zur Frage der Arbeit mit den Papieren im Sinne der Umsetzung schon irgendwelche Ergebnisse auf dem Tisch liegen. Wir beginnen wieder in der gleichen Reihenfolge mit der Gruppe "Gerechtigkeit", Herr Professor Geitmann bitte.

Professor Geitmann:
Durch Herrn Nitschke impulsiert, haben wir eingehend hierüber geredet, und es war uns ziemlich klar, dass es daneben eine Kurzfassung geben muss. Dabei tauchten die - nachvollziehbaren - Fragen auf, wie man auch in einer Kurzfassung Begründung, Analyse unterbringen kann. Wahrscheinlich nicht! Man braucht vielleicht beides nebeneinander. So ein ausführliches Papier ist eben primär für die Selbstverständigung da, und anderes kann dann lediglich Anstoßwirkung haben an die Kirchenleitung, die Kirchengemeinden und so weiter. Beispiele sind hilfreich. Das war das Kernanliegen von Herrn Nitschke. Beispiele gelungenen Übereinstimmens von Reden und Tun! Er hat auch welche genannt. Darauf komme ich gleich zurück. Es wurde auch vorgeschlagen, mehr in Bildern zu arbeiten, treffende Bilder zu suchen. Auf alle Fälle müssen die Papiere ineinander integriert und aufeinander abgestimmt werden. Ein Mittel dazu wäre, Herr Fischbeck hat das schon eingebracht, ein gemeinsamer Grundlagenteil, so dass nicht alles isoliert nebeneinander steht. Diese drei Bereiche haben ja ihre inhaltlichen Gemeinsamkeiten im Blick auf Ursachen und Lösungsansätze, Hinweise auf Gruppen, die dazu schon etwas gesagt haben, Frau Dieter hat es schon angesprochen, wäre eine Möglichkeit, das Papier zu ent-asten. Damit würde man Gruppen einbeziehen und ihnen auch ein Forum verschaffen, sie ernst nehmen. Hinweise, auch auf Bücher wäre eine gute Methode. Das schließt an die zweite Frage an, nämlich die der möglichen Kooperationspartner. In unserem Zusammenhang wurde natürlich - und insbesondere von Herrn Nitschke auch repräsentiert - die Lokale Agenda genannt. Alles, was es da gibt an Servicestellen, Organisationen und Gruppen! Und damit die Kommunen! Die Kommunen sind für dies alles Gesprächspartner geworden. Selbstverständlich wurden Gewerkschaften genannt, erst Recht natürlich uns nahestehende Bewegungen wie Attac oder Erlassjahr oder eh dazu gehörende Gruppen wie "Christen für gerechte Wirtschaftsordnung".

Wo sind Widerstände zu erwarten? Meinen Eindruck dazu habe ich schon in der ersten Runde genannt. Widerstände sind von außen, aber sicher auch ganz tief in uns selbst zu erwarten. Ich habe das Gefühl, dass wir uns im Zustand einer Angststarre vor dem Neuen befinden. Das größte Problem ist unsere eigene gesellschaftliche Unbeweglichkeit. Um soziale Gestaltung für morgen zu denken, brauchen wir die Klarheit wissenschaftlicher Erkenntnisse, aber auch das religiös gespeiste Verantwortungsgefühl oder die Kühnheit des künstlerischen Menschen. Und das erfordert Offenheit.

Handlungsoptionen wurden erfragt und wurden uns durch Herrn Nitschke auch mit plastischen Beispielen vor Augen geführt wie etwa ein ökologischer Baumarkt oder ein Regionalkaufhaus, womit regionale Wirtschaftszusammenhänge gepflegt werden können. Oder Formen der Bürgerbeteiligung, wie sie uns nun ausgerechnet aus der "Dritten Welt" vorgemacht werden! Bürgerhaushalt, wie man es gerade in Porte Alegre sehen kann, wo man Finanzdinge, die man uns ja ganz besonders fern hält, zusammen mit den Bürgern erarbeitet. In einer Millionenstadt werden Haushaltspläne gemeinsam mit den Bürgern erarbeitet. Und an der Stelle erlaube ich mir abschließend wieder einen persönlichen Hinweis. Wir sollten darauf achten, nicht eine Bewegung für mehr Demokratie zu verpassen, die nun schon seit Jahren dafür streiten, dass uns das entscheidende Instrument eines aufrecht gehenden Menschen nun endlich auch zur Verfügung gestellt wird. Volks- und Bürgerentscheide auf allen politischen Ebenen! Letztendlich auch auf EU-Ebene! Auf Bundesebene ist dies höchst aktuell. Es gehört zu den Koalitionsvereinbarungen. Eckpunkte liegen vor. Wenn wir uns aber jetzt nicht melden, haben wir wieder eine historische Situation verpasst. Dazu läuft auch eine Unterschriftenaktion. Ich vermisse immer noch die 60 Unterschriften der Teilnehmer, weil es offensichtlich noch nicht rübergekommen ist, was da zur Zeit läuft. Wir haben eine historische Situation, in der es darum geht, aus der CDU 22 Leute aus der Bundestagsfraktion für eine Zweidrittelmehrheit zur Änderungsentscheidung des Grundgesetzes zu gewinnen. Und wir werden sie nicht gewinnen, wenn nicht einmal wir mitgekriegt haben, was hier an Demokratieentwicklung notwendig ist. Und ohne mehr Demokratie wird sich nichts zum Besseren verändern. [Beifall]

Herr???:
Ich will einen Satz ergänzen, weil das noch nicht so richtig rübergekommen ist. Ansonsten hat Herr Professor Geitmann alles sehr diskussionsgetreu wiedergegeben. Noch einmal eine Ermutigung, die Ursprünge der ökumenischen Basisbewegungen auch in die gesellschaftlichen Debatten mit einzubringen. Das Spezifische, das die ökumenische Basisbewegung in gesellschaftliche Veränderungsprozesse einbringen kann, ist das Zusammenwirken von Reden und Tun. Es machen nicht mehr viele, konkrete Dingen, die hier schon Praxis sind, den gesellschaftlichen Veränderungsprozess zur Verfügung zu stellen. Dieses Jahr ist Johannisburg. 10 Jahre nach Rio! Bis Ende diesen Monats können Sie sich zum Beispiel im Internet unter www.nachhaltigkeit.de zu dem ersten Entwurf der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie äußern und Kommentare abgeben. Sie haben einen ganz interessanten Diskussionsprozess hinter sich. Bringen Sie das ein in die politischen Debatten. Wenn Ihre Stimme dort nicht vernommen wird, ist das auch eine verpasste Chance.

Herr Held:
In der Friedensgruppe hatten wir gefragt, auch in der Diskussion, was sich seit dem 11.September verändert hat, oder inwieweit Aufgaben an uns präziser geworden sind. In unserem Friedenspapier haben wir dazu die Erwartung an unsere Kirchen formuliert, dass sie den fairen Handel ganz aktiv unterstützen, dass die Produkte des fairen Handels in den Kirchen selber und in den kirchlichen Häusern eine Selbstverständlichkeit werden müssten. Mich wundert eigentlich, dass in dem Gerechtigkeitspapier offenbar keine solche praktischen Beispiele stehen. Das wäre etwas, das sofort machbar wäre und nicht mehr grundsätzlich oder theologisch zu diskutiert werden bräuchte. Dem stimmen ja alle zu. Sie tun's nur nicht.

Frau Sylvia Dieter:
Ich möchte etwas zu der Anfrage an die Gerechtigkeitsgruppe sagen. Bei dem, was wir unter Teil 3 unter "neue Ordnung" subsummiert haben wollen, geht es genau um diese Beispiele.

Moderator:
Vielen Dank, damit dürften auch diese Fragen geklärt sein. Ich bitte jetzt Herrn Dr. Huth für die Arbeitsgruppe "Frieden heute" nach vorne.

Dr. Huth:
Wir haben die Absicht, das Papier noch im Mai zum Abschluss zu bringen, denn wir meinen, dass es wenig sinnvoll wäre, daran noch jahrelang zu arbeiten. Bis dahin werden noch erhebliche redaktionelle Veränderungen stattfinden. Es werden aber auch Ergänzungen eingefügt, die sich durch die Diskussionen hier in diesen Tagen ergeben haben. Dazu sind wir fest entschlossen. Hinsichtlich der Kooperationsmöglichkeiten haben wir natürlich dadurch, dass die Einladungen von vielen Gruppen nicht befolgt wurden, einen herben Rückschlag erlitten. So sehen wir uns veranlasst, von uns aus an verschiedene Partner in Kirchenkreisen und in der Friedensbewegung heranzutreten, sobald das Papier fertig sein wird. Das ist der Stand der Dinge und es tut mir leid, dass wir dazu derzeit nichts Präziseres sagen können.

Die zu erwartenden Widerstände kennen wir alle. In der Friedensfrage gilt das Gleiche wie bei "Gerechtigkeit" und "Umwelt", dass uns in weiten Kreisen unseres Umfeldes eine große Lethargie umgibt, so dass es vermutlich doch noch zu einer Verschärfung der Situation kommen muss, damit diese aufgebrochen wird. Andererseits gilt, dass diese Lethargie desto eher auch aufgebrochen werden könnte, je besser wir argumentieren. Bei vielen Leuten, die an sich Einsicht haben, liegt es doch vielleicht auch an der Prioritätensetzung, die zu hinterfragen sind. Wenn Synoden solche Punkte wie die Friedensfrage oder andere Punkte, die hier besprochen wurden, hintansetzen, solange werden unsere Anliegen auch keine Durchschlagskraft enthalten. Selbst, wenn es möglicherweise dort sogar erwünscht wäre!

Mögliche Handlungsoptionen? Wir haben immerhin die Chance, dass im Rahmen des ökumenischen Kirchentages 2003 ein Tag an einem bestimmten Ort dazu thematisch gearbeitet werden kann. Das bedarf natürlich erheblicher Vorbereitungen. Wir haben verabredet, dass spätestens bis zum Herbst darüber mit den entsprechenden Kirchenleitungen gesprochen wird. Das ist das eine, das wir vorhaben. Das andere werden wir aber vermutlich erst nach den Wahlen wahrnehmen können, nämlich das Angebot, mit Politikern über unsere Ergebnisse zu sprechen und zu sehen, inwieweit wir sie in das politische Feld mit hineinbringen können, insoweit das nötig ist.

Noch eine persönliche Feststellung: Wir formulieren jetzt hehre Vorstellungen von Umweltverbesserungen, Frieden und Gerechtigkeit. Doch wenn wir uns die Realität anschauen, sehen wir uns Zwängen ausgesetzt, denen wir uns offenbar - genau wie auch die Kirchen - nicht entziehen können. Wir gehen zum Beispiel in ein Hotel, in dem nahezu keine Arbeitskräfte erforderlich sind, die dort fast vollständig wegrationalisiert wurden. [Zuruf: "mit besonders behaglichem Stil"]. Ja, das ist kein Vorwurf an die Veranstalter. Das ist klar. Wir sind ja alle in einem Boot. Wir verstärken diese Arbeitsplatzeinsparungen auf Kosten ... - mit dem Umweltschutz ist es auch nicht weit her in diesem Hotel - , auf Kosten der Umwelt, sozialer Belange und was da noch mit zusammenhängt. Oder wenn wir wie jetzt eine Tagung machen, essen wir keine Produkte aus fairem Handel und keine Produkte aus dem ökologischen Anbau. Wir nehmen dann halt das Übliche, das dann zu vernünftigen, günstigen Preisen in den Ketten zu erhalten ist. Und das ist nicht nur hier so. Bei kirchlichen Veranstaltungen ist das auch so. Ich habe noch nie erlebt, dass dann gesagt wurde: Wir bieten etwas aus ökologischem Anbau an. Hier aus der Region! Nichts dergleichen! Wenn sich das nicht ändert, wenn wir nicht selbst persönlich oder auch in unseren Gruppen oder Kirchen nicht bereit sind, aus dem üblichen Trott auszusteigen, dann können wir schöne Papiere machen, und das hat sicher auch seinen Sinn, aber es kommt nicht zu einem Durchbruch. Es kommt nicht zu einem Erfolg. Wir müssen uns selbst also auch noch einmal in Frage stellen und zwar nicht theoretisch, sondern praktisch. [Beifall]

Moderator:
Danke schön für diese Gewissenserforschung. Rückfragen bitte:

Herr Kuschel:
In dem Hotel gab es irgendwo eine Aufforderung, Kritiken zu äußern, und ich möchte fragen , ob das erfolgt ist von jemanden. Wenn nicht, könnte man das irgendwie nachholen. Diese Kritik ist ja keine Beleidigung, sondern praktisch eine Hilfe zur Selbsthilfe, so dass sie in Zukunft die Dinge ökologisch und sozial beackern.

Herr???:
Ich bin immer sehr dafür, dass man Kritik gleich anbringt. Aber bei dem Hotel ist das so, dass es wie eine Maschine konzipiert ist. Da sind nur Leute präsent, die dienende Arbeit machen....

Moderation:
Gut, die Frage brauchen wir hier nicht länger diskutieren. Sonstige Rückfragen? Nein? Dann bitte ich Bernd Winkelmann, seinen Bericht der Arbeitsgruppe "Schöpfung" vorzutragen.

Bernd Winkelmann:
Wir wollen und müssen an diesen Papieren - es liegen ja drei vor - weiterarbeiten in dem Sinne, dass daraus ein Papier entsteht. Es wurde immer wieder gefragt, ob diese ganzen Grundfragen zum System und so weiter nicht eher eine Angelegenheit der Gruppe "Gerechtigkeit" sei. In den Pausengesprächen schälte sich die Absicht heraus, ein gemeinsames Grundlagenpapier zu erarbeiten, in dem die gemeinsamen Grundfragen behandelt werden. Und dann Einzelpapiere! Ich finde das gerade für unsere Arbeitsgruppe gut und das gilt sicher auch für die anderen.

Zu der Frage der Kooperationsmöglichkeiten haben wir noch keine sehr konkreten Überlegungen angestellt. Ich denke, dass vor allem drei Kooperationsmöglichkeiten da sind. Einmal mit den anderen Gruppen! Wir müssen untereinander kooperieren. Auch mit unseren Inhalten! Von unserer Grundlagengruppe "Schöpfungsbewahrung" gibt es bereits Querverbindungen zur Aufbruchsbewegung, die weiterentwickelt werden wird. Ansonsten werden wir das Papier, insofern es einigermaßen vernünftig und fertig wird, in alle möglichen Gruppen und Institutionen hineingeben. Besonders in die Lokale Agenda 21!

Zur Frage der zu erwartenden Widerstände: Ich glaube, es ist deutlich geworden, dass es Widerstände massivster Art gibt, sobald wir Grundsatzfragen des Systems ansprechen, also zum Beispiel fragen, ob wir das ganze System stürzen wollen oder nur wesentliche Dinge innerhalb des Systems. Damit müssen wir rechnen. Aber davor sollten wir nicht kneifen. Tabufragen, Grundsatzfragen ansprechen! Aber sie müssen dann auch stimmig angesprochen werden, um nicht den Verdacht zu nähren, dass wir Schwarz-weiß-Malerei, Ideologie und dergleichen betreiben.

..... mit diesen Impulsen, auch aus unserer Arbeitsgruppe, wollen wir in alle interessierten Gruppen und besonders auch in die Kircheninstitutionen hineingehen, wie etwa den Kirchentag 2003. Dann in Richtung Basisversammlung 2004, wo das Papier aber als offenes Papier, als Anregung eingebracht und weiterentwickelt werden sollte! Mit der Perspektive, dass dies in die dann offizielle ökumenische Versammlung auf europäischer Ebene eingeht, die für das Jahr 2006 angekündigt ist!

Frau Dr. Schmidt:
Ich habe aus dem, was wir in der Arbeitsgruppe "Aufbruch" gestern besprochen haben, einiges herausgefiltert und hoffe, dass es im Sinne der Mitglieder der gestrigen Gruppe ist.

Welche Kooperationspartner gibt es? Wir wollen erst einmal Kontakte zu Kooperationspartnern vor Ort suchen. Am kommenden Wochenende findet in Bad Boll eine Tagung mit diesen möglichen Partnern statt, wo es auch um die Praktikabilität unserer Vorstellungen geht. Wenn das Papier fertig ist, sollen Erstunterzeichner und Erstunterzeichnerinnen gesucht werden, mit deren Unterschrift man eine größere Wirkung erreicht. Es sollen Organisationen mit der Bitte angeschrieben werden, diese Initiative zu unterstützen, die dann gegebenenfalls auch auf dem Papier mit genannt werden.

Welche Widerstände sind zu erwarten? Dass sich in der Gesellschaft nichts ändert! Dass dieses Papier von der Politik grundsätzlich nicht mitgetragen wird, da diese von der Wirtschaft bestimmt wird und nicht auf Konsumverzicht ausgerichtet ist! Die Veränderung des eigenen Lebensstils ist ein heikles Thema. Obwohl eine Veränderung absolut notwendig ist, wird auf diese Erkenntnis zunächst empfindlich reagiert, weil Bewusstseinsveränderungen sehr lange dauern.

Was sind die Handlungsoptionen? Nicht abwarten, sondern diese Dinge in den Gruppen schrittweise voranbringen, politische Gruppen einbeziehen und über ihre Mitglieder neue Initiatoren und Multiplikatoren gewinnen! Auf dem ökumenischen Kirchentag in 2003 in Berlin ist eine Aktion geplant.

Moderator:
Ich darf selbst eine Rückfrage stellen an Herrn Breidenstein. Es ist ja ein Buch dazu in Planung. Können Sie schon näheres dazu sagen, was der Stand ist und wann es in etwa erscheinen wird?

Herr Breidenstein:
Es geht um das Handbuch "Genuss und Nachhaltigkeit", was die österreichische Bewegung bisher schon benutzt hat und das bereits in zwei Auflagen erschienen ist. Es ist sehr praxisnah und sehr charmant geschrieben. Es ist sehr österreichisch. [Heiterkeit] Christine Hoffmann hat die Erdäpfel in Kartoffeln übersetzt und die Marillen in Aprikosen. Es wird jetzt also eine deutsch-österreichische Ausgabe und wir sind gerade in der Endredaktion mit dem österreichischen Autor. Es wurden zwei Ergänzungsartikel geschrieben. Es geht jetzt alles an den Verlag und Mitte Mai kommt dann diese erweiterte Neuauflage heraus. Neu enthalten wird sie ein Kapitel zur Gruppenbildung und eines zur Bewusstseinsveränderung bis hin zur Spiritualität. Der Verlag sitzt in Wien und heißt "Promedia Verlag".

Ergänzend zu dem, was Frau Dr. Schmidt schon berichtet hat, möchte ich noch einmal darauf hinweisen, dass es bei uns schon am nächsten Wochenende weiter geht, in Bad Boll. Eingeladen sind dort ganz speziell die Verbände von Umwelt und Entwicklung und christliche Organisationen vor allem aus dem Jugendbereich. Die letzteren sind aber sehr schwer zu bewegen, dort hinzugehen. Wir werden daran weiterarbeiten. Ich habe hier an Euch die Bitte, es uns mitzuteilen, wenn irgendwer irgendwen kennt, der im Vorstand der evangelischen Jugend oder vom BdkJ, ESG, KSG und so weiter ist.

Moderator:
Vielen Dank, und jetzt kommen wir zu dem spannenden Moment, in dem die Arbeitsgruppe "Theologische Grundlagen" ihren Antrag einbringen wird.

???:
Es beginnt zunächst etwas harmlos. Wir nehmen die an uns und an andere Gruppen gerichteten Anregungen auf und schlagen vor, dass die Papiere aufgrund der gestrigen Diskussionen überarbeitet werden, dass sie dem Protokoll beigelegt werden und allen zugänglich bleiben. In dieser neuen Fassung sollen diese Papiere dann zum Ausgangspunkt dieses Antrages werden, den ich Ihnen jetzt vortragen darf. Wir haben einen Antag formuliert und der lautet folgendermaßen:

Wir sind bündnisbedürftig und bündniswillig. Aufgrund unserer Erfahrungen im konziliaren Prozess formulieren wir unsere Analysen, unsere Herkunft und Hoffnung für die Arbeit in einem breiten Netzwerk "Eine andere Welt ist möglich - ein anderes Deutschland ist möglich". Aus diesen Überlegungen heraus leiten wir vier Konsequenzen ab. Erstens: Die bisherigen Arbeitsgruppen lösen sich mit dem Ende dieser Tagung auf. Zweitens: Es wird eine neue Arbeitsgruppe konstituiert. Ihr gehören je drei Personen der bisherigen Arbeitsgruppen und ein Journalist oder eine Journalistin an. Diese Arbeitsgruppe formuliert aufgrund der bisherigen Vorlagen ein Papier mit folgender Struktur: Zum einen Analyse! Zum Zweiten unsere Herkünfte, Beurteilungen und Hoffnungen, gegliedert nach Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung! (Und hier kommt eine Zwischenüberlegung: ) Ökumenisch und kirchlich bündeln sich die Beurteilungen und Hoffnungen in der Dekade zur Ueberwindung der Gewalt. Im Blick auf die Agenda21 - Prozesse differenziert sich dies in eine ökonomische, soziale und ökologische Agenda. Und der dritte Teil des Arbeitspapiers sind die Handlungsperspektiven hinsichtlich der ökonomischen Agenda, hinsichtlich der sozialen Agenda und hinsichtlich der ökologischen Agenda. Viertens: Dieses so strukturierte Papier umfasst maximal 10 Seiten. Nach Fertigstellung des Papiers durch die Arbeitsgruppe geht das an die Mitglieder der bisherigen Arbeitsgruppen zur Stellungnahme. Diese werden anschließend geprüft und gegebenenfalls eingearbeitet. Hat die Arbeitsgruppe ihre Arbeit beendet, wird der Journalist oder die Journalistin das Papier sprachlich überarbeiten und ein Grafiker oder eine Grafikerin die Textgestaltung auf maximal 12 Seiten übernehmen.

Das ist unser Antrag. [Zunächst zögerlicher, dann stärkerer Beifall!]

Moderator:
Dankeschön! Die Antragstexte werden jetzt ausgeteilt. Sie können sie also in Ruhe genießen. Ich möchte aber von vornherein auf die weitere Verfahrensweise hinweisen. Ich würde jetzt bitten, eine Pause von einer viertel Stunde einzulegen. Während dessen können Sie einen Kaffee zu sich nehmen. Und die Arbeitsgruppen treffen sich, um eine Meinungsbildung in der Arbeitsgruppe zu erreichen, damit wir nachher nicht in irgendwelchen Zahlenmysterien abstimmen, sondern wissen, was die Arbeitsgruppen dazu meinen. Zweitens: Bei der Abstimmung werde ich differenziert vorgehen. Der Antrag wird nicht in Gesamtheit abgestimmt. Abgestimmt werden die einzelnen vier Punkte, und auch hier sind noch Modifikationen möglich. Es ist ja zum Beispiel so eine Frage, ob nun immer genau drei aus jeder Arbeitsgruppe dazugehören müssen und damit eine große, vielleicht zu schwerfällige - Arbeitsgruppe entstehet, oder ob nicht auch zwei genügen würden. Und so weiter! Solche Modifizierungen sind noch denkbar und können in die Abstimmung mit eingebracht werden. Wir werden bei den Abstimmungen also sukzessive vorgehen, und Sie haben von daher auch die Möglichkeit, eine Bandbreite von Änderungswünschen einzubringen. Ich bitte jetzt in die Pause einzutreten.

[Pause]

Moderator:
Die Zeit wird knapp. Und wir wollen diese Sache zu einem guten Ende bringen. Bitte jetzt konzentrierte Aufmerksamkeit! Dieser Antrag könnte eine neue Phase der gesamten Arbeit für die nächste Zeit einläuten. Wir müssen sehen, dass sich, wenn so ein neues, konzertiertes Papier erstellt wird, der Stellenwert der bisherigen Arbeitsgruppenpapiere verändert. Das zentrale Papier wäre dann das Papier ersten Ranges, während die Papiere der Arbeitsgruppen einen niederen Rang bekommen. Es wird in der Einleitung vermerkt werden, dass die bisherigen Arbeitsgruppenpapiere als Fachanlagen angefügt sind. Ich möchte jetzt die Vertreter der fünf Arbeitsgruppen fragen, welches Ergebnis die Meinungsbildung erbracht hat. Aber bitte ganz kurz! Es geht um präzise Dinge. Ich bitte die Arbeitsgruppe "Gerechtigkeit" ans Mikrophon.

Frau Dieter:
Wir würden gern drei Punkte modifizieren, und ich bitte um Ergänzungen, falls mir etwas entfallen sein sollte. Grundsätzlich stimmen wir zu. Es müsste präzisiert werden, was genau die Zielgruppe ist, denn in den Arbeitsgruppen gibt es wohl unterschiedliche Vorstellungen dazu, wen und was man tatsächlich erreichen will. Für eine Redaktionsgruppe wäre das zumindest erleichternd. Zu den Modifizierungen: Zum Punkt Eins, der die Auflösung der Arbeitsgruppen betrifft, ist uns wichtig, festzustellen, dass das, was während dieser Tagung erarbeitet wurde, natürlich zuerst noch eingearbeitet werden muss und dass diese Papiere dann in den Redaktionskreis kommen. Es müsste geklärt werden, wie die zeitliche Schiene sein soll, zum Beispiel, bis wann alles fertig sein muss. Denn danach richtet sich ja auch manches. Der dritte Punkt, an dem wir gern etwas modifiziert haben möchten, liegt bei Viertens. Auf zehn Seiten etwas darzustellen, finden wir ganz gut, aber eher eigentlich als Kurzfassung. Weil doch viele Dinge fachlich mehr ausgeführt werden müssen, sollte es dazu aber noch eine Langfassung geben.

Moderator:
Dankeschön! Bitte jetzt die Stellungnahme der Arbeitsgruppe 2, Frieden!

Herr???:
Wir sind grundsätzlich für ein solches gemeinsames Papier, sind aber gegen den ersten Punkt. Wir wollen weitermachen, denn wir haben ja vorhin erst erklärt, was wir noch vorhaben in Sachen Kooperation und Gesprächen mit anderen. Wir wollen uns also nicht auflösen. Wir sind auch nicht dafür, dass aus jeder Arbeitsgruppe drei Personen in diesen neuen Redaktionskreis gehen, sondern höchstens zwei oder einer mit Stellvertreter oder so ... in der Form. Was den vierten Punkt betrifft, sind wir dafür, dass nicht nur die Mitglieder (!) der bisherigen Arbeitsgruppen zur Stellungnahme aufgefordert werden, sondern alle bisherigen Arbeitsgruppen.

Moderator:
Dankeschön, die Arbeitsgruppe 3, Schöpfungsbewahrung!

Herr ...:
Grundsätzlich würden wir dem Antrag zustimmen, wenn ich uns richtig gehört habe. Wir müssen sehr (!) genau gucken, welche Journalisten man dafür gewinnen möchte. Sonst geht es auch mit Journalisten schief.

Moderator:
Dankeschön, bitte der Aufbruch!

Frau ...:
Wir von der Gruppe Aufbruch begrüßen an sich den Antrag, weil es schön wäre, wenn ein einheitliches Papier veröffentlicht würde und nicht mehrere verschiedene. Wir sehen uns aber schlicht und ergreifend nicht in der Lage, uns aufzulösen, denn wir kommen jetzt in die Endphase unseres Aufbruchpapiers. Wir haben Verpflichtungen und können das einfach gar nicht machen. Unser Vorschlag ist daher, dass wir weitermachen und die anderen Arbeitsgruppen sich auflösen oder sich zusammentun, um ein gemeinsames Papier zu erarbeiten. Weil wir gerade in der Endphase sind, sehen wir uns auch nicht (!) in der Lage, dazu zu kommen, um mitzumachen. Das könnte sich eventuell einmal ändern, wenn die Hauptarbeit bei uns geschehen ist. Wir denken aber, dass dann das übergreifende Papier schon fertig sein wird, weil das ja, darauf möchten wir hinweisen, auf alle Fälle noch in diesem Jahr fertig sein sollte. Unser Aufruf sollte aber eventuell mit in den Anhang aufgenommen werden.

Herr ...:
Ich möchte es ein bisschen ergänzen und präzisieren. Unsere Arbeit ist nicht in Kürze fertig, sondern wir sind im Gegenteil an der Umsetzung. Zwar ist das Papier so gut wie fertig, die Umsetzung wird aber Jahre dauern, und wir werden mindestens bis zum Kirchentag sehr intensiv daran arbeiten. Schon deshalb können wir uns nicht auflösen und auch nicht mitmachen. Ich wollte das sagen, damit es noch ein wenig verständlicher wird.

Herr ...:
Zum Verständnis! Ich meinte, es sei in dem Antrag klar geworden, das ist aber offenbar nicht so, dass die bisherigen Arbeitsgruppen die Ergebnisse dieser Tagung natürlich noch einmal aufarbeiten und sich erst danach (!) auflösen. Sonst hielte ich es für unmöglich. Wir können nicht einfach die Fragmente nehmen und sagen: Macht Ihr mal! Ist das klar? [Vielstimmiges Ja] Okay.

Herr Orth:
Wir von der Arbeitsgruppe "Theologische Grundlagen" sind für dieses Votum natürlich sehr dankbar. Ich möchte Ihre Überlegungen aufnehmen und den Antrag dahingehend modifizieren. Ich weiß nicht, ob die Anderen in der Arbeitsgruppe damit einverstanden sind. Wenn nicht, müssten sie das dann sagen. Der Punkt 1 soll jetzt lauten: "Die bisherigen Arbeitsgruppen bestimmen das Ende ihrer Arbeit eigenständig." Zweitens: "Es wird eine neue Arbeitsgruppe konstituiert. Ihr gehören eine bis drei Personen der bisherigen Arbeitsgruppen und ein Journalist oder eine Journalistin an." Der Punkt 4 bleibt unverändert. Der Punkt 5 bleibt ebenfalls unverändert bis auf den Zusatz: "Die bisherigen Papiere gelten als Hintergrundpapier zu dem neuen Papier." Das muss man noch etwas schöner formulieren, aber Sie wissen, was gemeint ist. Schließlich: "Zum Zusammenhang des zu erstellenden Papiers gehört der Aufruf der Gruppe ,Aufbruch'." Nachdem, was ich gehört habe, müsste ein so modifizierter Antrag abstimmungsfähig sein. [Beifall]

Herr ...:
Ich finde es gut, dass Sie den Antrag bereits so weit modifiziert haben. Ich möchte noch einen weitergehenden Antrag stellen. Die Handlungsperspektiven unter Punkt 3 sind nur nach ökonomischem, ökologischem und sozialem Verständnis gegliedert und nicht in Hinblick auf Frieden und Gewalt. Dieser Aspekt muss natürlich genauso mit Beispielen unterlegt werden. Sonst wäre das, was unsere Arbeitsgruppe erarbeitet hat, hier nicht vertreten.

Herr ...:
Wenn ich das kurz erläutern darf, damit es klarer wird. Sie sollen ja auf keinen Fall unter den Tisch fallen. Wir haben in dieser Zwischenüberlegung versucht, unsere Begriffe Gerechtigkeit, Bewahrung der Schöpfung und Frieden auf die Agenda-Struktur zu übertragen. Und da heißt "Gerechtigkeit" halt "Ökonomie", "Frieden" heißt "sozial" und "Bewahrung der Schöpfung" heißt "Ökologie."

Herr ...:
Also diesen Agenda-Prozess haben wird nicht. Wir haben in unserem Agenda-Prozess auch eine Gewalt- und eine Menschenrechtsgruppe. Der ist nicht reduziert auf Soziales.

Moderator:
Ich würde meinen, dass wir diese Sachfrage jetzt nicht ausführlich diskutieren sollten, sondern an die Vertreter der einzelnen Gruppen den Auftrag erteilen, diesen Absatz III, Struktur des Papiers und so weiter, noch einmal zu diskutieren und entsprechend umzuformulieren.

Herr ...:
Das finde ich gut, und ich kann mich dem anschließen. Ich habe auch noch einen zweiten Punkt. Ich denke nicht, dass unsere Arbeitspapiere, zumindest nicht das der Friedens-AG, ein Hintergrundpapier ist und dass, wie Herr Grande es anfangs gesagt hat, eine neue Hierarchie entsteht. Das sehe ich überhaupt nicht so. Ich halte es für nötig, ein gemeinsames Papier zu haben. Ich finde es auch gut, wenn das so kurz ist und nur 12 Seiten hat. Das hat aber zur Voraussetzung, dass unsere Papiere als Elemente gesehen werden, die genauere, deutlichere Hinweise geben und nicht einfach nur Anlagen sind. Für die, welche die einzelnen Aspekte genauer interessieren und das nachlesen möchten, sind das die Hauptpapiere. Es besteht also eine Gleichrangigkeit, und es sollte dem Leser überlassen sein, wie er das wichtet, und nicht von uns vorgegeben werden, dass wir jetzt eine neue Hierarchie machen. Das hätte mit dem konziliaren Prozess dann nicht mehr viel zu tun.

Frau Drews:
Da fehlt mir jetzt einfach das Vertrauen zu der Neuformulierung, die dann irgendwann stattfinden sollen. Ich kann mich nicht damit einverstanden erklären, dass jetzt hier nur diese drei Handlungsperspektiven genannt werden und keine politische dabei ist. Das ist ein Rückzug aus der Politik...[Zwischenruf: Das ist nur anders politisch!] Ja, aber im globalen politischen Sinne ist das hier ganz eng.

Herr Garritzmann:
Es wird doch deutlich, dass es nicht nur die Sache der Arbeitsgruppen ist. Agenda 21 denkt nicht in Spalten wie Ökonomie, Ökologie, Soziales. Das neue Leitbild ist "Nachhaltige Entwicklung", das sich in eine ökonomische, ökologische, soziale Perspektive entfaltet. Sachen wie "Gerechtigkeit" sind querliegende Kernfragen dieser nachhaltigen Entwicklung. Insofern kommen all diese Fragen quer vor. Aber wenn Sie anschlussfähig an Fragen der Agenda 21 sein wollen, dann sollten Sie diese Spalten aufgeben. Ihre Fragen liegen quer in der Agenda, und das ist das Gute daran. Es wäre wichtig zu verstehen, dass sich "Nachhaltige Entwicklung" in die drei Aspekte gliedert und deshalb als Dreieck darstellbar ist und nicht mit Spalten. Die Grundfrage war die der Anschlussfähigkeit an die Agenda 21, die in der Öffentlichkeit derzeit mehr im Gespräch ist als die alte Sprachregelung des konziliaren Prozesses. Das ist die Absicht und nicht mehr und nicht weniger. [Beifall]

Hans Jürgen Fischbeck:
Wir sollten den Punkt III als Empfehlung für diese zu bildende Redaktionsgruppe lassen, aber nicht als Vorschrift. Man kann das letztlich nur dann entwickeln, wenn man das Papier wirklich zu gestalten versucht. Dann erst sieht man , welche innere Logik hier waltet. Als zweites möchte ich bekräftigen, dass es bei den Arbeitsgruppenpapieren mehr um eine Langfassung als um Hintergrundpapiere geht. Da möchte ich mich den geäußerten Meinungen anschließen. Sonst hieße das ja, einen Gutteil der bisherigen Arbeit in den Aktenschrank zu verbannen. Wenn aber daran gedacht ist, das Ergebnis unserer Arbeit in einer kleinen, schmalen Broschüre zu veröffentlichen, deren erster Teil dieses hier anvisierte gemeinsame Papier ist, deren zweiter Teil aber die Beiträge der drei Arbeitsgruppen in klug abgegrenzter Form enthält, dann fände ich das richtig.

Sepp Stahl:
Ich habe in diesen Tagen hier oft gehört, dass der Wunsch da ist, vieles in den Arbeitsgruppen noch zu konkretisieren. Wir in der Arbeitsgruppe "Aufbruch" haben uns ja auch aus dieser mehr theoretischen Diskussion ausgeklinkt und versucht, etwas echt Konkretes vorzuweisen. Ich denke, dass uns das gelungen ist. Meine Frage geht an uns, wie wir nach jetzt diesem Antrag mit dem aus mehreren Arbeitsgruppen heraus geäußerten Bedürfnis umgehen, wirklich konkret zu werden. Das darf nicht verloren gehen.

Herr Kuschel:
Ich möchte das unterstreichen, was Hans-Jürgen Fischbeck gesagt hat. Viele Leute lesen ja nicht gern so viel. Deshalb eine Kurzfassung! Aber erst einmal sollten sich die Arbeitsgruppen zusammensetzen und irgendwie weiter arbeiten. Es sollte nichts verloren gehen, was Tiefenarbeit betrifft. Das betrifft auch unsere Arbeitsgruppe, und ich möchte mich da nicht (!) ausklinken. Alle Arbeitsgruppenpapiere sollten auf dem Kirchentag auch denen zugänglich gemacht werden, die sie lesen und die damit arbeiten wollen.

Moderator:
Dankeschön, die Sachlage ist jetzt klar. Wir können jetzt doch zu einer Gesamtabstimmung kommen. Als Grundlage nehmen wir den modifizierten Vorschlag, einschließlich des Punktes V, der hier nicht schriftlich vorliegt, aber der mündlich formuliert wurde von Ihnen. Ich höre gerade, dass er doch noch schriftlich formuliert wird.

Herr ...:
Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass der Terminus "Hintergrundpapier" ganz und gar nicht abwertend gemeint ist und auch nicht hinter dem gemeinsamen Papier verschwinden soll. Hier sollen Hintergründe dessen ausgeleuchtet werden, was in der Kurzfassung steht. Aber gut, der Passus soll jetzt folgendermaßen heißen: "Die Papiere, welche die Gruppen abschließend erstellen, bleiben erhalten und werden mit dem neu zu erstellenden Papier veröffentlicht. Der Aufruf des Aufbruchs ist Teil dieses Gesamtpaketes." [Beifall]. Ich möchte aber noch eines hinzufügen: Das heißt natürlich nicht, dass dieses kurze Papier nicht auch separat veröffentlicht werden kann. Das, so denke ich, ist klar, oder? Ich bitte also jetzt darum, diesen so modifizierten Antrag abzustimmen. Wer mit "ja" stimmt, hebe bitte die Hand. Dankeschön, das ist die große Mehrheit. Wer sagt "nein"? Eine Neinstimme! Und wer enthält sich? Das sind drei Enthaltungen.

Moderator:
Vielen Dank, wir haben damit ein großes Problem gelöst. [Beifall] Wir müssen aber jetzt noch Butter bei die Fische kriegen. Es muss die Zeitschiene geklärt werden und wer die Verantwortung dafür übernimmt, dass die Gruppe zustande kommt. Ich schlage vor, dass wir letzteres zunächst einmal unserer Arbeitsstelle übertragen. Heiko Lietz wird also in Zusammenarbeit mit dem Koordinationskreis für die Bildung dieser Arbeitsgruppe Sorge tragen. Einverstanden? [Beifall] Ich würde vorschlagen, dass wir uns für die Fertigstellung der Texte bis nach der Sommerpause Zeit lassen. Das dürfte eine realistische Zeitschiene sein. Bei den jeweils nächsten Sitzungen der Arbeitsgruppen sollte die Frage entschieden werden, wer in die neue Arbeitsgruppe delegiert wird. Diese sollen der Arbeitsstelle gemeldet werden, damit diese weiß, wen sie einladen soll.

Heiko Lietz:
Im Koordinationskreis hatten wir ja schon einen Termin ausgemacht - und zwar am Montag, den 18., und Dienstag, den 19. März in Berlin, an dem auch ein Vertreter jeweils einer Arbeitsgruppe teilnehmen soll. Das könnte so eine Art Konstituierende Sitzung sein. Wir müssen das Ganze auch noch nachbesprechen. Der Termin steht fest. Jede Arbeitsgruppe sollte also mindestens einen Vertreter benennen, so dass wir an diesen beiden Tagen in Ruhe die weiteren Dinge planen können.

Moderator:
Auch dieses Problem ist damit vom Tisch. Wir können jetzt also beginnen, noch ein paar Worte des Dankes zu sagen. Wir haben ja diese Tagung in einer wunderbaren Atmosphäre abhalten können. Das Ganze wäre nicht denkbar gewesen, wenn wir Heiko Lietz und Gunter Pistorius nicht gehabt hätten [langanhaltender Beifall], die uns diese Tagung in dieser schönen Weise nicht nur deshalb ermöglicht haben, weil es ihr Auftrag war, sondern auch, weil es ihnen ein Herzensanliegen ist, diese Dinge voranzutreiben. Ich will diesen Beiden also besonders ausdrücklich danken. Sie sind unscheinbar im Hintergrund geblieben. Aber sie waren dafür entscheidend, dass dies hier möglich war. Vielen Dank! [Starker Beifall]

Herr Lietz:
Ich habe auch noch einigen Dank loszuwerden. Zunächst an die beste Fee des Landtages Anett Schwarz als Führerin durch dieses Schloss. Vielen Dank, Anett, für alles, was Du uns hier ermöglicht hast! Für alle die Arbeit im Hintergrund! [Starker Beifall]. Ganz herzlich Dank auch an Herrn Schmidt, den Mitarbeiter des Umweltministeriums, der auch die Fotos gemacht hat. Er wird sie alle entwickeln, und unserem Büro werden sie dann zur Verfügung gestellt.

Gunter Pistorius:
Wir werden von dieser Tagung eine umfassende Dokumentation erstellen, in der die Fotos enthalten sein werden.

Herr ...:
Auch danken möchte ich ganz im Hintergrund dem Mann der Technik. Schönen Dank für Deine Arbeit und dass hier alles so gut gelaufen ist. [Beifall]

Herr ...:
Ich bin einer, der zu Ihrer Tagung eingeladenen Kooperationspartner und möchte Ihnen und von Frau Rademacher, die Sie alle kennen, etwas mitgeben, und zwar geht es um Worte. "In den Religionen wird das Sein und Nichtsein durch Worte gedeutet. Bedeutet das nicht, dass Worte Leben über Leben sind? Sprachbewusstsein ist Lebensbewusstsein. Das Echo der christlichen Botschaft könnte uns bewusst machen, dass Friede auf Erden gute Vorsätze sind." Ich möchte mich bei allen bedanken. [Beifall]

Herr ...:
Dankeschön und denen alles Gute, die jetzt schon abfahren müssen. Fünf Minuten sind aber noch Zeit, und ich möchte Paulander Hausmann bitten, den Haussegen zu sprechen.

Moderator:
Und ich möchte mit einem Dankeschön an alle Teilnehmer abschließen, vor allem dafür, dass Sie mir die Sache so leicht gemacht haben. Es war ja anfangs unklar, ob wir diese schwierige Problematik zu einem guten Ende bringen. Vielen Dank! [Beifall]

Paulander Hausmann:
Vor dem Reisesegen noch ein Schlusswort. Inspiriert durch ein Bonhoeffer-Wort in unserem Gesangbuch hier möchte ich folgendes sagen. Das Bonhoeffer-Wort lautet: "Es gibt erfülltes Leben trotz vieler unerfüllter Wünsche." Auf die Tagung bezogen sage ich: "Es war eine gute Tagung trotz mancher noch offenen Fragen." Der Weg liegt vor uns, der Weg geht weiter. Als Reisesegen: Wir haben uns eine große Aufgabe aufgehalst. So empfinden wir es oft. Bedrückend! Oft niederdrückend! Es ist gut zu wissen, dass es heute am ersten Sonntag der Passionszeit eine Losung zur Woche gibt, einen Wochenspruch: "Dazu ist erschienen der Sohn Gottes, dass er die Werke des Teufels zerstöre." Eine alte Sprache sicherlich! Aber es zu hören, befreit und erleichtert uns auch: Der Sohn Gottes ist erschienen. Wir brauchen nicht die Werke des Teufels zerstören. Er kommt uns entgegen. Wir sind eingeladen. Wir sind die Freigelassenen der Schöpfung. Ich denke, dass es wichtig ist, diese Dinge an diesem Sonntag mit nach Hause zu nehmen. Wir haben es heute morgen im Gottesdienst gehört und ich möchte es noch einmal zitieren: "Ich wage zu glauben an Gottes eigenen Traum, an eine neue Erde, auf der Gerechtigkeit herrscht unter einem neuen Himmel." Das ist Gottes eigener Traum, in den wir mit hineingenommen werden. Uns so möchte ich jetzt am Schluss mit Euch singen. Ihr kennt das Lied alle, es ist: "Bewahre uns Gott, behüte uns Gott, sei mit uns auf unseren Wegen. Sei Quelle und Brot in Wüstennot. Sei um uns mit Deinem Segen."

[Gesang] 

So geht nun hin im Segen Gottes. Der Shalom Gottes, der höher ist als alle Vernunft, sei mit uns allen. Amen.

Einen guten Heimweg Euch allen!

2.2.2.2.3. Referat Schmitthenner

Horst Schmitthenner - geschäftsführendes Vorstandsmitglied der Industriegewerkschaft Metall

„Wohin treibt die Welt“

Rede vor den ökumenischen Basisgruppen

in Schwerin am 15. Februar 2002

Es gilt das gesprochene Wort

Liebe Freundinnen und Freunde,

liebe Kolleginnen und Kollegen!

Zunächst darf ich mich recht herzlich für Eure Einladung bedanken. Viele von uns engagierten sich vor der Bundestagswahl 1998 für ein sozial-ökologisches Reformprojekt, das zwangsläufig nur in Opposition gegenüber der damaligen konservativ-liberalen Bundesregierung entwickelt werden konnte. Doch auch wenn die alte Koalition ihre Mehrheit verlor, ist die Gesellschaft auf ihrem Weg zu einer besseren Zukunft nicht weit voran gekommen. 1998 fand der Regierungswechsel statt, der Politikwechsel blieb aus.  Diesen ausstehenden Politikwechsel voranzutreiben ist unsere zentrale Aufgabe. Dabei gehe ich davon aus, dass ein wirklicher Politikwechsel als Voraussetzung einer anderen Gesellschaftsentwicklung nur aus dieser Gesellschaft selbst entstehen kann; dass es also einer breiten sozialen Bewegung aus unterschiedlichen Initiativen und politischen Kräfte bedarf, um den Druck in das politische System hinein zu erzeugen, der für einen Politikwechsel unabdingbar ist.

Denn wir wissen: 

Ein Großteil der Menschen ist weder in einer Partei organisiert, noch fühlt er sich von den Parteien repräsentiert. 

Die Parteien ihrerseits werden immer stärker durch wirtschaftliche Interessen unter Druck gesetzt. Wenn sich in der Öffentlichkeit kein Widerstand regt, dann unterscheidet sich auch das politische Profil der Parteien immer weniger. 

Je lethargischer die Öffentlichkeit ist, desto weniger können die Parteien die ihnen ursprünglich zugedachte Aufgabe der Willensbildung überhaupt noch wahrnehmen. Es wäre sicher sowieso ein verkürztes Verständnis, wenn wir diese Aufgabe ausschließlich den Parteien zumessen würden. Wir brauchen eine lebhafte Diskussion in der Bevölkerung. Nur diese kann die politische Kultur wiederbeleben und vielleicht auch diese oder jene Partei reanimieren.  Auch wir haben keine fertigen Konzepte für eine grundlegende politische und gesellschaftliche Alternative in der Schublade. Die Konturen und Zwischenschritte eines neuen gesellschaftlichen Entwicklungstyps müssen Schritt für Schritt in gemeinsamen Diskussionen erarbeitet werden. 

Wie kann neue, gesellschaftlich sinnvolle Arbeit geschaffen und wie können Arbeit, Einkommen und Vermögen umverteilt werden; wie können soziale und demokratische Teilhaberechte der Menschen geschützt und ausgebaut und in eine umfassende Politik der Demokratisierung von Wirtschaft und Gesellschaft integriert werden; und schließlich: wie können diese Anstrengungen in den ökologisch-solidarischen Umbau der kapitalistischen Industriegesellschaft eingebettet und zugleich durch eine globale Politik der Abrüstung sowie der zivilen Konflikt- und Krisenprävention ergänzt werden. 

Als ermutigendes Zeichen werte ich dabei die offensichtlich wachsende Bereitschaft vieler Menschen, sich den aktuellen globalen wie nationalen Fehlentwicklungen in Wirtschaft, Gesellschaft und Politik entgegenzustellen. 

Zu diesen Ermutigungen gehören auch die Aktivitäten der Aktionsbündnisse, die die Staats- und Konzernchefs der Welt in Seattle, Prag, Nizza, Davos oder Genua mit den Ansprüchen an eine andere Politik, eine grundlegend andere soziale und gesellschaftliche Entwicklung konfrontiert haben. 

Dabei halte ich den in den Medien gängigen Begriff der „Globalisierungsgegnerschaft“ für falsch und richtig zugleich. Falsch ist er, wenn er – bewusst oder unbewusst – als Plädoyer gegen die Öffnung von Grenzen im Denken und im Handeln missverstanden oder gar als Votum für den Rückzug auf nationalstaatliche oder regionale Enge fehlinterpretiert wird. 

Kein Zweifel, auch soziale und demokratische Bewegungen können einer weltweiten Verflechtung von Ökonomie, Politik und Kommunikation durchaus positive Aspekte abgewinnen. Globalisierung kann die Voraussetzung zur Überwindung nationaler Borniertheiten liefern, das Unbekannte und Fremde zu gesellschaftlichen Lernfeldern machen, die Kommunikation unter den Völkern fördern und somit bessere Voraussetzungen für die gemeinsame Lösung gemeinsamer Probleme schaffen. Aus dieser Sicht kann Globalisierung die Option auf eine bessere Zukunft beinhalten. 

Soweit die Möglichkeit und nun zur Wirklichkeit. Und die sieht leider ganz anders aus. 

Wenn die „Global Players“ von ihren Heimatstandorten in den Metropolen aus ein vielmaschiges Netz an wirtschaftlichen Beziehungen um den Globus spannen, dann treibt sie nicht kulturelle Neugier oder der Wunsch nach globaler Verständigung. Dann sind sie auf der Suche nach neuen Feldern privater Kapitalverwertung und nach neuen Chancen, sich den sozial- und rechtsstaatlichen Auflagen ihrer Heimatländer zu entziehen. 

Mit anderen Worten: Die Globalisierung, die wir erleben, ist ein Projekt der nördlichen Metropolen, und eines des Neo-Liberalismus dazu. Und bei diesem Spiel werden Vor- und Nachteile nach Regionen, Ländern, Klassen und ethnischen Zugehörigkeiten höchst unterschiedlich verteilt. 

Natürlich, in den wettbewerbsstarken Ländern der Metropolen trägt die Globalisierung zu mehr Produktivität und Wirtschaftswachstum bei. Aber mehr Profite für die Wirtschaft bedeutet auch dort keineswegs automatisch mehr Wohlfahrt für die Gesellschaft. 

Im Gegenteil: Auch in den reichen Staaten des Nordens hat die neo-liberale Wende nicht zu mehr Gleichheit, sondern zu mehr Ungleichheit in der Verteilung von Einkommen, Vermögen und Lebenschancen geführt. Nicht nur der private Reichtum in den Händen Weniger, auch Arbeitslosigkeit, materielle Armut und soziale Ausgrenzung für Viele nahmen zu. Während die Global Players von Steuersenkungen und dem Rückzug des Staates aus der Wirtschaft profitieren, verschärfen sich für die Bevölkerung Unterversorgung bei Gesundheitsleistungen, öffentlichen Bildungsangeboten und sozialer Sicherheit. 

In vielen ländlichen Regionen und in den Vorstädten mancher europäischer Metropolen sind Armutszonen entstanden, die nicht ganz zu Unrecht als Inseln der „Dritten Welt“ in der „Ersten Welt“ bezeichnet worden sind. 

Die Polarisierung in der Verteilung von Lebenschancen, die wir global zwischen Nord und Süd registrieren müssen, findet ihr Pendant auch in den Metropolen der kapitalistischen Industriestaaten. An dieser Entwicklung hat auch die Regierungsübernahme durch sozialdemokratisch geführte Parteienkonstellationen in vielen europäischen Staaten nichts Grundlegendes geändert. Auch sie haben sich weitgehend dem Primat der globalen Wettbewerbsfähigkeit verschrieben; und auch sie stehen unter der Knute der globalen Finanzmärkte, die mittlerweile offen und ohne jede Scheu mit ihren Machtpotentialen drohen und sich längst zum Wächter über die Finanz- und Wirtschaftspolitiken der Nationalstaaten aufgeschwungen haben. Diese Form der Globalisierung braucht im Interesse aller Menschen Globalisierungsgegner, und je mehr es davon gibt, umso besser. 

Klar ist: Die Etablierung eines neuen, globalen Entwicklungsmodells muss mit einer umfassenden Re-Regulierung der internationalen Finanzmärkte beginnen. Bausteine einer neuen internationalen Finanzarchitektur werden längst diskutiert. 

Zu diesen gehören Maßnahmen zur Verhinderung besonders riskanter und spekulativer Kredit- und Anlagegeschäfte, eine Verschärfung der Bankenaufsicht, die Ausschaltung von Off-Shore-Zentren aus dem internationalen Finanzverkehr, die Erschwerung des kurzfristigen internationalen Kapitalverkehrs, eine Stabilisierung der internationalen Währungsbeziehungen und die breit diskutierten „Regionalen Stabilisierungsfonds“ zum Schutz gegen spekulative Attacken. 

Doch begleitet werden müssen diese Maßnahmen auf der globalen Ebene durch eine radikale Veränderung der nationalen Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitiken in den kapitalistischen Metropolen. Was hier zu geschehen hätte, um welche Ziele es geht und wo die politischen Subjekte dieser Veränderung zu suchen sind – das sind die Fragen, an denen wir auch in unserer Initiative für einen Politikwechsel arbeiten. 

Ich kann hier nur einige Beispiele benennen, die alle darauf zielen, bestehende sozialstaatliche Strukturen zu verteidigen und weiterzuentwickeln. Die Beispiele reichen von der bereits geführten Auseinandersetzung um die gesetzliche Rentenversicherung, über anzulegende Kriterien an ein solidarisches Gesundheitssystem, bis hin zu den aktuellen Auseinandersetzungen um die Bundesanstalt für Arbeit. 

Gemein ist all diesen Bespielen, dass von interessierter Seite sozialstaatliche Strukturen zerschlagen werden und durch profitzielende Wettbewerbsstrukturen ersetzt werden sollen. Wir konnten dies bei der gesetzlichen Rentenversicherung feststellen, wo es darum ging, das Rentenniveau abzusenken und die entstandene Lücke durch Privatversicherung aufzufüllen. Genau das gleiche Muster zeigt sich aber auch bei denjenigen, die im Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung nach einer Aufsplittung in Wahl- und Pflichtleistungen rufen. Auch hier geht es darum, das Niveau der paritätisch finanzierten Gesundheitsversorgung der Bevölkerung nach unten zu drücken. Nur wer es sich dann noch leisten kann, darf zusätzliche kommerziell ausgerichtete Gesundheitsleistungen erwerben. 

Wir dachten, dass zumindest dieses Muster in dieser Legislaturperiode noch nicht in der Arbeitslosenversicherung Platz greifen kann. Aber auch hier müssen wir sehen: Den Neoliberalen ist es gelungen, die Bundesanstalt immer stärker in politische Rechtfertigungszwänge hinsichtlich ihrer Vermittlungstätigkeit zu bringen. Und dies, obwohl eine Arbeitsplatzlücke von über 6 Millionen registrierten Erwerbslosen eigentlich ganz andere Probleme als die mangelnder Vermittlung nahe legt. Dennoch werden Leute wie Westerwelle diese Debatte zum Anlass nehmen, um auch hier eine weitere Privatisierung der Arbeitsvermittlung und damit verbunden einer Zerschlagung der Bundesanstalt für Arbeit das Wort zu reden. 

Meine Damen und Herren, 

ich meine, dass wir uns diesem Sozialabbau entgegenstellen müssen. Wir müssen den Sozialstaat verteidigen, wir müssen aber auch seine Strukturen in eine Art und Weise weiterentwickeln, dass ein Großteil der Bevölkerung die Attraktivität sozialstaatlicher Strukturen leicht nachvollziehen kann. 

Liebe Freundinnen und Freunde, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, 

solche notwenigen Veränderungen kommen nicht von allein. Politik bewegt sich in gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen. Darum muss der Impuls aus der Gesellschaft heraus kommen. Gefordert ist die Herstellung einer globalen, demokratischen Gegenöffentlichkeit. Sie muss dazu beitragen, die politischen Weichen für eine andere Zukunft zu stellen. Für eine Zukunft, in der alle Menschen am gesellschaftlich erarbeiteten Reichtum teilhaben, ... für eine Zukunft ohne Ausgrenzung und Unterprivilegierung und ohne Zerstörung der natürlichen und kulturellen Lebensgrundlagen. 

An diesem Projekt will z. B. die internationale ATTAC-Bewegung arbeiten. Sie kann längst nicht mehr auf die Forderung nach der Tobin-Steuer reduziert werden. Dies ist ein Projekt, in das wir alle uns einklinken sollten. 

Dass wir für diese Ziele an Zustimmung gewinnen, sollte uns ermutigen; dass die Entwicklung, die wir seit dem Terroranschlag in New York und Washington am 11. September 2001 registrieren müssen, einen deutlichen Rückschlag darstellt, darf uns nicht entmutigen. 

Kein Zweifel: Unsere Vorstellung von einer solidarischen und friedlichen Weltordnung verträgt sich nicht mit Terror und Mordanschlägen, völlig gleich, ob in New York, in Washington oder anderswo in der Welt. Für mich sind die Protagonisten eines religiös-fanatischen Fundamentalismus, der gegen jegliche Prinzipien der Toleranz und der Menschenrechte kein Bestandteil der globalen Emanzipationsbewegung, die sich gegen die neoliberale Globalisierung formiert. 

Aber der militärische - zuletzt in Afghanistan geschehene - Versuch, die gegenwärtige, internationale Ordnung zu schützen, bietet ebenfalls keine Perspektive. Weder die Zerstörung der weltweiten Infrastruktur des Terrors, geschweige denn die Beschädigung von Bürgerrechten und Rechtsstaat in den Nato-Staaten, entbinden die kapitalistischen Metropolen von der Notwendigkeit, sich mit den katastrophalen Folgewirkungen ihrer Lebensweise auseinander zu setzen. Die Inkaufnahme von zahlreichen Opfern in der Zivilbevölkerung Afghanistans verkehrte die Werte, die es angeblich zu schützen galt, in ihr Gegenteil. 

Wer den Terror mörderischer Attentate bekämpfen will, muss auch den „Terror der neo-liberalen Ökonomie“ bekämpfen. Er muss dafür sorgen, dass zwischen den Staaten eine völkerrechtlich anerkannte gemeinsame Gerichtsbarkeit entsteht sowie Konfliktlösungsmechanismen, die Mittel und Wege zur Bekämpfung von Verbrechen bereit halten. 

Die neue Weltordnung, die nach dem Ende des Kalten Krieges ausgerufen wurde, birgt keine Zukunftsfähigkeit in sich. Nur auf der Grundlage einer neuen Weltwirtschaftordnung, die allen Gesellschaften und Regionen die Perspektive auf eine solidarische und demokratische Entwicklung eröffnet kann sich eine friedliche Welt entwickeln.

Liebe Freundinnen und Freunde, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, 

in diesem Sinne, so denke ich, werden wir unsere Arbeit fortsetzen müssen. Und aus dieser Perspektive wird die „andere Welt, die möglich ist“ sichtbar, für die zu streiten sich lohnt. 

Herzlichen Dank!

2.2.2.2.4. Referat Orth

Verantwortung von Christinnen und Christen 
in Globalisierungsprozessen

Vortrag in Schwerin – Fachtagung – 16. Februar 2002 
Gottfried Orth (Vortragstext) 

Was wir als ökumenische Basisgruppen und Initiativen brauchen, ist das Bündnis mit Gewerkschaften, mit Initiativen wie Attac und mit kritischen Wissenschaftlern, oder wie Pierre Bourdieu es formulierte: Wir brauchen Formen des Austauschs und der gemeinsamen Praxis zwischen sozialen Bewegungen, Gewerkschaften und Wissenschaftlern auf nationaler und internationaler Ebene. Eine andere Welt ist möglich, hat Porto Alegre formuliert. Wer, wenn nicht die Religionen und unter ihnen wir Christinnen und Christen wissen um diese Möglichkeit und diese Hoffnung. Was bringen wir in dieses Bündnis ein? Um diese theologische (!) Frage geht es in meinem Vortrag. Er gliedert sich in folgende Abschnitte: 
1. Überlegungen zum Stichwort “Verantwortung“ 

2. Wer redet uns an? 

3. Aus welcher Perspektive bzw. mit welcher Option antworten wir? 

4. Was bedeutet dies für die Lektüre biblischer Texte und unsere Praxis in deren Kontext? 

5. Wie begegnen wir denen, die anders lesen als wir? 

6. Konkretion der Überlegungen am Beispiel von Gentechnologie und Biomedizin

1. Überlegungen zum Stichwort “Verantwortung“

Das Wort ‚verantworten‘ war ursprünglich ein Begriff im Zusammenhang christlicher Eschatologie: Vor dem Richterstuhl Gottes im Jüngsten Gericht hatte sich jeder und jede zu verantworten. In unserem Sprachraum begegnet das Wort erstmals als mittelhochdeutscher Rechtsausdruck: Vor Gericht hatte sich einer auf Grund einer Anklage zu verantworten. Geht man von hier aus der Bedeutung des Wortes nach, so ergeben sich folgende vier Gesichtspunkte: 

· Wer sich verantwortet, hat zu antworten; wer zu antworten hat, wurde vorher gefragt; ein Verantwortungszusammenhang ist also immer auch ein Kommunikationszusammenhang; 

· der In-Frage-Gestellte ist nicht Herr seiner selbst; ihm widerfährt eine Anfrage, die Antwort notwendig macht; ein Verantwortungszusammenhang ist immer auch ein sozialer Zusammenhang, dessen Ausgang für den, der Verantwortung wahrnimmt oder wahrzunehmen hat, offen ist; 

· wer sich verantwortet, ist intensiv betroffen; dies zeigt die Vorsilbe “ver“ an; wer sich zu verantworten hat, ist ganz in Frage gestellt und hat sich ganz in seine Antwort einzubringen, ein Verantwortungs-zusammenhang verträgt keine sich einschließende Partikularität; 

· und doch hat, wer sich verantwortet, es mit einem konkreten Sachbezug zu tun; Verantwortung bezieht sich auf konkrete Anfragen; Verantwortung ist keine allgemein gehaltene Gesinnung; wer sich verantwortet, nimmt einer konkreten Sache im universalen Horizont sich an. 

In solcher Bedeutung des Wortes ‚verantworten‘ ist bereits dessen transsubjektiver Charakter abgelegt. Georg Picht hat darauf hingewiesen, dass Verantwortung auf eine doppelte Relation verweist: Sie bezeichnet das Verhältnis zu den Sachen oder Menschen, für die Verantwortung zu übernehmen oder übernommen worden ist, und verweist auf Instanzen, vor denen Verantwortung zu übernehmen oder übernommen worden ist. Diese Struktur der doppelten Verweisung zeigt den Menschen als ein Wesen, das sein Selbstsein nicht in sich selber hat, sondern die Erfüllung seines Daseins in den Dimensionen finden muss, die ihm in seiner geschichtlichen Verantwortung vorgezeichnet sind. Deshalb sind die Kriterien der Verantwortung nicht lediglich aus dem Gewissen einzelner Subjekte zu gewinnen, sondern können von diesen nur in jener doppelten Verweisungsstruktur – Verantwortung vor..., Verantwortung für... – gefunden werden. Verantwortung fällt Menschen aus vorgegebenen Situationen zu und wird prüfend übernommen, abgewiesen oder gar nicht wahrgenommen.

Ausgehend von dieser Bestimmung des Begriffes Verantwortung frage ich nun danach, wer uns anredet und aus welcher Perspektive wir antworten.

2. Wer redet uns an?

Christinnen und Christen glauben, dass sie von Gott angeredet sind (Gen 1). Es ist Gott, der uns Menschen anredet, und vor dem wir als seine Geschöpfe verantwortlich sind.

Dies ist für die Zeit nach der Aufklärung kein selbstverständlicher Gedanke. Die Aufklärung hat uns gelehrt, dass der Mensch vor sich selbst verantwortlich ist. Der Richterstuhl Gottes als Instanz der Verantwortung wurde hineinverlegt in die Autonomie des Subjektes. 

Biblisch aber ist der Mensch nicht jenes autonome Subjekt, nicht jenes ökonomisch und technologisch notwendige Individuum, biblisch vielmehr ist der Mensch das Subjekt, in dem sich Gottes Bild auf Erden zeigt (Gen 1, 26-28) und dass Gott bei seinem Namen gerufen hat (Jes 43, 1). Biblisch ist der Mensch das Subjekt, dessen Subjekthaftigkeit und Würde sich gerade nicht autonom oder individualistisch, sondern in Relationen zeigt. Es sind insbesondere vier Relationen, in denen sich entsprechend der Schöpfungsgeschichte (Gen 1) die Würde des Menschen konkretisiert und realisiert: der Mensch hebt sich von der ihn umgebenden Lebenswelt dadurch ab,

· dass er den Boden bearbeiten kann,

· dass er den Lebensraum der Tiere regulieren kann,

· dass er mit seinesgleichen und mit Gott kommunizieren kann,

· dass er sich den Rhythmen der Zeit bewusst sein und sich ihnen einfügen kann.

In diesen Relationen weiß sich der Mensch von Gott angerufen und verantwortlich gemacht für den Boden und die Pflanzen, die Tiere und seine Mitmenschen.
 Hier redet Gott ihn an. Doch diese Anrede lässt sich weiter konkretisieren. Wir müssen nicht zum Himmel schauen, um von Gott angeredet zu werden, und auch die richtigen Ideen fallen nicht vom Himmel (G. Casalis).

Es waren insbesondere die Befreiungstheologie Lateinamerikas und die ökologische Theologie, die uns darauf aufmerksam gemacht haben, dass die Anrede Gottes sehr konkret ist. Gott redet uns an in dem Schrei der Armen und arm Gemachten nach Leben, und Gott redet uns an im Seufzen der Kreatur. Beide warten auf das Offenbarwerden der Kinder Gottes, darauf, dass wir werden was wir sind: Menschen, die ihr Subjektsein finden in den genannten vier Relationen (Röm 8). Gott und die leidende Kreatur sind nicht identisch, aber sie sind ein Bündnis eingegangen: Hier in jeweils ganz konkreten Situationen ergeht die Anrede an uns, hier haben wir uns zu verantworten. So hat unsere Verantwortung auch immer jenen doppelten Adressaten, vor dem sie abzulegen ist: vor Gott und den Armen, vor Gott und der geschundenen Kreatur.

3. Aus welcher Perspektive bzw. mit welcher Option antworten wir?

Mit dieser Anrede Gottes und der Armen, Gottes und der geschundenen Kreatur aber ist nun zugleich eine Ortsanweisung verbunden, von der her zu antworten ist. Ich habe oft den Eindruck, dass bei allem Engagement innerhalb des konziliaren Prozesses die Frage nach dem Ort unseres Handelns nicht entschieden genug und klar beantwortet wird.

Die Ortlosigkeit einer Kirche, die überall und besonders an den bevorzugten Orten sein will, hat bereits Dietrich Bonhoeffer im vergangenen Jahrhundert während des sog. Kirchenkampfes immer wieder beklagt und – als Grund für deren Christuslosigkeit erkannt. In Christus hat Gott sich an einem bestimmten Ort offenbart, und an einem solchen bestimmten Ort offenbart er sich auch heute.
 Dieser Ort ist “vor dem Tor“ – wie Golgatha, bei den Opfern der Gesellschaft, bei den in welcher Weise auch immer Armen und Verarmten, bei der geschundenen Kreatur. Dort ergeht die Anrede Gottes und dort ist der zu bevorzugende Ort derer, die Christus nachfolgen wollen.

Von hier aus ergibt sich die prinzipielle Option: die Option für die Armen und die Hoffnung auf Gerechtigkeit, die Option gegen Gewalt und die Hoffnung auf Frieden, die Option gegen die Zerstörung der Erde und die Hoffnung auf die Bewahrung der Natur. Das ist die Perspektive, aus der heraus Christinnen und Christen antworten; das ist ihre vorrangige Option, in dem, was sie reden und tun. Das ist die Perspektive und Option unserer Spiritualität: “Eine gerechtere Weltwirtschaftsordnung, ein gewaltfreierer Frieden und eine Versöhnung des Industrialismus mit der Schöpfung – das sind die Rahmenbedingungen, in denen unsere Wünsche wieder Flügel bekommen und unsere Söhne und Töchter geisterfüllt eine andere Art zu leben buchstabieren lernen
 .“ Spiritualität meint dabei nicht religiöse Innerlichkeit, sondern wie das Stuttgarter Dokument im konziliaren Prozess es formuliert hat: Spiritualität meint die Verbundenheit von Glauben, Denken, Reden und Handeln, wobei “zur gelebten Spiritualität politische Parteinahme gehört“. Das ist eine Spiritualität der Hinwendung zur Erde und zu den Menschen, die die Kraft dazu gibt, wie es in einem anderen Dokument heißt, an einer neuen “Zivilisation der Liebe und eines schöpfungsgemäßen Lebens“ mitzuarbeiten. Die politische Alternative, von der Horst Schmitthenner gestern sprach, ist möglich. Wenn wir die Wunder nicht mehr glauben, kann Gott sie auch nicht tun.

Ganz bewußt verwende ich an dieser Stelle meines Vortrages das Stichwort “Spiritualität“. Der Appell an Verantwortung reicht nicht aus – das zeigt sich derzeit insbesondere in der Diskussion um die Klimafrage und die ökologische Frage insgesamt. Nicht unsere Verantwortung, wohl aber unser Glaube führt uns dazu, Natur und Umwelt wie unsere Mitmenschen als Zeichen der Gegenwart des Schöpfers zu erkennen. Dies verdeutlicht beispielsweise Ps 104, ein Liebeslied auf die Schöpfung und den Schöpfer. Obwohl die Schöpfung nicht göttlich ist, spiegelt sich in ihr ein Stück des Himmels. Dieses Liebeslied ist fasziniert von der Schöpfung, ein vielleicht tieferes Verhältnis zur Natur als das der Verantwortung. Die Haltung der Faszination wird ermöglicht durch einen spirituellen Zugang zu unserem Thema. Das Verhungern eines Menschen, die Zerstörung eines Waldes, die Ausrottung einer Tierart werden dann zu einer “Beleidigung des Schöpfers“. Ich vermute, dass erst der Zusammenhang der – spezifisch protestantisch geprägten – Haltung der Verantwortung und der Haltung der Faszination es ermöglicht, jene Perspektive der Armen und der geschundenen Kreatur und eine dementsprechende Option wirklich einzunehmen. Faszination für das Leben reicht ebenso wenig aus wie Verantwortung für das Leben. Ihr Zusammenhang aber in Lob und Klage, in Dank und Bitte, in Reden und Tun, in Hoffnung und Ermutigung, in einer erneuerten parteilichen Spiritualität beschreibt die Aufgabe dessen, was Christinnen und Christen einzubringen haben in den Kampf um eine andere als die herrschende Globalisierung.

4. Was bedeutet dies für die Lektüre biblischer Texte und unsere Praxis in deren Kontext?

Haben wir so erkannt, wer uns anredet, von welchem Ort aus wir angeredet werden und von welchen Orten aus wir zur Antwort herausgefordert werden, welche Option wir uns also zu eigen zu machen haben, soll unser Leben den Hoffnungen der hebräischen Bibel und des Neuen Testamentes entsprechen, dann bestimmt dies auch wiederum unserer Lektüre biblischer Texte und Traditionen. Diese ist weder wertfrei noch frei von Interessen: Wir lesen die Urkunden unseres Glaubens mit der Option für die Armen und der Hoffnung auf – eine kapitalistisch nicht realisierbare – Gerechtigkeit, mit der Option gegen Gewalt und Krieg und der Hoffnung auf solidarischen Frieden, mit der Option gegen die Zerstörung der Erde und der Hoffnung auf die Bewahrung der Natur; wir lesen die Urkunden unseres Glaubens innerhalb einer entsprechenden, also parteilichen Praxis.

Dabei hat sich unsere theologische Arbeitsgruppe bei der befreiungstheologischen Grundlegung nicht – wie oft in der Vergangenheit – im wesentlichen auf die Traditionen der herrschaftskritischen Prophetie beschränkt. Vielmehr versuchten wir einen Durchgang durch die zentralen Profile biblischer Traditionen:

· Wie können wir miteinander und vor Gott gut und gerecht leben? Darauf antworten die Weisungen der Tora. 

· Wie können wir mit ökonomischer, politischer und religiöser Macht umgehen? Perspektiven dazu finden wir in der machtkritischen Prophetie. 

· Wie gestalten sich die Beziehungen des Lebens und des Wissens und was sind deren Maße und Grenzen? Darüber belehrt die Weisheit. 

· Wie können wir in der Krise ‚klaren Kopf bewahren‘, unsere Identität formulieren und die Gegner entlarven? Dies zeigt die Apokalyptik. 

· Wie können wir miteinander und vor Gott gut und gerecht leben? Darauf antwortet in Aufnahme der Tora Jesu Verkündigung des Reich Gottes. 

Diese fünf Profile biblischer Traditionen sind nicht alles und sie lassen sich auch nicht auf die Beantwortung der genannten Fragen reduzieren. Doch zeigen die Fragen die “Richtung und Linie“ der jeweiligen Profile an. Die Profile lassen sich auch nicht abstrahiert von ihren konkreten sozioökonomischen, kulturellen und religiösen Kontexten lesen oder einfach ‚anwenden‘. Sie lassen sich auch nicht auf Begriffe reduzieren. Vielmehr leben sie von ihrer Geschichte und in ihren Geschichten.

Welchen Wert haben sie dann als Urkunden unseres Glaubens? Wir können aufgrund der Analyse unseres Kontextes und im Zusammenhang unserer Praxis Beziehungen zu biblischen Traditionen und ihren Kontexten aufbauen. Vielleicht erhalten wir dann nicht nur Antworten, nicht nur “Orientierungen, Modelle, Typen, Richtlinien, Prinzipien, Eingebungen“, wie Clodovis Boff formuliert
 , sondern vielmehr kann uns der Blick auf die fremden Geschichten auch und gerade neue Fragen ermöglichen! Und vielleicht lernen wir dann mit und im Gegenüber zu der Pluralität biblischer Traditionen und Profile, was Niklas Luhmann
 den Kirchen bereits 1972 empfohlen hat und was diese allesamt bis heute nur ungenügend gelernt haben: “Sie sollen den Ernst des Fragens, Prüfens, Lernens als Modi gemeinsamer Interaktion herstellen; ein Programm für selektives und lernendes Verhalten bereitstellen und den bisher normativen und praeskriptiven Erwartungsstil durch primär kognitive, gleichsam religiös-experimentelle Einstellungen ersetzen sowie zu Interpretationsmodellen kommen, die aus Anlass von Erfahrung ohne Legitimationsschwierigkeiten aktiviert werden können.“ Auch wir haben niemandem etwas voraus, haben niemandem etwas vorzuschreiben – auch dann nicht, wenn wir das Recht biblischer Traditionen sicher auf unserer Seite wüssten.

5. Wie begegnen wir denen um, die anders lesen als wir?

Viele in den christlichen Kirchen lesen die Bibel anders als wir. Dies liegt zum einen an der Art und Struktur dieses Buches, in dem eben keine Dogmatik verkündet wird, sondern Erfahrungen und Geschichten von Menschen, Gruppen und Völkern mit ihrem Gott erzählt werden. Es liegt zum andern an unterschiedlichen Optionen und Interessen, mit denen Menschen die Bibel lesen.


Mit Martin Luther ist zunächst, denke ich, folgendes festzuhalten: Luther war derjenige, der gegen allegorische Auslegung biblischer Texte den sensus literalis, den wörtlichen Sinn biblischer Texte stark gemacht hat, und doch war es ihm auch wichtig, zu betonen, daß “jede Stelle der heiligen Schrift von unendlicher, unerschöpflicher Einsicht ist; darum, was du erkennst, mache nicht hochmütig geltend; bestreite nicht einem anderen seine Einsicht und wehre ihn nicht ab! Denn es sind Zeugnisse, und jener sieht vielleicht, was du nicht siehst. ... So ist immer voranzuschreiten in der Erkenntnis der Schrift
 .“ D. h.: Keine und keiner ist jemals fertig mit ihrer oder seiner Lektüre der Schrift. Unsere Lektüre ist immer auch fragmentarisch. Dies nötigt zu einem wechselseitigen Beratungs- und Klärungsprozess. Bibellektüre ist ökumenische und interkulturelle Gruppenarbeit! Das ist das eine.

Sodann ist festzuhalten, dass biblische Texte und Traditionen zwar von einer ungeheuren Vielfalt ihrer Bedeutungsmöglichkeiten leben, nicht aber von einer Beliebigkeit ihrer Bedeutungen! Ich möchte folgende, möglicherweise unvollständige Grenzziehungen der Bedeutungsvielfalt biblischer Texte und Traditionen benennen und vorschlagen. Dabei ist mir wichtig, was ich aus der Befreiungstheologie gelernt habe, dass das Bekenntnis zu dem Gott der Bibel immer auch die Denunziation bestehenden Unrechtes einschließt:

5. Der Gott der Bibel will das Leben in Fülle für alle Menschen! Wer die Bibel als Buch liest, das den Tod von Menschen bereitwillig in Kauf nimmt, steht außerhalb des Rahmens der Bedeutungsvielfalt biblischer Traditionen. – Eine solche Grenzziehung richtet sich beispielsweise gegen den unnötigen und sinnlosen Tod von 24.000 Kindern täglich in den Ländern Afrikas, Asiens und Lateinamerika und gegen jede Gewöhnung an diesen durch unser Wirtschaftssystem verursachten, stillen Tod. 

6. Die Bibel weiß darum, dass die Schöpfung sehr gut ist – ein Hoffnungssatz der Propheten, der in den Ursprung der Schöpfungsgeschichten zurück verlegt wurde! Wer die Bibel als Buch liest, das die Zerstörung der Natur und der Lebensmöglichkeiten für Pflanzen, Tiere und Menschen in Kauf nimmt, steht außerhalb des Rahmens der Bedeutungsvielfalt biblischer Traditionen. – Eine solche Grenzziehung richtet sich beispielsweise gegen das Klima-Kamikaze der Bush-Administration in den USA und gegen Kirchen, die hier nicht ob des Überlebens von Natur und Menschen willen aufschreien. 

7. Die Bibel erzählt davon, dass Gottes Liebe in besonderer Weise den Armen, den Unterdrückten und am Leben Gehinderten gilt; ihr Blick geht ‚nach unten‘. Wer die Bibel als Buch gegen die Armen liest, steht außerhalb des Rahmens der Bedeutungsvielfalt biblischer Traditionen. – Eine solche Grenzziehung richtet sich beispielsweise gegen die kapitalistische Weltwirtschaftsordnung, in der die Reichen reicher und die Armen ärmer werden und die Schere zwischen beiden sich nahezu ständig vergrößert, und gegen Kirchen, die diese Wirtschaftsordnung alternativlos hinnehmen. 

8. Biblische Geschichten berichten immer wieder von Gottes besonderer Liebe zu den Kindern, denen sein Reich gehört – einfach so, ohne Taufe und Konfirmation, ohne Bekenntnis oder sonst eine Qualifikation. Wer die Bibel als Buch gegen die Kinder liest, steht außerhalb des Rahmens der Bedeutungsvielfalt biblischer Traditionen. – Eine solche Grenzziehung richtet sich beispielsweise gegen Kirchen und Gesellschaften, die die Rechte der Kinder mißachten, verletzen und mit Füßen treten. 

9. Biblischen Traditionen ist wichtig, dass Krieg kein Mittel der Politik ist, und sie verkündet den Schalom – die Überwindung von Gewalt, overcome violence, und den Frieden – für alle Menschen innerhalb der Natur. Wer die Bibel zur Denunzierung der Friedensstifter und Friedensstifterinnen als Kriegsbuch liest, steht außerhalb des Rahmens der Bedeutungsvielfalt biblischer Traditionen. – Eine solche Grenzziehung richtet sich beispielsweise gegen Kirchen und Regierungen, die den militärischen Einsatz der USA, Englands und Deutschlands in Afghanistan begrüßten oder schweigend hinnahmen. 

10. Zusammenfassend: Es gibt mit Karl Barth “eine Richtung und Linie“ der biblischen Überlieferung, die wir mit den Begriffen des konziliaren Prozesses der ökumenischen Bewegung formulieren können: Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung. 

Innerhalb dieser Grenzziehungen und mit dieser Richtung und Linie begeben wir uns mit allen Christinnen und Christen in einen processus confessionis hin zu größerer Klarheit und Eindeutigkeit des gemeinsamen Verständnisses der Schrift. Innerhalb dieser Grenzziehungen und mit dieser Richtung und Linie begeben wir uns mit Menschen aller Religionen und mit Menschen ohne religiöses Bekenntnis auf den Weg einer gemeinsamen Praxis. Für uns und alle Menschen bitten wir dabei um den Geist Gottes, dass er uns zu größerer Klarheit führe: Komm Schöpfer Geist, erneuere Deine Schöpfung und nimm uns Menschen mit in die Fülle des Lebens: “Dein Reich komme“ und “Deine Erde bleibe“.

6. Konkretion der bisherigen Überlegungen am Beispiel von Gentechnologie und Biomedizin

Wir haben niemandem etwas voraus, haben niemandem etwas vorzuschreiben – auch dann nicht, wenn wir das Recht biblischer Traditionen sicher auf unserer Seite wüssten. Dies gilt auch für den Bereich der Gentechnologie, der Humangenetik und der Biomedizin. Einige Punkte des Entwurfes „Gerechtigkeit heute“ kann ich hier nicht teilen. Vielleicht rührt das daher, dass ich an der Technischen Universität Braunschweig arbeite, dass in Braunschweig die Gesellschaft für biotechnologische Forschung, eines der Zentren der Humangenetik in Deutschland angesiedelt ist, und ich in einem kontinuierlichen Diskussionsprozess mit Kolleginnen und Kollegen aus der Biotechnologie arbeite.

Ich bestreite mit den folgenden Überlegungen nicht, dass die in dem genannten Entwurf vertretene Position – bis auf wenige Ungenauigkeiten – möglich ist; vielleicht hat sie sogar ihren guten Sinn darin, dass die Kompromisse, die hier nötig sein werden, ihren Ort weiter in Richtung der Überlegungen finden, die ich befürworte. Von daher verstehe ich meine Überlegungen als solidarische Kritik mit den in dem genannten Entwurf vertretenen Positionen. Ich habe die Erfahrung gemacht, dass die im Entwurf vertretene Position nicht zum kritischen Gespräch mit jenen beiträgt, die gentechnologisch, humangenetisch und biomedizinisch forschen und anwenden. Deshalb ist mir hier der Streit wichtig – gerade im Kontext meiner verantwortungsethischen, auf Kommunikation hin angelegten Überlegungen.


Ich frage zunächst nach dem Zusammenhang gentechnologischer Naturwissenschaft und Weisheit (6.1.) und greife dann lediglich einen der m. E. kritikwürdigen Punkte des Papiers „Gerechtigkeit heute“ heraus und formuliere meine Kritik (6.2.).

6.1. Gentechnologie, Biomedizin und Weisheit

Für die Diskussion mit den Naturwissenschaften wähle ich die biblische Tradition der Weisheit. Sie taugt zu einer Ethik des Wissens und der Wissenschaften. Die Weisheit betont u.a., dass der Mensch nur leben kann, wenn er sich in einem größeren, Raum und Zeit übergreifenden Lebenszusammenhang versteht, über den er nicht verfügt. Die weisheitliche Überlieferung ist das eine, ‚uns heutigen aber erschließt sich diese Weisheit nicht mehr dadurch, dass wir uns der Übermacht der Natur unterwerfen oder einem Gott beugen müssen. Sie kann nur im Akt bewusster Selbstbegrenzung anerkannt werden
 .‘ Weisheit zielt auf die Zusammenschau des Getrennten, auf Kommunikation ganz unterschiedlicher Erfahrungen, auf Ordnung im Chaos der Welt. Im Blick auf Gentechnologie und eine ihr entsprechende Medizin bedeutet dies zunächst: Sie sind weder mit Frankenstein’schen Horrorbildern zu verteufeln noch als Watson‘sches Allheilmittel zu glorifizieren. Nötig ist vielmehr der gesellschaftlichen Diskurs, eine Unterbrechung, Zeit zur Bildung, zur Meinungs- und Urteilsbildung.

Technischer Vernunft, die ökonomischen Interessen dienstbar gemacht wurde, erscheint solches Denken fremd. Fritz Cramer, einer der Pioniere der modernen gentechnologischen Forschung, hat einmal von solcher Weisheit berichtet, als es ihm gelang, die DNS zu synthetisieren, und er seine Forschungen für ein halbes Jahr unterbrach, um nachzudenken, was da eigentlich geschehen war. Der Mensch ist das Wesen, das zögert, schrieb einmal Hans Blumenberg. Solches weisheitlichem Denken nahe kommende Zögern ist auf der Jagd nach Erfolg, Kommerz und Patenten – auch in der Forschung – fremd geworden. Die kapitalistisch bestimmte, auf kurzfristigen ökonomischen Profit zielende, auf die Genetik fixierte biologische Forschung, die andere biologische Forschungen gar nicht mehr zum Zuge kommen lässt (Ökosystemforschung, Präventivforschung u.a.m.) ist das Problem. Die ökonomisch gesteuerte Konzentration und vor allem Beschleunigung ist der entscheidende Punkt: “Beschleunigung, wachsender Zeitdruck“, so der Bundespräsident in seiner Berliner Rede zu unserem Thema, “sind aber selbstgemachte Zwänge, denen wir uns nicht ausliefern dürfen. Ethische Reflexion darf nicht zum moralischen Deckmantel für längst getroffene Entscheidungen verkommen. Nachdenken kann man nur, wenn zwischen Entdeckung und Anwendung Zeit bleibt, wenn wir die möglichen Folgen bedenken können, bevor sie eingetreten sind.“ Innehalten können, Entwicklungen unterbrechen können – wie es in dieser Rede gefordert wird, entspricht der Weisheit biblischen Denkens.


Es geht bei der hier geforderten Unterbrechung um vier Punkte:

1. um eine diskursorientierte Wahrnehmung dessen, was möglich ist,

2. um eine diskursorientierte Begrenzung dessen, was werden soll,

3. gegebenenfalls auch – so unwahrscheinlich dies klingt – um Rücknahme dessen, was ist,

4. und um Perspektiven dessen, was Leben ist und sein könnte – jenseits oder unter Zuhilfenahme biotechnologischer Ingenieurskunst. Ich betone beide Möglichkeiten, denn für die Theologie ist allemal klar – das hat sie gelernt von den Wundergeschichten der beiden Testamente –, dass es weder Gottes Wille noch lebensdienlich für die Menschen ist, sich mit Not und Krankheit abzufinden. Wundergeschichten sind immer auch Protest gegen Not und Krankheit. 

Weisheit lehrt auch, den Blick auf die Schwachen zu lenken, derer die Starken bedürfen. Das heißt für eine ethische Beurteilung der Gentechnologie: Ungeborene, Behinderte, Kranke und Sterbende sind ihr Prüfstein.
 Mit ihnen gemeinsam oder stellvertretend für sie und ihren Ärzten ist der ethische Diskurs zu führen.

Ich schließe diese wenigen Überlegungen mit drei Thesen:

1. Ich plädiere mit den weisheitlichen Traditionen für Entschleunigung und Unterbrechung gentechnologischer und biomedizinischer Forschung und Anwendung und für eine ethische Beurteilung medizinischer Gentechnologie.

2. Ich plädiere dabei für einen Diskurs mit denen, die gentechnologisch und biomedizinisch forschen und diese Forschung anwenden, und mit denen, für die Biologie und Medizin behaupten, dies zu tun.

3. Ich plädiere dafür, zu differenzieren zwischen gentechnologischer und biomedizinischer Forschung und Anwendung und deren kapitalistischen Verwertungsinteressen. Es könnte sonst sein, dass wir mit richtigen Argumenten die falschen Gegner angreifen.

6.2. Embryonenforschung

Während, wenn ich richtig gelesen habe, weder das Gerechtigkeitspapier noch das Schöpfungspapier zur sog. „grünen Gentechnologie“ Stellung bezieht, was kritisch als – m. E. unbedingt noch zu bearbeitende – Leerstelle angemerkt werden soll, wird folgende Aussage zur Embryonenforschung gemacht:

Die unantastbare Menschenwürde gründet in der Gottesebenbildlichkeit des Menschen. Daraus wird in dem Papier „Gerechtigkeit heute“ abgeleitet ein Verbot der Forschung an und der Verwendung von embryonalen Stammzellen (vgl. Nr. 27).

Obwohl ich mich gerne auch mit dem ersten zitierten Satz gerne sehr kritisch auseinandersetzen würde, beschränke ich mich auf die Folgerung. Die These suggeriert: “Embryonenforschung ist mit christlichem Glauben unvereinbar“. Eine solche Position ist Ideologie, und sie hilft in ihrer dogmatischen Positionalität niemandem. Die These hat von ihrer Struktur und Absicht her keine andere Qualität als jener verhängnisvolle Umgang der katholischen Kirche mit Galilei und anderen. Sie macht stumm. Und diese These wird spätestens dann aufgegeben, wenn sich tatsächlich herausstellt, dass Embryonenforschung unumgehbar sein sollte. Sie wird genauso aufgegeben werden wie die Verurteilung Galileis – wahrscheinlich schneller. Wir sollten aufhören, in dieser Frage exkommunizierend und anderen den Glauben absprechend zu reden. Dies ist weder hilfreich noch entspricht es der Verantwortung, die Kirchen und Theologien zu übernehmen haben.

Wer so dogmatisch reden möchte, der muss es m. E. so tun wie der Papst: Er muss nämlich erstens die gesamte Verhütungsdiskussion einbeziehen, zweitens die Frage des Schwangerschaftsabbruches neu thematisieren, drittens die Präimplantationsdiagnostik (PID) und viertens die In-Vitro-Fertilisation und damit schließlich die gesamte kulturelle und gesellschaftliche Frage nach Kinderlosigkeit und Kinderwunsch mit diskutieren. Alles andere ist unehrlich: Bekanntlich macht die Spitze des Eisberges nur wenige Prozent desselben aus.

Stattdessen plädiere ich für folgende Argumentation:

Ethisch unstrittig ist, dass kein Menschenleben für ein anderes geopfert werden darf, weil dies seiner als Selbstzwecklichkeit zu bestimmenden Würde und seiner Gottesebenbildlichkeit widerspricht.

Unstrittig ist auch, dass nach christlichem Verständnis jeder Mensch das gleiche Lebensrecht hat, unabhängig von seiner körperlichen oder geistigen Verfassung oder seiner genetischen Disposition. Dies kommt aus dem Glauben an die uns Menschen zuvorkommende Gnade Gottes.

Abgesehen davon, dass die evangelische Kirche die In-Vitro-Fertilisation keineswegs generell ablehnt, ist die Frage, wann das Leben eines Menschen beginnt, nicht nur embryologisch, sondern auch theologisch schwer zu beantworten. Zweifellos geht es nicht an, theologische Aussagen über die Gottesebenbildlichkeit, das Wesen und die Würde des Menschen aus biologischen Befunden abzuleiten. Sie müssen zu solchen Befunden aber in eine plausible Korrelation gebracht werden. Sonst handelt es sich um willkürliche ontologische, metaphysische oder religiöse Setzungen.


Die These, das individuelle Leben beginne mit der Befruchtung einer Eizelle, ist letztlich eine solche Setzung (Mehrlingsbildung, Tumorbildung, in nat. Umgebung gehen eine erhebliche Zahl von Embryonen zugrunde, bevor es zur Einnistung kommt). Ein (Prä)embryo kann, muss aber nicht der Anfang eines oder mehrerer menschlicher Lebewesen sein.

Wir müssen theologischerseits zur Kenntnis nehmen, dass es eine Unbestimmtheit des Lebensanfangs gibt, die sich auch unter Berufung auf die Bibel nicht beseitigen lässt. Daraus folgt keineswegs, sich von einem möglichst strikten Embryonenschutz zu verabschieden. Im Gegenteil: Wenn jede Festlegung eines Zeitpunktes mehr oder weniger willkürlich erfolgt, sprechen gute Gründe dafür, gerade deshalb einen vorsorglich frühestmöglichen und umfassenden Schutz werdenden Lebens auch gesetzlich zu verankern.

Die evangelische Ethik muss sich darüber klar werden, dass sie mit der grundsätzlichen Zustimmung zur In-vitro-Fertilisation ein Terrain beschritten hat, auf dem sich die Grenzen des ethisch Vertretbaren immer schwerer bestimmen lassen. Eine theologisch begründete Verantwortungsethik kommt nicht um die Frage herum, ob unter bestimmten Voraussetzungen zwischen dem Schutz vom Embryonen, die bei der In-Vitro-Fertilisation übrig geblieben sind, und bestimmten therapeutischen Zielen der Biomedizin eine Güterabwägung zulässig ist, vorausgesetzt diese Ziele sind ethisch vertretbar.

Weiterhin erscheint mir folgende Überlegung zu bedenken, die Helmut Blöcker, der Koordinator des deutschen Humangenomprojektes so formuliert: „Meiner Meinung nach ist die Entscheidung zwischen humanen embryonalen und adulten Stammzellen eher eine Frage der kulturellen Verträglichkeit in einer gegebenen Gesellschaft, als dass es um eine universelle Ja-Nein-Entscheidung ginge. Hier ein Gedankenexperiment, um zu verdeutlichen, was ich mit dieser Äußerung meine: Stellen wir uns vor, jemand hätte herausgefunden, dass Rindfleisch das gesündeste Nahrungsmittel auf dieser Welt ist und dass dieser Mensch, beseelt von seiner Entdeckung, irgendwo in Kalkutta ein Steakhaus eröffnen und Rindfleischgerichte anbieten würde. Dies würde sicher auf die Ablehnung der großen Mehrheit der Inder stoßen. Ich kann mir vorstellen, dass einige Westler über dieses Szenario lächeln mögen. Aber stellen wir uns vor, jemand fände heraus, dass das Fleisch von Katzen und Hunden das gesündeste Nahrungsmittel auf dieser Welt ist, und dieser Mensch würde eine Kette von Steakhäusern in London, Paris, Berlin, Washington etc. eröffnen und dort das entsprechende Fleisch zum Verzehr anbieten. Würden die Westler dies akzeptabel finden? Im Sinne der hier aufgezeigten regionalen kulturellen Akzeptanz ziehe ich es vor, das starke Potential der adulten Stammzellen zu evaluieren. Ich glaube, es gibt berechtigte Hoffnungen, das Embryonen nicht verbraucht werden müssen, um die Träume verantwortungsbewußter Stammzellforscher in die Realität umzusetzen und dazu beizutragen, die Lebensqualität von so manchem Schwerkranken zu erhöhen. Zur Zeit sind die Hoffnungen auf embryonale und auf adulte Stammzellen letztlich die selben. Krankes oder abgestorbenes Gewebe soll durch voll lebensfähiges Gewebe im lebenden Menschen ersetzt werden. Die erhofften Resultate sind identisch, und die noch zu überwindenden technischen Schwierigkeiten sind wahrscheinlich vergleichbar. Eine lemminghafte Fixierung auf embryonale Stammzellen ist nicht angebracht, und wenn man etwas Neues machen will, muß man die Menschen mitnehmen
 .“

So zu argumentieren, wie ich es zunächst verantwortungsethisch versucht habe und dann kontextualisierend Helmut Blöcker, erscheint mir nicht weniger klar als die zuvor kritisierte dogmatische und exkommunizierende Position, aber sie eröffnet den Streit und sie schließt niemanden aus, bevor der Diskurs gegensätzlicher Positionen begonnen hat. Dies halte ich für zentral gerade in den Diskussionen um die Frage der Embryonenforschung, die nicht zuletzt mit einer Fülle von Tabus, die mit unserer deutschen Geschichte zu tun haben, belegt ist.

Ich schließe, wie ich begonnen habe: Wer, wenn nicht die Religionen und unter ihnen wir Christinnen und Christen hoffen darauf, dass eine andere Welt möglich ist: Dein Reich komme. Deine Erde bleibe. Gustav Heinemann hat bei seiner einsamen Stimme gegen die Wiederbewaffnung Westdeutschlands im Deutschen Bundestag angemerkt: Mit Gott bin ich immer noch in der Mehrheit. Dieses, nicht exklusiv misszuverstehende Selbstbewusstsein unserer Hoffnung wünsche ich Ihnen und mir.

2.2.2.2.5. Beschluss zur Weiterarbeit der Arbeitsgruppen GFS

Aktennotiz:

Am 17.2.2002 wurde von der Arbeitsgruppe "Theologische Grundlagen" ins Plenum der Schweriner Fachtagung der ökumenischen Basisgruppen und Initiativen der folgende Antrag eingebracht:

Antrag

Wir sind bündnisbedürftig und bündniswillig. Aufgrund unserer Erfahrungen im konziliaren Prozess formulieren wir unsere Analysen, unsere Herkunft und Hoffnung für die Arbeit in einem breiten Netzwerk: "Eine andere Welt ist möglich – ein anderes Deutschland ist möglich."

Praktisch schlagen wir aus dieser Überlegung folgende vier Konsequenzen vor:

1. Die bisherigen Arbeitsgruppen lösen sich mit dem Ende dieser Tagung auf.

2. Es wird eine neue Arbeitsgruppe konstituiert, ihr gehören je drei Personen der bisherigen Arbeitsgruppen und ein Journalist oder eine Journalistin an.

3. Diese Arbeitsgruppe formuliert aufgrund der bisherigen Vorlagen ein Papier mit folgender Struktur: 

1. Analyse 

2. Unsere Herkünfte, Beurteilungen und Hoffnungen 

1. Gerechtigkeit 

2. Frieden 

3. Bewahrung der Schöpfung 

Zwischenüberlegung: Ökumenisch und kirchlich bündeln sich die Beurteilungen und Hoffnungen in der Dekade "overcome violence": Im Blick auf Agenda 21 – Prozesse differenziert sich dies in eine ökonomische, soziale und ökologische Agenda.

3. Handlungsperspektiven 

1. hinsichtlich der ökonomischen Agenda 

2. hinsichtlich der sozialen Agenda 

3. hinsichtlich der ökologischen Agenda 

4. Dieses Papier umfasst maximal zehn Seiten. Nach Fertigstellung des Papiers durch die Arbeitsgruppe geht es an die Mitglieder der bisherigen Arbeitsgruppen zur Stellungnahme. Diese werden anschließend geprüft und ggf. eingearbeitet. Hat die Arbeitsgruppe ihre Arbeit beendet, wird der Journalist oder die Journalistin das Papier sprachlich überarbeiten und ein Graphiker oder eine Graphikerin die Textgestaltung auf maximal 12 Seiten übernehmen. 

Der Antrag wurde im Plenum diskutiert und mit folgenden Änderungen mehrheitlich angenommen:

zu 1.: Die bisherigen Arbeitsgruppen lösen sich mit dem Ende der Tagung nicht auf, da noch laufende Arbeiten – nicht zuletzt im Ergebnis der Schweriner Tagung – anstehen. Ob – und wenn ja wann – sie sich auflösen, bestimmt jede Arbeitsgruppe selbst. Die Arbeitsgruppe und Initiative "Aufbruch - anders besser leben" wird sich überhaupt nicht auflösen – weder jetzt noch später.

zu 2.: Der neuen Arbeitsgruppe gehören nicht generell 3, sondern 1 – 3 Personen der bisherigen Arbeitsgruppen an.

zu 3.: Die Struktur für das neu zu formulierende Papier wird nicht fest vorgegeben, sondern ist eine Empfehlung an die Arbeitsgruppe; die "Handlungsperspektiven" werden mit dem Zusatz "für nachhaltige Entwicklung" versehen.

zu 4.: Zusatz: "Die bisherigen Papiere bleiben erhalten und sind Teil eines umfassenderen Textes. Dazu gehört auch das Papier der Arbeitsgruppe / Initiative "Aufbruch".

Schwerin, 17.2.2002 

 Gunter Pistorius

2.2.2.2.6. Nachbetrachtung

Mit dieser Tagung haben die ökumenischen Basisgruppen und Initiativen Neuland betreten. Noch nie kooperierten sie so eng mit dem politischen Establishment, in diesem Fall mit dem Umweltministerium von Mecklenburg-Vorpommern, noch nie tagten sie unter der Schirmherrschaft eines Landtagspräsidenten in den Räumen eines Landtags, der in einem altehrwürdigen Schloss untergebracht ist. Diese Rahmenbedingungen jenseits der kirchlichen Nische haben der ganzen Tagung ein weltoffenes Gepräge gegeben. Sie hat damit auch Zeichen in die politische Öffentlichkeit gesetzt, dass bei der Lösung globaler Herausforderungen auch heute noch mit christlichem Engagement gerechnet werden kann.

Konnte die Tagung aber auch dem Anspruch gerecht werden, der mit ihr bei der Beschlussfassung 1999 verbunden wurde und der hohe Erwartungen einschloss?

Zunächst einmal, was die vorgelegten Texte selber betraf.

Sie wurden teilweise diesen Erwartungen nicht gerecht. Zu bruchstückhaft waren die Ergebnisse, zu wenig aufeinander abgestimmt die vorhandenen Bausteine. Vielleicht waren die gesellschaftliche Herausforderung und der politische Druck, die zu einem gemeinsamen Ergebnis nötigten, nicht stark genug. Vielleicht hatten auch die Akteure ihre Kraft, als sie sich auf den schwierigen Weg zu einem ausgereiften Text machten, überschätzt. Vielleicht war es auch nicht die Zeit, sich für längere Zeit in Klausur zu begeben, während auf der Straße die Kämpfe für eine menschenfreundlichere Welt ausgetragen wurden. Vielleicht war es sogar auch etwas vermessen, in einem relativ homogenen Kreis Texte zu erstellen, die sich nicht den harten Auseinandersetzungen während ihres Entstehens aussetzen mussten.

Daran gemessen, sind einige Texte dann doch wieder so ausgereift, dass sie den Gegenwind im öffentlichen Getriebe nicht scheuen müssen. Sodann, was die Verständigung der Texte betraf.

Den Gegenwind auch schon in der Tagung selber durch die Einladung kritischer Geister herbeizuführen, gelang nur bedingt, weil viele der gewünschten Gäste der Einladung nicht nachgekommen waren. Aber es waren auch hochkarätige Gesprächspartner der Einladung gefolgt. Sie gingen in der Regel nicht zimperlich mit den Textvorlagen um. Durchgängig kritisierten sie die schwere Vermittlung der Textinhalte durch eine zu abgehobene und elitäre Sprache, die in einem bestimmten Milieu durchaus entschlüsselt werden kann, in anderen Milieus aber kaum vermittelbar ist.

Damit rührten sie aber an ein anderes Phänomen, durch das die ökumenischen Basisgruppen und Initiativen immer stärker geprägt sind: das Generationenproblem. Mit den Jahren sind die Mitglieder in den Gruppen älter geworden, tradieren ihre eigenen Denk- und Sprachgewohnheiten relativ ungebrochen weiter und müssen sich in ihren Gruppen kaum mit der jüngeren Generation auseinandersetzen, weil sie schlicht nicht anwesend ist. Das kann auf Dauer zu erheblichen Kommunikationsstörungen führen.

Vielleicht ist das eine der wichtigen Erkenntnisse aus dieser Fachtagung, dass es an der Zeit ist, sich wieder auf den Weg in andere Milieus und Gruppen zu machen, um nicht den Anschluss in diesen bewegten Zeiten zu verpassen. Nicht sie müssen zu uns kommen, sondern wir, reich an Erfahrungen und Einsichten, müssen zu ihnen gehen und versuchen, in ihrer Sprache reden zu lernen, damit sie verstehen und auch nachvollziehen können, was wir zu sagen haben.

2.2.2.3. Dokumentation der Arbeit in Vorbereitung auf den Ökumenischen Kirchentag 
vom 28.05.2003 bis 01.06.2003

Der Ökumenische Kirchentag 2003 spielte vor allem in letzten Teil der Projektarbeit eine wichtige Rolle, auch wenn er nicht ausdrücklich im Projektantrag aufgeführt wurde. Denn vieles, was während der Projektzeit erarbeitet wurde, sollte auf ihm der Öffentlichkeit vorgestellt werden. 

· Berliner Aufruf Ökumenischer Basisgruppen

In einem sich über 15 Monate hinziehenden Diskussionsprozess  erarbeiteten 3Arbeitsgruppen Texte, in denen der Versuch unternommen wurde, zu den zentralen Fragen Gerechtigkeit, Frieden und Schöpfungsbewahrung angemessene Antworten zu finden. Eine weitere erarbeitete theologische Grundlegungen die fünfte erarbeitete ein konkretes Modell für die Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie im Bereich der nachhaltigen Konsummuster und einer nachhaltigen Lebensweise. Nach der Ökumenischen Fachtagung im Februar 2002 bildete sich eine Redaktionsgruppe aus den 5 Arbeitsgruppen, die beauftragt wurde, zum Ökumenischen Kirchentag einen Aufruf zu erarbeiten, der die Ergebnisse noch einmal komprimieren und zu einem Ganzen zusammenfügen sollte. Des weiteren sollten in einem Beiheft zu diesem Aufruf als weiteres Ergebnis der Arbeitsgruppen etwas ausführlichere Hintergrundinformationen geliefert werden

Das Projektbüro koordinierte diesen Arbeitsprozess.

Es trug auch wesentlich dazu bei, dass die Themen des Projektes einen guten Platz im Kirchtagsprogramm erhielten. Es wurde geplant, im Rahmen einer über drei Tage währenden Werkstatt  einen ganzen Tag in einer der großen Messehallen dafür in Anspruch zu nehmen. 

· Initiative „Aufbruch – anders besser leben“

In diesem Bereich sollte auch das wichtigste Pilotprojekt, die Initiative „Aufbruch – anders besser leben“, angesiedelt werden. Diese Initiative sollte als wichtiger Brückenschlag zwischen der inzwischen verabschiedeten Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung und den Kirchen als aktive Verfechter eines nachhaltigen Lebensstils bzw. einer nachhaltigen Lebensweise fungieren. Das Projektbüro erhoffte sich  gerade von den Kirchen und Christen, dass sie zu aktiven Trägern dieser Initiative werden.

· Globales Dorf

Ein weiterer Wichtiger Ort für eine ständige Kommunikation war die Agora, der Markt der Möglichkeiten. Hier konnten sich die Kirchentagsteilnehmer über die verschiedensten Angebote orientieren und informieren  und mit den Anbietern ins Gespräch kommen. Hier wollte das Projektbüro ebenfalls mit seinen Arbeitsergebnissen  präsent sein. Um das Anliegen in einen größeren Kontext einzubinden, bereitete das Projektbüro mit 23 anderen Gruppen, die sich auch dem Anliegen der  nachhaltigen Entwicklung verpflichtet wussten, ein gemeinsames Netzwerk von Gruppen vor, das auf dem Kirchentag, auch als solches erkennbar, wirksam werden sollte. So kam es schon weit im Vorfeld zu sehr interessanten Kontakten, bei denen auch das eigene Anliegen vermittelt werden konnte.

· Fest der Integration

Nachdem sich am Ende der Projektzeit das Pilotprojekt in Berlin Mitte etabliert hatte, nahm das Projektbüro die Chance wahr, mit Akteuren dieses Pilotprojektes auch eine eigene Veranstaltung für den Kirchentag vorzubereiten. Der Schwerpunkt sollte auf der sozialen Integration von Randgruppen wie Arbeitslosen, Obdach- und Wohnungslosen und Asylbewerbern während dieser Veranstaltung liegen. Das Projektbüro stieß bei der Vorbereitung dieser Veranstaltung schon in der ersten Phase auf große Bereitschaft der Projektakteure.

So hatte sich das Projektbüro bei der Vorbereitung des Ökumenischen Kirchentags durch die unterschiedlichen Veranstaltungen eine gute Ausgangsbasis für einen erfolgreiche Arbeit auf dem Ökumenischen Kirchentag geschaffen.

Der Ablaufplan sollte dann wie folgt aussehen:

ÖKUMENISCHE BASISGRUPPEN UND INITIATIVEN FÜR GERECHTIGKEIT, FRIEDEN UND BEWAHRUNG DER SCHÖPFUNG AUF DEM ÖKUMENISCHEN KIRCHENTAG IN BERLIN

Freitag, d. 30. Mai 2003 von 10.30 - 18.00 Uhr

(Programmheft S. 242/243, in der Messehalle 7.1b)

 Eine andere Welt ist möglich .
Vormittag:
Welche Alternativen sind möglich?

10.30 Uhr:
Der totale Markt - Eine fundamentale Herausforderung an die Kirchen 



Vortrag von Carl Amery

12.00 Uhr:
Eine Chance für alle: "Aufbruch - anders besser leben" - 



Vorstellung der Initiative - Ein Pilotprojekt im Rahmen eines vom 



BMU und UBA geförderten Projektes - Vorstellung des Projektbeirats  



Mittagspause:
Aufbruch in die Zukunft - Ein Mitmachereignis
13.30 - 14.45 Uhr

Vom Tanz ums goldene Kalb des Konsums zum alternativen Fest

Nachmittag:
Strukturelle Gewalt überwinden

15.00 Uhr:
Vorstellen des "Berliner Aufruf ökumenischer Basisgruppen und Initiativen",



sich in die eigenen Angelegenheiten einzumischen  

15.30 Uhr:
Gemeinsam widerstehen Podiumsdiskussion mit:



Carl Amery; Ulrich Duchrow, Siegfried Großmann;



Gisela Hartmann; Rene Krüger; Ernst U. von Weizsäcker; Moderator: Wolfgang Kessler

17.30 Uhr:
Einladung an alle Menschen guten Willens, Gemeinden und Kirchen,



sich zur Bündnisbewegung zusammenzuschließen

Sonnabend, d. 31.5.03 ab 19.00 Uhr in der Heilandskirche

(Programmheft S. 491; Berlin-Moabit, U-9 Turmstr.)

Ein Fest der Integration - Keiner ist ausgeschlossen

Zusammen mit Obdach- und Wohnungslosen, mit Asylbewerbern und Gemeindegliedern verschiedener Kirchgemeinden vor Ort wollen wir dieses Fest feiern.

29.- 31. Mai von 10.00 Uhr (Do.:11.00) bis 18.00 Uhr: 
Globales Dorf auf der Agora

("Markt der Möglichkeiten"; Programmheft S. 404; Halle 3.2.) 
zusammen mit 23 anderen Initiativen und Gruppen 
Donnerstag, d. 29.5.2003: 14.30 - 15.30 Uhr in Halle 2 B 10: 
Konziliarer Prozess für Gerechtigkeit Frieden und Bewahrung der Schöpfung und 
Lokale Agenda 21-Prozess: 
Auf einem gemeinsamen Weg in die Zukunft 
Ein Projekt stellt sich vor



Weitere Informationen können beim Projektbüro Stiftung Ökumene, Ziegelstr. 30, 10117 Berlin, 
Tel.: 030 - 28 30 39 22, Fax: 030 - 28 30 39 25 sowie über eMail: projektbuero@web.de und unter der 
Internetadresse: www.global-denken-lokal-handeln.de abgerufen werden.



2.2.2.4. Dokumentation der Arbeit in Vorbereitung auf die ökumenische 
Basisversammlung 2004

Die Ökumenische Basisversammlung 2004 lag zwar weit hinter dem Abschluss der Projektzeit, spielte aber als Orientierungspunkt während dieser Zeit eine wichtige Rolle. Hier sollten die Ergebnisse der Projektarbeit einer kritischen Prüfung unterzogen und Perspektiven für die weitere Arbeit entwickelt werden. Eine wichtige Zwischenstation war die Ökumenische Fachtagung 2002 in Schwerin. 

Über das Festhalten am Termin 2004 hinaus hat es aber bisher noch keine weiteren definitiven Festlegungen gegeben, an denen erkennbar würde, was die inhaltlichen Schwerpunkte dieser Versammlung sein könnten. Soweit voraussehbar, wird dies erst auf dem Ratschlag im Herbst 2003 geschehen.

Ungeachtet dessen lässt sich aber jetzt schon unschwer erkennen, dass das Thema einer nachhaltigen Entwicklung und der damit zusammenhängenden Frage, wie man an dieser Gestaltung mitwirken kann, eine zentrale Rolle spielen wird.

2.2.3. Analytischer Teil

Die in den "Zusätzlichen Auflagen" des Projektantrags (Bewilligungsbescheid 2000) detailliert aufgelisteten analytischen Arbeitsaufträge werden in Abstimmung mit dem zuständigen Fachberater beim Umweltbundesamt auf die folgenden zwei analytischen Berichtsteile zusammengeführt: 

· Dokumentation von besonders relevanten Initiativen, die schon vor Projektbeginn den konziliaren Prozess mit dem Nachhaltigkeitsprozess verknüpften 

· Dokumentation von Experteninterviews mit erfahrenen Aktiven im Bereich Umweltbildung und Umweltkommunikation im Hinblick auf noch ungenutzte Potentiale und Verknüpfungen

2.2.3.1. Dokumentation einer besonders relevanten Initiative, die schon vor 
Projektbeginn den konziliaren Prozess mit dem Nachhaltigkeitsprozess 
verknüpfte (Köpenick)

In Berlin wird seitens des Projektbüros im Rahmen der "Speziellen Projektarbeit" versucht, das bewährte "Köpenicker Modell" auf gesamtstädtischer Ebene sowie auf der Ebene der Bezirke in die Diskussion zu bringen. Das Bestechende an dem Modell sind vor allem die dort geschaffenen Strukturen, die offenbar der Garant für den außerordentlich hohen Entwicklungsstand des gesamten Agenda-Prozesses in Köpenick sind. 

Auf den folgenden Seiten wird mittels Schaubildern bzw. Schemata die Genese des Köpenicker Modells, die heute vorhandene Struktur dieses Modells im Bezirk Treptow-Köpenick und die Rolle des Fördervereins als Projektträger im LA21-Prozess Köpenick-Treptow dargestellt.  

Die Besonderheit des Modells liegt

1. in der Verknüpfung von LA21-Prozess und konziliarem Prozess

2. in einer sog. "Drei-Säulen"-Struktur, die den Akteuren von "Säule 2" (Öffentlichkeit: NGOs, Wirtschaft, Wissenschaft usw.) und "Säule 3" (Akteure des konziliaren Prozesses: Kirchengemeinden, ökumenische Basisgruppen und Initiativen) eine gewisse Eigenständigkeit und Unabhängigkeit gegenüber den Akteuren von "Säule 1" (Politik und Verwaltung) im Bezirksamt (quasi Kommunalverwaltung) garantiert, so dass gleichberechtigte Teilnahme und Teilhabe (Partizipation) im Prozess möglich ist

3. im Aufbau von Arbeitsstrukturen (Förderverein als Projektträger, Büros für Säule 2 und Säule 3, Innovationsbörse), die geeignet sind, den Prozess zu verstetigen und zu professionalisieren.

Diese "Besonderheiten" sind de facto nichts anderes als Strukturen, die in hervorragender Weise geeignet sind, Strategien umzusetzen. Im Rahmen der "Speziellen Projektarbeit" des vorliegenden Projektes kommt es deshalb auch insbesondere darauf an, einen Prozess in Gang zu setzen, um diese in Köpenick entwickelten Strukturen und Strategien den LA21-Akteuren an geeigneten anderen Orten zugänglich zu machen und Impulse zum Erfahrungsaustausch und zur Kooperation zu geben, damit eine breite Umsetzung möglich wird. 

· Zur Genese des Köpenicker Modells

· Struktur 2002 des Köpenicker Modells

· Zur Rolle des Fördervereins als Projektträger im LA21-Prozess Treptow-Köpenick
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Bezirksamt Treptow-Köpenick
Förderverein Lokale Agenda 21

Köpenicker

von Berlin



Treptow-Köpenick e. V.


Initiativgruppe Eine Welt

Das Treptow-Köpenicker Drei-Säulen-Modell

als Pilotprojekt für Agenda 21-Prozesse in Deutschland

1. Die Verknüpfung des Agenda 21-Prozesses mit dem ökumenischen Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung ist im Bezirk Treptow-Köpenick erfolgt und wird auch in Zukunft fortgesetzt.
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Agenda 21-Prozess
Ökumenischer Prozess

für Gerechtigkeit,
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der Schöpfung

2. Im Rahmen eines Drei-Säulen-Modells wird mit allen Teilen der Bevölkerung ein Konsensfindungsprozess zur zukunftsfähigen Entwicklung des Bezirkes geführt, der Impulse für praktisches Handeln geben soll.

Verwaltung
Zivilgesellschaft

Bezirksamt/

Bezirksverordneten-versammlung

Säule I
Öffentlichkeit

(Bürger, Initiativen,

Gruppen, Parteien,

Gewerkschaften,

Wirtschaft)

Säule II
Kirchen und

Religions-

gemeinschaften

Säule III

3.
Der Förderverein Lokale Agenda 21 Treptow-Köpenick e. V. ist als Träger von Maßnahmen ein stabilisierender Faktor im Agenda 21-Prozess.

Förderverein Lokale Agenda 21 Treptow-Köpenick e. V.

4.
Parallel zum Aufbau der Struktur wurde an einer mit der Bevölkerung in Treptow-Köpenick abgestimmten Lokalen Agenda 21 gearbeitet.

Die Lokale Agenda 21 enthält alle wichtigen Aspekte einer nachhaltigen Entwicklung (ökologisch, ökonomisch, sozial, global, friedensethisch) und ist in dieser Form einmalig.

Eine Lokale Agenda 21 Treptow-Köpenick liegt vor.

5.
Über internationale Partnerschaftsbeziehungen im Rahmen der Lokalen Agenda 21 wurde der eigene Agenda 21-Prozess im Bezirk Treptow-Köpenick gefördert und entwicklungspolitisch bereichert:

- 5 Jahre gemeinsam im Agenda 21-Prozess: Cajamarca (Peru)  und Treptow-Köpenick

- 2 Jahre Zusammenarbeit zwischen Treptow-Köpenick und Lemberg (Ukraine)

6. Der Aufbau des ersten Interkulturellen Gartens in Berlin zur Integration von Migranten ist im Bezirk Treptow-Köpenick in nur einem Jahr im Rahmen des Lokalen Agenda 21-Prozesses gelungen.

Interkulturelle Gärten und Agenda 21 – eine gelungene Symbiose

7. Der Bezirk Treptow-Köpenick soll zu einem Solarbezirk entwickelt werden.

Projekte sind:

- Solarboottankstelle

- Informations-, Beratungs- und Anwendungszentrum (IBASOLAR)

- Köpenicker Umwelt-, Bau- und Solarzentrum (KUBUSZ)

- Bürgersolarkraftwerk

8.
Bildung für nachhaltige Entwicklung muss sowohl für Kinder und Jugendliche als auch für Erwachsene durchgesetzt werden. Dazu dienen die Grünen

Lernorte im Bezirk.

Nachhaltige Bildung und Grüne Lernorte

9. Nachhaltiger Konsum heißt: anders einkaufen, verbrauchen, nutzen, mobil sein – bewusst entscheiden.
Erste Schritte in diese Richtung sind erfolgt.

Ein Tauschring, in dem nicht nur Dienstleistungen ausgetauscht, sondern auch soziale Kontakte geknüpft werden, findet zunehmend Anerkennung.

10.
Schlussfolgerungen:

· Im Bezirk Mitte ist praktisch die Entscheidung zur Einführung des Drei-Säulen-Modells für den Agenda 21-Prozess gefallen; der Bezirk Lichtenberg zeigt großes Interesse; die Stadt Neukirchen besitzt bereits das Drei-Säulen-Modell.

Das Drei-Säulen-Modell breitet sich aus.

· Seit dem mehreren Jahren arbeiten Akteure im Rahmen des Agenda 21-Prozesses in der Verantwortung des Fördervereins.

Arbeitslose erhalten neue Chancen, am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen.

· Das Köpenicker Drei-Säulen-Modell ist von drei Institutionen für den Umweltpreis der Deutschen Bundesstiftung Umwelt für das Jahr 2003 nominiert worden:

( Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen (ACK)

( der Umweltbeauftragte der Evangelischen Kirche in Deutschland

( die Gewerkschaft ver.di

Das Drei-Säulen-Modell wurde für den Umweltpreis                                               der Deutschen Bundesstiftung Umwelt vorgeschlagen.

2.2.3.2. Dokumentation von Experteninterviews mit erfahrenen Aktiven im Bereich 
Umweltbildung und Umweltkommunikation im Hinblick auf noch ungenutzte 
Potentiale und entsprechende Verknüpfungen

Eine wichtige Grundlage für die vorzunehmenden 'Experteninterviews (Umweltbildung): Potentiale und Verknüpfungen' wurde mit den durchgeführten Beratungs- und Informationskontakten geschaffen. Die im Rahmen der Auswertung der Beratungs- und Informationskontakte darzustellenden 'Anknüpfungspunkte für das Projekt' liefern im wesentlichen den Stoff für die 'Experteninterviews'.

Geführte Interviews: 
Interview mit Dr. Axel Beyer am 15. Oktober 2002 in Hamburg
Interview mit Prof. de Haan am 25. Oktober 2002 in Berlin-Dahlem

2.2.3.2.1. Interview mit Dr. Axel Beyer am 15. Oktober 2002 in Hamburg

(Dr. Axel Beyer ist Geschäftsführer der Deutschen Gesellschaft für Umwelterziehung (DGU) mit Sitz in Hamburg)

Frage: Herr Beyer, sie sind hier Geschäftsführer der Deutschen Gesellschaft für Umwelterziehung (DGU). Könnten sie ein paar Sätze dazu sagen, was die Aufgabe dieser Gesellschaft für die Nachhaltigkeitsentwicklung ist, die sich nach Rio und jetzt verstärkt nach Johannesburg weiter entwickelt hat.

Anwort: Die DGU ist ein Dienstleister für die Bundes- und Landesministerien, so nennen wir das von der Funktion her, d.h. wir arbeiten für die Ministerien. Dort bekommen wir auch unser Geld her. Wir bieten ihnen Projekte an, wo etwas zu entwickeln ist, in Schulen oder auch außerhalb von Schulen, besonders im Sport und im Tourismus. Mit diesen Projekten versuchen wir, Strukturen zu verändern, langfristig etwas in Gang zu kriegen, und das möglichst in der Breite. Das heißt: Wir haben eigentlich nicht Forschungsvorhaben. Das ist nicht das Thema, auch nicht eine bestimmte Elite anzusprechen, sondern in die Breite, auch in Bevölkerungskreise zu gehen, die mit Umwelt und Nachhaltigkeit gar nichts am Hut haben, das vielleicht als Konzeption gar nicht so verstehen. Dort versuchen wir ranzukommen.

Frage: Was wollen sie denn erreichen als Ziel, wenn sie mit diesen Gruppen etwas erarbeiten?

Anwort: Wenn man noch einmal auf ihre erste Frage zurückkommen will, dass die Leute nicht so handeln, dass man dann versucht, in das alltägliche Arbeiten, in die Schule, in die Vereine etwas einzubringen, dass dann dort Nachhaltigkeitsaspekte im Verhalten etwas Selbstverständliches werden, nicht durch diesen berühmten engagierten Lehrer, sondern durch den Durchschnittslehrer. Der engagierte Lehrer macht immer das Neue, den wird man auch nicht bremsen können, aber die breite Masse, dass man da versucht, so die Menschen anzusprechen, dass man sagt, ich kriege auch den, der die Konzeption und theoretische Überlegung von Nachhaltigkeit gar nicht kennt, trotzdem alltäglich mehr zufällig dazu, dass er sich danach richtet. Also, kleine ruhige Wege, aber es ist der Versuch, in der Umweltschule in Europa, in einem Projekt, was wir da haben, wo wir 600 Schulen in Deutschland beteiligt haben, wir können nicht sagen, dass dies die Elite in Deutschland ist, darum geht es nicht. Es geht darum, 600 ganz verschiedene Schulen, kleine, große, Anfängerschulen im Umweltbereich, erfahrene, Spezialisten, die in einem bestimmten Bereich, Energie machen sehr viele oder Grünes, da toll sind, jetzt in andere Bereiche, beispielsweise solche eher weichen Aspekte, wie Agenda- Fragen, die man ja nicht so richtig messen kann, wie Energie sparen, hier neue Aspekte einzuführen und ihnen das schmackhaft zu machen, dass es ihnen auch etwas bringt. Denn viele haben die Vermutung, dass es mit wenig Erfolg gekrönt ist. Besonders toll ist es, wenn man das beispielsweise auch im Sport macht. Sport ist ja nun etwas, was man freiwillig macht, da zwingt einen ja keiner zu. Wenn man das schafft, in diesem eigentlich sensiblen Bereich, wo man ja nun sich selbst mehr als Mensch in den Mittelpunkt rückt, da die Menschen zu Umweltaspekten zu bringen. Mehr Erfolg kann man in diesem Land gar nicht haben.

Frage: Erzählen sie doch mal ein konkretes Beispiel im Sport. Ich kann mir das im Augenblick gar nicht richtig vorstellen, wo würde das konkret ein anderes Verhalten bringen als das bisher der Fall war, wo bauen sie da was aus in Richtung Nachhaltigkeit?

Anwort: Wenn wir jetzt diese blaue Flagge nehmen, die wir da im Wassersport haben. Wenn ein normaler Wassersportler sagen würde, ich bin quasi auch ein Naturschützer, sozusagen von Amtes wegen, weil er sich als Wassersportler in der Natur aufhält und er müsste sich eigentlich automatisch dafür einsetzen. Als wir damit damals begannen, war das sozusagen ein Abwehrslogan für Wassersportler. Nun gibt es aber auch eine frühere Praxis, dass alles das, was man auf dem Schiff verbraucht, über Bord ging. Das ist das, was man optisch sieht bei der Heimfahrt, was der Nachbar über Bord gemacht hat. Das gibt es heutzutage kaum noch. Dann gibt es aber auch problematische Bereiche, so mit Altöl und Bilgewasser, dass wir uns dafür einsetzen, dass in diesen Vereinen Einrichtungen dafür angeschafft werden. Die kosten Geld. Und nun sagt der Verein: Warum soll ich das machen, wenn der Staat oder die Stadt, wo er denn gerade lebt, im Hafen das nicht macht. Da haben wir mit dieser blauen Flagge ein Vehikel, was es attraktiv macht, weil ich toll seine möchte, der Lob dieser Auszeichnung ist das Vehikel, etwas zu tun. Wenn der Nachbar diese Auszeichnung hat, sagt er ja, dass er besser ist als ich. Und das lässt keiner so gerne auf sich sitzen. Also haben wir einen Mechanismus, wo wir sagen, mach jedes Jahr ein bisschen mehr, nicht die Maximalforderung heute, sondern jedes Jahr geh mit uns mit. Und wenn du die Flagge auch hast, dann ist es aber auch kein Ruhekissen, sondern nächstes Jahr kommt eine zusätzliche neue Frage, ein anderer Bereich, da musst du auch da wieder mitmachen. Wenn du dann nicht mitgehst den Weg, dann kriegst du die Flagge nicht wieder. Das heißt, es ist ein langsamer Schritt für Schritt, wo man Menschen einerseits nicht überfordert, vom Bewusstsein, aber auch vom Portemonnaie her, anderseits aber auch groß genug, dadurch das es so viele Teilnehmer gibt, dass das Gefühl, was hier entsteht, eine Bewegung innerhalb der Sportszene auslöst. Und wenn eine Bewegung entsteht, dann möchte man mit und dann ist das Draußen sein nicht so angenehm. Und so kommt es dann innerhalb von Vereinen, die nun darüber entscheiden, wie sie das praktisch machen, zu der Entscheidungsfrage: Gebe ich Tausend Euro für so eine Abwasseranlage oder eine Fäkalienentsorgung aus oder nicht. Dann kann man sagen, Mensch, der Nachbar hat es und die blaue Flagge will es auch. Weil unser Anforderungsbogen inzwischen so etwas wie ein Gesetz quasi ist innerhalb der Wassersportszene, ist das eigentlich das, was man gerne hätte, aber es ist freiwillig. Weil man sich eher animiert fühlt, diese Flagge nun zu behalten, macht man das.

Frage: Das heißt also, die Flagge hat einen positiven Anreiz für die Vereine, den hat sie inzwischen bekommen, sie hat einen Wert. Den muss man ja so verinnerlichen, wenn man sagt, an diesem Wert möchte ich teilhaben.

Anwort: Also das lässt sich dann besonders schön belegen, wenn Vereine mehrere Jahre hintereinander immer diese Flagge bekommen haben, und dann bekommen sie sie einmal nicht. Das heißt, es gibt viele Situationen, wo der Antragsteller sagt, jedes Jahr kriegen wir sie, da kümmert sich schon fast keiner mehr drum Und wenn sie dann einmal plötzlich nicht kam, dann gibt es Unruhe, da merkt er, dass seine Arbeit, die vorher so fast nebenbei lief, scheinbar doch von großer Bedeutung war, also in dem Moment, wo sie nicht kommt, fragen alle, was habe ich oder was hast du verkehrt gemacht und was müssen wir machen. Das ist immer das schönste Beispiel.

Frage: Gehen sie da nun mit diesen Geschichten über den Verein oder gehen sie über die Schule damit oder sind das zwei ganz verschiedene Projekte?

Anwort: Das sind zwei ganz verschiedene Themen, zwei verschiedene Projekte. Ich kann ihnen auch noch einmal Anforderungskriterien geben. Wir schreiben den Segelverein an, mit den Unterlagen, 2 Kriterienbogen. Die muss er ausfüllen und schickt er zurück. Dann gibt es eine Ortkontrolle, da wird sich vor Ort umgekuckt. Dann gibt es eine Jurysitzung, national und international besetzt, das ist ein ausgeklügeltes System, es gibt meines Wissens nichts gründlicheres in diesem Land und die gibt es natürlich mit anderen Ländern auch, also es ist eine weltweite Geschichte. Sie ist auf dem Weg, das Symbol Nr. 1 im Umweltbereich überhaupt zu werden, und dann kann man, und das ist eben das kribblige, wenn man die Flagge hat, die auch nach dem Verleihen unmittelbar wieder verlieren. Also, wenn man eines dieser Kriterien, die wir haben, nicht einhält, da gibt es spontan unangemeldete Kontrollbesuche von uns und von internationalen Leuten, wenn ein wichtiges Kriterium nicht erfüllt ist, dann kommt die Flagge wieder runter. Oder sie jetzt als neutraler Beobachter, wenn sie im einzelnen die Anforderungen kennen und sehen in dem Hafen, dass irgend etwas nicht mit den Kriterien übereinstimmt, dann können sie das bei uns melden und dann kucken wir uns das an. Und dieser Mechanismus, diese Flagge ist ein öffentliches Zeichen, keine Geheimgeschichte. Sie führte zu einer Art Selbstverpflichtung im guten Sinne, weil der Verein sagt, ich weiß ja, das ich toll bin. Das ist so, wie wenn sie einem Kollegen gegenüber sagen, ich bin toll, ich kann jeden Satz richtig schreiben und dann legen sie ihm einen Brief vor und dann sagt er, was ist los mit deinem großen Worten und diesen Mechanismus des Selbstraustufens "Ich bin toll" und die Öffentlichkeit hört das. Man fühlt sich dann gelegentlich auch dazu animiert, das nachzukontrollieren. Es ist eigentlich hervorragend gewesen und das ist eigentlich auch der Erfolg dieser Geschichte und der Vorteil gegenüber gesetzlichen Vorgaben, die man nur widerwillig befolgt oder auch, weil man sie gar nicht verstanden hat, vielleicht verkehrt umsetzt. Hier geht es dagegen ja um etwas, was man bewusst und freiwillig macht.

Frage: Das heißt also, diese Flagge ist wie ein Symbol, das eine ganze Haltung und eine Zielstellung sofort in einer Flagge erkennbar werden lässt?

Anwort: Ja, dadurch, dass man die Flagge immer wieder sieht, also in Berlin, da gibt es etwa 20 - 30 Vereine, die das haben, in Deutschland sind es 200, und dann fahren sie als Wassersportler nach Dänemark, und da sehen sie ganz viele. Sie gibt es eben auch nicht nur für Wassersport, inzwischen auch für andere Bereiche und sie wird immer bekannter, auch für Strände, da wird es besonders spannend, es gibt sie auch in Afrika, in die Karibik kommt sie, sie wird immer breiter. ,Es ist endlich einmal im Umweltbereich etwas gelungen, was wir sonst nirgends haben , dass eine Wiedererkennung möglich ist. Das ist die größte Schwierigkeit mit Symbolen im Umweltbereich, dass kein Mensch diese Symbole kennt und die blaue Flagge, weil sie nun so groß ist und immer wieder kommt, hat sie Chancen. Sie ist also so mitten drin und hat, wenn man so möchte, werbemäßig das Niveau von Mercedes Benz zu bekommen.

Frage: Es ist also ganz interessant, gerade auch im Zusammenhang dessen, worüber wir gerade gesprochen haben, die Bewegung "Anders besser leben" mit dieser Bewegung zu vergleichen. Man muss sich gegenseitig erkennen können. So ein Symbol, was man selber hat, so dass ein anderer sieht, das ist einer von uns, der macht mit, ist ja auch ein Verstärkermoment, wenn man den andern sieht und weiß, der ist mit auf dem selben Weg.

Anwort: Das ist richtig, auch wenn sie das noch einmal kulturgemäßig in andere Länder übertragen. In Deutschland haben wir ja auch so eine bestimmte Art zu denken, so ist das natürlich für manche im südlichen Bereich noch viel sympathischer, wenn man sagt, ich zeige das und ich bin mit dir gemeinsam auf einem Weg. Das ist ein Grund, warum diese Flagge eigentlich sehr gut funktioniert, da alle südlichen Länder das besonders gut von der Mentalität her verstehen. Also die Franzosen haben manchmal so gewisse Kriterienschwierigkeiten , aber sie sagen, also dieses Gemeinschaftsgefühl ist sehr wichtig. Ich komme als Wassersportler in so einen Hafen, ich kenne da nichts, aber ich sehe diese Flagge, die auch bei mir zu Hause weht, und schon bin ich ein bisschen zu Hause. Dieses ist kaum zu unterschätzen.


Frage: Sie meinen, es entwickelt sich so etwas wie ein neues Identitätsgefühl?

Anwort: Ja, zumal ja Sportler und vor allem auch Wassersportler eine bestimmte Umgangsweise untereinander haben und schnell eine gewisse Beziehung zueinander finden und wenn ich dann zu diesem besonderen Bereich etwas sehe, was genau ich selbst auch habe, dann ist das toll. Und dann ist eben ein Franzose nicht besser als ein Deutscher. Das ist international, wenn sie Umweltpolitik sehen, insgesamt ja so kaum zu erreichen.

Frage: Das wäre also so einer der Schwerpunkte, die sie als Deutsche Gesellschaft für Umwelterziehung machen. Nun hat es ja in der Diskussion der letzten 2 - 3 Jahre, gerade von de Haan ist das noch einmal angestoßen worden, die Anfrage gegeben, ob Umwelterziehung im engeren Sinne noch ausreicht, weil Erziehung im Bereich für nachhaltige Entwicklung, für Nachhaltigkeit, ja noch weitere Aspekte, soziale und ökonomische Aspekte mit einschließt. Gibt es bei ihnen an dieser Stelle auch ein Überlegung, ihre Fokussierung auf Umwelterziehung zu erweitern auf dem Hintergrund der internationalen Diskussion und auch der Herausforderung durch die ganze Nachhaltigkeitsdiskussion, oder ist das so im Augenblick weniger aktuell bei ihnen in ihrer Arbeit?

Anwort: Da muss man einmal unterscheiden die Begrifflichkeit mit der Umwelterziehung. Das sollte man auch nicht jeden Tag ändern. Von daher ist das ein wichtiger Punkt, dass man seinen Namen überhaupt behält in dieser Branche, die ein bisschen schwierig ist. Und von daher hat es auch zur Folge, dass wir nicht von der Begrifflichkeit her Theorien transportieren, also nicht zuerst wieder mit dem Begriff arbeiten. Denn es kommt jedes 3. Jahr ein neuer Begriff. Das ist eine Sache für sich, wo wir aber nicht vor Ort bei solchen Projekten mitstreiten, wo es um Sport oder Tourismus geht. Ganz anders verhält es sich aber bei der Frage, ob man die inhaltlichen Fragen mit aufnimmt. Also ich kann ja das Ding Umwelterziehung weiterhin nennen, weil da nämlich, wenn ich die breite Bevölkerung anspreche, Frau Müller und Herr Schulze sich unter Umwelt und Erziehung, unter beidem etwas vorstellen können. Man kann auch sofort dafür und dagegen sein. Aber alle anderen Begriffe, die ein bestimmte Konzeption beanspruchen, würden entweder auf Unverständnis stoßen, oder dass man sagt, ich will das auch gar nicht so. Denn wir wollen ja nicht aussortieren. Ich möchte ja eben alle Wassersportler ansprechen und eben nicht eine bestimmte Truppe der Wassersportler. Das ist eben schwierig. Das bedeutet aber bei den inhaltlichen Aspekten gar nicht, das wir so neuere Überlegungen nicht aufnehmen. Das machen wir schon, nur ich brauche sie nicht bewusst unterstreichen, d.h. wenn ich 30 Fragen habe, dass ich dann nicht sage, jetzt habe ich noch 3 Fragen zur Nachhaltigkeit oder so was ähnliches, sondern die tauchen da einfach auf und das finde ich persönlich auch wieder geschickt, wenn die Menschen in das Neue herangeführt werden und vielleicht erst 30 Jahre später feststellen, was sie da gemacht haben. Das machen wir eher elegant und weniger dramatisch. Obwohl bei der Schule - wir machen ja auch Schulsachen- da ist es ein bisschen anders. Lehrkräfte sind auch immer daran interessiert, verstehen das, wenn man das bundesweit macht, auch wieder sehr unterschiedlich. Da gibt es auch Mentalitätsunterschiede. Einige sagen, so einen neuen Quatsch will ich nicht, andere sagen, gerade das will ich. Da ist es eben schwierig, wenn ich ein so großes Projekt habe. Wenn ich ein Projekt mit 10 Schulen habe und das denke ich mir heute aus, und suche genau für dieses neue Projekt 10 Schulen, dann ist es einfach, mit denen die neuesten Überlegungen auch ganz gezielt auf einen bestimmten Punkt zu bringen. Aber wenn ich 600 Schulen habe, und nehme einen jeden, der Interesse hat, mit ins Boot, kann ich nicht nur auf einen Punkt hin argumentieren, denn dann würde ich die 600 morgen verlieren.

Frage: Sie haben ja schon einmal einen Schulversuch gemacht, im Energiesparen, hier im gesamtdeutschen Bereich, und da sprachen sie davon, wie man Motivation entwickeln kann. Wie haben sie es eigentlich geschafft, aus einem normalen Alltagsverhalten, das in der Regel sehr diffus ist, ein bewussteres Verhalten und größere Aufmerksamkeit für Umwelt und für Umweltfragen zu erzielen? Gibt es da auch Anknüpfungspunkte bei den Schülern, auf denen man eine Motivation aufbauen kann, oder ist das eine Sache, die ziemlich fremd auf sie zukommt? Wie knüpfen sie da eigentlich an bei solchen Projekten, damit sie die meisten mitkriegen? Man muss ja irgendwelche Anknüpfungspunkte haben in den normalen Lebensgewohnheiten bei Schülern und Lehrern.

Anwort: Ja, nun ist es vielleicht ein Missverständnis, das eine bestimmte Konstruktion eines Konzeptes, wenn es plausibel erscheint, automatisch Erfolg in der Praxis hat. Das ist sicherlich ein großer Irrtum, das ist es nicht, was zum Erfolg führt. Sondern man muss manchmal vielleicht auch nur banale Sachen in ein Konzept bringen, was den Menschen eigentlich sofort einleuchtet, weil es eine bestimmte Logik oder Selbstverständlichkeit hat. Und die Erfolge, die wir eigentlich in der Menge haben, ist, dass wir darstellen, dass wir das wirklich wollen, dass beispielsweise an den Schulen Energie gespart wird, dass wir andere mit ins Boot holen, die das auch wollen. Wir als DBU oder ich sind da völlig unwichtig, Wichtig ist, dass man fragt, was ist denn eigentlich vermeintlich wichtig in so einem Bereich des Energiesparens? Die hol ich mit und wenn auch die auch sagen, Energiesparen ist wichtig, also von einem Landesministerium über die Energieversorger bis zu den Eltern oder Schülervertretungen innerhalb der Schule, der Schulleitung, den Lehrern. Das ist eigentlich ähnlich, wie wir das bei der Bewegung bei der blauen Flagge hatten, dass man erst einmal so etwas wie eine Spannung in dem Projekt aufbauen muss, dass man immer wieder hört, Energie an Schulen sparen, ja. Das will ich auch. Das heißt zunächst noch gar nicht, wie und wo und wie viel. Sondern dass das Thema zunächst erst einmal attraktiv ist, das es gewollt ist. Es ist ja ein großes Problem, dass es viele Themen gibt, wo ich ja vielleicht persönlich von überzeugt bin, aber mein Gegenüber gar nicht weiß, um was es geht, so dass ich erst einmal Mitstreiter schaffen muss. Und dann sind diese Energiesparprojekte eigentlich in den Schulen Folgen einer bestimmten Plausibilität. Ich muss bestimmte Sachen, die man an Schulen sowieso lernen sollte, mit diesem Projekt bündeln und dann werden sie aktiv, wenn ich da plötzlich ein paar Säulendiagramme im Informatikunterricht, weil ich da die Energiekurven da habe, aufbaue. Da habe ich einen Grund, wenn ich das plane und mit dem Computer auch ausrechne. Das sind nicht irgendwelche fiktiven Zahlen, sondern ich hab das Haus vor Augen, dass das auch einen bestimmten Sinn für die Schüler hat, dies zu lernen. Das ist ein gewisser Vorteil von Umweltarbeit an Schulen, es ist sinnhaft.

Frage: Das heißt, was sie versuchen, ist, dass sie die Schüler über Argumente interessieren und dass sie selber sagen, das ist eine gute Sache, dass sie sich selber damit identifizieren und sich das zu eigen machen über Plausibilitätsargumente.

Anwort: Es ist ja so, dass viele Menschen gar kein Zutrauen zu ihrer eigenen Arbeit haben. Anders ist es aber, wenn sie wissen, der Rahmen ist gesetzt und das ist unsere Arbeit. Wir machen ja nicht selbst aktiv das Energiesparen an der Schule, sondern das machen die Schüler mit den Lehrkräften. Aber wenn der Rahmen bereitet ist, dass der Lehrer nicht erst nachmittags irgendwo hinterher telefonieren muss, wo krieg ich das Material her oder mit seinem Schulleiter kämpft, weil er da irgendwas verändert haben möchte, diesen ganzen Rahmen, der eigentlich vieles abwürgt oder auf Dauer das ganze auch schwierig macht. Das ist unser Job, diese berühmten Sandkörner, die in ganz vielen Teilen eines so großen Getriebes sind. Das wird von den Lehrern oft gar nicht gewürdigt, aber das ist mein normales Verständnis. Darüber bin ich dann auch nicht besonders traurig, denn ohne dies würde es in der Regel nicht laufen, denn ohne diesen Rahmen könnten sie sich darin nicht entfalten.

Frage: Das heißt, sie versuchen so in der Form eines runden Tisches die verschiedenen Parteien zusammenzukriegen und mit ihnen eine Übereinstimmung zu erzielen, so eine Art gemeinsame Zustimmung, das wollen sie alle machen. Jeder versucht, jetzt seinen Part dazu zu leisten, also so die Kommunikation zwischen den verschiedenen Trägern und Schule und Stadt und weitere, dass das erst einmal stimmig wird.

Anwort: Ja, und im Ergebnis kommt es dazu, das es so eine Art Moderatorentätigkeit ist. Das ist eben automatisch damit verbunden, dass man eben selbst nicht der König ist, sondern die anderen sind es. Und das reicht sogar bis zum Projektnahmen, dass alle diese Projekte eben nicht die DGU in dem Titel führen. Das hat weiter zum Ergebnis, dass keiner die DGU kennt, was aus meiner Sicht nicht schwierig ist, aber diese ganzen Energieprojekte hießen dann z.B. "Energiesparen in der Freien Hansestadt Hamburg" ,oder wenn ich das in Bayern mache, heißt das im Freistaat Bayern. Das heißt, dass die Bayern das zu ihrer Sache machen wollen und jeder, der in dem Land ist, soll es zu seiner Sache machen. Wenn es dabei heißen würde, DGU - Energiesparprojekt Hamburg, da würde mancher sagen, soll ich der DGU was Gutes tun, soll ich da Mitglied werden? Das wollen wir alles nicht und das ist vielleicht unser Erfolgsgeheimnis, weil wir das anders als alle anderen Verbände machen.

Frage: Sie sprachen da kurz über dieses Projekt Energiesparen, auch von Sachzwängen, wo man sagt, das bringt ja doch alles nichts. Welche Erfahrungen haben sie gemacht, wenn solche Argumente kamen, die in gewisser Weise auch so etwas wie vorauseilendes Abblocken sind? Welche Rolle spielen die Argumente der Sachzwänge in einem solchen Projekt oder wie sind sie damit umgegangen, wenn so etwas auftauchte in der Diskussion?

Anwort: Doch, die gibt es immer. Es gibt immer einen, der das nicht will. Das ist in jedem Projekt so. Da muss man sich vor allem um die kümmern, denen das leichter fällt, die Vordenker dann sind und dann kann man diese immer nur in den Mittelpunkt rücken. Kuck mal, der macht das so, schau dir das mal an, wieso kann der das und du nicht. Es geht immer nur dann was zu arrangieren, dass die voneinander lernen und wer die Sache stimuliert, die anderen mitzieht. Das ist aber unser Job, dieses ins Spiel zu bringen. Man muss da auch mit den Menschen, mit der Institution das so besehen, dass wir das wie ein Brett wieder zusammenmischen, damit es wieder ein neues Bild gibt. Auch wenn das schwierig ist, da muss man sich drum kümmern. Es nützt nichts, auf den einzureden, sondern man muss es anders machen, dass Erfolg einfach mitzieht. Da hat er dann gar keine Chance.

Frage: Das heißt, das Geheimnis ihres Erfolgs ist, dass sie sich sehr intensiv hineinversetzen in ihre Partner und ihm sehr entgegenkommen und dort andocken, wo sie sind, um dann aus ihnen herauszukitzeln, was in ihnen steckt, was sie noch gar nicht so genau wissen, wozu sei auch Lust haben könnten, dass ihnen das bewusst wird, dass sie ihre verschütteten Träume wieder hervorholen. Kann man das so sagen?

Anwort: Ja, so könnte man es auch sagen.

Frage: Das bisher Besprochene war ein großer Bereich. Ein zweiter Bereich, wo ich sie wahrgenommen habe, ist ein sehr interessantes Buch, was ich mit großem Interesse und mit großer Spannung gelesen habe: "Fit für Nachhaltigkeit". Das haben sie ja herausgegeben. Ich habe auch das ältere hier, "Nachhaltigkeit und Umweltbildung". Aber dies ist ja nun das neueste, wo es dass wirklich um biologisch - anthropologische Grundlagen bei der Bildung um nachhaltige Entwicklung geht, wo eigentlich einmal etwas genauer gekuckt wird, was ist der Mensch, wie ist er entstanden, welche Verhaltensmuster hat er im Laufe seiner Phylogenese und seiner Ontogenese angelegt. Was hat sie dazu veranlasst, dies etwas hervorzuholen? Es ist ja noch ein ganz anderer Arbeitsbereich, der jetzt für sie in ihrem Bereich zutrifft. Was hat sie dazu motiviert, hier in die wissenschaftliche Arbeit einzusteigen und sie zu fördern durch die Herausgabe eines solchen Bandes?

Anwort: Also grundsätzlich trauen wir uns in jedes Thema rein. Ich bin z.B., wenn wir noch einmal auf das Energiethema zurückkommen, kein Experte für Heizungsbrenner, aber ich bin gut im Zusammenbringen von Menschen, aber eben nicht, idem ich mich in den Mittelpunkt stelle. Und diese Qualifikation, das machen jetzt die Mitarbeiter alle genauso, also das ist so etwa das, was wir hier transportieren. Ich finde, ein gewisses Renommee bei anderen. Und so traut man sich immer wieder in neue Gebiete hinein, weil man sagt, wenn ich jetzt etwas über den Brenner haben möchte, dann hole ich mir einen Experten heran, der mir z.B. sagt, es gibt 5 verschiedene und da geht das so und so. Und so ist es auch bei diesem Thema, das bei der Bildung für Nachhaltigkeit ein Gutteil derjenigen, die das verfolgen, also skeptisch mit den sozialwissenschaftlichen Annahmen sind, die so etwas konstruiert klingen. Und das Ganze, und das ist ja nun nichts Neues, liegt in der Spannung zwischen den Anlagen und dem, was man da so innerhalb dieser Spannung machen kann. Und dass ich dann einfach so rumfrage, könnte man da nicht auch mal irgendetwas machen, um das mal nachzufragen. So ist das ein erster Gedanke, da müsste man weitermachen, dass ich sage, wenn man weiß, was die Grundlagen sind, die rein biologischen, dann wäre das ja günstig, wenn ich das Verhalten aus Nachhaltigkeitsgründen in eine bestimmte Art bringen möchte oder sogar bringen muss, dann muss ich auch da wieder andocken, um einmal ihre Redeweise zu verwenden, und nicht irgendwo da, wo ich es vielleicht annehme, aber gar keine Andockmöglichkeit habe. Also muss ich erst mal die Grundlagen rauskriegen, um zu sagen, wie baue ich jetzt ein Lernsystem auf, was da aber immer andockt, und dann versuchen, den Problemen, die wir heute haben, auch gerecht zu werden. D.h., es ist nicht gegen die Bildung von Nachhaltigkeit gerichtet, sondern es sagt eigentlich, die Grundlagen wurden überhaupt noch nicht befragt, weil ein Gutteil der Menschen, die Bildung für Nachhaltigkeit machen, das sind halt keine Biologen, sondern die kommen aus der Sozialwissenschaft. Das ist eine eigene Denkwelt, die haben auch immer schon eine eigene Antwort auf diese Fragen. Meine Perspektive ist es, lasst uns doch erst einmal richtig fragen, auch mit dem Mut, ein ja oder nein zu bekommen. Sich diese Offenheit zu lassen, so ist das gedacht.

Frage: Für mich ist ja interessant an dieser Stelle, das da sehr vieles kommt, was ich als Theologe wahrnehme, denn die anthropologische Frage ist ja auch eine zentrale Frage und auch von der Religion her gibt es ja so ein etwas durch die Jahrhunderte gestanztes Interpretationsmuster zwischen dem, wozu der Mensch fähig ist, es aber nicht macht, und dem, was er eigentlich nicht machen will, aber es tut, also diese Frage nach dem Unzureichenden zwischen dem, was er im Kopf an Ideen hat und dem, was er dann praktisch ausführt. Hier wird nun einmal von einer biologisch -anthropologischen Seite, also von einer ganz anderen Seite, von der naturwissenschaftlichen Denkweise her angesetzt. Haben sie die verschiedenen Wissenschaftler in einem Seminar zusammengebracht?

Anwort: Es war ein Fachgespräch, d.h. es war bewusst nicht eine große Tagung. Auch weil das Thema aus der Sicht des einen oder anderen auch ein bisschen schwierig ist, und sensibel mit dem UBA, haben wir es mit etwa 30 - 35 Menschen durchgeführt, die daran beteiligt waren. Und das Schöne war, es ist außerordentlich positiv angekommen. Man hätte sich eigentlich eine zweite Veranstaltung gewünscht, die ein bisschen noch im Detail aufs Lernen gerichtet wäre, die müsste eigentlich angefügt werden. Sie wissen vielleicht, dass in der gesamten Entwicklung die Gehirnforscher in den letzten 10 Jahren völlig andere Ergebnisse zu Tage gefördert haben, das man da jetzt eigentlich in Folge eine zweite Fachtagung draus machen müsste. Aber das ist jetzt leider momentan nicht durchgekommen und das steht auch nicht demnächst auf der Tagesordnung. Das ist hier ein interdisziplinärer Ansatz, wo sehr verschiedene Aspekte zusammenkommen. Darin lag ja auch der Reiz für diese Autoren bzw. teilnehmenden Wissenschaftler, die ja alle in ihren Bereichen sitzen und alle den ganzen Tag dabei waren und hoch interessiert waren, was der Kollege aus dem andere Fachbereich sagte. Und weil auch jeder hier zeigte, ich habe Mut, in meinem eigenen Fach mal nach den Grundlagen zu fragen und das Fragezeichen einmal zu setzen. Diese an sich offene Diskussion, das fällt mir gerade ein, sind sie von ihrem inneruniversitären Diskussionen nicht gewohnt. Das heißt, wenn man eine Struktur in der Diskussion schafft, wo die anderen sich eingeladen fühlen, auch mal so zusprechen, wie sie es auch mögen, dann kommt ja etwas qualitativ anregendes heraus, ob Neues weiß ich nicht, aber jedenfalls so, dass die einen sich auch ermutigt fühlen, einen Schritt weiter zu gehen , als sie vielleicht zu Hause gegangen wären. Und das war für die meisten Wissenschaftler da so.

Frage: Nun ist es ja so, dass diese Dinge meist im vorpolitischen Raum passieren, d.h. nicht im professionellen politischen Raum. Welche Erfahrungen haben sie eigentlich gemacht mit diesen verschieden Räumen? Es ist ja auch sehr interessant gerade bei den Grünen, die sich aus einer umweltpolitischen Bewegung heraus zu einer politischen Partei entwickelt haben. Interessant ist ja die Frage, wie so etwas jetzt auch politisch umsetzbar ist in Strukturen, in Gesetze, in Verordnungen, um diese Ansätze auch zu stabilisieren? Sie sprachen davon, das auf freiwilliger Basis mit dieser blauen Flagge hinzubekommen. Aber man kann ja auch politisch flankierende Maßnahmen aufbauen, die so eine Motivation ja befördern, das man weiß, das man o.k. ist und das man die Sachen richtig macht. Welche Erfahrungen haben sie eigentlich bisher gesammelt mit dieser politischen Dimension? Sind sie von ihrem Ansatz her interessiert daran, um jetzt einen Schulterschluss herzustellen mit den politisch Verantwortliche und was wird vielleicht auch perspektivisch angedacht?

Anwort: Wir arbeiten ja sehr viel mit Politik parteiübergreifend von Norddeutschland bis Süddeutschland und von Europa bis zu einer Stadt zusammen. Aber nicht in der Form, dass wir etwa Verordnungen oder Richtlinien oder Gesetze mitdiskutieren. Das hängt auch ganz schlicht zusammen mit der Arbeitskraft, die man hat. Das, was wir jetzt machen, ist schon verhältnismäßig aufwendig. Es braucht sehr viel Zeit, es ist ja sehr personalaufwendig, was wir da machen. Und wenn es um Schule geht, dann geht es um die Länderzugehörigkeit, d.h. da muss man mit 16 Leuten sprechen, da wäre das schön, wenn man sagen könnte, es wäre schon ein politisches Ziel, wenn jede 8. und 9. Klasse in Deutschland eine Unterrichtseinheit über Energiesparen macht, so wie ja auch englische Vokabeln zwangsweise in den Schulen gelernt werden. Da wird man auch keinen fragen, muss ich nun mit 10 oder 11 englische Vokabeln lernen. Da wird auch nicht nach Lust gefragt, sondern da muss jeder durch. Wenn bestimmte Umweltlernaspekte wichtig sind, dann müsste ich mich doch eigentlich dafür einsetzen, dass im Curriculum einer Schule so viel Anerkennung da seine müsste, dass nicht ein Lehrer immer wieder fragen muss, darf ich mal in meinem Schulgebäude heute um 10 Uhr während der Schule dies und das tun, sondern dass das eine gewisse Normalität ist. Und diese Freiheit schaffen, ist eine Frage, ob die Landesminister die Kultur des Lernens fördern. Und insofern ist es keine Gesetzesarbeit, die auch nicht erfolgreich wäre, sondern ob man den Schulen den Freiraum gibt, ob man sie ermutigt und sagt, macht das doch. Man kann ja vieles ermutigen oder man kann auch sagen, ist nicht schlimm, mach mal, aber eigentlich wäre ja was anderes auch schön. Man kann ja so etwas wie einen fakultativen Rahmen schaffen. Und das kann man anregen und wenn der Minister in der Schule fragt, erzähl mir mal von eurem letzten Energiesparen und wenn der Schüler dann sagt, was willst du überhaupt, haben wir nie gemacht, dann fühlt er sich ab morgen genötigt, für die nächste Frage gewappnet zu sein. So was sind also leichte, ganz elegante Wege und da tun sich unsere Politiker sehr schwer, weil sie nicht können oder wollen oder was auch immer. Das ist das große Hemmnis, das ist sozusagen der Bildungsbereich. Vor Ort ist es so, dass wir ja die Auszeichnungen von den Landespolitikern vergeben lassen. Das findet schon Zuspruch. Hier geht es letzten Endes um die Petitionen, d.h. das muss immer der Verein machen, da kann man auch nicht Landesrecht machen. Man kann es auch immer nur transportieren. In Dänemark, die haben die blaue Flagge und werben da ganz aktiv als Land mit. Das sind weiche Geschichten, aber es hat erhebliche Bedeutung, wenn der dänische Fremdenverkehr auf einer Karte des Landes Dänemark, auf der erkennbar ist, was man da touristisch machen kann, eine Karte mit ganz vielen blauen Flaggen herausgibt. Das passiert bei uns nicht. Da frage ich mich dann immer, wie weit wird dann diese Umweltarbeit eigentlich ernst genommen, wieweit findet sie Einklang in normale Aktivitäten, dass man nicht nur sagt, ich bin dafür, dass andere Selbstverständlichkeiten umgesetzt werden, sondern auch wichtige Dinge aus dem Umweltbereich.

Frage: Sie sprachen davon, dass sie eine gewisse Begabung haben, Leute ins Gespräch zu bringen. Haben sie schon mal einen Anlauf gemacht, in einer solchen Runde Politiker zu befragen, was sie sich eigentlich vorstellen, was ihr Beitrag wäre bei dieser Bewegung zu einem umweltgerechteren Verhalten, damit auch in Zukunft das Leben hier auf dieser Erde möglich bleibt?

Anwort: Meine Erfahrung ist eigentlich, wenn wir solche Projekte machen und dazu politische Unterstützung brauchen, dann geht das in der Menge mit Leichtigkeit, da sind sie schon dabei. Was wir mal überlegten, ist, man müsste mal Politikern Ideen und Anregungen geben, wie in ihrem gehetzten Alltag so etwas attraktiv rüberkommt, denn da tun sie sich schwer. Sie können eigentlich das, was wir jetzt hier versuchen, Umwelt attraktiv in die Kommunikation zu bringen. Aber das schaffen die meisten Politiker nicht, sondern sie sehen entweder Ordnungs- oder Gesetzesfragen, und der ist nicht attraktiv oder sie sagen, sie haben kein Geld. Wir zeigen aber, das man auch mit verhältnismäßig wenig Geld eine ganze Menge von Menschen dazu bringen kann. Die Idee, wie krieg ich eigentlich Menschen zum Mitmachen, das ist doch eigentlich das, was Politiker grade wollen. Sie wollen ja letztendlich wiedergewählt werden. Und diese Ideen, wie man das machen könnte, mit vielleicht auch einem bestimmten anderen Auftreten oder kleinen Nebensätzen, das ist verhältnismäßig leicht, aber es muss regelmäßig sein, das ist der Punkt. Auf kommunaler Eben haben wir das schon mit verschieden Politikern gemacht, z.B. in der Frage des Abwassers und anderen Bereichen. Man müsste eigentlich mal eine Veranstaltung mit den Spitzen der Landesministerien machen, das man denen erst mal sagt, was würde ein Mensch vor Ort eigentlich gerne haben. Die sprechen ja, wenn sie vor Ort jemand ansprechen, ihn immer als Amtsvertreter auch an und ich komme ja nicht mit einem Amt, ich komme ja zunächst erst mal neutral, ich komme mit einem Anliegen, wo ich etwas will. Ich muss den anderen ermutigen, etwas von mir zu wollen, während der Amtsträger ja meist mit einer Sache kommt und sagt, ich will etwas von dir, mach dieses oder jenes. Und dieser ganz unterschiedliche Zugang öffnet mir mehrere Argumente und Kanäle. Ich krieg da mehr zu hören als dieser Amtsträger. Und dass man ihnen klarmacht, was da alles an Potential schlummert, wenn man andere Wege geht.

Schlussbemerkung: Es wäre ja vielleicht mal interessant, wenn man einmal solche Möglichkeit in Angriff nehmen würde.


Herr Beyer, ich danke ihnen für dieses Gespräch und für die vielen Anregungen, die es vermittelt hat.

2.2.3.2.2. Interview mit Prof. de Haan am 25. Oktober 2002 in Berlin-Dahlem

(Prof. Dr. Gerhard de Haan ist seit 1991 Professor für Allgemeine Erziehungswissenschaft und Umweltbildung an der Freien Universität Berlin. Er ist Vorsitzender der Deutschen Gesellschaft für Umwelterziehung -DGU-) 

Herr Professor de Haan, Sie sind der Koordinator des Bund-Länder-Kommission (BLK)-Programms "21" - Das Leben im 21. Jahrhundert gestalten lernen, Bildung für eine nachhaltige Entwicklung - und für dessen wissenschaftliche Begleitung verantwortlich. Dass nachhaltige Entwicklung notwendig ist, wird inzwischen von den meisten gesellschaftlichen Kräften akzeptiert. Sie haben in ihrem Aufsatz "Gestaltungskompetenz für eine nachhaltige Entwicklung - Das BLK Bildungsprogramm "21" gesagt: Bildung und Erziehung sind entscheidende Wegbereiter und werden als eine Voraussetzung für das Gelingen einer nachhaltigen Entwicklung gesehen.

Dazu meine erste Frage: Sie sprechen hier von Bildung und Erziehung. Das Programm heißt aber nur Bildungsprogramm. Erziehung taucht in diesem Titel nicht auf. Ist es zufällig, dass Erziehung hier rausgefallen ist oder gibt es doch gewisse Unterschiede zwischen diesen beiden Bereichen und wenn ja, worin würden sie ihrer Meinung nach bestehen und wie würden sie die beiden Begriffe einander zuordnen.

Antwort: Schöne Frage. Es gibt in der Tat einen Unterschied zwischen Bildung und Erziehung. Der spiegelt sich auch im Programm wieder. Dieses Programm hat nicht die Absicht, Kinder und Jugendliche dazu zu erziehen, sich im Sinne der Nachhaltigkeit zu verhalten. Das ist für viele erst einmal irritierend, weil man sagt, was soll das Ziel denn sein, wenn nicht das. Aber Erziehungsziele haben ja generell eine Intention, dass eine Person eine bestimmte Aktivität oder Bewusstseinsform oder Einstellung am Ende haben sollte. Bildung hat eine andere Intention. Bildung ist ganz stark von einer Absicht her geprägt, von einer Idee, die man in zwei Stichworten benennen kann. Das eine ist Möglichkeit und das andere ist Reflexion. Der Hintergrund dessen, dass wir auf Bildung setzen, ist ein schlicht pädagogischer. Seit Schleiermacher gibt es so etwas wie ein Technologieverdikt. Schleiermacher hat um 1820 geschrieben, wenn man es so machen würde, dass man dem jungen Menschen als Lehrkraft sagt, sie sollen sich so und so verhalten, und man erzieht sie in diesem Sinne, dass sie das am Ende auch tun, dann haben wir zwei Typen von Menschen, die einen, die die Regeln geben und die anderen, die sie befolgen. Diejenigen, die die Regeln geben, waren frei in der Entscheidung, sich in dieser oder jener Form zu entscheiden. Sie haben Regeln formuliert auf der Basis freier Entscheidung, auf dem Hintergrund ihrer Reflexion, ihres Nachdenkens. Wenn wir dieses jetzt an die Kinder und Jugendlichen weitergeben in dieser Form, und sagen: ihr müsst so und so denken, ihr müsst euch so und so verhalten, gleichgültig, wie wir argumentativ versuchen, dieses zu vertreten, dann haben wir diese zwei Sorten von Menschen. Das ist eine Grundidee, die innerhalb der Pädagogik seit 1820 in der bürgerlichen Tradition, nicht in der Reformpädagogik, und schon gar nicht in der sozialistischen die Norm angibt. Dieses gilt auch für dieses Programm. Unsere Aufgabe in dem Programm ist, nicht ein bestimmtes Verhalten zu erzeugen, sondern genau den Jugendlichen zu zeigen, welche Möglichkeiten es gibt, sich im Sinne der Nachhaltigkeit zu bewegen, wie man Nachhaltigkeit fortentwickeln kann, wie man darüber nachdenken kann, wie man konzeptionell vorankommen kann, Interesse gewinnt an neuen Technologien etwa, an neuen Lebensformen. Aber wir sagen nicht, du musst dich so und so verhalten. Das ist der Schritt, den wir auf der Basis dieses Verdikts oder des Manipulationsverbots gestrichen haben. Insofern ist der Bildungsaspekt vor allem, nachdenken über das eigene Verhalten, nachdenken über die gesellschaftliche Situation, über die Ungerechtigkeiten in dieser Welt. Die Konzeption besteht darin, das ist dann ganz wichtig, nicht nur dies zu tun und zu sagen, mein Gott, wie sieht alles schlecht aus, sondern die Konzeption zu haben, haben wir denn einen Pfad, wie es anders gehen könnte, z.B. wie sie das machen, man könnte vielleicht Traid - Kaffee kaufen oder man könnte versuchen, dieses in dem schulischen Bereich zu initiieren. Aber die Entscheidung darüber, ob man es macht oder nicht, das geschieht innerhalb der Kinder und Jugendlichen.

Frage: Vielleicht eine Frage, die sich aus dem gesagten ergibt. Es ist eine Frage des Menschenbildes. Würden sie grundsätzlich jedem Menschen diese Fähigkeit zusprechen, dass er imstande ist, innengeleitet Entscheidungsprozesse und Reflexionen durchzuführen und dann entsprechende Entscheidungsprozesse auf den Weg zu bringen, zu initiieren, oder würden sie Ortega y Gasett zustimmen, der Mitte des vorigen Jahrhunderts geschrieben hat, dass es innen- und außengeleitete Menschen gibt, also dass durch eine gewisse Grundstruktur sich die einen bei freier Entscheidung wohlfühlen, andere dabei aber gar nicht glücklich sind.

Antwort: Man kann versuchen, Menschen so zu typisieren, dass es einen innen- und einen außengeleiteten Typus gibt. Aus der neueren Psychologie heraus würde ich aber sagen, dass diese Unterscheidung, wenn es sie gibt, keine Disposition des Menschen ist, von der man sagen kann, die ist genetisch bedingt, sondern wie wir inzwischen einfach erkennen müssen, es offensichtlich sozialbedingt ist. Den wenn man sich anschaut, die empirischen Studien zu dem Interesse an Selbstregulation, das Interesse, die Dinge selbst entscheiden zu können, das Interesse daran, persönlich die Möglichkeit zu haben, einzugreifen, die Art und Weise, wie man seine Arbeit strukturiert, wie man in der Gemeinde lebt, dann haben wir dort - und da gibt es Untersuchungen seit 1950, dann haben wir einen stetigen Anstieg des Interesses, genau dieses zu tun, also nicht sozusagen außengeleitet was zu machen, sondern innengeleitet zu tun. Das heißt, da haben wir eine Zunahme. Jetzt kann aber niemand belegen, dass man sozusagen auf der Basis der Strategie in der Vermehrung innerhalb der Bevölkerung genau dieses Gen stärkt, sondern dass wir da erkennen können, dass es offensichtlich sozial bedingt ist, ob man innen- oder außengeleitet ist und dass wir wenigstens erleben, dass die Gesellschaft derzeit sich so strukturiert mit einem gewissen Sprung seit 1968 und den danach Geborenen, dass das Innengeleitetsein , also von sich aus das zu steuern, ganz stark zunimmt. Wir sind inzwischen bei Quoten von über 80%. Es gibt dann noch diesen anderen Typ, würde ich schon sagen. Wir setzen aber nur auf diesen innengeleiteten Typ, das hat auch zu tun mit der Bildungstradition und für die anderen, da habe ich ganz pragmatische Lösungen. Weil es Leute gibt, die das Bedürfnis nach einer außengeleiteten Orientierung haben, können sie sich diese ja abholen. Sie können sich ja nach den anderen richten. Das wird die Gesellschaft schon ertragen, wenn dies sozusagen auch nicht nachhaltig ausfällt. Das müssen wir ertragen. Zwischenbemerkung des Interviewers: Dass das Außengeleitetsein ein soziales Verhalten ist, dazu will ich noch mal etwas sagen. Nachdem wir das Machtmonopol der SED im Herbst 1989 gebrochen haben, war es wahnsinnig, wie plötzlich Leute, ganze große Bevölkerungsgruppen, die bis dahin kaum was sagten, inzwischen unheimlich kreativ wurden, in allen Bereichen, in der Schule, in Betrieben, in den Medien, plötzlich brach da was in ihnen auf. Sie hatten nicht mehr diesen Außendruck, dass sie sich nicht rühren konnten, das gesellschaftliche Feld war plötzlich ganz offen und ganz viele sind, für mich selber völlig erstaunlich, plötzlich sehr aktiv und kreativ geworden. Insofern deckt sich meine Erfahrung auch mit ihrer These. Zusatzbemerkung des Befragten: Ich kann dazu auch noch gut ein kurzes Beispiel geben, und zwar aus dem Segment der Sonderpädagogik, und zwar von denen, die die Leistungen aus der Regelschule nicht erbringen können auf Grund ihrer geistigen Kapazitäten, dass selbst die innerhalb dieses Programms, was wir da machen, ungeheures Interesse an Selbstregulation entwickeln in so einem Segment, wo wir nachhaltige Schülerfirmen entwickeln. Die produzieren Dinge eben aus Restwertstoffen etwa, solche Dinge, die recycelfähig sind und die entwickeln ein ungeheures Maß an Kreativität und auch ein Interesse an der Sache und daran, die Dinge im Gang zu halten, dass man sagen kann, das würde man von solchen Gruppen gar nicht erwarten, und zwar, weil wir traditionell in unserer Gesellschaft immer denken, da muss man stark steuernd eingreifen. Ein Beispiel, um das konkret zu machen. Es gibt eine Gruppe, die repariert Computer in Norddeutschland in einem solchen Verbund zwischen einer Hauptschule und Sonderschule mit Schwererziehbaren. Da hat sich ein kleiner Unternehmer gesagt, ich kaufe defekte Computer billig auf, die kriegt man für ein paar Mark, ich stelle dieser Schule recycelfähige Bauteile zur Verfügung, mit denen sie reparieren können. Die können sie dann zu einem geringen Preis wieder verkaufen in die Slowakei, nach Slowenien, in diese Staaten, für 100 bis 150 Euro. Die sind inzwischen mit ihren eigenen kleinen Firmen in ihren Schulen so weit, dass, wenn einer von ihren Mitschülern nicht kommt zu diesen Arbeitstreffen, dann mahnen sie ab und sagen, wenn du jetzt dreimal nicht erscheinst, dann fliegst du raus aus der Gruppe. Die sind richtig selbstorganisiert in diesen Prozessen und machen wahnsinnige Lernfortschritte, haben plötzlich auch ein Interesse daran, über die Technik was zu erfahren. Das sind so Teile, wo wir meinen, da ist ein riesiges kreatives Potential ungehoben vorhanden. Wo sie das von sich gesagt haben, dass das für eine ganze Gemeinschaft gilt, so haben wir das in diesen Gruppen auch.

Frage: Sie sprachen in dem oben zitierten Satz davon, dass Bildung und Erziehung entscheidende Wegbereiter sind und das sie eine Voraussetzung für das Gelingen sind. Dazu möchte ich noch einmal eine Frage nachstellen. Wenn das entscheidende Wegbereiter sind, gibt es darüber hinaus noch andere Wegbereiter, die sich auch mit auf den Weg gemacht haben und inwieweit gibt es dort Kooperationsmöglichkeiten innerhalb dieses Projektes vor Ort, wo es sofort gestaltend umgesetzt wird.

Antwort: Ja, das ist ganz wichtig. Wir sagen auf der einen Seite, da haben wir eine Bildungsidee, die ganz stark auf Selbstregulation, auf Reflexion setzt und die Ermöglichung von neuen Sichtweisen, auf der anderen Seite sagen wir eben, dass das in ganz starkem Maße nur möglich ist zu initiieren im schulischen Bereich mit Partnern von außen. Also, es gibt auch innerhalb dieses ganzen Programms mehrere sogenannte Sets, das sind Gruppierungen von Schulen, die auf solche Dinge setzen wie Zusammenarbeit etwa mit den Verkehrsbetrieben vor Ort und z.B. hier in Berlin mit einer Einrichtung, die sich mit Zukunftsforschung beschäftigt oder man macht es mit der Kirche vor Ort. Da gibt es ganz verschiedene Varianten. Die Grundidee ist einfach, und das liegt ja bei der Agenda nahe, wenn man Agenda leben will, dann muss man sie auch lokal auf die Situation beziehen und dann kann man Schule nicht sehen als eine Art isolierte Ebene innerhalb der Gemeinde selber, sondern dann muss man die Kooperation suchen. Das findet sich jetzt landauf und landab. Das erste Land, dass das systematisch betreiben wird, ist übrigens Nordrhein-Westfalen. Da ist es jetzt so, dass die, von der sicher auch Axel Beyer sprach, Umweltschule in Europa, dass sie diese Umweltschule in Europakonzept adaptiert haben und jetzt einen eigenständigen Weg gehen, indem sie die Schulen verpflichten, wer in dieser ganzen Kampagne weiter mitmachen will, muss immer einen außerschulischen Partner beibringen für das, was er tut, ob das nun eine NGO ist, die im entwicklungspolitischen Bereich arbeitet oder die Kirche, das ist ganz egal, es kann auch die Kommune sein, aber sie muss das faktisch nachweisen. Und das ist auch ein Schritt, den ich für sehr gut halte, das ist eben die communitybasierte Form von Erziehung. Da gibt es eine neue Zeitschrift, die ist in diesem Sommer rausgekommen, die heißt Nachbarschbarschaftsschule, ihren Schwerpunkt hat sie in NRW, da geht es um diese Agenda-Schulen, da wurde schon richtig was konzeptionell entwickelt für diese gemeindebasierten Schulen (Community-Edukation).

Frage: Als dieses Projekt angeschoben wurde, war es da schon in der Zielstellung vorgesehen, dass sich die Schule einen Partner außerhalb der Schule suchen sollte, oder ist das zunächst erst einmal nachrangig gewesen?

Antwort: Nein, nein. Wir hatten drei Säulen, einmal interdisziplinäres Arbeiten, das andere war Partizipation, hier ging es um die Teilhabe der Schüler für alle Entscheidungsprozesse und dann hatten wir hier die dritte Säule, nämlich informative Strukturen. Diese bezogen sich auf Schule intern - extern, das man dieses auch sucht, systematisch zu entwickeln. Das haben wir nicht in allen Schulen gemacht, ungefähr in 30% dieser Schulen ist das das dezidierte Programm, so dass man da zu neuen Konzepten kommt. Denn, ich gebe mal ein Beispiel, es entwickelt sich ja alles momentan sehr unstrukturiert und unsystematisch, so auch diese Kooperationsform. Es ist oft so, dass es Einrichtungen gibt, die leben eigentlich davon, dass Schüler kommen. Das sind diese Umweltzentren, davon gibt es ja auch in Mecklenburg-Vorpommern jede Menge, oder Öko-Zentren oder wie immer die sich nennen. Und diese Zentren leben davon, dass Schüler kommen. Aber wenn man da mal eine Umfrage macht, und das haben wir gemacht, sagt mal, ihr betreut heute eine 5. Klasse, was steht eigentlich im Lehrplan? Dann wissen die das gar nicht. Sie machen ihnen ein Angebot, von dem sie glauben, dass es attraktiv ist, das ist es ja meist auch; attraktiv ist es ja für Schüler schon deshalb, weil es außerhalb der Schule stattfindet. Von daher sagen sie, es ist resonanzfähig, das wird angenommen, also ist es gut. Wir sagen, da müsst ihr ganz anders vorgehen. Ihr müßt wissen, was in den Lehrplänen steht, ihr müßt ein Angebot machen, was auch kompatibel ist mit dem, was in der Schule im Alltag passiert und ihr müßt dann sehen, daß ihr auch den Schulen erklärt, mit welchem Ziel betreibt ihr das hier, was wird der Effekt sein, den ihr erwartet, und was ist die Nachsorge, die ihr betreibt, wenn die Schulen zu euch kommen, also, wie versuchen, dieses Verhältnis zwischen Schulen und außerschulischen Einrichtungen zu professionalisieren. Da gibt es dann am Ende dieses Programms auch so eine Handreichung, wo drin steht, so und so sollte ein Vertrag aussehen, meinetwegen, macht was mit der Kirche zusammen. Dann sagt man, gut, wir haben hier einen Katalog, das müßt ihr eigentlich leisten, könnt ihr das leisten und was könnt ihr nicht leisten, auch o.k., akzeptieren wir so und dann machen wir eine Vereinbarung, wie wir zusammenarbeiten an einer bestimmten Stelle und wir wissen also, was das Resultat seine soll. So denken wir uns das.

Frage: In dem schon weiter oben erwähnten Satz sprechen sie auch noch davon, daß es Voraussetzungen gibt, wenn nachhaltige Entwicklung gelingen soll. Sie haben gesagt, Bildung und Erziehung ist eine Voraussetzung. Ist das eine Voraussetzung in dem Sinne, daß es noch weitere Voraussetzungen gibt, und wenn ja, welche Voraussetzungen würden sie noch dazuzählen, auch wenn sie in ihrem Programm nicht ausdrücklich einbezogen sind?

Antwort: Also das kann man ganz gut deutlich machen. Es gibt eine zentrale Voraussetzung, von der alle Welt inzwischen überzeugt ist, daß es ohne veränderte mentale Strukturen Nachhaltigkeit nicht geben kann. Das kann man auch sehr schnell deutlich machen, wenn man sich anschaut,was wir eigentlich an technologischem Potential haben und an Innovationen. Das ist weit weit aus mehr, als das, was sich faktisch realisiert. Woran liegt das? Es gibt niemand, der in diese Richtung drängt, es sei denn, ein Unternehmen sieht, daß man darin Profit machen kann, oder freundlich gesagt, die Zahlungsfähigkeit eines Unternehmens aufrecht erhält, dann wird man so etwas übernehmen. In der Regel ist es so, daß wahnsinnig viele gute Erfindungen nicht übernommen werden, auch von der Industrie etwa, weil sie sich erst amortisieren in einer Laufzeit von 2 ½ oder 3 Jahren. Selbst diese kurze Laufzeit ist für die heutigen Unternehmen zu lang. Deswegen sind gute Erfindungen wie etwa der Stirling-Motor oder sonstige Sachen gar nicht durchsetzungsfähig. Wir arbeiten ja immer noch mit den selben Maschinen, die es seit 120 Jahren gibt, die Otto-Motoren und die sind wirklich von ihrer Leistungsfähigkeit völlig daneben. Und auch der Versuch jetzt, etwas zu machen auf der Basis von Wasserstoff, ist auch nur durchsetzungsfähig durch eine hohe Subvention von Seiten des Staates. Und das er dies wieder tut, liegt aber auch wiederum daran, daß eine gewisse mentale Haltung da ist, die das auch durchsetzungsfähig macht, das es in der Bevölkerung schon ein gewisses Interesse daran gibt, diese Verbrennungsmaschinen in einer gewissen Form zu verändern. Daneben gibt es eine zweite Ebene. Man braucht auch eine mentale Veränderung selbst dann, wenn man die Ökosteuer machen will, sonst wird man abgewählt. Dann hat man nicht erreicht, daß eine mentale Struktur in der Bevölkerung es zuläßt, um solche Gesetze zu machen. Der andere Fall ist ganz simpel der, strukturelle Rahmenbedingungen müssen auch stimmen. Man kann nicht davon reden, wir bräuchten eine stärkere Nutzung des öffentlichen Personalverkehrs, wenn’s keinen Bus gibt. Es gibt ökonomische Grenzen. John Vidall, ein englischer Journalist, der auch den internationalen Umweltpreis bekommen hat und für den Guardian schreibt, hat das vor einigen Jahren schon sehr deutlich aufgezeigt. Er sagt, daß die gesamte Gesetzgebung, die wir momentan haben, bezogen auf die Umweltgesetzgebung, momentan nur zu Lasten der Armen geht. Er meinte dabei seine eigenes Land. Der Gesetzgeber setzt die Preise für Energien hoch und will, daß die Leute investieren in die Isolation der Häuser. Aber sie haben im Norden Englands in den alten Industriegegenden das Geld dafür einfach nicht. So passiert es, dass die Leute einfach frieren müssen, weil sie in den schlecht isolierten Häusern sitzen müssen und die teuren Energiekosten einfach nicht bezahlen können. Das ist diese ökonomische Seite. Das wollen wir einmal ganz klar sehen. An vielen Punkten ist Deutschland allerdings so reich, daß es sich das ohne weiteres leisten kann. Von daher gibt es dann tatsächlich wieder mentale Hindernisse. Da gibt es eine schöne Untersuchung von Preisendörfer-Dieckmann mit Eiern. Die haben in einem Kaufhaus ein großes Experiment gemacht. Die haben die normalen Legebatterieeier hingestellt und daneben Eier aus dem Ökobauernhof. Und über diese Legebatterieeier haben sie Bilder von den KZ-Hühnern aufgehängt. Das sah wirklich brutal aus.Und daneben haben sie Bilder von Hühnern gezeigt, wie sie auf dem Ökohof gehalten werden. Das hat dazu geführt, daß sie schlagartig viel mehr von den Ökoeiern abgesetzt haben. Aber so nach 4 Wochen, als sich die Leute an diese Bilder gewöhnt hatten sind sie wieder rübergegangen und haben von den billigeren Eiern aus den KZ-Ställen gekauft. Wir sind in dieser Gesellschaft noch nicht so weit, daß die Leute bei geringen Preisunterschieden doch lieber pro Tier optieren und sagen: Mein Gott, diese 1 ½ Cent mehr pro Ei, die gebe ich schon noch aus, das ist mir das wert. Insofern sind wir in dieser Gesellschaft noch nicht so weit.

Frage: Von hier aus gibt es natürlich eine interessante Frage. Reicht schon das Wissen um diese Dinge aus, um das Verhalten zu verändern? Gibt es da vielleicht bei einer Anhäufung von Wissen, also einer Anhäufung von Quantitäten, irgendwann den Umschlag in eine neue Qualität des bisherigen Verhaltens oder sind wir so strukturiert, daß die Dinge eigentlich parallel zueinander verlaufen und nicht in einen mittelbaren oder gar in einen unmittelbaren Zusammenhang gebracht werden können?

Antwort: Lange Zeit fielen die Untersuchungen, die wir gemacht haben, sehr negativ aus, daß man sagen konnte, es gibt keinen Zusammenhang zwischen dem Wissen und dem Verhalten. Es gibt vielleicht noch einen Zusammenhang zwischen dem Wissen und den Einstellungen, aber nicht zwischen dem Wissen und dem Verhalten. Es gab eher Negativbeziehungen. Je mehr Kenntnisse im Umweltbereich vorhanden waren, desto schlechter ist das Umweltverhalten. Das liegt in der Regel daran, daß man, je mehr man weiß, einen desto höheren Bildungsabschluß hat. Desto mehr verdient man und desto mehr Ressourcen verbraucht man. Das ist noch heute so, daß in dieser Gesellschaft die Bewußtesten, die auch bewußt mal Ökonahrung kaufen, in ihrer Gesamtbilanz viel mehr verbrauchen als die armen Schweine, also, die wenig haben, z. B. die von der Arbeitslosigkeit leben oder die Rentnerinnen. Denn die Ressourcen, die sie haben, sind so groß, daß sie sich dann eben ein Eigenheim hinsetzen können, Urlaubsreisen machen können, die weit weg führen und so weiter. So fällt ihre Bilanz immer schlecht aus, aber ihr Bewußtsein ist ganz hoch. Das ist seit Jahren so. Allmählich aber gibt es so Versuche, da sitzen sie ja eigentlich auch dran, daß es so kleine Formen von Beziehungen gibt, die sozusagen direkten Charakter haben. Wenn man mit einem Menschen persönlich längere Zeit redet und sagt: hör mal zu, z. B. mit dem Fair-Kaffee, das kostet dich echt nur ein Euro mehr pro Packung, das ist für die Leute viel besser, wenn du das machst, weil sie dann tatsächlich doppelt Lohn haben gegenüber dem Lohn, den sie sonst bekommen, die ganze Verelendung muß nicht sein, man kann sogar in manchen Regionen noch infrastrukturell was machen, dann kriegt man es hin, auch ganze Gruppen davon, das ist oft einfacher als Einzelpersonen, zu überzeugen, das zu tun. Was sie hier trinken, ist auch so einer dieser Transfer Kaffees. Wir machen das inzwischen so, daß wir das in großen Blocks von 50 Paketen kaufen für diesen Laden und dann können auch die Studenten sagen, das können wir auch mittragen, diesen Kaffee zu trinken und dann geht es zu machen. Solche Entscheidungen sind dann schon drin. Auch so auf diesen kleinen Ebenen des Konsums. Hart wird es immer dann, wenn man versucht, an die deutschen Heiligtümer ran zu gehen, Verkehrsbereich oder so. Also einem 40-jährigen Mann das Auto auszureden, vergessen sie’s, das kriegen wir nicht hin. Oder auch in einer Gemeinde neue Wohnsiedlungen zu schaffen, wo kein Auto fährt, solche Versuche sind alle gescheitert. Selbst die besten Freunde, die das z.B. in Hamburg versuchten. Nichts ist daraus geworden. Kleine Autos ist ja immerhin auch was, muß man ja zugestehen, wenig Verbrauch, aber immerhin das Auto. Wenn man hier weiter kommen will, dann muß man das ganze Paket an Motivationen, sich so oder so zu verhalten, schon aufschlüsseln, sonst kommt man da nicht zurecht. Und die sind, wenn nicht individuell, so doch sehr, sehr gruppenspezifisch anzusetzen, da kommt man nicht umhin. Also, ich würde nie mehr sagen, es käme darauf an, sich an sich nachhaltig oder umweltfreundlich zu verhalten. Ich würde immer sagen, wir müssen kucken, in welchem Bereich versuchen wir, Leute dafür zu gewinnen, sich in einer spezifischen Form zu verhalten. Ich würde auch niemandem in dieser Gesellschaft abverlangen wollen, daß er generell seinen gesamten Lebensstil im Sinne der Nachhaltigkeit gestaltet. Man kann froh sein, wenn es uns gelingt, daß die Menschen es an einer ganz bestimmten Stelle tun und dafür jemand anders an einer anderen, und nicht noch versuchen, ihm ein schlechtes Gewissen daraus zu machen, das er es an ganz bestimmten Stellen nicht tut. Das bringt uns nicht weiter. Alle Lebensstilforschungen, die wir haben, sagen uns, wenn es uns gelingt, die Gutmenschen dahin zu bekommen - das ist eine Gruppe von 2 ½ % - dann sind wir wirklich gut innerhalb der Gesellschaft und bei den anderen muß man kucken, daß man eher auf die Gesamtbilanz schaut, es gibt solche, den fällt es leicht, auf das Auto zu verzichten, aber es gibt Leute, die können gar nicht drauf verzichten. Aber dene können wir vielleicht abringen, daß sie sich in einem anderen Bereich engagieren und was machen. Das ist so der Pfad, wenn ich das in Erwachsenenbildung machen würde. Die Schüler verbrauchen nichts, da muß man einfach ganz klar sehen. Bei denen anzusetzen, du mußt deinen Müll trennen, das kann man machen aus Disziplinierungsgründen oder aus Ordnungsgründen, oder weil man Sauberkeit will, aber es ist nicht etwas, was in dieser Gesellschaft von Bedeutung wäre. Viele fahren auch mit dem Bus und nicht mit dem Auto.

Frage: Das heißt also, und das haben wir auch in unserem Ansatz in der Initiative "Anders besser leben", daß man den Leuten Mut machen sollte, da, wo es ihnen am leichtesten fällt, mit einer nachhaltigen Lebensweise anzufangen? Meinen sie auch, daß es bei jedem Menschen irgendeinen Punkt gibt, an dem man den Haken einschlagen könnte, wo er erreichbar ist, wo die Botschaft irgendwie ankommt?

Antwort: Ich würde da eher diesem Mentalitätenmodell von Karl Werner Brand und seiner Gruppe folgen. Die haben also versucht, verschiedene Typen aufzuzeigen. Sie haben gesagt, es gibt die mit dem persönlichen Entwicklungsprojekt, d.h. die machen diese Umweltfragen zu ihrem persönlichen Projekt. Die versuchen, sich auch intensiv umweltfreundlich zu verhalten. Sie sind nur gleichzeitig die hohen Resssorcenverbräucher, weil sie, die am meisten reflektieren, auch das meiste Geld zur Verfügung haben. Dann gibt es so eine Gruppe, sagt er, daß sich die Bürgerpflichtler. Die leben so: Wenn alle es machen, dann mache ich das auch. Also die würden die Ökosteuer mittragen. Dann gibt es die Staatsorientierten, die sagen: also das ist nicht mein Ding, da soll der Staat mal dafür sorgen. Das ist aber immer noch eine Chance, eine Gesetzgebung zu haben. Dann gibt es als vierten Typ die Ambivalenten, die sagen, na ja, mag sein oder mag auch nicht sein, daß das gut ist. Die schwimmen mal im Mainstream mit, mal sind sie total dagegen. Dann gibt es noch eine kleine Gruppe, die gehen nach dem Motto: weiter so. die haben noch das Modell der Expansion der 50-er Jahre und sagen, diese ganze Ökologiegeschichte interessiert mich überhaupt nicht. Die sind schwer zu erreichen. Aber in einer pluralen Gesellschaft sage ich immer, das müssen sie auch aushalten. Wie sagt man so schön: "eenen Fulen mödd de Hof afkönnen."

Eine weitere Frage: Sie möchten, daß die Schülerinnen und Schüler Gestaltungskompetenz als Schlüsselqualifikation für Nachhaltigkeit erwerben. Es geht um das Vermögen, die Zukunft von Sozietäten in aktiver Teilnahme im Sinne nachhaltiger Entwicklung modifizieren und modellieren zu können. Wo sehen sie größere Hindernisse in den Sozietäten bei der Umsetzung dieser Entwicklungsoption. Um das einmal etwas zu verdeutlichen. Ich habe also mit der Schulleiterin in Banzkow gesprochen, und die sagt: Es ist ja ganz schön, was wir mit den Schülern machen, aber wenn die Schüler nach Hause kommen, und sie den Eltern was erzählen, dann verhalten sich die Eltern oft sehr zurückhaltend oder abwehrend. Wo sehen sie eigentlich größere Hindernisse und inwieweit sind diese Hindernisse mit einbezogen in das Konzept bei dem Versuch, sie zu überwinden?

Antwort: Man würde das ganze Programm überfrachen , wenn man sagte, da können wir in den wenigen Schulstunden, die man drauf verwendet, etwas bei den Menschen zu bewirken, das dazu führt, daß man ein ganzes Dorf umkrempelt. Das gelingt nicht. Wir wissen auch, daß bestimmte Ansätze immer wenn man was neues gelernt hat, in bestimmten Simulationsmodellen, wie sich die Welt weiter entwickeln könnte, daß diese dann nicht ohne weiteres nach außen transportiert werden können, weil es auf Vorbehalte stößt. Das ist uns alles klar. Unsere Hoffnung ist hier die, daß solche Lernerfahrungen, die meist in Projekten gemacht werden, auch in der Person überwintern. Und die Hoffnung resultiert eigentlich aus einem ganz kleinen Band von Walter Kempowski, der heißt: Immer so durchgemogelt. Kempowski hat mal 5000 Menschen in Deutschland befragt, was sie aus ihrer Schulzeit noch wissen. Und niemand kannte noch die Alltagsstunden, mathematische Formeln oder sonst etwas, sondern woran sich die meisten erinnerten, das waren Ereignisse, die Projekte oder sonstige Dinge mehr, wo sie entscheidende Erfahrungen gemacht haben. Und das wußten die Leute auch noch, als sie 40 und 50 waren. Aber sie wußten nichts mehr aus dem Mathematikunterricht oder Sachunterricht und Deutschunterricht. Das war alles weg, es sei denn, es gab bestimmte Lehrerpersönlichkeiten. Unsere Vorstellung ist schon die, daß wir sagen, es mag sein, daß sich diese Dinge im Alltag größtenteils nicht transferieren lassen, aber wenn es die Chance gibt, irgendwas zu ändern, dann sind es genau diese Dinge, also Formen von Unterricht, die nicht im klassischen Kanon abgelaufen sind, neue, kreative Ideen, mit denen man die Schüler konfrontiert. Die kann man dann wieder heben. Das ist der Optimismus, den wir da haben. Hindernisse, die wir sehen, sind nicht so sehr auf der Ebene der Eltern zu suchen, die eine Menge von dem, was sie da in der Schule passiert, für spinnert halten, sondern eher die Strukturen innerhalb der Schulen selber. Das ist das große Problem, vor dem wir stehen, daß nämlich andere Unterrichtsformen gar nicht so leicht durchzusetzen sind, organisatorisch schon nicht in der Schule. Die Kollegen sind auch nicht gewohnt, auch miteinander zusammen zu arbeiten, den Schülern die Freiheit zu lassen, auch mal zu sagen, wir würden uns auch einmal gerne damit beschäftigen und ihnen die Freiheit zu lassen, dieses dann auch zu tun. Schule hat immer noch sehr viel zu sagen, da dominiert immer noch so ein Ordnungsgesichtspunkt. Ordnung halten und Disziplin halten, das ist immer noch die erste Pflicht in der Schule, auf der alles basiert. Daß Lehrkräfte es schaffen, auch für ein oder zwei Stunden mal Unordnung zuzulassen, daß sich da was neues daraus entwickelt, etwas kreatives, das ist für sie ganz schwer. Oder zu akzeptieren, daß auch Schüler, wenn ihnen Gelegenheit gegeben wird, länger darüber nachzudenken, gute Ideen entwickeln können, was man inhaltlich braucht, wie der Unterricht ablaufen könnte, auch das ist ganz schwer. Wir kämpfen hier gegen die Strukturen an, oftmals gegen die mentalen Strukturen bei den Lehrkräften und haben eher da die Hindernisse als im außerschulischen Bereich.

Frage: Würden sie meinen, daß man in der Schule auch andere Medien einsetzen müßte zur Vermittlung von Inhalten?

Antwort: Das ist absolut richtig. Alles, was dazu führt, daß man noch etwas anderes hat, wie das Wort, was man spricht, und da sitzt jemand in der Bank und muß es versuchen, es übers Ohr aufzunehmen und dann auch noch zu memorieren. Alle anderen Varianten sind fast immer, nicht immer, aber fast immer besser, sei es, daß da Bewegung drin ist, sei es, daß es über mehrere Rezeptionsorgane läuft, alles dies ist besser und führt auch dazu, daß es mehr Interesse an der Sache gibt. Also von daher sind wir generell immer sehr stark daran interessiert, Methodenvielfalt zu haben die Schule zu verlassen. Das, was wir situiertes Lernen nennen, anzusetzen, d.h. also hinzubekommen, daß es einen Alltagsbezug hat, was man macht, oder aber zu Erfahrungshorizonten, die die Schüler haben. Alltagsbezug ist ja nicht nur Regionalbezug, sondern die meiste Zeit verbringen die Kinder heute vor dem Fernseher. Also diese Dinge alle mitzunehmen und dort anzusetzen, das macht die Sache erst resonanzfähig.

Frage: Sie haben in diesem Programm davon gesprochen, daß mit dem Konzept der Gestaltungskompetenz Fähigkeiten zur Modellierung von Zukunft entwickelt werden sollen. Es geht dabei nicht um eine unmittelbare Erziehung zu einem veränderten Umweltverhalten. Das hatten sie ja schon am Anfang kurz mal angedeutet, daß es zwischen Bildung und Erziehung Unterschiede gibt. In diesem Zusammenhang haben sie sich auch recht deutlich gegen eine moralisch aufgeladene Erziehung ausgesprochen und sich davon auch etwas distanziert. Was hat sie dazu veranlaßt, sind das pädagogische Einsichten oder sind das auch Erfahrungen aus der Geschichte unseres Volkes oder wie sind sie zu dieser Position gekommen?

Antwort: Ja, gut daß sie das sagen. Es ist eigentlich eine Mischung. Auf der einen Seite ist es ganz klar auch meine pädagogische Tradition. Das ist die Linie, die über Schleiermacher kommt und sich fortsetzt in einer nun wirklich liberalen Erziehungskonzeption, die sich wehrt gegen diese Überformung des Menschen durch Manipulation. Die ganze sozialistische Erziehung und die nationalsozialistische Erziehung sind geradezu manipulative Erziehungskonzepte, wobei es zumindest im Sozialismus nicht so ganz erfolgreich war, wenn man sich das anschaut, und es ist eben auch diese Tradition innerhalb Deutschlands gewesen. Das hat auch zu tun mit theoretischen Konzeptionen , mit geisteswissenschaftlicher Pädagogik von Hermann Noll etwa und anderen, die auch immer geglaubt haben, daß man durch eine Nähe zu dem, von dem sie glauben, was gut ist, und eine Erziehung in diese Richtung das beste für die Menschheit tun kann. Sie haben sich eben auch, die geisteswissenschaftlichen Pädagogen, bis 1936 sehr versehen. Sie glaubten, daß der Nationalsozialismus die gute deutsche Bewegung sei. Sie haben gemeint, in diesem Sinne müßten wir das gesamte Volk versuchen zu erziehen. Das ist den Bürgerlichen passiert, das ist den Sozialisten passiert, und ich denke, da sollten wir von Abstand nehmen. Auch wenn wir jetzt alle glauben, die Nachhaltigkeitsidee ist die Menschheitsrettungsidee, so müssen wir die Entscheidung darüber, ob es sie ist oder nicht, den Menschen selber überlassen. Die können wir nicht für sie treffen. Das ist sozusagen das Signal von Schleiermacher. Das ist auch der Punkt, wo ich auch an gar keiner Stelle zurückweiche, wenn man von mir erwarten würde, ich sollte daraus ein pädagogisches Konzept machen. Man kann das auch anders machen. Wenn man sagt, ich will ein anderes Verhalten innerhalb der Bevölkerung, dann würde ich sagen, o.k., wer das machen will, soll das tun, soll dann aber ganz klar sagen, daß er entweder eine normative Position hat, wie die Kirche das hat, wie die Gewerkschaft das hat, dann kann man das auch offen legen, das ist unsere Zielsetzung. Dann kann man auch damit leben. Das ist ja nicht der Punkt. Oder man kann sagen, ich will die Gesellschaft in diese Richtung steuern, das können sie ja machen, das ist dann aber Politik, was sie tun. Aber man kann das nicht für ein allgemeinbildendes System wollen. Man muß ja bedenken, in die Schule gehen die Menschen nicht freiwillig, wie sie das etwa tun, wenn sie in die Kirche kommen. Wo man nicht freiwillig hingeht, da hat man ein Anrecht drauf, daß man nicht überformt wird durch die anderen. In Zwangsveranstaltungen aber, und die Schule ist eine Zwangsveranstaltung, denn es gibt eine Schulpflicht, da ist dieses aus der pädagogischen Perspektive heraus schlicht verboten. Das ist so mein Kodex, da gibt es auch keine Diskussion bei mir.

Frage: Ihr ganzes Konzept ist trotz alledem doch darauf ausgerichtet, im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung wirksam zu werden. Es gibt auch bei ihnen eine inhaltliche Zielstellung, die sie jetzt als positiv benennen, von der her sie ihr Konzept überhaupt erst entworfen haben. Wie machen sie aber kenntlich, daß dies nicht normativ ist?

Antwort: Das kann man ganz einfach erklären. Auch da findet man bei Schleiermacher einiges, aber auch in der ganzen Tradition von Theodor Litt innerhalb der Pädagogik. Mein Konzept ist das auch. Nicht das ich sage, die Idee von Nachhaltigkeit ist falsch. Die halte ich für richtig. Das ist das Gerechtigkeitskonzept allen voran. Das ist diese Norm, auf der es basiert. Wer Nachhaltigkeit will, muß Gerechtigkeit sagen. Wer Nachhaltigkeit will, darf nicht sagen, ich will nur ein bisschen Ressourcen sparen, das ist sozusagen das ökonomische Effizienzkriterium, das ist nicht schon nachhaltig, sondern Nachhaltigkeit ist ein Gerechtigkeitskonzept. Das unterscheidet es auch von der klassischen Ökologie. Das Konzept innerhalb der Pädagogik heißt, und das kann man mit zwei Worten sagen: Möglichkeiten eröffnen. Das ist die Pointe. Es gibt nur eine entscheidende Möglichkeit, Menschen zu manipulieren. Sie besteht darin, sie mit bestimmten Dingen nicht bekannt zu machen, etwas bestimmtes nicht zu wissen, es auszublenden. Das ist der entscheidende Punkt. Unser Konzept ist insofern ein nachhaltiges, da wir nichts ausblenden. Wir sagen, welche Pfade es gibt, welche Ideen derzeit in der Gesellschaft da sind, welche wir weiterentwickeln können, um in diese Richtung gehen zu können. Ob ihr es macht oder nicht, das können wir nicht für euch entscheiden. Das ist euer Ding. Aber wir würden euch manipulieren, wenn wir euch diese entscheidende Möglichkeit, eine gerechtere Welt haben zu können, nicht zum Thema machen. Das ist der Punkt.

Frage: Würde es jetzt andersherum bedeuten, daß man es ihnen auch möglich macht, sich für eine andere Option zu entscheiden, nachdem sie sich über die Folgen im klaren geworden sind und daß sie selber als einzelne für ihre getroffene Entscheidung auch verantwortlich sind? Antwort. Genau. Und wenn er sagt, es ist mir egal, nach mir die Sintflut, dann ist es so, daß ich aus pädagogischer Perspektive dies zu akzeptieren habe. Das muß ich längst nicht aus politischer tun. Aber aus pädagogischer Perspektive muß ich das tun, mir sind die Hände gebunden, ich bin nicht der Manipulateur, der jetzt dafür sorgt, daß du das anders siehst. Sondern dann kannst du sagen, gut, du kannst deine Gründe artikulieren, oder auch nicht, du wirst dich mit den anderen auseinandersetzen müssen, die das anders sehen und du hast zumindest das Potential, dich auch anders verhalten zu können. Das hast du. Wenn du es nicht willst, dann ist das deine Entscheidung. Das ist das Konstrukt. Nachfragende Kommentierung: Das heißt also, die Konflikte und Spannungen, die sich zwischen verschiedenen Entscheidungen ergeben, die spielen sich dann im Vollzug des Lebens ab, zwischen den Akteuren selber. Aber man muß das Feld bereiten, daß es zu solchem Aufprall von Konflikten auch kommen kann, damit sie qualifiziert ausgetragen werden können, daß es ihr Interesse ist, sie qualifiziert auszutragen, Angebote zu machen für die, die sich auf diesen Weg machen wollen.

Antwort: Deswegen ja auch die Artikulationsfähigkeit, anderes studieren zu können, Entscheidungskompetenz, alles, was dazu gehört, der Diskurs mit anderen. Dies alles ist bitter notwendig. So ist die Idee.

Frage: Das ist also die Idee. Nun noch ganz kurz vielleicht zum Schluß. Das Projekt ist seit 1999 auf dem Weg, also gut 2 ½ Jahre. Gibt es schon eine Zwischenbilanz, erste Rückläufe, wie sehen sie aus, inwieweit haben sie den Eindruck gewinnen können, daß sie auf einem guten Weg sind und so weitermachen können? Wie schätzen sie nach der Halbzeit den Programmablauf ein?

Antwort: Wir haben gute Halbzeit. Wir sind gut drei Jahre im Spiel, im August diesen Jahres, und haben so etwas wie eine Zwischenbilanz, wenn auch noch nicht richtig ausgewertet. Was wir sehen ist, daß sich dieses Konzept zumindest in den Schulen, die mitmachen, schon umsetzen läßt, mit Abstrichen, das muß man immer sehen. Es ist immer noch so, daß sehr viele Lehrkräfte glauben, Ziel sei es, Verhaltensänderungen zu realisieren. Das ist in manchen Köpfen sehr schwer rauszukriegen, daß es um etwas anderes gehen muß. Das liegt an der Tradition, aus der wir kommen, mit der Umweltbildung und so, daß man sagt, Abfallsortieren, das muß jetzt passieren und so weiter und so fort. Das ist manchmal noch eine Schwierigkeit. Wir haben aber, wie wir dies sehen, gute Resultate. Wir kriegen eine Menge neues Material, das die Schulen entwickelt haben, um zu zeigen, wie Bildung für Nachhaltigkeit praktisch aussehen kann an sehr viel Unterrichtsbeispielen. Wir werden innerhalb des nächsten Jahres ungefähr 54 neue Materialien bekommen, also von jedem Set ungefähr 2, das ist ein riesiges Paket an neuen Informationen in den Schulen, wir haben eine Menge an guten konzeptionellen Entwicklungen, was etwa Partizipation von Schülern angeht, was die Kooperation mit außerschulischen Partnern angeht. Das läuft eigentlich ausgesprochen gut. Wo wir Schwierigkeiten haben, ist ein Transfer von Modellen aus diesen Schulen heraus in die Alltagspraxis anderer Schulen hinein. Denn die Lehrkräfte, die wir haben, haben eine ganz bestimmte Motivationsstruktur. Sie sind sozusagen, wenn ich das noch einmal aufgreifen darf, was Karl Werner Brand da formuliert, sie sind im Grunde diejenigen aus der Gruppe des persönlichen Entwicklungsprojekts. Sie interessiert diese Thematik. Sie sind hoch motiviert, Innovationen im schulischen Bereich zu betreiben und sie haben alle ein ganz hohes Verantwortungsgefühl gegenüber den Kindern und Jugendlichen und gegenüber zukünftigen Generationen. Und diese Konstellation ist auch unter den Lehrkräften nicht alltagsüblich. Unser Problem ist, wie kriegen wir es hin, Personen und Lehrkräfte, die andere Motivationslagen haben, ausgenommen den Verantwortungsethos, die auch nicht das Innovationsbestreben haben im schulischen Bereich, dazu zu kriegen, diesen Unterricht auch zu machen. Das ist der Punkt. Die Grundhaltung eines Lehrers oder einer Lehrerin ist die, eben eine Arbeit zu machen, wie jeder Mensch auch. Das ist auf Routine gestellt, man hält sich mehr oder weniger an das, was die Lehrpläne sagen und das Schulbuch, und das zieht man durch. Das ist legitim, aber innovationsverhindernd. Neuerungen dann durchzusetzen, ist ganz schön schwer. Wir suchen jetzt nach Faden, wie wir an sie rankommen. Das eigentlich ist, das wir sagen: wir stellen euch das Material hin. Könnt ihr morgen mit anfangen, macht ihr vielleicht über diesen Weg einen anderen Unterricht. Wir versuchen, Einfluss zu nehmen auf die Lehrpläne, dass wir sagen, das Nachhaltigkeitsthema kann man da und da verankern. Wir schreiben euch mal ein paar Bausteine, dann könnt ihr das reinnehmen. Über diesen Pfad versuchen wir das zu verbreiten, weil das Konzept selber, modellhaft etwas zu entwickeln, das ist ja nach 5 Jahren abgestorben. Und dann gibt es auch diese Ressourcen nicht mehr. Und dann muss man ja was haben, von dem man sagen kann, so, das kann jetzt auch in den Alltag gehen. Das kostet aber nichts mehr bzw. das kann die einzelne Lehrkraft tragen, sich das zu besorgen. Und das ist der Knackpunkt, an dem wir momentan sind.

Schluss-Satz: Herr Prof. de Haan, haben Sie ganz herzlichen Dank für das Gespräch.

2.2.4. Öffentlichkeitsarbeit

Im Folgenden wird die Öffentlichkeitsarbeit dokumentiert, die im Rahmen der Projektarbeit in Form von Internet-Präsentationen (www.ecunet.de und www.global-denken-lokal-handeln.de) erfolgt ist.

2.2.4.1. www.ecunet.de

Internetdatenbank zu ethischen Konsensfindungsprozessen im Bereich Umwelt, Entwicklung und Frieden im Kontext des Projektes „Umsetzung von Nachhaltigkeitsstrategien mit Bezug zum konziliaren Prozess“
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Zum Projektergebnis

Das Projektergebnis bietet in einer Internet-Datenbank eine singuläre Übersicht über den gesamten konziliaren Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung einschließlich seiner neueren Konkretisierungen und die parallelen Prozesse der säkularen Zivilgesellschaft mit Schwergewicht auf den großen UN-Versammlungen. Dazu treten Seiten von und für ökumenische Netze. Die Website mit weit über 1500 Seiten gestattet Webkonsultationen. Es sind Foren eingerichtet, die sich beliebig gestalten lassen. 

Ausgebaut sind dabei die Sprachebenen deutsch und englisch.  Für französisch und spanisch sind Vorbereitungen getroffen. 

Die Gliederungsstruktur der Datenbank richtet sich nach den Ebenen global/regional/national. Hier werden die Resultate der zivilgesellschaftlichen und ökumenischen repräsentativen Versammlungen seit 1982 dargestellt.

UN
UN
Zusätzliches Hinter-grundma-terial
NGO
Initiativen Und

Zusätzliches Hintergrundmaterial
Interreligiöse/ökumenische Ergeb-nisse Global

Ergebnisse aus den INTERNATIONALEN Konfessions-familien
Interreligiöse/ökumenische Ergeb-nisse Regio-nal
(d.h. weltregional) 


Zusätzliches Hinter-grund-material

Natio-nal

Initia-tiven Zusätzliches Hintergrundmaterial

Repräsentative konsensführende Treffen der UN zu Sozialer Gerechtigkeit Entwicklung und Umwelt

Repräsentative Äußerungen der Zivilgesellschaft (unabhängige NGOs) im Zusammenhang mit UN-Treffen

Repräsentative konsensführende inter-religiöse und ökumenische Treffen



Repräsentative konsensführende interreligiöse und ökume-nische Treffen



Repräsentative konsens-führende ökume-nische und interreli-giöse Treffen

auf nationaler Ebene


(darunter Ökumenische Basisversammlungen)

Aufgenommen sind die Ergebnisse 

a) der großen ökumenischen Versammlungen auf globaler, weltregionaler, nationaler und regionaler Ebene sowie den Stellungnahmen der ökumenischen Basisbewegungen auf denselben Ebenen.  Die Textgliederung wird durch die Versammlungsorte markiert (Vancouver, Seoul, Canberra etc 

b) der parallelen UN-Prozesse, oder Rio, Kopenhagen, Kairo etc. samt den begleitenden NGO-Stellungnahmen, jeweils nach dem Kriterium der Repräsentativität ausgewählt.

In Berichten der ökumenischen Netze werden Aktivitäten dargestellt, wie sie im Ökumenischen Informationsdienst in gedruckter Form erscheinen. 

Dazu tritt eine beschreibende und erläuternde Übersicht in fünf Hauptkapiteln mit jeweils 5 Untergliederungsebenen sowie eine umfangreiche Bibliographie für den gesamten konziliaren Prozess mit Unterteilung in Monographien, Büchern und Zeitschriftenartikeln.

Der konziliare Prozess hat in den vergangenen Jahren einige Konkretisierungen erfahren. Dazu zählen für den Bereich „Gerechtigkeit“ der „Processus Confessionis“, bei dem es um mit dem Glauben vereinbare, d.h. gerechtigkeitsverträgliche Ausgestaltung der Globalisierung geht, für den Bereich  „Frieden“ die „Dekade zur Überwindung von Gewalt“, beschlossen von der Vollversammlung des Weltkirchenrats 1998 in Harare/Simbabwe (die Website verfügt dazu über einen eigenen Domainzugang). Im Bereich „Schöpfungsbewahrung“ 
 bestehen Konkretisierungen  in der Beteiligung an der „Agenda 21“, dem –  bemerkenswerterweise insbesondere auch von orthodoxen Kirchen geförderten „Tag der Schöpfung“ u.a.

Die erkannten Zusammenhänge – etwa „Schöpfungsbewahrung lässt sich nur verwirklichen im gleichzeitigen Eintreten für Frieden in Gerechtigkeit“ -, zu befestigen ist ein vorrangiges Anliegen der Website. 

So soll ein Beitrag zur Ermöglichung von kontingenten und kontinuierlichen Lernprozessen geleistet werden. 

Der konziliare Prozess „Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung“ hat sich in den vergangenen Jahren in den Kirchen sedimentiert. So wird in grundlegenden Erklärungen von Kirchenleitungen wie von Organisationen und Basisbewegungen auf ihn ausdrücklich Bezug genommen. Im übrigen hat er auch im säkularen Bereich seinen Niederschlag gefunden, so in der Verfassung des Bundeslandes Sachsen.

Ein konkretes Beispiel für diese Sedimentierung ist das Bestreben, das Umweltaudit im Raum der Kirchen weiterzuentwickeln zu einem „Nachhaltigkeitsaudit“. Der Begriff „Nachhaltigkeit“ wird dabei konkret gefüllt mit der Einbeziehung von Indikatoren zum Engagement von Kirchen und Gemeinden für Gerechtigkeit (im internationalen Bereicht Gottesdienstopfer und Spenden für Brot für die Welt/Misereor, Dritte-Welt-Läden, Partnerschaften mit Gemeinden in Übersee) sowie für Frieden (Ausgaben für die Ausbildung in gewaltfreier und konstruktiver Konfliktbearbeitung, ziviler Friedensdienst im Ausland, Beobachter- und Vermittlerdelegationen in Krisengebieten  wie ggw. in Israel und Palästina etc.). 

In gewisser Weise lassen sich Konziliarer Prozess und parallele UN-Prozesse wie Rio- bzw. Agenda 21 – Prozess als zwei „Lernströme“ mit jeweils zwei Flussarmen darstellen (Offizielle Kirchenversammlungen – Basisbewegungen und Offizielle Nationalstaatenvertretungen und Zivilgesellschaft. Man könnte auch den Vergleich von zwei Stimmgabeln wählen, deren Tonschwingungen sich gegenseitig beeinflussen.

Eine entsprechende Farbgrafik mit Lande- oder Lernstationen ist auf der Website eingebaut.



Die Lernbewegung innerhalb der Kirchen unterscheidet sich in mancher Hinsicht von säkularen. Die Kirchen verfügen über einige Besonderheiten, die sie zu einem einzigartigen nationalen wie internationalen Netzwerk werden lassen.

Dazu gehört zum einen ihr Basisverwurzelung. Die Kirchen sind praktisch in jedem Land der Erde vertreten. Ihre Beziehungen untereinander umfassen ein dichtes Geflecht nicht nur zwischen ihren Leitungen, sondern auch zwischen Gemeinden und Gruppen. Als soziale Größe sind sie älter als Nationalstaaten und weisen eine bemerkenswerte Kohärenz in ihrer Geschichte auf. Lernprozesse und ihre Ergebnisse innerhalb der Kirchen erzeugen eine „Langzeittiefenwirkung“.

Von allen Glaubensgemeinschaften weltweit stellen die christlichen Kirchen in ihrer Gemeinsamkeit den größten Anteil. Sie bergen zudem ein dynamisches und gestalterisches Potential.  

Die Kirchen sind heute von Ihrer Glaubensausrichtung her grundsätzlich an Dialog und Kooperation mit Menschen anderer Überzeugungen interessiert.

Dazu hat gerade der konziliare Prozess einige Beispiele hervorgebracht.

Zur technischen Realisierung der Website

Zur Umsetzung des Website-Projektes wurde ein Content-Management-System / Redaktionssystem eingesetzt. Das ausgewählte Weitblick Dynamic Site System ist eine Open-Source-Software. Das war ein Hauptentscheidungsgrund. Kauf- oder Nutzungskosten für das Redaktionssystems entstehen nicht. Ausgebaute Redaktionssysteme rangierten auf dem Markt mit Preisen um die 100.000 DM. Auch eine Beteiligung etwa über die Hauptlizenz des GEP hätte den kalkulatorischen Rahmen des Projektes gesprengt.

Dem Projektträger nahestehende Organisationen wie u.a. die Oekumenische Zentrale (die bundesweite Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen, ACK), die AGDF, Pax Christi, Kairos Europa, die Landminenkampagne, Dienste in Übersee, aber auch die nordelbische Kirche (Hamburg und Schleswig-Holstein) haben sich für das gleiche Redaktionssystem entschieden, ebenso der deutsche Verlag der „Harry Potter“-Bücher.

Einige Mitarbeiter der Firma verfügen über Kenntnisse in Theologie und Soziologie. Neben diesen Vorteilen, die die gewählte Firma zu bieten hatte, ließ die Tatsache, dass ihr Mitarbeiterstab relativ klein ist, Fortschritte im Projekt schwer planen. Es kam auch zu Verzögerungen. Nachdem die Firma zunächst auch das Webserverhosting übernommen hatte, gab sie diesen Tätigkeitsbereich vor einem Jahr ab und die Fa. Network in Hamburg betreibt das Hosting. 

Auf der technischen Seite wurden bei der Systemauswahl folgende Überlegungen berücksichtigt: Wenn eine Internet-Präsenz größer als hundert Seiten wird, steigt der Aufwand, beim Erweitern und Pflegen der Site stark an. Aus diesem grund wurde ein Content-Management-System / Redaktionssystem notwendig. Soll beispielsweise in der Website eine neue Rubrik hinzugefügt oder gar das Layout verändert werden, müssen in der Regel alle Seiten bearbeitet werden. Bei wachsender Größe der Site wird es immer schwieriger, den Überblick darüber zu behalten, ob alle Links noch passen, wenn beispielsweise eine Seite gelöscht oder verschoben wird. Bei statischen HTML-Seiten können interaktive Funktionen nur über CGI-Skripte oder externe Dienste realisiert werden, die häufig im Layout nicht zur Site passen, Sicherheitslöcher aufweisen und in der Handhabung sehr kompliziert sind.

Dynamische Websites ermöglichen Interaktivität und einfache Wartung der Site ohne die o.g. Nachteile. Ein Content-Management-System zeichnet sich i.d.R. durch folgende Eigenschaften aus:

Layout, Site-Struktur und Inhalte werden separat in einer Datenbank abgelegt. Die jeweiligen Seiten werden erst in dem Moment, wenn jemand sie ansehen will, dynamisch aus der Datenbank generiert. Dadurch kann z.B. das Layout für alle Seiten geändert werden, in dem man nur eine Vorlage ("Template") bearbeitet. Seiten können mit einem Mausklick in der Navigation verschoben werden und trotzdem passen alle Links weiterhin. Inhalte können auch ohne Fachkenntnisse aktualisiert werden Dadurch, daß die Inhalte separat und von der Seitenstruktur und dem Layout unabhängig in einer Datenbank abgelegt sind, ist es einfach Inhalte zu aktualisieren und zu ergänzen. 

Herkömmliche Content-Management- und Redaktions-Systeme haben bei all ihren Vorteilen auch einige Nachteile:

Sie sind i.d.R. deutlich langsamer als statische HTML-Seiten. Sie erzeugen u.U. das gesamte Screendesign dynamisch und produzieren so häufig sehr aufgeblähten und schlechten HTML-Code. Suchmaschinen nehmen i.d.R. keine dynamischen Seiten in ihr Verzeichnis auf. Dynamische Systeme sind häufig entweder sehr teuer oder sehr unflexibel und benötigen häufig einen sehr leistungsfähigen Server (CPU-Leistung, Memory). 

Weitblick hat mit seinem Dynamic Site System ein Content-Management-System entwickelt, das keines der beschriebenen Nachteile aufweist.

Das gewählte „Weitblick Dynamic Site System“ ist vergleichsweise schnell und erzeugt keine überflüssigen HTML-Tags. Alles, was man mit HTML, Javascript, Flash usw. realisieren kann, kann auch mit dem gewählten System realisiert werden. 

Dynamische Sites auf Basis des <wdss> werden von Suchmaschinen indiziert. Von außen unterscheiden sich <wdss>-Sites nicht von statischen Sites. Es gibt daher für Suchmaschinen keine Hinweise auf die dynamische Natur der Seiten. Jede Seite hat eine "richtige" URL.

Zudem ist es einfach, das System beliebig zu erweitern. Es ist möglich Sites mit und ohne Frames zu realisieren, dynamische Seiten zu erzeugen, die ihrerseits wieder dynamische Funktionen enthalten. Das System ist offen im Blick auf mögliche kommende Standards wie z.B. XML/XSL und XHTML.

Die Website verfügt über mehrere „Haustüren“ oder Domainzugänge. Die Haupttextsammlung ist in einer Datenbank mit dem Domainzugang „Oikoumene.net“ versehen. Die Domains antizipieren künftige Ausbau- und Verwendungsmöglichkeiten.

Zum Ausblick

Das Projekt wird von der Stiftung Oekumene auch in den kommenden Jahren fortgeführt. Die Website kann für künftige Vorhaben – etwa ein Oekumenisches Forum zur Agenda 21 und konziliarem Prozess oder breitere Initiativen für einen ressourcenschonenden Lebensstil als Ressource - und Kommunikationsbasis genutzt werden. 

2.2.4.2. www.global-denken-lokal-handeln.de

(Siehe folgende Seiten.)



Voraussetzungen zum Lesen dieser Seiten: 
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InfoPoint

Global denken - lokal handeln

Herzlich willkommen auf der web-site der Ökumenischen Basisgruppen und Initiativen für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung. Sie sind Teil eines großen Netzes säkularer, ökumenischer, religiöser und kultureller Gruppen und Vereinigungen, die sich für eine weltumspannende, nachhaltige und zukunftsfähige Entwicklung einsetzen. Wesentliche Impulse empfangen sie dabei aus dem Ökumenischen Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung sowie dem Agenda 21 Prozess. 
Koordinator dieser Tätigkeiten ist das Projektbüro der Stiftung Oekumene. 
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* Voraussetzungen zum Lesen dieser Seiten
Diese Seiten wurden optimiert für eine Auflösung von 1024 x 768 und den Microsoft Internet Explorer ab 4.x - unter besonderer Berücksichtigung der Lesbarkeit auch in Netscape 6.x bzw. Mozilla ab 0.9x. JavaScript 1.0 (ohne Spezialfunktionen) muss unbedingt eingeschaltet und laut ECMAScript-262- und Netscape-2.0-Spezifikation voll funktionsfähig sein (siehe dazu die Seiten von: http://www.teamone.de/selfaktuell/). Außerdem wird HTML in der Version 4.0 vorausgesetzt. Für andere und ältere Browser als den hier angegebenen kann eine korrekte Anzeige aller wesentlichen Inhalte nicht garantiert werden.
Wegen der vertikalen Einengung durch die Kopf- und Fuß-Balken empfiehlt es sich, die Seiten im Vollbild-Modus zu lesen (falls verfügbar; im Explorer Taste <F11>). 
(powered by www.strato.de) 
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2.3. Pilotprojekte

Im  letzten Teil des Projektes bekamen die drei Pilotprojekte ein besonderes Gewicht. In ihnen sollte exemplarisch umgesetzt werden, was in der Nachhaltigkeitsstrategie an Zielstellungen einer nachhaltigen Entwicklung konzipiert wurde. Sie wurden ganz unterschiedlich angesiedelt: bundesweit, in einem Stadtteil einer Großstadt und in einer ländlichen Region und hatten auch unterschiedliche Schwerpunkte. Mit der neuen Schwerpunktsetzung veränderte sich auch in ersten kleinen Schritten das Profil des ganzen Projektes. Das Thema der ökologischen Konsummuster und der Kommunikation über nachhaltige Lebensstile bekam zunehmende Bedeutung in der Projektarbeit.

2.3.1. Pilotprojekt 1

Dieses Projekt, das neben den beiden anderen Pilotprojekten besonders verdichtet und beispielgebend bundesweit die weiter oben ausgeführte Grundidee ausfüllen und vermitteln will, hat sich einen klaren Rahmen gesetzt: In 10 Jahren sollen sich 10 % der Bevölkerung dieser Aufbruchbewegung "Initiative – Anders besser leben" angeschlossen haben. In drei Punkten ist dieses "Anders besser leben" genauer entfaltet worden. 

1. Vom viel Haben zum gut Leben – für ein nachhaltiges Konsumverhalten

2. Von Konkurrenz zu Solidarität – für ein zukunftsfähiges Sozialverhalten

3. Von materiellen Werten zu spirituellen Werten – für eine ganzheitliche Geisteshaltung

Folgende Umsetzungsschritte sind für die nächste Zeit geplant:

· Intensive Öffentlichkeitsarbeit mit Hilfe vorhandener Kommunikationsstrukturen der mitagierenden Initiativen, Vereine und Verbände (Zeitungen, Zeitschriften, Internet, e-mail-Netze, Veranstaltungen). Zum bundesweiten Bekanntmachen der Initiative sollen noch 2002 kurzfristig bis zu 50 000 Flyer verschickt werden.

· Durchführung einer bundesweiten Werkstatt im Oktober und Planung einer bundesweiten Konferenz aller Initiativgruppen für eine nachhaltige Lebensweise

· Mitarbeit an einer gemeinsamen Veranstaltung von DNR, NABU, BUND, im November zum Thema: Kommunikation und Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie.

· Ausführliche Vorstellung und Diskussion der Initiative "Anders besser leben" auf dem bundesweiten Ratschlag der ökumenischen Basisgruppen und Initiativen im November

· Persönliche Beratung und Begleitung bei der Gründung lokaler Gruppen und Aufbau regionaler Knotenpunkte noch in diesem Jahr

· Aufbau von weiteren Kommunikationsstrukturen über die bereits erwähnten hinaus

· Nach 10 Jahren, im Jahr 2012, soll auf einem Kongress Bilanz über das Erreichte gezogen und für die Zukunft sollen weitere Verabredungen getroffen werden.

Akteure
Die "Aufbruch"-Initiative will zunächst all die Menschen aktivieren und zusammenführen, die sich bereits etwas gründlicher mit den Folgen einer die natürlichen Lebensgrundlagen der heutigen Generation und erst recht der zukünftigen Generationen gefährdenden Lebensweise auseinandergesetzt haben und eine nachhaltige Lebensweise anstreben. Das Spektrum der angesprochenen Menschen reicht von den politischen und ökologischen Netzwerken, Jugendorganisationen, den Verbänden für Umwelt und Entwicklung bis hin zu engagierten kulturellen und spirituellen Gruppen. Alle, die sich dabei schon - einzeln oder in Gruppen - im Aufbruch befinden, sind aufgerufen, sich in diese Basis-Bewegung "Aufbruch" einzubringen. Dabei können diese Akteure auch schon auf Diskussionen aufbauen, wie sie etwa im Dokument "Nationale Verständigung zur Förderung des nachhaltigen Konsums" ihren Niederschlag gefunden hat. (s. dazu: Nachhaltige Konsummuster – Ein neues umweltpolitisches Handlungsfeld als Herausforderung für die Umweltkommunikation, Berlin 2002). Ein wichtiges Anliegen dieser Initiative wird es sein, die vielen, oft noch vereinzelnd agierenden Initiativen und Gruppen zu vernetzen.

2.3.1.1. Zur Genese der AG "Aufbruch"

Initiative "Aufbruch – anders besser leben – zukunftsfähig mit Körper, Geist und Seele"

Auf dem Ratschlag der Ökumenischen Basisgruppen und Initiativen im November 1999 wurde der Beschluss gefasst, im Jahr 2004 eine Ökumenische Basisversammlung durchzuführen. In Vorbereitung auf diese Versammlung wurde festgelegt, einen Arbeitsprozess zu drei bis vier zentral erscheinenden Themenbereichen in Gang zu setzen.

Einer dieser Themenbereiche war: Bewahrung der Schöpfung. In ihm sollten die Themen Agenda 21-Prozess, neue Lebensweise und Konsumbefreiung intensiv behandelt werden. Das für alle Bereiche gültige Querschnittsthema sollte das Stichwort Spiritualität sein.

Auf dem Ratschlag im November 2000 legte die Arbeitsgruppe Schöpfung einen ersten Zwischenbericht vor. Am Ende der Thesenreihe fasste sie ihren Bericht mit folgenden Worten zusammen: 

"Es geht uns also um nichts Geringeres als die Entfachung einer Konsum-Befreiungs-Bewegung. Das könnte und sollte ein neuer Fokus für unsere Ökumenische Basisbewegung werden."

Die AG schlug auf dem nächsten Ratschlag im März 2001 vor, aus dieser AG heraus eine neue AG zu bilden, die sich ausschließlich mit dem Gedanken einer Konsum-Befreiungs-Bewegung befassen sollte. In einem Tendenzbeschluss sprach sich der Ratschlag für diesen Vorschlag aus und empfahl, bis spätestens Sommer 2001 diese AG ins Leben zu rufen. 

Umgehend nach dem Ratschlag konstituierte sich die neue Arbeitsgruppe: Initiative "Aufbruch – anders besser leben" und erarbeitete bis zum Ratschlag im November 2001 einen ausgereiften Entwurf Er wurde dort vorgestellt und nach intensiver Diskussion einmütig vom Ratschlag angenommen und bestätigt. Die ökumenischen Basisgruppen und Initiativen übernahmen mit dieser Entscheidung eine wichtige Rolle in der öffentlichen Diskussion um eine nachhaltige Lebensweise und ein nachhaltiges Konsumverhalten.

2.3.1.2. Vom Prozess der Begleitung der AG bis zum Antrag auf Projektförderung

Die so autorisierte AG verstärkte nach diesem Beschluss in erheblichem Maße ihre Aktivitäten. Sie setzte ihre Verhandlungen mit Dan Jakubovicz, dem österreichischen Autor des Buches "Genuss und Nachhaltigkeit - ein Handbuch zur Veränderung des persönlichen Lebensstils", wegen einer gemeinsamen Neuauflage fort. Sie bereitete den Text für den Druck eines Faltblattes vor. Sie brachte die inhaltlichen Ergebnisse der Initiative in die bundesweite Kampagne der Nichtregierungsorganisationen (NGO) "Globale Gerechtigkeit ökologisch gestalten" zur Vorbereitung auf den Weltgipfel in Johannesburg 2002 als eine der 10 Forderungen unter dem Slogan: "Konsum und Lebensstil nachhaltig gestalten" ein.

Auf dem "Countdown für Johannesburg", dem Höhepunktveranstaltung der NGO-Kampagne im Juni 2002, 3 Monate vor Johannesburg, konnte sie in einem Faltblatt das erste Mal ihren Text zusammen mit dem inzwischen in Neuauflage erschienenen Buch "Genuss und Nachhaltigkeit" in der Öffentlichkeit präsentieren. Da die Botschaft der Initiative nicht nur auf dieser Veranstaltung, sondern auch anderwärts auf zunehmende Resonanz stieß, wurde es immer dringlicher, die weitere Arbeit auf eine gesicherte finanzielle und personelle Basis zu stellen. So entstand der Gedanke, diese Aktivitäten durch eine spezifische Pilotprojektförderung abzusichern und zu erweitern, zumal sich immer stärker herauskristallisierte, dass das Thema einer nachhaltigen / zukunftsfähigen Lebensweise und eines nachhaltigen / zukunftsfähigen Konsums auch in der gesellschaftlichen und politischen Öffentlichkeit diskutiert wurde, weil sich die Einsicht mehr und mehr durchsetzte, dass eine nachhaltige Entwicklung nur dann gelingen kann, sofern sie auf einer nachhaltigen Lebensweise und einem nachhaltigen Konsum basiert. Für die Akteure nachhaltiger Entwicklung bedeutet das jedoch eine grundlegende Überprüfung der eigenen Lebensweise, inwiefern sie sich schon an dieser Lebensweise orientiert. Dies ist nicht eine Frage des Geschmacks, sondern eine Frage der Glaubwürdigkeit derer, die andere zu einer nachhaltigen Lebensweise einladen wollen.

Die Aufgabe des Projektbüros bestand darin, dieses entstehende Projekt zusammen mit der Arbeitsgruppe auf einen guten Weg zu bringen. In der ÖKUMENISCHEN INITIATIVE EINE WELT (ÖIEW) e.V. fand sie einen idealen Partner, weil sie sich seit ihrer Gründung ausschließlich mit den Fragen einer nachhaltigen Lebensweise beschäftigte und sich die Mitglieder um eine nachhaltige Lebensweise bemühten.

Die ÖIEW entstand 1975 aus einem Aufruf, den eigenen Lebensstil zu überprüfen. Über 1000 Menschen schlossen sich bis heute diesem Aufruf an und gründeten diesen Verein, um diese Idee in die Öffentlichkeit zu tragen und sie in ihrem eigenen Leben umzusetzen. Die Initiative bringt einen großen Schatz gesammelter Erfahrungen in dieses Pilotprojekt ein, das sich ein klares Ziel gesetzt hat: In 10 Jahren sollen sich 10 % der Bevölkerung dieser Initiative "Aufbruch - anders besser leben" angeschlossen haben. 

Dieses Ziel findet inzwischen seine Entsprechung im "Plan of Implementation" des Weltgipfels in Johannesburg 2002, in dem die Ermutigung und Förderung eines 10-Jahres-Rahmenprogramms für die Entwicklung nachhaltiger Produktions- und Konsummuster gefordert wird. Auch in den Empfehlungen des Rates für Nachhaltige Entwicklung vom März 2003 an die Bundesregierung zur Fortführung des Pilotprojektes "Nachhaltiger Warenkorb – Wegweiser zum zukunftsfähigen Konsum, sieht der Rat zu Recht die Konsum- und Produktionsweise in den Fokus politischer Bemühungen zur nachhaltigen Entwicklung gerückt und fordert die Akteure dazu auf, ihrem Bekenntnis zum Leitbild der Nachhaltigkeit Taten folgen zu lassen. Sie könnten damit auch zu den oben erwähnten 10 % der Bevölkerung gehören.

In drei Punkten ist dieses "Anders besser leben" genauer entfaltet worden:

1. Vom viel Haben zum gut Leben – für ein nachhaltiges Konsumverhalten

2. Von Konkurrenz zu Solidarität – für ein zukunftsfähiges Sozialverhalten

3. Von materiellen Werten zu spirituellen Werten – für eine ganzheitliche Geisteshaltung.

Konsumverhalten, Sozialverhalten und eine ganzheitliche Geisteshaltung bilden dabei eine unauflösliche Einheit.

2.3.1.3. Der Prozess der Umsetzung

Folgende Umsetzungsschritte hat die Initiative sofort in Angriff genommen:

· Eine intensive Öffentlichkeitsarbeit erfolgte mit Hilfe vorhandener Kommunikationsstrukturen der mitagierenden Initiativen, Vereine und Verbände (Zeitungen, Zeitschriften, Internet, E-mail-Netze, Veranstaltungen). 

· Um sich bundesweit bekannt zu machen, wurden ca. 50 000 Flyer gedruckt und umgehend verteilt. 

· Eine erste bundesweite Konferenz aller Unterzeichner wurde für Ende Januar 2003 vorbereitet. 

· Den Ökumenischen Kirchentag 2003 in Berlin will sie dafür nutzen, den tausenden Besuchern diese Aufbruch-Initiative nahe zu bringen. 

· Darüber hinaus werden Kommunikationsstrukturen über die bereits erwähnten auf- und ausgebaut. 

Die Initiative will in einem ersten Schritt Menschen erreichen, die sich bereits etwas gründlicher mit den Folgen einer die natürlichen Lebensgrundlagen der heutigen Generation und erst recht der zukünftigen Generationen gefährdenden Lebensweise auseinandergesetzt haben und eine nachhaltige Lebensweise anstreben. Das Spektrum der angesprochenen Menschen reicht von den politischen und ökologischen Netzwerken, Jugendorganisationen, den Verbänden für Umwelt und Entwicklung bis hin zu engagierten kulturellen und spirituellen Gruppen. Alle, die sich dabei schon - einzeln oder in Gruppen - im Aufbruch befinden, sind aufgerufen, sich an dieser Basis-Bewegung "Aufbruch" zu beteiligen. Dabei können diese Akteure auch schon auf Diskussionen aufbauen, wie sie etwa im Dokument "Nationale Verständigung zur Förderung des nachhaltigen Konsums" ihren Niederschlag gefunden hat (s. dazu: Nachhaltige Konsummuster – Ein neues umweltpolitisches Handlungsfeld als Herausforderung für die Umweltkommunikation, Berlin 2002). 

Ein wichtiges Anliegen dieser Initiative wird es sein, die vielen, oft noch vereinzelnd agierenden Initiativen und Gruppen zu vernetzen. Es ist deshalb auch vorgesehen, 2003/2004 eine bundesweite Konferenz dieser Gruppen und Initiativen durchzuführen

Bei diesem Prozess geht es nicht um eine Ethik des Verzichts, sondern um Befreiung aus einem überholten Konsummuster, nicht um Verlust, sondern um Gewinn an Lebensqualität, kurz um: es geht um ein Konzept der ökologischen Lebenskunst. (s. dazu auch Wilhelm Schmid, Grundzüge einer ökologischen Lebenskunst, in Perspektiven für die Verankerung des Nachhaltigkeitsbildes in der Umweltkommunikation, Berlin 2001).

In 10 Jahren soll auf einem Kongress Bilanz über das Erreichte gezogen werden.

2.3.2. Pilotprojekt 2

Das Pilotprojekt 2 "Projektbörse Kommunale Ökumene / Lokale Agenda 21 Berlin-Mitte" wurde im Rahmen der Speziellen Projektarbeit des Projektes UBA I 1.3 – 90 381/285 vom Projektbüro der OeG initiiert und inhaltlich betreut. Das Projektbüro hat den inhaltlichen und organisatorisch-logistischen Prozess des Aufbaus der Projektbörse gesteuert. Das Projektbüro hat diesbezüglich eng mit der beauftragten Organisation "Förderverein Lokale Agenda 21 Berlin-Mitte e.V." zusammengearbeitet. Die Zusammenarbeit wurde insbes. in den "Werkstattgesprächen" deutlich. Diese Veranstaltungsreihe wurde gemeinsam vom Projektbüro der OeG und dem o.g. Verein organisiert und durchgeführt. Die Zusammenarbeit mit den Akteuren der sog. "Projektbausteine" erfolgte vorwiegend durch die beauftragte Organisation selbst.

2.3.2.1. Zur Genese der "Projektbörse Kommunale Ökumene / Lokale Agenda 21 
Berlin-Mitte"

In den "Werkstattgesprächen" wurde das Vorhaben "Projektbörse" intensiv diskutiert. Die Ergebnisse der "Werkstattgespräche" wurden anschließend dem "Agenda-Plenum Berlin-Mitte" vorgelegt und auch dort weiter beraten und diskutiert. Die Achillesferse dabei war und ist allerdings das Fehlen einer verbindlichen Struktur für den LA21-Prozess im Bezirk. In den Diskussionen blieben deshalb immer dann, wenn die Strukturfrage angeschnitten wurde, wichtige Fragen offen. Deshalb wurde die Strukturdiskussion in den Werkstattgesprächen nach und nach zu einem dominierenden Thema. Daraus hat sich dann allmählich ein Strukturvorschlag der Werkstatt (siehe Schaubild folgende Seite) entwickelt, der allerdings bis jetzt noch nicht den Entwicklungsstand erreicht hat, der von allen Akteuren - auch außerhalb der Werkstatt - mitgetragen wird. Unabhängig von der Strukturfrage wurden aber im Laufe des Jahres 2002 alle Voraussetzungen dafür geschaffen, die "Projektbörse" zu initiieren. Das Aufbau des Vorhabens erfolgte also "von unten" - und zwar in Zusamemnarbeit von Oekumenischer gesellschaft, Förderverein und Bezirksamt (Lokalbüro Agenda 21). Das sog. "Agenda-Plenum" wurde über die einzelnen Schritte informiert, blieb dabei aber nur in einer beobachtenden Position - ohne eigenen Beitrag. Die konkrete Arbeit der "Projektbörse" erfolgte in zwei Strängen bzw. Bereichen: (1) Projektbausteine, (2) Zentrale Aufgaben. Die "Zentrale Aufgaben" der Projektbörse waren im wesentlichen folgende Aufgaben: 

· Organisierung und Koordinierung der Projektarbeit

· Öffentlichkeitsarbeit (Aktionszeitung, Plakatierung, Veranstaltungen)

· Kartographieprojekt (Infrastrukturprojekt)

Die Aufgaben konnten im Jahre 2002 nur in einem sehr beschränkten Umfang umgesetzt werden, da dringend notwendige finanzielle Mittel erst gegen Jahresende zur Verfügung standen. Trotzdem konnte im Rahmen der Möglichkeiten der Konsultationsprozess öffentlichkeitswirksam vorangetrieben werden. Bei der detaillierten Planung war im Vorfeld stets darauf geachtet worde, dass die Verknüpfungspotentiale von Nachhaltigkeitsprozess und ökumenischem Prozess umfassend herausgearbeitet wurden. Mit den Arbeitsergebnissen des Kartographieprojekts wurden kartographische Grundlagen für die Herstellung einer Vernetzung der Akteure geschaffen.

Strukturvorschlag für den LA21/GFS-Prozess im Bezirk Mitte von Berlin
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Projektbausteine - kurzer Überblick

· Schulprojekt PSI (Politik – Schule – Internet)

Mit Hilfe des Projektes sollte und soll weiterhin das Interesse von Schülern der höheren Klassen an Mitwirkungsmöglichkeiten in der Kommunalpolitik (Bürgerbeteiligung) geweckt und gefördert werden. Das Projekt war und ist auf den "Brückenbau" zwischen Kommunalpolitikern und Schülern auf dem Wege eines detaillierten Frage-und-Antwort-Verfahrens zunächst via Internet. Ziel war und ist die Thematisierung von Nachhaltigkeit im Sinne der Agenda 21.

· Aktion Grüne Mitte

Die mit der Umsetzung dieses Projektes befassten Akteure haben ihre Arbeit im Jahre 2002 im Rahmen der Projektbörse aufgenommen. Ihr Projekt ist auf Langfristigkeit angelegt. Sie bemühen sich um den Erhalt und die Förderung von Grünflächen im Bezirk Mitte. Sie arbeiten eng mit der Aktionsgemeinschaft Schutz des Großen Tiergartens zusammen. Es sollen die vorhandenen Grünflächen insbes. unter dem Aspekt der Mitwirkungsmöglichkeiten der Bürger erfasst werden. Die Arbeit der Aktion zielt darauf ab, alle vorhandenen Möglichkeiten zu nutzen, dass die Innenstadt mehr Grün (insbes. gesundes Grün) und damit mehr Lebensqualität im Sinne des Nachhaltigkeitskonzepts bekommt.

· Moabiter Osten

Bei diesem Projekt handelt es sich darum, eine generationsübergreifende Kiezarbeit im Moabiter Osten - einem vernachlässigten Kiez, der unmittelbar an das Neubaugebiet Moabiter Werder / Parlaments- und Regierungsviertel angrenzt - aufzubauen und zu organisieren.

· Workshop Ökolog. Fußabruck

Bei diesem Projekt handelt es sich um eine Vortragsreihe zum "Ökologischen Fußabdruck". Es ist ein Bildungsprojekt, das vorhandene Konsummuster hinterfragt und anregt, über Alternativen nachzudenken.

· Kulturprogramm Afrika-Forum

Im Rahmen der Zusammenarbeit mit dem Afrika-Forum wurde Veranstaltungen und eine Ausstellung durchgeführt. Schwerpunkt: Die Möglichkeiten des kommunalen Handelns in den globalen Zusammenhang stellen (Global denken - lokal handeln!).

· ZukunftsDetektive

Im Rahmen des berlinweiten Projektes "Fliegende Lokale Agenda 21", das inhaltliche und organisatorische Beziehungen zur Arbeit des Vereins Bürgerforum LA21 hat, wurde das o.g. Projekt in einem Weddinger Kiez, in dem viele Ausländer leben, aufgebaut. Das Konzept ist interkulturell und interreligiös angelegt. Die Zielgruppe sind Kinder aus Kitas und den jüngeren Schulklassen. Sie unternehmen Kiezspaziergänge, erkunden auf diese Weise den Kiez, treten dann mit Kindern anderer Städte und anderer Länder (in Orten entlang der Flugroute der Weißstörche; deshalb "Fliegende Lokale Agenda 21") in Kontakt und Erfahrungsaustausch und bauen auf diese Weise "Brücken" in vielfältiger Hinsicht.

2.3.2.2. Der Prozess der Umsetzung

In der außerordentlich kurzen Laufzeit (15.11. - 31.12.2002) des Aufstockungsantrags wurde das Vorhaben "Projektbörse", das konzeptionell bereits im Detail vorlag, auf "Räder" gesetzt. Die einzelnen "Projektbausteine" haben in der kurzen zur Verfügung stehenden Zeit ein Maximum an Potentialen freigesetzt. Es ist nicht möglich, dies alles im vorliegenden Bericht zu dokumentieren. Einige wesentliche Ergebnisse sollen aber hier vorgelegt werden. Der überwiegende Teil von dem, was in den sechs Wochen Projektlaufzeit (Aufstockungsantrag) angelaufen ist, ist geeignet für eine solide Weiterarbeit.

Berlin ist eine grüne Stadt. Doch Bo-denversiegelung, Verkehr, Hundeurin, Baumschädlinge und Krankheiten und nicht zuletzt fehlendes Geld zur Pflege setzen Berlins grünen Lungen zu. 

Was tun? 

Was tun! Mitmachen
bei der Aktion Grüne Mitte!

Das im Dietrich Bonhoeffer-Haus in Mitte ansässige Projektbüro der Ökumenischen Gesellschaft hat in Berlin-Mitte eine Projektbörse initiiert, die mit finanzieller Unterstützung des Umweltbundesamtes Projekte fördert. Die Projektbörse soll die ökumenischen Bemühungen um Gerechtigkeit, Frieden  und Bewahrung der Schöpfung  mit den örtlichen Bemühungen um Zukunftsfähige Entwicklung im Rahmen der Erstellung einer Lokalen Agenda 21 verbinden. 

Eines der Projekte der Projektbörse ist die Aktion Grüne Mitte. 

Wir möchten trotz leerer Kassen für ein grüneres Wohnumfeld, bessere Pflege des Stadtgrüns und  eine Minderung der Schäden eintreten. 

Wir möchten, dass viele mitmachen. Mieter/innen Kitas, Schulen, Kirchenge-meinden, Geschäfte und Betriebe kön-nen mithelfen.

Wir möchten Blumen pflanzen, auf Spaziergängen Verbesserungsmöglich-keiten entdecken und fotografieren, Baumpatenschaften anregen, Vorträge zum Thema Kiezgrün arrangieren, einen Fotowettbewerb mit Fotoaus-stellung initiieren.

Die Ziele sind stärkere Identifikation mit dem Grün in der eigenen Wohnumgebung, Verbreitung ökologischer Kenntnisse und die Schaffung eines Aktions-Netzwerkes unter Beteiligung der Anwohnerinnen und Anwohner im Bezirk Mitte. Zur Zeit besteht die "Aktion Grüne Mitte" aus Mitgliedern der Baumschutzgemeinschaft, der Grünwerkstatt, des Garten und Wasser-kiezes Sparrplatz sowie Akteure des Agenda 21 – Prozesses in Mitte.

Persönlich erreichbar sind wir Mittwochs zwischen 10 und 15 Uhr im Nachbarschaftsladen in der Torfstrasse 11, Telefon: 459 77 308 am U-Bhf Amrumer Strasse, Linie 9.

Zukunftsfähigkeit

in Berlin Mitte

gemeinsam entwickeln
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AKTION

GRÜNE MITTE

Die Projektbörse Kommunale Ökumene / Lokale Agenda 21 Berlin-Mitte wird im Rahmen eines Pilotprojektes der Ökumenischen Gesellschaft vom Bundesumweltamt und vom Bundesumweltministerium gefördert

„Kiezprojekt Moabiter Osten - von Bolle bis Bellevue“

- Generationenübergreifende Kiezarbeit mit aktivierender Bevölkerungsbefragung -

Seit dem Sommer 2002 gibt es eine kleine Grup​pe von Anwohnern im Moabiter Osten mit einem harten Kern von sieben Aktiven. Aus​gangspunkt aller Aktivitäten war die Feststel​lung aller, dass die Probleme mit Müll, Graffitis und Verkehr stark zugenommen haben und über​haupt sehr wenig Aktivitäten auf den Straßen des Kiezes wahrzunehmen sind. Mit Ausnahme der Kirchstraße ist in allen anderen Straßen das Zusammenbrechen der gewerblichen Strukturen und der damit ver​bundene Überlebenskampf zu sehen: leerste​hende Geschäfte und Leerstand vieler Eigen​tumswohnungen.

Mit wachsendem Spardruck in den Bezirken ist gleichzeitig mit immer weniger Finanzmitteln für Moabit-Ost zu rechnen. Was wird aus dem Kiez, wenn sich die Bürger nicht aufraffen, sich selbst zu helfen und gemeinsam gegen Dreck und störenden Vorkommnissen anzu​gehen? Genau in dieser Zeit hat die Gruppe um Michael Wiesemann-Wagenhuber Kontakt zur Lokalen Agenda 21 bekommen und erfuhr von der Pro​jektbörse, einem Forum, dem es um ge​nau die Art von nachhaltiger Arbeiten geht, die die Kiezinitiative „Von Bolle bis Bellevue“ lei​sten möchte. 

Seit Oktober 2002 nun versammeln sich die Aktivisten regelmäßig zu einem Jour Fix im K3- Laden des Vereins Frecher Spatz e.V. in der Kirchstraße 4 und planten unter anderem die Herausgabe eines Flyers, eine Befragung, einen Weihnachtsmarkt und den Bau eines Modells ihres Kiez. Ziel war und ist hierbei die breite Information der Öffentlichkeit.

Hierzu wurden 3.000 Flyer verteilt und bislang rund 200 Gespräche mit Gewerbetreibenden und Anwohnern geführt, die z.T. erschrecken​de Ergebnisse lieferten:

· „Angst vor der Zukunft“

· „Wir verlieren unsere Wurzeln hier“

· „Es wird immer toter hier draußen“

· „Der Lehrter Bahnhof wird uns den Rest geben“

· „Es gibt immer mehr Gewalt“

So die Aussagen der Gewerbetreibenden im Kiez. Hinzu kommen die Gefühle und Wahr​nehmungen der Anwohner:

· „Hundekot und Dreck wo man hinguckt“

· „Die Menschen sind so unfreundlich“

· „Es gibt viel zu wenig Einkaufsmöglich​keiten“

· „Es müssen mehr Angebote für Kinder her“

· „Der Durchgangsverkehr muss weg“

Alles in Allem zeigte sich bei unserer Befra​gung ein großes Interesse und eine breite Zu​stimmung - die auch in der Presse ihren Nieder​schlag fand. 

Doch die Probleme werden nicht weniger: feh​lende Kaufkraft, ständige Fluktua​tion von Weg- und Herziehenden, ein nicht zu unterschätzender Ausländeranteil (insbesondere Osteuropäer) und die fehlenden Freizeit- und Einkaufsmöglich​keiten führen insgesamt zu einem Wegschauen und Wegorientieren hin zu den großen Ein​kaufszentren außerhalb des Kiezes. Die noch gut laufenden Läden in der Kirchstraße werden von den Mitarbeitern des Innenministeriums und des Amtsgerichts am Leben erhalten. Stammkund​schaften nehmen ab, weil viele aus dem Kiez weggezogen sind, die Hinzugezogenen wissen zumeist noch nicht, was es alles in ihrer Umge​bung gibt. Liebevoll formulierte es eine Anwoh​nerin: „Der Eisverkäufer, der im Winter Trödel verkauft, ist ein Original. Ohne ihn würde ich hier nicht mehr wohnen.“
Was in dem Kiez vor allem fehlt, ist ein Leben auf der Straße, außerhalb der eigenen Woh​nung, und besonders für ältere Menschen die Erhaltung einer gewachsenen Kiezstruktur.

Deshalb kam schnell die Idee eines Weih​nachtsmarktes, der letztendlich am 8. Dezem​ber in Zusammenarbeit mit der Wirtin Frau Bollen​berg in ihrem Bistro „Cabinett“ in der Paulstraße stattfand. Es war seit langem das erste Fest in diesem Kiez und leider ent​spre​chend schlecht besucht. Doch das war den Aktivisten klar: ein Miteinander im Kiez auf​zubauen ist ein langer Prozess.

Da sich bei der Befragung und den Interviews mit den Gewerbetreibenden schnell heraus​stellte, dass das ins Gespräch kommen sehr schwerfällig ist, entstand die Idee, den Kiez als Modell nach zu bauen und damit auf der Straße die Menschen neugierig zu machen. Das Mo​dell wird stark überspitzen und provozieren, bietet aber die günstige Gelegenheit, Menschen ansprechen zu können, was sie von ihrem Kiez denken, welche Ideen sie haben und sie viel​leicht auch zu motivieren, sich an der Kiez​initiative zu beteiligen.

An einer Regionalkonferenz am 12. Novem​ber, zu der weit über 50 Initiativen und Insti​tutionen aus diesem Kiez eingeladen waren, nahmen lei​der nur fünf Personen teil. Auch eine Beteili​gung an der einen Tag später stattgefunden Be​reichentwicklungsplanung war aus dem Osten Moabits nicht vorhanden. Entsprechend schwer​fällig ist der Aufbau eines notwendigen Kom​munikationsnetzes im Kiez. Die wenigen Aktivi​täten wie Trödelmärkte, kulturelle Veranstaltun​gen oder Einzelangebote sollten stärker abge​stimmt und damit breiter veröffentlicht werden. Das Wecken des Interesses an einer Zusam​menarbeit ist ein Hauptziel im Jahr 2003. Nur so können die Kräfte gebündelt und mehr für den Kiez erreicht werden.

Aufgrund unserer Befragung und dem Kennen​lernen zahlreicher Gewerbetreibender ist ge​plant, einen Kiezführer aufzulegen, der auch ein interaktives Pendant im Internet haben wird. So können sich gerade die Hinzuge​zo​genen gut informieren, was es alles in ihrer Nachbarschaft gibt. Die Adressdatenbank ist soweit fertigge​stellt, dass alle ca. 775 Gewerbetreibenden aller Branchen erfasst sind und dass derzeit die An​gaben verifiziert werden. Im Frühjahr 2003 soll diese Adressen als kleine Broschüre erscheinen. Die Herausgabe dieses Branchenverzeichnisses ist für einen Kiez außerhalb Sanierungs- oder Quartiersma​nagementgebieten einzigartig und verspricht gerade für Hinzugezogene die Infor​mationen zu liefern, die diese an den Kiez bin​den.

Für das Jahr 2003 hat sich die Kiezinitiative wieder viel vorgenommen:

· Diskussionen auf der Straße (mit Modell)

· Planung eines Wochenmarktes

· Begrünung und Bepflanzung der Baum​scheiben im Frühjahr 2003

· Planung eines Osterfestes

· Nutzung des ehemaligen Edeka-Ladens für künstlerische Projekte und Veranstaltungen

· Ein öffentlicher Workshop zum Thema Ver​kehr im Kiez (welche Möglichkeiten für Veränderungen gäbe es?)

· Ein Kinderfest im Sommer

· Kiezspaziergänge, bei denen kulturelle oder andere Freizeitangebote besucht und ken​nengelernt werden können (nebenbei erfährt man so manche Anekdote aus der Nach​bar​schaft)

· Eine 2. Regionalkonferenz

Der Kreis der Aktivisten wird langsam größer. Erfreulich ist, dass zunehmend auch ältere Mit​bürger Interesse an einer Mitarbeit zeigen. Für die zahlreichen Vorhaben im Jahr 2003 werden dringend ehrenamtlich tätige Menschen aus dem Kiez gesucht: bitte melden bei M. Wiesemann-Wagenhuber, Tel.: 391 85 81.

Die regelmäßigen Treffen finden jeweils am letzten Mittwoch im Monat im K3, Kirchstraße 4, ab 20.00 Uhr statt. Das nächste Treffen ist also am 29. Januar 2003.

Die Kiezinitiative „Von Bolle bis Bellevue“ wurde im Rahmen eines Pilotprojektes der Ökumenischen Ge​sellschaft durch das Bundesumweltministerium und vom Umweltbundesamt finanziell gefördert. Weiter​hin unterstützt der Verein „Frecher Spatz e.V.“ die​ses Projekt, der vom Bezirksamt Mitte, Abt. Stadtent​wicklung Gelder aus dem Sonderfond für Projekte außerhalb von Sanierungs- und Quar​tiersmanage​mentgebieten für diesen Zweck erhielt.
Bericht vom Projektbaustein 6 - „ZukunftsDetektive“
Stand: 23.12.02

Seit dem 17.08.2002 finden regelmäßig an den Samstagen, in der Zeit von 10:00-14:00 Uhr im Nachbarschaftsladen „Aktiv im Kiez“ und unterwegs im Bezirk oder Brandenburg Workshops statt. Die 9 Mädchen nicht deutscher Herkunft, aus der Türkei, Kroatien und Indien beschäftigen sich unter pädagogischer Anleitung mit dem Thema „Partnerstädte im Bezirk Berlin-Mitte“. 

Mit der Methode „Mind Map“ entwickeln sie Fragen und Zusammenhänge für ihre

(virtuelle) Reisegeschichte in die 3 japanische Partnerstädte.

In den ersten 4 Workshops wurden Recherchen in der Bücherei, Umgebung, Reisebüro und im Internet unternommen. Hinzu kamen Telefongespräche, in denen sich die Mädchen an Organisationen wandten, um weitere Info´s auf ihre Fragen zu erhalten. Von Mitte September an standen die Workshops unter dem Motto: Texte entwickeln, zusammenzustellen, Material zu sichten, scannen und die ersten Folien für die Power Point Präsentation aufbauen.

Mit der (virtuellen) Reisegeschichte „Die ZukunftsDetektive reisen nach Japan“ hat die Mädchengruppe an den Netd@ys - Berlin – Europa 2002 beim Wettbewerb „Explore the World“ teilgenommen und musste den 1. Teil bis zum 10.12.02 (Einsendeschluss) fertig haben, dazu fanden zusätzlich innerhalb der Woche am Abend 3 Workshops mit 2 Std. statt. In der erfundenen ,und mit realen Bezügen aufgefüllten, Reisegeschichte nach Japan – nach Higashiosaka, Tokyo Shinjuku und Tsuwano – sind Fragen nach dem Umgang mit Problemen in einer Großstadt wie Berlin und Tokyo oder Osaka entwickelt worden. Diese Fragen, wie z.B.: der Umgang mit Arbeitslosigkeit, Obdachlosigkeit, Bildung und Glauben, standen dabei an oberster Stelle.  Einige hat das Mädchenteam bereits bei ihrem Besuch in der japanischen Botschaft am 28.10.02 gestellt, weitere sollen bei einem Kontakt nach Japan gestellt werden.

Um sich mit der Kultur des Landes besser vertraut zu machen, gestalteten sich mehrere Workshops mit kreativen und spielerischen Elementen um „Lernen mit allen Sinnen“ möglich zu machen. Am 26.10.02 fand in der Ev. Osterkirche, während des Asien-Tages“ die erste Präsentation vom 1. Teil der Reisegeschichte statt.

Teil 1 beinhaltet die Reise von Berlin nach Japan und zurück. Im 2. Teil wird dargestellt wie sich die 3 Partnerstädte in unserem Bezirk Mitte zeigen. Dazu begannen Mitte November die Workshops. Die ersten beiden beinhalteten Fotoexkursionen durch den Bezirk und in den anschließenden wurde gescannt und erste Texte entwickelt. Alle Workshops werden strukturell und inhaltlich vor- und nachbereitet. Dazu gehören Gespräche mit Eltern und interessierten Personen an dem Projekt „ZukunftsDetektive“.

Weitere Präsentationen fanden statt beim:

· AgendaForum Berlin Brandenburg, FachForum „Eine Welt“ AG Partnerstädte

· Fachtagung der IBB zum Thema „Quartiersmanagement und Stadtentwicklung“

Am 20.11. fand im Rahmen der Netd@ys - Berlin 2002, in Kooperation mit dem Medien- und Bildungszentrum „www im Kiez“, ein erster Internetworkshop für das Mädchenteam statt. Dabei schrieben sie jeweils eine Selbstdarstellung für www.vun.org/ZukunftsDetektive , inzwischen befinden sich dort in der Gallery  einige Fotos, Texte und auch der 1. Teil der Power Point Präsentation.

Darüber hinaus haben die Mädchen über das „Wiki“ Kontakt zu der Beroliner-Oberschule, die im nächsten Jahr mit ihnen gemeinsam ein japanisches Kochbuch erstellen möchten. Am 14.12.02 fand im Nachbarschaftsladen eine für dieses Jahr die letzte Präsentation mit einem Elternnachmittag und interessierten Personen am Projekt statt. Dazu hatte das Mädchenteam japanisch gekocht.

Mitte Januar 2003 werden die Texte für den 2. Teil mit den Fotos zusammengestellt und alles zusammen auf einer CD-ROM gebrannt. Im Anschluss daran wollen wir eine gesamt Präsentation in Kooperation mit dem QM-Sparrplatz, evtl. in der Brüder-Grimm-Grundschule, durchführen.

Im Dezember fanden gleichzeitig diverse Kontakte mit anderen Einrichtungen statt, so ist im Gespräch an der Erika-Mann-GS, Humboldthain-GS, Hermann-Herzog-GS und in Eberswalde weitere Mädchenteams als „ZukunftsDetektive“ zusammenzustellen.

Während eines Workshops, am 16.12.02, wurde eine gemischte Kindergartengruppe (im Alter von 4-6 Jahren) als „ZukunftsSpürnasen“ in Storkow gegründet. Eine ähnliche Gruppe bildete sich im November bereits in Hilden, Kreis Mettmann (ehem. Partnerstadt von Berlin-Wedding). 

Die Koordination der unterschiedlichen Gruppen läuft über die „Fliegende Agenda 21“ – Angela Bochum. 

Derzeit laufen die Vorbereitungen für die neuen Themen:

· Beteiligung an dem Wettbewerb der KinderNotHilfe „Yaku und das Wasser“  

· mit einer (virtuellen) Reisegeschichte nach Südindien, 

· ein Beitrag zur Interreligiösen Veranstaltung am 31.05.03 im Rahmen des Ökumenischen Kirchentages Berlin, in der Ev. Osterkirche  

· ein Beitrag zum Weltgebets-Tag am 07.03.03 zum Thema „Libanon“.

Pädagogisch betreut und angeleitet werden die Teams von Angela Bochum, Erzieherin und Heilpädagogin, seit 25 Jahren im Beruf.

Schwerpunkt: 

· Interkulturelles Lernen 

· Interreligiöses Lernen 

· Globales Lernen 

· Lernen mit allen Sinnen 

· UmWeltPädagogik 

· Medienpädagogik

Eigene entwickelte Projektkonzeptionen:

· UmWelt - Das Kind im Zentrum

· Rudi-LAngbeins Reisen 

· Wo rennt die Maus ? – Computer in unserer Kindertagesstätte

· „ZukunftsDetektive“

2.3.3. Pilotprojekt 3

Zentraler Schwerpunkt dieses Projektes ist es, den Gedanken des fairen Handels in der Region breiter bekannt zu machen. Im fairen Handel lassen sich die verschiedenen Dimensionen der Nachhaltigkeit besonders deutlich machen.


Die wirtschaftliche Dimension: Es geht um den Aufbau gerechterer weltweiter Handelsstrukturen, angemessener Weltmarkpreise von Naturprodukten und menschenwürdiger Arbeitsmarktbedingungen.


Die ökologische Dimension: Es bestehen gute Möglichkeiten, in den Entwicklungsländern ökologische Anbauverfahren zu praktizieren und damit umweltschonend zu wirken.


Die soziale Dimension: Mit der Gründung von Genossenschaften, verbunden mit Bildungsprojekten, lassen sich sozial stabilere Verhältnisse herstellen.


Die Aktion "Brot für die Welt" führt seine diesjährliche bundesweite Eröffnungsveranstaltung am 1. Advent 2002 in Schwerin durch. Das Diakonische Werk ist für die Durchführung verantwortlich. Bei diesen geplanten Veranstaltungen will das Projekt in Kooperation mit dem Diakonischen Werk mit weiterführenden Aktionen Akzente setzen. Die dafür erforderlichen Mittel sind im Finanzplan genauer aufgeführt.


Der Eine-Welt-Laden in Schwerin soll in diese Aktion auch stärker eingebunden werden. Um in der Region bekannter zu werden, will er im Vorfeld des 1. Advent mit extra dafür neu zu erstellenden Flyer eine intensive Öffentlichkeitsarbeit machen und in einer Woche der fairen Handels im November in einer Schweriner Einkaufspassage durch das Angebot seiner Produkte für ein neues Kaufverhalten werben.


In diese Zielstellung eingebunden ist auch die Gemeinde Plate in der Nähe von Schwerin, in der z.B. die Schule und die Kirchgemeinde auf einem Adventsmarkt fair gehandelten Kaffee zur Verköstigung und zum Verkauf in Zusammenarbeit mit dem Schweriner Eine-Welt-Laden anbieten werden. Darüber hinaus sollen Projekttage durchgeführt und dazu kompetente Vertreter aus der Gesellschaft für solidarische Entwicklungszusammenarbeit und dem Eine-Welt-Laden-Landesverband eingeladen werden.

2.3.3.1. Zur Entwicklung der Idee einer Projektförderung im Raum Westliches 
Mecklenburg

Initiierung eines Netzwerkes von Akteuren aus dem kirchlichen und kommunalen Bereich in der Region Schwerin, um an der Umsetzung einer regionalen Nachhaltigkeitsstrategie mitzuwirken
 
Zur Entwicklung der Idee einer Projektförderung in der Region Schwerin

In der Region Schwerin gab es durch vielfältig gewachsene Kontakte verschiedener Akteure gute Voraussetzungen für die Initiierung eines Pilotprojektes, um unterschiedliche Gruppierungen unter einem gemeinsamen Thema im Rahmen des Agenda 21 Prozesses zu vernetzen.

Einen guten Anlass dazu bot die bundesweite Eröffnung der 44. Aktion der Spendenhilfsorganisation BROT FÜR DIE WELT am 30. November und 1. Dezember 2002 in Schwerin in Mecklenburg-Vorpommern, die unter dem Motto stand: "Brot zum Leben - alles, was recht ist".

Das Diakonische Werk, eine Einrichtung der Evangelisch - Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs, war für die Vorbereitung und Durchführung dieser Eröffnung verantwortlich.

Der faire Handel war eines der zentralen Themen bei der 44. Aktion. Dieses Thema machte sich das Pilotprojekt zu eigen.

Bei einem ersten Gespräch zwischen dem Projektbüro und dem Diakonischen Werk stellte sich sehr schnell heraus, dass das Diakonische Werk an der Durchführung eines Pilotprojektes sehr interessiert war.

2.3.3.2. Vom Prozess der Begleitung der Akteure bis zum Antrag der Projektförderung

In einer ersten vorbereitenden Abstimmungsphase galt es, das Interesse auch der Mitakteure zu erkunden und danach erste Überlegungen für eine konkrete Umsetzung vorzunehmen.

Deswegen lud das Diakonische Werk, vom Projektbüro umsichtig beraten, schon im September 2002 zu einem ersten Sondierungsgespräch folgende Partner ein: die evangelische Paulsgemeinde und die Domgemeinde aus Schwerin, den Oberkirchenrat der Mecklenburgischen Landeskirche, das Staatliche Amt für Umwelt und Natur (als verantwortliches Organ des Agenda21-Prozesses in der Region) die Stadt Ludwigslust, die Aktionsgruppe Eine-Welt e.V. Schwerin, die Kirchgemeinde Plate, die Grund- und Realschule Plate, das Öko-Haus e.V. Rostock, die Gesellschaft für solidarische Entwicklungszusammenarbeit (GE) in M-V sowie das Landesumweltministerium M-V.

Schnell konnten sich die unterschiedlichen Partner auf die Idee einigen, den Gedanken des Transfer Handels breiter in der Region bekannt zu machen, konkrete Schritte für ein neues Konsumverhalten einzuleiten und über eine neue Lebensweise nachzudenken. Die Umsetzung dieser Ideen und Vorhaben sollte möglichst basisbezogen sein, also in der Schule, in den Kirchgemeinden, auf einem Dorffest, im Eine-Welt-Laden, in einer vorgesehenen Eine-Welt-Woche unmittelbar vor der Auftaktveranstaltung und dann auf der Auftaktveranstaltung selber durchgeführt werden.

Nach dieser positiv abgeschlossenen Phase erfolgte die Antragstellung für das Pilotprojekt, das in der kurzen Zeit zwischen dem 15. 11. 2002 und dem 31.12.2002 umgesetzt werden musste.

2.3.3.3. Die wichtigsten Eckpunkte des Förderantrags für Pilotprojekt 3

In diesem Pilotprojekt gab es drei unterschiedliche Schwerpunkte, die jeweils autonom gestaltet, aber unter dem gemeinsamen Dach des Gesamtprojektes durchgeführt wurden. (hier wurden die im Pilotprojekt neu entwickelten Aktivitäten zusätzlich mit eingeflochten).

Erster Schwerpunkt:
Es wurden Aktivitäten an Schulen (Bad Doberan, Banzkow, Plate), Kirchengemeinden (Ev. Paulus-Kirchgemeinde, Ev. Kirchgemeinde Plate) und regionalen Vereinen (Aktionsgruppe Eine-Welt e.V. Schwerin) im Zusammenhang mit der Eröffnung der Aktion "Brot für die Welt" für 2002/2003 am 1. Advent 2002 in Schwerin für die Bundesrepublik Deutschland unter dem Thema "Brot zum Leben - Alles, was recht ist" entfaltet. Dabei fanden Themen des fairen Handels, regionaler Wirtschaftskreisläufe und der Nord - Süd - Problematik besondere Berücksichtigung. Es gab dabei mehrere einzelne Vorhaben.

Mit einem sog. "Brottellerwettbewerb" sollten Jugendgruppen, Kindergruppen und Schulklassen angesprochen werden, sich künstlerisch mit dem Thema "Brot zum Leben - alles was recht ist" auseinander zusetzen. Es geht um Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung auf der Einen Welt. .

Für das Kinder- und Familienfest im Wurm sollte eine "Cantastoria" erarbeitet werden. Mit den Laienschauspielern aus den Christenlehre- und Konfirmandengruppen sollte das Thema "Unser täglich Brot ..." erarbeitet werden.

Im Rahmen einer "Infotainmentshow" von BROT FÜR DIE WELT sollten die Besucher angeregt werden, sich für die Menschen im Süden und deren Situation zu interessieren. Bewusst wurde hier nicht auf eine professionelle Schauspielergruppe zurückgegriffen, um in der Region Schwerin Menschen für die thematische Auseinandersetzung mit dem Eine-Welt Thema zu gewinnen..

Der Vorbereitung eines szenischen Spiels zum Fair-Trade Thema zur Aufführung im ARD Fernsehgottesdienst diente ein jahrgangsübergreifendes Schulprojekt im Bad Doberaner Gymnasiums. Es entstanden Szenen, die die Ungerechtigkeit des Welthandels am Beispiel des Kaffeeanbaus aufzeigten und Lösungsansätze durch den Fair-Trade Handel aufzeigten.

Zweiter Schwerpunkt:
Kooperation zwischen der Kirchengemeinde Plate und den Schulen in Banzkow und Plate

In Vorbereitung auf den 2. Adventsmarkt nehmen Schule und Kirchgemeinde miteinander Kontakt auf, um gemeinsam unter der vorgegebenen Thematik diesen Tag vorzubereiten und mitzugestalten. Es waren im einzelnen eine Kooperation zwischen der Kirchgemeinde Plate und den Schulen in Banzkow und Plate, die Durchführung von 3 Projekttagen zur Thematik Fairer Handel, die Kontaktaufnahme zum 1-Welt-Laden in Schwerin und Besuch dieses Ladens, Mitwirkung am Adventsmarkt am 1. Advent in Plate, ein Verkaufangebot fair gehandelter Waren in Zusammenarbeit mit dem 1-Welt-Laden und die Durchführung eines Kaffeebasars mit fair gehandeltem Kaffee und Öffentlichkeitsarbeit zu den Hintergründen fairen Handels in der Kommune und im Kirchenkreis in Zusammenarbeit mit der GE vorgesehen.

Dritter Schwerpunkt:
Partner: Aktionsgruppe Eine-Welt e.V. Schwerin

Da die Thematik des Vereins unmittelbar mit dem Eröffnungsthema der Aktion Brot für die Welt zusammenhängt, bietet sich eine sinnvolle Kooperation für die Vorbereitung und Durchführung dieser breit angelegten Veranstaltung an. Diese Gelegenheit soll auch dazu genutzt werden, die Arbeit des Vereins in der Region Schwerin noch breiter bekannt zu machen.

Schwerpunkte dieses Vorhabens waren die Öffentlichkeitsarbeit und Förderung des Fairen Handel zwischen entwickelten und Entwicklungsländern und ihre konkrete Umsetzung: in Vorbereitung der bundesweiten Auftaktveranstaltung "Brot für die Welt" in der Woche vom 11. -16.November in einem Einkaufszentrum in Schwerin, eine Regionale Werbekampagne, um Interesse für den fairen Handel und eine neues, nachhaltiges Kaufverhalten zu erzeugen und Öffentlichkeits- und Bildungsarbeit in Schulen und Kirchgemeinden der Region.

2.3.3.4. Der Prozess der Umsetzung

Sobald der Projektantrag bewilligt war, konnte umgehend mit der Umsetzung begonnen werden. Besonders interessant gestaltete sich diese Umsetzung im 2. Eckpunkt. Zum 2. Mal wurde in Plate ein Adventsmarkt am 1. Advent durchgeführt, an dem sich neben der Kommune auch Vereine, Verbände, die Schule sowie die Kirchgemeinde beteiligten. Das Projekt knüpfte an den schon im vergangenen Jahr durchgeführten Kaffeebasar an. In diesem Jahr sollte, das war das neue, ausschließlich fair gehandelter Kaffee getrunken und Waren aus dem EINE WELT LADEN aus Schwerin zum Verkauf angeboten werden. Schüler und Konfirmanden bereiteten diese Aktion zusammen mit ihren Lehrerinnen Lehrern, mit ihren kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern vor und erzielten bei der Durchführung eine sehr positive Resonanz und einen recht guten Umsatz. Bei einer besonders gut funktionierenden Kommunikation zwischen Verkäufern und Käufern (z. T. Eltern und Kinder) lassen sich auch dann positive Ergebnisse erzielen, selbst wenn der Warenpreis um einiges über das Billigangebot bei Aldi hinausgeht. Wie ist es sonst zu erklären, dass die Waren schon nach gut 2/3 der Zeit verkauft waren, obwohl ansonsten die Menge des Warenangebotes entsprechend langjähriger Erfahrungen bei ähnlichen Veranstaltungen in der Regel gut ausreichte? Die Produkte bekamen plötzlich ein Gesicht, sie transportierten die Geschichte der Produzenten mit, machten so die höheren Preise nachvollziehbar und aktivierten damit ein bei jedem Menschen latent vorhandenes Solidaritätsverhalten.

Das Diakonische Werk knüpfte bei dieser Aktion erste Kontakte zu kommunalen Agenda - Akteuren, die sich positiv für die Planung der nächsten landesweiten BROT FÜR DIE WELT - Aktion auswirken werden. Die nächste landesweite Eröffnung der Aktion "BROT FÜR DIE WELT" 2003 wird nach diesen guten Erfahrungen nicht, wie ursprünglich geplant, in Stralsund, sondern in Ludwigslust, einer Kreisstadt in der Region Schwerin, unter maßgeblicher Beteiligung der Stadt Ludwigslust stattfinden. Hier hatte sich schon in den vergangenen Jahren gute kooperative Beziehungen zwischen dem Rathaus und den Kirchgemeinden entwickelt. Hier wurden sie mit diesem gemeinsamen Projekt 2002 um einige neue Akteure erweitert und ausgebaut und diese kooperative Zusammenarbeit wird nun mit der geplanten Aktion 2003 noch verstärkt werden.

Sachbericht zum Projekttag in Plate 25.11.2002

Am 25.11.2002 wurde von Andrea Kiep, Gruppenberaterin im Fairen Handel für Mecklenburg-Vorpommern, an der Haupt- und Realschule Plate in einer 9.Klasse (21 Schülerinnen und Schüler) ein Projekttag zum Themenkomplex "Welthandel – Kaffee – Fairer Handel" durchgeführt. Ziel war es, die Klasse auf den Verkauf fair gehandelter Produkte sowie auf die Betreuung einer mobilen Erlebnisausstellung zum Thema Kaffee im Rahmen des Adventsmarktes in Plate vorzubereiten.

In der Planung des Projekttages gab es eine enge Kooperation mit Mitarbeiterinnen des Weltladens Schwerin, die einen zweiten Projekttag in der Klasse durchführten.

Der erste Projekttag diente der Einführung der Schüler/innen in die Themenbereiche "Weltgerechtigkeit - Welthandel", "Kaffeeanbau/-verarbeitung und –handel" sowie "Fairer Handel". Mit Hilfe des "Weltspiels" wurde die Klasse handlungsorientiert auf die Themen eingestimmt. Das Spiel ermöglichte die Verteilung der Weltbevölkerung auf die verschiedenen Kontinente, die Verteilung des Welteinkommens sowie die Lebensverhältnisse darzustellen und zu erleben. Danach erhielten die Schüler/innen kurze Informationen zur Struktur des Welthandels, die jeweils mit konkreten Beispielen untersetzt und in der Gruppe diskutiert wurden. Dias vom Kaffeeanbau und dessen Verarbeitung illustrierten die Beschreibungen zur Produktion des zweit wichtigsten Handelsgutes der Welt. Die Schüler/innen lernten dabei die Diskrepanz zwischen dem Arbeitsaufwand bei der Produktion und dem geringen Weltmarktpreis, den die Kaffeebauer/innen dafür erhalten, kennen und bekamen neue Einblicke in Strategien zur Beseitigung von Kinderarbeit.

Der letzte Abschnitt des Projekttages diente der Vorstellung der Handlungsalternative "Fairer Handel". Die Schüler/innen erhielten hierbei Informationen über Akteure, Kriterien und Projekte des Fairen Handels.

Abgerundet wurde der Projekttag mit der Vorstellung des Kaffeeparcours. Der Parcours ist eine Ausstellung zum Mitmachen. Auf 12 Tafeln werden der Weg des Kaffees vom Strauch bis in die Tasse erklärt und die Besucher/innen gleichzeitig aufgefordert, sich aus 47 Bohnen Rohkaffee zum Schluss eine eigene Tasse Kaffee zu kochen. Die über den gesamten Projekttag gewonnenen Erkenntnisse wurden mit Hilfe des Parcours für die Schüler/innen noch einmal gut illustriert zusammengefasst.

Am Ende des Tages kann eingeschätzt werden, dass die Klasse gut auf die Betreuung der Ausstellung im Rahmen des Gemeindefestes und den Verkauf von Produkten aus Fairem Handel vorbereitet wurden.

Die von Mitarbeiter/innen des Weltladens Schwerin am folgenden Tag durchgeführte Projekteinheit diente der konkreten Vorstellung von Produkten und Projekten im Fairen Handel sowie der Arbeit des Weltladens. Außerdem konnten sich die Schüler/innen in Form von Rollenspielen in der Verkaufspraxis üben und selbst einen Stand dekorieren.

Das zur Verfügung gestellte Informationsmaterial diente der Klasse am Freitag zur Gestaltung eigener Werbematerialien für "ihren" Stand.


Andrea Kiep, Januar 2003

Zusammenfassend kann folgendes festgestellt werden:
Bei einer gemeinsam interessierenden Thematik gibt es umfangreiche Möglichkeiten einer übergreifenden Kooperation zwischen Partnern, die normalerweise nicht miteinander arbeiten. Wichtig sind dabei eine einleuchtende Begründung und ein waches Interesse für neue Wege. Auf diesem Wege können Menschen zu einer neuen, nachhaltigen Lebensqualität mitten im alltäglichen Leben finden.
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Handlungsbedarf: Folgende Organe bilden: (1) Sprecherkreis, (2) Büro Säule 2, (3) Büro Säule 3, (4) Forum der Religionen und Kulturen, (5) Initiativgruppe der Säule 3, (6) Konsultationskreis








Lokalbüro Agenda 21,


BA Mitte 


Büro der Säule 1





Büro der Säule 2 (vorläufig mit im Neuen Stadthaus, Parochialstr. 1-3





Büro der Säule 3 (vorläufig im Stadtteilladen Stephankiez)





Stiftung Ökumene - Projektbüro





Sprecherkreis


2 - 4 wöchentl.





Initiativgruppe,


2 - 4 wöchentl.





BA-interne


Arbeits-


gruppe





Werk-statt








(Agenda-)Forum der Religionen und Kulturen





Bezirksamt Mitte





Agenda-Plenum


Berlin-Mitte





Arbeitsgruppen





Konsultationkreis (je 2 Personen, alle 4 Wochen)





Säule 3


Zivilgesellschaftl. Akteure in den Religions-gemeinschaften, Kirchen, ökumen. Basis-gruppen u. Initiativen





Säule 2


Zivilgesellschaftliche Akteure





Säule 1


Politik (Legislative und Exekutive)


Verwaltung (Ämter und Behörden)
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� Zum Vorstehenden vgl. G. Picht, Wahrheit, Vernunft, Verantwortung. Stuttgart 1969; ders. (Hrsg.), Theologie - was ist das? Stuttgart 1977. S. 26 ff; H. E. Tödt, Perspektiven theologischer Ethik. München 1988; G. Orth, Protest gegen den Tod. Hamburg 1983


� Dies meint keine ‚paternalistische Verantwortung' für die Mitmenschen. Es meint meine Verantwortung, sofern ich verantwortlich durch meine Art zu leben bin dafür, dass andere am Leben gehindert werden. Wie andere dann ihr Leben gestalten, entzieht sich meiner Verantwortung - nicht aber das, dass ich durch mein Leben anderer Menschen Leben verhindere.


� Vgl. D. Bonhoeffer, Das Wesen der Kirche. DBW 11. Gütersloh 1994.


� D. Sölle, Imperiales Wissen ohne Visionen. Beten heißt Wünschen lernen. In: Misereor (Hrsg.), Spurensuche. Für eine Spiritualität solidarischen Lebens. Aachen 1997. S. 55-66, hier S. 62.


� C. Boff, Theologie und Praxis. Die erkenntnistheoretischen Grundlagen der Theologie der Befreiung. Mainz 1983. S. 244.


� N. Luhmann, Die Organisierbarkeit von Religion und Kirchen. Zit. nach Feige, rh4/1990 S. 229.


� WA 4, 318 f.


� W. Huber, Konflikt und Konsens. München 1990. S. 234.


� Vgl. G. Altner, Ungeborene, Behinderte, Kranke, Sterbende: Prüfsteine einer theologischen Ethik medizinischer Gentechnologie. In: G. Orth (Hrsg.), aaO. S. 85-92.


� Vgl. U. Körtner, Wann beginnt Leben? In: Synode direkt 1/2001. S. 34-37.


� Vgl. H. Blöcker, Die Analyse des menschlichen Genoms: Grundlage der biomedizinischen Forschung - Ausgangspunkt ethischer Diskussionen. In: G. Orth (Hrsg.), Forschen und tun, was möglich ist? Humangenomprojekt und Ethik. Münster 2002. S. 31-43, hier S. 39 f.


� Der Begriff „Schöpfung“ wird dabei hier als eher angemessen verwendet, als der Begriff „Umwelt“, der in seinen Wahrnehmungs- und Wertekategorien anthropozentrisch beschränkt ist.


�  z.B. erkenntlich in den Ergebnissen der ökumenischen Konsultation zu Fragen der Schöpfung im norwegischen  Granvollen unter Beteiligung von Gro Harlem Brundtland





1
Seite -17-


_1142623659.unknown

_1142623660.unknown

_1121101047.doc
[image: image1.png]






_1142623658.unknown

_1121093377.doc
[image: image1.png]






